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Verordimii^i,“ 

<leii  Verkelir  mit  Arzneimitteln.  Vom 
25.  November  1895. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser, 
König’  von  Preussen  usw. 

verordnen  im  Namen  des  Reiclies,  auf  Grund  der  Bestim- 
mung’ im  § 6,  Absatz  2 der  Gewerbeordnung’  (Reichsg’esetz- 
blatt  1883,  S.  177),  Avas  folg’t: 

Artikel  1. 

Zu  den  Zubereitung’en,  Drog’en  und  chemischen  Prä- 
paraten, welche  nach  §§  1 und  2 der  Verordnung’,  betr  den 
Verkehr  mit  Arzneimitteln,  vom  27.  Januar  1890  (Reichsge- 
setzblatt  S.  9),  sowie  nach  den  zugehörigen  Verzeichnissen  A 
und  B nur  in  Apotheken  feilgehalten  oder  verkauft  Averden 
dürfen,  treten  hinzu  und  zwar 

im  Verzeichniss  A unter  No.  11: 

Wundstäbchen  (cereoli); 
im  Verzeichniss  B: 

Acidum  camphoricum.  Kamphersäure. 

Acidum  hy drob rom i cum.  BromAAasserstoffsäure. 

Bismutum  subsa  1 i cy  1 i cum.  Basisches  Wismut- 

salicylat. 

Lithium  salicylicum.  Lithiumsalicylat. 

Theobrominum  natrio-salicy licum.  Diuretin. 

In  dem  Verzeicbniss  B kommt  i 

Bismutum  salicylicum.  SalicylsaureJi  Wismut 
in  Wegfall  ' 

Artikel  2. 

Zu  den  Zubereitungen,  welche  nach  dem  Verzeich- 
niss  A der  erwähnten  Verordnung  ausnahmsAA’eise  dem 
freien  Verkehr  überlassen  sind,  treten  hinzu 
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Die  vorliegende  dritte  Auflage  des  Kommentars  zur 
Kaiserl.  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  schliesst  sich 
in  der  Eintheilung  des  Materials  genau  an  die  vorange- 
gangenen Ausgaben  an.  Erweitert  wurde  dieselbe  durch 
Aufnahme  der  zahlreichen  inzwischen  bekannt  geworde- 
nen gerichtlichen  Entscheidungen  zur  Auslegung  der 
Verordnung,  namentlich  soweit  sie  die  Frage  der  Thier- 
heilmittel betreffen , sowie  der  auf  die  Revision  der 
Drogenhandlungen  ergangenen  Bestimmungen,  endlich 
der  reichsgesetzlichen  Vorschriften  über  den  Handel  mit 
Giften. 

Möge  das  Werkchen  auch  weiterhin  seinen  Beruf 
eines  bewährten  Führers  auf  dem  Gebiete  des  Arznei- 
handels ausserhalb  der  Apotheken  erfüllen! 

Berlin,  Februar  1895. 

Dr.  Böttger. 
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1.  Kaiserliche  Verordnung, 
betreffend  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln. 

Vom  27.  Januar  1890. 

(R.  Ges.  Bl.  S.  9.) 


Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher 
Kaiser,  König*  von  Preussen  etc. 

verordnen  im  Namen  des  Reichs^)  auf  Grund  der  Be- 
stimmung im  § 6 Absatz  2 der  Gewerbeordnung  (Reichs- 
Gesetzbl.  1883  S.  177)  was  folgt ^): 

§ 1.  Die  in  dem  anliegenden  Verzeichnisse  A.  auf- 
geführten Zubereitungen  dürfen,  ohne  Unterschied,  ob 
sie  heilkräftige  Stoffe  enthalten  oder  nicht^),  als  Heil- 
mittel*) nur  in  Apotheken®)  feilgehalten®)  oder  verkauft 
werden  '^). 

Diese  Bestimmung  findet  auf  Verbandstoffe 
(Binden,  Gazen,  Watten  u.  dgl.)®),  auf  Zubereitungen 
zur  Herstellung  von  Bädern®),  sowie  auf  Seifen*®) 
nicht  Anwendung.  Auf  künstliche  Mineralwässer**) 
findet  sie  nur  dann  Anwendung,  wenn  dieselben  in 
ihrer  Zusammensetzung  natürlichen  Mineralwässern  nicht 
entsprechen  und  wenn  sie  zugleich 

Antimon,  Arsen,  Baryum,  Chrom,  Kupfer,  freie 
Salpetersäure,  freie  Salzsäure  oder  freie  Schwe- 
felsäure 

enthalten. 


Böttger,  Arzneimittel.  3.  Aufl. 
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Verordnung  vom  27,  Januar  1890. 


Die  Verordnung  betr.  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  vom 
27.  Januar  1890  ist  wie  ihre  Vorgängerin  auf  Grund  der  Bestim- 
mung im  § 6,  Abs.  2 der  Gew.-Ordg.  erlassen,  lautend;  „Durch 
kaiserliche  Verordnung  wird  bestimmt,  welche  Apothekerwaaren 
dem  freien  Verkehr  zu  überlassen  sind.“  Die  Gew.-Ordg.  hat  im 
ganzen  deutschen  Reiche  mit  Einschluss  von  Elsass-Lothringen  (seit 
1.  Januar  1890)  Geltung  und  den  gleichen  Geltungsbereich  hat 
somit  auch  die  Verordnung.  Die  Art.  32,  33  u.  36  des  Ges.  vom 
21.  Januar  d.  J.  XI,  welche  bisher  in  Elsass-Lothringen  den  Arznei- 
handel regelten,  haben  dadurch  eine  Abänderung  erfahren. 

Die  früher  in  Bayern  erth eilten  Gewerbskoncessionen  zur 
Darstellung  und  dem  Verkauf  von  Geheimmitteln  sind  gegen- 
wärtig aufgehoben.  Das  k.  b.  Staatsministerium  des  Innern  hat 
laut  einer  im  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  No.  28  vom  16.  Mai 
1878  publicirten  Bekanntmachung  vom  10.  Mai  desselben  Jahres, 
den  Verkauf  von  Geheimmitteln  betreffend,  ausgesprochen,  dass  alle 
früher  in  widerruflicher  Weise  zum  Verkaufe  von  Geheimmitteln 
ertheilten  Bewilligungen,  insoweit  diese  Geheimmittel  unter  den  § 1 
der  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  über  den  Verkehr  mit  Arznei- 
mitteln fallen,  und  deren  Verkauf  bisher  ausser  den  Apotheken 
stattfinden  durfte,  ausnahmslos  hiermit  zurückgenommen  sind, 
und  dass  für  den  Verkauf  der  hier  in  Rede  stehenden  Geheim- 
mittel fortan  nur  die  erwähnte  Verordnung  vom  4.  Januar  1875 
massgebend  ist. 

Ebenso  dürfen  in  Preussen  (Min.-Verf.  vom  12.  Oktober 
1867.  — Lehnert)  Koncessionen  zur  Bereitung  und  zum  Verkauf 
von  Geheimmitteln  nicht  mehr  verliehen  werden. 

*)  Die  Reichsverordnung  vom  27.  Januar  1890  hat  nicht  den 
Zweck,  den  Handverkauf  in  den  Apotheken  zu  regeln  — hier- 
über bestehen  in  jedem  Bundesstaate  besondere  Verordnungen  — , 
sondern  ihre  Aufgabe  ist,  im  Anschlüsse  an  § 6 Al.  2 der  Gewerbe- 
ordnung, die  Grenzen  des  pharmaceutischen  Arzneimonopols  gegen- 
über der  allgemeinen  Handelsfreiheit  (nicht  gegenüber  den  Aerzten 
und  Thierärzten)  zu  ziehen.  Sie  richtet  sich  daher,  indem  sie  be- 
stimmt, welche  pharmaceutische  Zubereitungen  und  Arzneimittel 
ausschliesslich  in  den  Apotheken  verkauft  werden  dürfen,  gegen 
den  unbefugten  Arzneihandel  der  Geheimmittelkrämer,  Kaufleute 
und  Drogisten  und  trifft  diesen  wirksam,  indem  sie  den  Verkauf 
sämmtlicher  pharmaceutischer  Arzneiformen,  in  die  überhaupt  Arz- 
neien gebracht  werden  können,  some  alle  gebräuchlicheren  Arznei- 
mittel ausschliesslich  in  die  Apotheken  verlegt.  Freigegeben  sind 
nur  (die  mit  einem  f bezeichneten  sind  neu): 


§ 1.  Fi'eigegebene  Arzneimittel. 
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•{•  Ameisenspiritus. 
fAiiislakritzen. 

Amicatinktur. 

Baldriantinktur. 

Benzoetinktur. 

-(•Brausepulver,  einfaches  oder  mit 
Zucker  und  ätherischen  Oelen 
gemischtes. 

Coldcream. 

-(•  Eichelkaffeeextrakt. 
-j-Eucalyptuswasser. 

Encjlisch  Pflaster. 

-j-  Fenchelhonig, 
f Fichtennadelextrakt. 
Fleischextrakt. 

Fruchtsäfte  mit  Zucker  einge- 
kocht. 

f Heftpflaster, 
f Himbeeressig. 

Hoffmannstropfen . 
-j-Hühneraugenringe. 
f Kaffeeextrakt. 

Kampherspiritus . 

Kapseln,  welche  Brausepulver 
(einfach  und  gemischt),  Leber- 
thran,  doppelt  kohlens.  Na- 
trium, Weinsteinsäure  oder 
Ricinusöl  enthalten. 

Lakritzen. 


fLeberthran  mit  Pfefferminzöl. 
Liniment,  flüchtiges. 
Lippenpomade. 

Malzextrakt. 

f — mit  Eisen,  Leberthran  oder 
Kalk. 

f Molkenpastillen,  einfache. 
Myrrhentinktur. 

Pappelpomade. 

Pastillen  aus  natürlichen  Mineral- 
wässern bereitet. 

•}• künstl.  Mineralquellsalzen 

bereitet. 

Pfefferminzplätzchen, 
f Pechpflaster. 

Pepsinwein, 
f Riechsalz. 

Rosenhonig, 
f Salicyltalg. 
f — Streupulver, 
f Salmiakpastillen, 
f Salze,  welche  aus  natürlichen 
Mineralwässern  bereitet  oder 
diesen  nachgebildet  sind. 
Seifenspiritus, 
f Senfpapier. 

fXheeextrakt  aus  Blättern, 
t W achholderextrakt. 

Zuckersirup,  weisser. 


Alle  übrigen  zusammengesetzten  Arzneimittel  (Geheimmittel) 
werden  bestimmt  unter  eine  der  Rubriken  des  Verzeichnisses  A. 
obiger  Verordnung  unterzubringen  und  daher  als  dem  freien  Ver- 
kehr entzogen  zu  betrachten  sein. 

3)  Da  auch  solche  Stoffe,  welche  keine  heilkräftige  Wirkung 
haben,  in  eine  pharmaceutische  Form  gebracht,  letzterer  den  Cha- 
rakter einer  arzneilichen  Zubereitung  zu  geben  im  Stande  sein 
sollen,  so  folgt  daraus  von  selbst,  dass  dies  bezüglich  der  Stoffe, 
welche  zwar  arzneilich  wirksam,  aber  dem  freien  Verkehr  über- 
lassen sind,  gleicherweise  der  Fall  ist. 

^)  Der  Nachdruck  wird  hier  darauf  gelegt,  dass  die  ange- 
führten Zubereitungen  „als  Heilmittel“  verkauft  werden,  und  es 
ist  in  diesem  Falle  ohne  Unterschied,  ob  das  Präparat  aus  arznei- 
lich wirksamen,  oder  zum  medicinischen  Gebrauche  ungeeigneten 
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Vei’ordnung  vom  27.  Januar  1890. 

Stoffen  (gewöhnliches  Wasser,  Zucker,  Sägespäne,  Erde  u.  dgl.)  oder 
aber  aus  freigegebenen  Stoffen  besteht.  Auch  macht  es  nichts  aus, 
ob  das  betr.  Mittel  direkt  als  Heilmittel  oder  unter  einer  anderen 
Bezeichnung  (Hilfsmittel,  Vorbeugungsmittel  u.  dgl.)  angepriesen 
w’ird.  „Für  die  Anwendbarkeit  der  Verordnung  vom  4.  Januar 
1875  ist  die  thatsächliche  Bezeichnung  einer  Zubereitung  als  Heil- 
mittel entscheidend  und  kann  die  formelle  Vermeidung  des  Aus- 
drucks „Heilmittel“  nicht  straflos  machen,  da  bei  anderer  Aus- 
legung des  § 1 der  Verordnung  Sinn  und  Zweck  (cfr.  Reichstags- 
Verhandlungen  von  1872/73,  Band  III,  S.  132)  derselben  negirt 
und  vereitelt  würden.“  „Die  ergänzende  Bedeutung,  welche  der 
A^erordnung  vom  4./I.  1875  gegenüber  der  Strafbestimmung  in 
§ 367,  Z.  3 des  Str.-G.-B.  beiwohnt,  ist  dahin  zu  bestimmen:  dass 
durch  erstere  der  Begriff'  der  „Arznei“  festgestellt  wird  und  daher 
die  erwähnte  Strafbestimmung  überall  da  zur  Anwendung  gelangt, 
wo  den  Gegenstand  des  auf  polizeilicher  Erlaubniss  nicht  beruhen- 
den Zubereitens,  Feilhaltens,  Verkaufens  oder  sonstigen  Ueber- 
lassens  an  andere  im  Kleinverkehre  eine  Zubereitung  bildet,  welche 
ihrer  objektiven  Beschaffenheit  nach  unter  eine  der  in  Anlage  A. 
der  gedachten  Verordmmg  aufgeführten,  ausschliesslich  dem  Ver- 
triebe durch  Apotheken  zugewiesenen  Zubereitungen  in  Arzneiform 
fällt,  ohne  dass  hierbei  etwas  darauf  ankommt,  ob  bei 
dem  Feilbieten  oder  Verkaufen  einer  solchen  Zuberei- 
tung dieselbe  als  Heilmittel  begehrt,  bezeichnet  oder 
angepriesen  worden  ist  oder  nicht,  — indem  für  die  An- 
wendbarkeit der  in  § 1 der  zuletzt  an  gezogenen  A^erordnung  fest- 
gesetzten A^erkehrsbeschränkung  lediglich  Form  und  Zweck  der  Zu- 
bereitung, nicht  der  Zweck  des  Feilhaltens  oder  Verkaufens  ent- 
scheidend ist.“ 

(Erk.  des  Strafsenats  des  Königl.  Ob.-L.-G.  Dresden  vom 
19.  März  1881.) 

In  diesem  Sinne  hat  auch  das  Ob.-L.-G.  in  Posen,  welches 
in  einem  Erkenntnisse  vom  28.  Nov.  1888  den  Grundsatz  aufge- 
stellt hatte,  dass  nicht  der  Verkauf  der  in  der  Anl.  A aufgeführten 
Arzneizubereitungen  an  sich,  sondern  nur  deren  Verkauf  zu 
Heilzwecken  strafbar  sei,  in  einer  Strafsache  wegen  Verkauf  von 
Karbolsäure  unterm  26.  Juli  1889  entschieden.  Die  Begründung 
des  fraglichen  Erkenntnisses  lautet: 

„Die  mit  Wasser  verdünnte  Karbolsäure  gehört  begrifflich 
unter  die  in  dem  Verzeichniss  A der  kaiserl.  Verordnung  auf- 
geführten flüssigen  Arzneimischungen.  Die  kaiserl.  Verordn,  v. 
4.  1.  75  verfolgt  im  Hinblick  auf  die  durch  die  Reichsgewerbe- 
ordnung geschaffene,  unbeschränkte  Gewerbefreiheit  den  Zweck, 


§ 1.  Verkauf  als  Heilmittel. 
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diese  Freiheit  in  Bezug  auf  den  Verkehr,  insbesondere  auch  mit 
den  im  Verzeichniss  A erwähnten  Arzneimitteln  als  solchen  zu  be- 
schränken. In  diesem  Sinne  sollen  auch  arzneiliche  Zubereitungen 
nach  dem  Willen  des  Gesetzes  den  nach  der  Gewerbeordnung 
staatlich  zu  approbirenden  Apothekern  Vorbehalten  bleiben.  Des- 
halb bestimmt  diese  Verordnung  in  § 1,  dass  es  nicht  darauf  an- 
kommen soll,  ob  diese  Zubereitungen  aus  arzneilich  wirksamen 
oder  aus  solchen  Stoffen  bestehen,  welche  zum  medicinischen  Ge- 
brauch an  sich  nicht  geeignet  sind.  Die  reine  Karbolsäure  (in 
krystallisirtem  Zustande)  wird  aber  insbesondere  auch  als  Heilmittel 
erst  durch  Vermischung  mit  Wasser  Avirksam.  Diese  Vermischung 
(Lösung)  macht  sie  also  zu  einer  flüssigen  Arzneimischung  für  den 
äusserlichen  Gebrauch. 

Es  fragt  sich  nur  noch,  ob  die  Karbolsäurelösung  von  dem 
Angeklagten,  wie  der  angeführte  § 1 fordert,  als  Heilmittel  aucli 
feilgehalten,  bezw.  verkauft  worden  ist. 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Nach  der  Feststellung  des 
Vordeirichters  Avird  die  Lösung  ZAvar  auch  als  Desinfektionsmittel 
verAvendet  nnd  ist  vom  Angeklagten  dem  Publikum  nicht  ausdrück- 
lich als  Heilmittel,  zu  HeilzAvecken  zum  Verkauf  angeboten,  bezw. 
verkauft.  Der  Vorderrichter  stellt  aber  auf  Grund  der  eigenen 
Angaben  des  Angeklagten  fest,  dass  es  diesem,  als  Drogisten,  wohl 
bewusst  geAvesen  ist,  dass  die  Karbolsänre  auch  als  Heilmittel,  ins- 
besondere als  höchst  Avirksames  antiseptisches  Mittel  verwendet 
wird,  gleichwohl  aber  nach  dem  Zwecke  der  Verwendung,  ob  die- 
selbe zu  DesinfektionszAvecken  oder  zu  Heilzwecken  erfolgen  solle, 
nicht  gefragt  hat,  und  dass  er  daher  bei  dem  Feilhalten  und  dem 
Verkauf  der  Säure  die  Verwendung  derselben  als  antiseptisches 
Mittel  als  möglich  gleichfalls  gewollt  und  danach  gehandelt  hat. 
In  diesem  Verhalten  des  Angeklagten  liegt  ein  vorsätzliches  Handeln, 
ein  subjektives  Verschulden,  Avelches  ihn  strafrechtlich  verantwort- 
lich macht.“ 

Aus  einem  Reichs-Ger.-Erk.  vom  3.  Nov.  1891  lassen  sicli 
folgende  Rechtsgrundsätze  zur  Erläuterung  dieser  Bestimmung  ab- 
leiten. Ein  Verkauf  als  Heilmittel  liegt  A^or: 

1.  wenn  der  Verkäufer  den  Verbrauch  einer  Arzneizubereitung 
als  Heilmittel  als  selbstverständlich  voraussetzen  darf,  oder 

2.  wenn  der  Verkäufer  bei  Anwendung  der  schuldigen  Sorg- 
falt hat  annehmen  müssen,  der  Käufer  Avolle  die  geforderte  Arznei- 
zubereitung als  Heilmittel  gebrauchen.  Unter  schuldiger  Sorgfalt 
ist  aber  selbstredend  zu  verstehen,  dass  der  Verkäufer  nach  dem 
Gebrauchszweck  der  geforderten  Arzneimischung  sich  erkundigt  hat. 

Andererseits  ist  es  die  logische  Konsequenz  dieser  gegenwärtig 
allgemein  adoptirten  Rechtsprechung,  wonach  lediglich  der  Zweck 
für  den  Begriff  der  Arznei  massgebend  ist,  dass  im  Verz.  A.  auf- 
geführte Zubereitungen,  sobald  sie  zu  anderen  als  Heilzwecken 
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verwandt  werden,  unter  jene  Verordnung  nicht  mehr  fallen.  Zahn- 
tinkturen, Zahnpulver,  auch  wenn  sie  dem  freien  Verkehre  nicht 
überlassene  Stoffe  enthalten,  aber  nur  zu  kosmetischen  Zwecken, 
nicht  gegen  Krankheiten,  empfohlen  und  verkauft  werden,  müssen 
daher  als  freigegeben  betrachtet  werden,  wogegen  eine  Zahn- 
tinktur, die  die  sonst  freigegebene  Salicylsäure  enthält,  aber  gegen 
Krankheiten  des  Mundes  empfohlen  und  verkauft  wird,  wiederum 
\mbedingt  als  eine  flüssige  Arzneimischung  anzusehen  ist.  Ebenso 
fallen  Ungeziefersalben,  Phosphorpillen  gegen  Feldmäuse,  Ratten- 
latwerge (Phosphorteig  oder  Gliricin)  u.  dgl.  nicht  unter  die  Be- 
stimmungen der  lediglich  mit  Arzneimitteln  sich  befassenden 
Verordnung  vom  27.  Januar  1890.  Wie  weit  dagegen  die  Vor- 
schriften über  den  Verkehr  mit  Giften  auf  die  Abgabe  einer  Un- 
geziefersalbe, sofern  dieselbe  giftige  Stoffe  enthält,  oder  auf  die 
Abgabe  von  Giften  zur  Vertilgung  schädlicher  Thiere  Anwendimg 
finden,  bezw.  die  Vorschriften  des  Str.-G.-B.  ev.  in  Kraft  treten, 
ist  eine  Frage,  die  einer  anderweitigen  Beurtheilung  unterliegt. 

Die  Verordnung  sagt  nicht:  „ist  nur  Apothekern“,  sondern 
„ist  nur  in  Apotheken  gestattet“.  Das  Recht  zum  Arzneihandel 
im  Sinne  der  Verordnung  wird  somit  nicht  durch  die  blosse  Ap- 
probation erworben,  sondern  ruht  auf  der  öffentlichen  Apotheke, 
deren  jeweiliger  Inhaber  es  ausübt.  Näheres  über  das  Recht  der 
approbirten,  aber  nicht  besitzenden  Apotheker  bezüglich  ihrer  Ge- 
schäftstitel oder  -Schilder  s.  in  dem  Abschnitte  „Drogenhandlungen“. 

®)  Das  Vorräthighalten  von  Arzneien  u.  s.  w.  im 
Lagerräume  ist  nicht  als  „Feilhalten“  anzusehen.  Ur- 
theil  der  Strafkammer  bei  dem  Königlichen  Landgericht  zu  Woll- 
stein vom  22.  Mai  1894  und  des  Oberlandesgerichts  (Strafsenats) 
zu  Posen  vom  11.  Juli  1894.  „Ein  Feilhalten  im  gesetzlichen 
Sinne  liegt  nur  da  vor,  wo  die  betreffenden  Gegenstände  dem  kauf- 
lustigen Publikum  als  solchem  direkt  zugänglich  gemacht  sind  (s. 
Olshausen,  Kommentar,  Anm.  5 zu  § 324).  Dies  ist  aber  bei  einer 
Aufbewahrung  im  Lagerraum  nicht  der  Fall.“ 

’)  Die  Verordnung  untersagt  nur  das  „Feilhalten“  und  den 
„Verkauf“,  ist  aber  durch  den  dazu  gehörigen  § 367  3.  des  Str.- 
Ges.-B.  zu  ergänzen,  welcher  bestraft:  „Wer  . . . Arzneien  . . . zu- 
bereitet, feilhält,  verkauft  oder  sonst  an  Andere  überlässt“. 
Unter  „Zubereiten“  ist  hier  nicht  die  an  sich  straflose  gewerbs- 
mässige Herstellung  von  Stoffen,  welche  als  Arzneimittel  dienen, 
sondern  das  unbefugte  Receptiren,  also  das  pharmaceutisch-kunst- 
mässige  Präpariren  einer  gebrauchsfertigen  Arznei  zu  verstehen, 
und  unter  „sonst  an  Andere  überlässt“  die  unentgeltliche,  ge- 
schenkweise Abgabe  von  Arzneien.  „Zweck  und  Wortlaut  des 


§ 1.  Ankündigung  von  Arzneimitteln. 


7 


§ 367  3.  lassen  mit  Sicherheit  annehmen,  dass  jeder  ohne  polizei- 
liche Erlaubniss  betriebene  Verkehr  der  in  der  kais.  Verordnung 
vom  4.  Januar  1875  aufgeführten  Arzneien  aus  polizeilichen  Sicher- 
heitsmassregeln  verboten  werden  soll,  indem  § 367  sagt:  „Wer  . . . 
Arzneien  . . . oder  sonst  an  Andere  überlässt“  — (Erk.  des  bayr. 
Obersten  Gerichtshofes). 

Dagegen  ist  das  „Feilbieten“  (öffentliche  Ankündigung)  von 
Arzneimitteln  auf  Grund  der  Verordnung  vom  27.  Januar  1890 
bezw.  des  Str.-Ges.-B.  § 367  3.  nicht  strafbar.  „Wenn  das  Feil- 
bieten von  Arzneien  in  der  Regel  auch  einen  ziemlich  sicheren 
Schluss  auf  das  in  § 367  des  Str.-Ges.-B.  vorgesehene  „Feilhalten“ 
derselben  zulässt,  so  ist  doch  das  blosse  Feilbieten  in  der  ge- 
dachten Gesetzstelle  zweifellos  nicht  verboten,  so  dass  letzteres 
allein  und  ohne  das  gleichzeitige  Feilhalten  der  Arznei  jedenfalls 
nicht  als  üebertretung  im  Sinne  des  Str.-Ges.-B.  anzusehen  und 
zu  behandeln  ist.“  (Entsch.  d.  sächs.  Justizministeriums  1872.) 
Das  Feübieten  von  Arznei-  und  Geheimmitteln  ist  indess  vielfach 
durch  besondere  Polizei-Verordnungen  verboten. 

In  Preussen  wurden  folgende  neuere  Verbote  der  Ankündi- 
gung von  Arznei-  und  Geheimmitteln  auf  dem  Wege  der 
Polizei-Verordnung  erlassen: 

Stadt  Berlin,  30.  Juni  1887: 

„Arzneimittel,  deren  Verkauf  gesetzlich  untersagt  oder  be- 
schränkt ist  (kaiserl.  Verordnung  vom  4.  Januar  1875),  desgleichen 
Geheimmittel,  dürfen  zum  Verkauf  in  Berlin  weder  öffentlich  an- 
gekündigt noch  angepriesen  werden.“ 

Regbz.  Düsseldorf,  9.  Mai  1888: 

„Stoffe  und  Zubereitungen  jeder  Art,  gleichviel  ob  arzneilich 
wirksam  oder  nicht,  a)  deren  Feilhalten  und  Verkauf  nicht  Jeder- 
mann freigegeben  ist,  b)  deren  Bestandtheile  durch  ihre  Benennung 
oder  Ankündigung  nicht  für  Jedermann  deutlich  und  zweifellos 
erkennbar  gemacht  sind  (Geheimmittel),  dürfen  als  Heilmittel  gegen 
Krankheiten  und  Körperschäden  von  Menschen  und  Thieren  weder 
öffentlich  angekündigt  noch  angepriesen  werden.“ 

Provinz  Hannover,  11.  Mai  1888: 
„Arzneimittel,  soweit  deren  Verkauf  gesetzlich  untersagt  oder 
beschränkt  ist,  desgleichen  Geheimmittel,  welche  gegen  Krank- 
heiten empfohlen  werden,  dürfen  öffentlich  zum  Verkauf  weder 
angekündigt  noch  angepriesen  werden.“ 

Regbz.  Magdeburg,  21.  September  1887: 

Wortlaut  wie  in  der  Provinz  Hannover. 
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Regbz.  Potsdam,  9.  Januar  1888; 

Wortlaut  wie  in  der  Stadt  Berlin. 

Regbz.  Oppeln,  9.  Juli  1888  und  14.  Aug.  1889: 
Wortlaut  wie  in  der  Stadt  Berlin. 

Regbz.  Breslau,  20.  März  1889: 

„Geheimmittel,  sowie  Arzneimittel,  deren  Verkauf  gesetzlich 
untersagt  ist,  dürfen  zum  Verkauf  weder  öffentlich  angekündigt 
noch  angepriesen  werden.  Dasselbe  gilt  von  Arzneimitteln,  deren 
Verkauf  einer  gesetzlichen  Beschränkung  unterliegt,  sofern  dieselben 
als  Heilmittel  gegen  Krankheiten  feilgeboten  werden.“ 

Regbz.  Erfurt,  G.  November  1888: 

Wortlaut  wie  im  Regbz.  Düsseldorf  mit  dem  Zusatz  ad  b}: 
„und  quantitative  Zusammensetzung“. 

Regbz.  Arnsberg,  30.  November  1889 
und  16.  Januar  1891: 

Wortlaut  wie  im  Regbz.  Erfurt. 

Regbz.  Cöslin,  10.  December  1889: 

§ 1.  „Zubereitungen  als  Heilmittel,  a)  deren  Feilhalten  und 
Verkauf  gesetzlich  beschränkt  ist,  b)  deren  Namen  ihre  Bestand- 
theile  und  Zusammensetzung  nicht  erkennbar  machen,  c)  denen  be- 
sondere Wirkungen  beigelegt  werden,  um  über  ihren  Werth  zu 
täuschen  (Reklamemittel),  dürfen  weder  in  Zeitungen,  in 
Zeitschriften,  noch  mittelst  Vertriebes  von  Druck- 
schriften zum  Verkaufe  feilgeboten  oder  Zwecks  desselben  ange- 
priesen werden. 

§ 2.  Die  Vorschrift  zu  § 1 a dieser  Verordnung  findet  auf  In- 
haber von  Apotheken  keine  Anwendung.“ 

Regbz.  Schleswig,  22.  September  1889: 

Wortlaut  wie  im  Regbz.  Erfurt. 

Regbz.  Stettin,  1.  Oktober  1890: 

Wortlaut  wie  im  Regbz.  Minden. 

Regbz.  Wiesbaden  und  Stadt  Frankfurt  a.  M., 

14.  April  1891; 

Wortlaut  wie  im  Regbz.  Minden;  nur  lautet  der  Schlusssatz: 
„dürfen  als  Heilmittel  gegen  Krankheiten  und  Körperschäden  von 
Menschen  und  Thieren  weder  öffentlich  angekündigt  noch  ange- 
priesen werden“. 

Regbz.  Merseburg,  16.  Juni  1891: 

Wortlaut  wie  im  Regbz.  Minden. 
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Provinz  Westpreussen,  IG.  Juli  1892: 

Wortlaut  wie  in  der  Stadt  Berlin. 

Regbz.  Frankfurt  a.  0.,  23.  Mai  1894: 

Wortlaut  wie  im  Regbz.  Cöslin. 

Regbz.  Sigmaringen,  12.  Juli  1892: 
Zubereitungen,  Drogen  und  chemische  Präparate,  a)  deren 
Feilhalten  und  Verkauf  gesetzlich  beschränkt  ist  (kais.  Verordnung 
vom  27.  Januar  1890,  betreffend  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln, 
Reichsgesetzbl.  S.  9),  b)  deren  Wesen  und  Zusammensetzung  ge- 
heim gehalten  werden  (Geheimmittel),  c)  denen  besondere  Wir- 
kungen fälschlich  beigelegt  werden,  um  über  ihren  Werth  zu  täu- 
schen (Schwindelmittel),  dürfen  als  Heilmittel  für  Menschen  und 
Thiere  weder  in  Zeitungen  oder  Zeitschriften,  noch  mittelst 
Vertriebes  von  Druckschriften,  noch  anderweitig  öffentlich  ange- 
kündigt oder  angepriesen  werden.  Die  Vorschrift  des  Abs.  a)  findet 
auf  diejenigen  Gewerbebetriebe,  denen  nach  der  kais.  Verordnung 
vom  27.  Januar  1890  das  Feilhalten  und  der  Verkauf  der  daselbst 
bezeichneten  Heilmittel  gestattet  ist,  keine  Anwendung. 

Regbz.  Minden,  23.  November  1893: 

§ 1.  Stoffe  und  Zubereitungen, 

a)  deren  Feilhalten  und  Verkauf  gesetzlich  beschränkt  ist  (kais. 
Verordnung  vom  27.  Januar  1890,  betr.  den  Verkehr  mit 
Arzneimitteln), 

b)  deren  Bestandtheile  und  Zusammensetzung  geheim  gehalten 
werden  (Geheimmittel), 

c)  denen  besondere  Wirkungen  fälschlich  beigelegt  werden,  um 
über  ihren  Werth  zu  täuschen  (Reklamemittel), 

•dürfen  als  Heilmittel  öffentlich  nicht  feilgeboten  oder  angepriesen 
werden. 

§ 2.  Die  Vorschrift  unter  a)  im  § 1 findet  auf  Inhaber  von 
Apotheken  keine  Anwendung. 

Regbz.  Cassel,  20.  Oktober  1893: 

Stoffe  und  Zubereitungen  jeder  Art,  gleichviel  ob  arzneilich 
wirksam  oder  nicht,  a)  deren  Feilhalten  und  Verkauf  gesetzlich 
beschränkt  ist  (vergl.  kais.  Verordnung  vom  27.  Januar  1890,  betr. 
den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  und  Erlass  des  Herrn  Ministers  der 
geistl.  u.  s.  w.  Angelegenheiten  vom  4.  December  1891,  betr.  die 
Abgabe  starkwirkender  Arzneimittel),  b)  deren  Bestandtheile  und 
quantitative  Zusammensetzung  durch  ihre  Ankündigung  oder  Be- 
nennung nicht  für  Jedermann  deutlich  erkennbar  gemacht  oder 
auf  Verlangen  bekannt  gegeben  werden  (Geheimmittel),  c)  denen 
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besondere  Wirkungen  fälschlich  beigelegt  werden,  um  über  ihren 
Werth  zu  täuschen  (Reklamemittel),  dürfen  als  Heilmittel  gegen 
Krankheiten  und  Körperschäden  der  Menschen  und  Thiere  weder 
in  Zeitungen  oder  Zeitschriften,  noch  mittelst  Vertriebes  von  Druck- 
schrift en,noch  anderweit  öfientlich  angekündigt  oder  angepriesen  werden. 

Regbz.  Coblenz,  5.  September  1894: 

Die  öffentliche  Ankündigung  und  Anpreisung  zum  Verkaufe 
a)  von  Geheimmitteln,  d.  h.  Mitteln,  deren  Namen  ihre  Bestand- 
theile  und  Zusammensetzung  nicht  für  Jedermann  deutlich  erkenn- 
bar machen,  b)  von  Arzneimitteln,  deren  freier  Verkauf  gesetzlich 
untersagt  oder  beschränkt  ist,  c)  von  Reklamemitteln,  d.  h.  Mitteln, 
denen  in  einer  über  ihren  Werth  täuschenden  Weise  besondere 
Heilwirkungen  beigelegt  werden,  ist  für  den  Bereich  des  Regierungs- 
bezirks Koblenz  verboten. 

Soweit  die  Polizei -Verordnungen  den  obigen  Inhalt  haben, 
sind  sie  als  eine  Ergänzung  bezw.  Erweiterung  der  kais.  Verord- 
nung vom  27,  Januar  1890  zu  erachten.  Diese  Verordnung  unter- 
sagt bezw.  beschränkt  das  Feilhalten  und  den  Verkauf  einer  An- 
zahl von  Arzneimitteln,  und  die  Pol. -Verordnungen  erweitern  diese 
Bestimmungen  dahin,  dass  diejenigen  Arzneimittel,  deren  Feil- 
halten  und  Verkauf  untersagt  oder  beschränkt  ist,  auch  nicht 
öffentlich  angekündigt  oder  angepriesen  werden  dürfen. 
Die  ausdrückliche  Erwähnung  der  Geheimmittel  neben  den  Arznei- 
mitteln ist  geschehen,  um  jede  Möglichkeit  einer  Umgehung  der 
Verordnung  auszuschliessen.  In  Wirklichkeit  wird  wohl  so  ziem- 
lich jedes  Geheimmittel  einer  der  Arzneikategorien  zuzuzählen  sein, 
deren  Feilhalten  und  Verkauf  dem  freien  Verkehr  entzogen  ist. 
Die  Annahme  scheint  berechtigt,  dass  das  Verbot  der  Ankündi- 
gung von  Arzneimitteln  etc.  sich  eben  nur  auf  dieselben  Kate- 
gorien von  Personen  erstreckt,  auf  welche  das  Verbot  des  Feil- 
haltens und  des  Verkaufs  von  Arzneimitteln  Bezug  hat,  wäh- 
rend auf  diejenigen  Arzneihändler,  deren  Befugnisse  zur  Abgabe 
von  Arzneien  durch  die  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  nicht 
beschränkt  sind,  die  obigen  Pol.-Verordnungen  keine  Anwendung 
finden  können.  Eine  Handlung,  die  landesgesetzlich  an  sich  nicht 
strafbar  ist,  kann  auch  nicht  in  ihren  vorbereitenden  Stadien  von 
Polizeiwegen  straffällig  erklärt  werden;  sämmtliche  Arzneien,  die 
der  Apotheker  im  Handverkauf  an  das  Publikum  zu  verkaufen 
berechtigt  ist,  muss  derselbe  nach  rechtlichen  Begriffen  auch  zum 
Verkauf  anbieten  dürfen.  Der  Grosshandel  mit  Arzneien  unter- 
liegt ausserdem  überhaupt  keiner  Beschränkung  und  jedes  Angebot 
in  dieser  Richtung  ist  daher  selbstredend  vollkommen  iinbehindert. 
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Die  obige  Anschauung,  dass  die  Verordnungen  auf  Apotheker  nicht 
Anwendung  finden  können,  hat  das  Landgericht  I in  Berlin  unterm 
7.  Mai  1888  ausgesprochen  und  begründet. 

Das  Kammergericht  hat  indess  z.  Th.  im  gegentheiligen 
Sinne  entschieden  (s.  Ph.  Z.  1893  No.  90).  Ueber  die  Frage,  in- 
wieweit partikularrechtliche  Vorschriften,  die  das  öffentliche  An- 
preisen von  Arzneimitteln  und  dergleichen  verbieten,  neben 
den  reichsgesetzlichen  Normen  noch  bestehen  können,  hat  sich  das 
Reichsgericht  in  einem  Urtheil  vom  13.  Februar  1893  (Entsch. 
d.  R.-G.  in  Strafs.  Bd.  XXIII,  S.  428)  wie  folgt  ausgesprochen: 
„Dass  landesgesetzliche  Bestimmungen,  welche  die  Anpreisung  von 
Arzneien  unter  der  Form  von  Geheimmitteln  untersagen,  nicht 
ohne  Weiteres,  auch  insoweit  sie  den  Verkauf  solcher  Geheimmittel 
prohibiren,  noch  rechtsbeständig  sind,  ist  vom  Reichsgericht  aner- 
kannt (Entsch.  Bd.  VI,  S.  329,  Bd.  XVI,  S.  359).  In  gleichem 
Sinne  hat  der  jetzt  erkennende  Senat  in  den  zahlreichen,  den  § 99 
der  Hamburger  Medicinalordnung  betreffenden  Entscheidungen  da- 
ran festgehalten,  dass  die  fragliche  Norm  als  medicinalpolizeiliches 
Verbot  nur  noch  insoweit  anwendbar  ist,  als  sie  das  markt- 
schreierische, sich  nach  Aussen  hin  kundgebende,  das  Publikum 
belästigende  Ausbieten  und  Anpreisen  von  Geheimmitteln,  Wun- 
derkuren, Quacksalbereien  u.  dergl.  untersagt.“ 

In  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Hessen  besteht 
keine  gesetzliche  oder  polizeiliche  Beschränkung  für  Drogisten  in 
der  öffentlichen  Ankündigung  von  Arzneimitteln.  In  Baden  lautet 
der  § 84  des  Pol.-Str.-Ges.-B.:  „Wer  der  Verordnung  zuwider 

Arzneimittel,  welche  dem  freien  Verkehr  entzogen  sind,  öffentlich 
zum  Verkauf  ankündigt  oder  anpreist,  wird  an  Geld  bis  zu  150  M. 
oder  mit  Haft  bestraft.“  In  den  thüringischen  Staaten,  so- 
wie in  Hamburg,  Mecklenburg,  Braunschweig  bestehen 
ebenfalls  Ankündigungsverbote  für  Arznei-  und  Geheimmittel. 

®)  Verbandstoffe  aller  Art  (Binden,  Gazen,  Watten  u. a.  m.), 
auch  mit  Medikamenten  imprägnirte,  sind  nach  dem  obigen  Wort- 
laut dem  freien  Verkehr  überlassen.  Es  bezieht  sich  dies  auch 
auf  Verbandstoffe,  welche  Stoffe  enthalten,  die  dem  freien  Verkehr 
entzogen  sind,  da  die  Freigabe  eine  generelle  ist. 

(Gutachten  des  kgl.  Medicinal-Kollegiums  in  Cassel, 
vom  16.  Mai  1889.) 

Auf  das  gefl.  Ersuchen  königlichen  Landgerichts  vom  12.  d. 
Mts.  (Untersuchimgssache  gegen  den  Drogisten  W.  H.  in  W.)  er- 
statten wir  hiermit  unter  Rücksendung  der  Akten  ergebenst  das  ge- 
forderte Gutachten. 

Die  Fragen  1 und  2,  welche  königl.  Landgericht  in  seinem  Be- 
schluss vom  29.  März  d.  J.  vorlegt,  werden  wir  ziisammenfassen  und 
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gemeinschaftlich  l>eantworton,  da  die  fraglichen  Präparate,  Sublimat- 
watte und  Jodoformgaze,  beide  zu  den  medicinischen  Verbandstoffen 
gehören.  Diese  Verbandstoffe  kannte  das  Gesetz  Amm  4.  Januar  1875 
noch  nicht.  Dieselben  sind  erst  nach  dessen  Veröffentlichung  für 
die  Wundbehandlung  eingeführt  Avorden.  Sie  konnten  daher  aucli 
nicht  in  dem  Verzeichniss  A des  fraglichen  Gesetzes  aufgeführt  Averden. 

Sie  enthalten  freilich  neben  der  indifferenten  Unterlage, 
Watte  oder  Gaze,  Arzneimittel,  Avelche,  Avenn  sie  als  Heilmittel  ge- 
braucht Averden,  nur  in  den  Apotheken  feilgehalten  und  verkauft 
Averden  dürfen.  Ob  sie  aber  in  dem  eminenten  Sinne  als  Heilmittel 
zu  betrachten  sind,  diese  Frage  muss  Avohl  verneint  Averden.  Sie 
Averden  von  den  Chirurgen  als  Deckmittel  für  Wunden  angeAvandt, 
Avelche  krankmachende,  von  Aussen  eindringende  Mikroorganismen 
von  den  Wunden  abhalten  und  so  die  EntAvicklung  von  Wundinfek- 
tionskrankheiten hintanhalten  sollen.  Sie  Averden  im  Grossen  in 
Fabriken  hergestellt  und  im  Detail  von  allen  Drogisten,  den  chirur- 
gischen Instrumentenmachern,  den  Händlern  mit  Gummiw'aaren, 
ebenso  Avie  in  den  Apotheken  ohne  besondere  ärztliche  Verordnung 
A'erkauft.  Irgend  eine  Gefahr  für  die  Gesundheit  ist  bei  deren  An- 
Avendung  nicht  beobachtet  worden.  Die  Erkenn tniss  ihres  Werthes  für 
die  Abhaltung  schädlicher  Eirnvirkung  A'on  Mikroorganismen  ist  beim 
grossen  Publikum  so  weit  schon  verbreitet,  dass  vieleFamilien  sie  Amr- 
räthig  halten,  um  sie  bei  vorkommenden  VerAvundungen  zu  gebrauchen. 

Ob  dieselben,  bei  der  Gefahrlosigkeit,  Avelche  ihre  AnAvendung 
so  Aveite  Verbreitung  verschafft  hat,  dem  alleinigen  Verkauf  in  den 
Apotheken  bei  einer  künftigen  Revision  des  Gesetzes  Amm  4.  Januar 
1875  Vorbehalten  Averden,  dürfen  wir  sehr  bezweifeln. 

Der  Gesetzgeber  geht  neuerdings  in  üebereinstimmung  mit  jenem 
Gutachten  von  der  Ansicht  aus,  dass  Verbandstoffe  nicht  mehr  zu  den 
Arzneimitteln,  sondern  zu  den  chirurgischen  Hilfsmitteln  gehören, 
die  den  freien  Verkehr  zu  überlassen  sind. 

Die  gebräuchlichsten  medicinischen  Bäder  (Balnea  me- 
dicata)  sind  nach  Börner’s  Medicinal-Kalender: 

Alkalische  Bäder  (Laugenbäder).  Lösungen  von  150  bis 
500  Grm.  roher  Potasche  zum  allg.,  A'on  5,0  — 10,0  zum  örtl.  Bade, 
oder  von  — 1 Kilogr.  Soda  zum  allg.,  Amn  100  — 200  Grm.  zum 
Fussbade. 

Ameisenbäder.  1 — 2 Kilogr.  zerquetschte  Ameisen  werden 
in  einem  leinenen  Beutel  gebrüht  und  die  Brühe  dem  Bade  zugesetzt. 

Aromatische  Bäder  (Kräuterbäder).  Aus  Kamillen  Yg  his 
1 Kilogr.  oder  Pfefferminze  Yg — 1 Kilogr.  oder  CalmusAvurzel  Y4  his 
Ya  Kilogr.  oder  Spec.  aromatic.  150  — 500  Grm.  etc.  wird  ein  Auf- 
guss von  2 Litern  W.  bereitet  und  dem  Bade  zugesetzt.  Von  den 
in  Weingeist  gelösten  aromat.  Stoffen  kommen  Spir.  Angelicae 
comp.,  Spir.  Calami,  Mastiches  comp,  und  Spir.  Serpylli  als  Bade- 
zusatz in  Dosen  v'on  60,0  — 120,0  in  Anwendung. 


§ 1.  Zubei'eitungeii  zu  Bädern. 


1 ^ 

lo 

Baldrianbäder.  250  — 500  Grm.  Rad.  Valerian.  in  1 — 2 
Liter  W.  gekocht  als  Zusatz  zum  einf.  Wasser-  oder  Sooibade. 

Chlorkalkbäder.  Calcar.  chlor.  250,0  — 500,0  zu  einem 
allgem.  Bad,  5,0  — 10,0  auf  Aq.  500,0  zum  örtlichen  Bade. 

Eisen bäd er.  Man  setzt  dem  Vollbade  zu:  Reines  Eisen- 
vitriol 30,0 — 60,0,  gerein.  Potasche  120,0;  oder  reines  Eisenvitriol 
30,0,  Kochsalz  60,0,  Natr.  bicarb.  90,0;  oder:  Rohes  Eisenvitriol 
30,0  — 60,0  mit  weissem  Thon  (Argilla)  zu  1 Kugel,  welche  im 
Bade  gelöst  wird.  Für  Kinderbäder  überall  der  angegebenen  Dosis. 

Fichtennadelbäder.  150  — 500  Grm.  Fichtennadelextrakt 

als  Zusatz  zum  Bade. 

Jodbäder.  (Zink-  oder  Kupferwannen  zu  vermeiden!)  Kalii 
jod.  50,0  — 120,0  zum  allgem.,  5,0  — 10,0  auf  1 Liter  W.  zum 
örtl.  Bade.  — Jodi  10,0  — 15,0  mit  Kalii  jod.  20,0  — 30,0  in 
1 Kilogr.  W.  gelöst  und  dem  (wegen  der  Joddämpfe)  zu  bedecken- 
den Bade  zugesetzt.  — Jodi  10,0  — 15,0  in  Lösungen  von  Koch- 
salz, Seesalz  oder  Mutterlauge  als  Badezusatz. 

Kleienbäder.  1 — 3 Kilogr.  Weizenkleie  werden  in  einen 
leinenen  Beutel  gethan  und  Y2  St.  lang  mit  4 — 8 Liter  W.  abge- 
kocht. Beutel  und  Dekokt  zum  Bade. 

Leimbäder.  Ya — ^ Kilogr.  Colla  animal,  in  W.  gelöst  als 
Badezusatz.  Gleichwerthig  sind  die  aus  einer  Abkochung  von 
Hammelfüssen  bereiteten,  sog.  Bouillonbäder. 

Malzbäder.  1 — 3 Kilogr.  Gerstenmalz  werden  Ya  Stunde 
lang  in  4- — 6 Liter  W.  gekocht;  das  durchgeseihte  Dekokt  zum  Bade. 

Mineralsäurebäder.  (Nur  in  Holzwannen  zu  nehmen!) 
Scheidewasser  (Acid.  nitric.  crud.)  50,0  — 120,0  zum  Vollbade; 
häufiger  zu  gleichen  Theilen  mit  roher  Salzsäure  (Acid.  hydrochlor. 
crud.),  von  jeder  30,0  — 60,0  zum  Vollbade,  30,0  zum  Fussbade. 

Moussirende  Bäder  (Kohlensäurebäder).  In  dem  richtig 
temperirten  Bade  werden  200  Grm.  dopp.  kohlens.  Natron  voll- 
ständig gelöst  und  sodann  beim  Besteigen  der  Wanne  200  Grm. 
rohe  Salzsäure  unter  Umrühren  zugesetzt.  Bei  Fortgebrauch  steigt 
man  allmählich  mit  beiden  Substanzen  bis  auf  1000  und  1500  Grm. 

Moussir  ende  Kochsalzbäder  werden  wie  die  vorigen  be- 
reitet; nur  wird  dem  Natr.  bicarb.  1 Kilogr.  Kochsalz  beigefügt. 

Schwefelbäder.  (Nicht  in  Metallwannen  zu  nehmen!)  Na- 
trium subsulfuros.  50,0 — 150,0  wird  unter  Zusatz  von  30  — 60  Grm. 
Essig  im  Badewasser  aufgelöst.  Bezweckt  man  eine  stärkere  Ent- 
wicklung von  Schwefelwasserstoff,  so  nimmt  man  Kalium  sulfurat. 
ad  balneum  50,0 — 150,0  oder  von  derselben  Substanz  30,0  — 60,0 
und  dazu  Acid.  sulfuric.  crud.  15,0  — 30,0  oder  Calcium  sulfuratum 
100  — 120  und  gleiche  Theile  roher  Salzsäure.  Zur  Abschwächung 
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der  durch  die  Säure  erzeugten  Schärfe  kann  man  noch  100  — 200  Grm. 
Colla  anim.  dem  Bade  hinzusetzen. 

Seifenbäder.  100 — 250  Grm.  geschabte  Hausseife,  wehsse 
Kaliseife  oder  Sapo  aromat.  pro  balneo,  oder  aber  60,0  — 100,0  Spir. 
saponat.  als  Badezusatz. 

Senfbäder.  100,0 — 250,0  Senfmehl  werden  mit  kaltem  W. 
angerührt  und  der  Teig  im  Bade  vertheilt,  oder  Ol.  Sinapis  2,0 
mit  Spir.  Vini  25,0  wird  dem  Bade  zugesetzt. 

Soolbäder  mit  einem  Kochsalzgehalt  von  2 — 3 Procent 
werden  durch  Zusatz  von  20 — 30  Grm.  pro  Liter  des  Badewassers, 
also  von  6 — 9 Kilogr.  Koch-  oder  Seesalz  für  den  Erwachsenen 
oder  aber  durch  eine  Verbindung  von  2 — 5 Kilogr.  Koch-  oder 
Seesalz  mit  2 Kilogr.  Mutterlaugensalz  oder  mit  3 — 5 Liter  Mutter- 
lauge hergestellt.  Kinder  die  Hälfte  bis  der  angegebenen  Dosis 
und  nach  Verhältniss  des  Wanneninhaltes.  Am  billigsten  stellt 
sich  die  Benutzung  des  Stassfurter  Badesalzes,  der  Centner  etwa 
1,50  M. 

Sublimatbäder.  (Nur  in  Holzwannen!)  Hydrarg.  bichlor. 
corros.  2,5  — 10,0  wird  in  50,0  — 200,0  Aq.  gelöst  und  diese  Lösung 
dem  Bade  zugesetzt. 

Tanninbäder.  Acid.  tannic.  10,0  — 50,0  wird  in  200,0  Aq. 
gelöst  und  die  Lösung  dem  Bade  zugesetzt.  Abkochungen  von 
Eichen-,  Weiden-,  Ulmen-,  Kastanien-Rinde  Kilogr.  auf  2 bis 
3 Liter  W.),  Gerberlohe  oder  von  Galläpfeln  (100 — 200  Grm.  auf 
2 Liter  W.)  sind  heutzutage  weniger  im  Gebrauch. 

Wallnussblätter- Bäder.  Eine  Abkochung  von  Yj  his 
1 Kilogr.  frischer  Wallnussblätter  (getrocknete  Blätter  doppelt  so 
viel)  in  entsprech.  Menge  W.  wird  dem  Bade  zugesetzt. 

Die  sämmtlichen  hier  genannten  Ingredienzien  mit  Ausnahme 
von  Jodkalium,  welches  als  eine  „Zubereitung“  nicht  erachtet 
werden  kann,  daher  dem  freien  Verkehr  nicht  überlassen  ist, 
dürfen  ausserhalb  der  Apotheken  abgegeben  werden.  Hydr.  bichlor. 
corr.,  Jodum  und  Acid.  tannicum  sind  ebenfalls  keine  „Zuberei- 
tungen“, aber  in  Verz.  B.  nicht  mitgenannt,  folglich  dem  freien 
Verkehr  überlassen. 

Unter  Seifen  können  hier  natürlich  nur  die  sog.  medi- 
-cinischen  Seifen  verstanden  sein,  da  die  gewöhnlichen  Waschseifen 
unter  eine  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  nicht 
fallen.  Es  müssen  demnach  die  sämmtlichen,  im  Handel  vor- 
kommenden medicinischen  Seifen  (Karbol-,  Theer-,  Sublimat-  und 
die  zahllosen  anderen  Seifen  mit  Arzneizusätzen)  als  dem  freien 
Verkehr  überlassen  betrachtet  werden.  Ein  Erkenntniss  des  Kammer- 
gerichts vom  4.  Juni  1891  stellt  fest,  „dass  ein  Drogist,  welchre 
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Süblimatseife  verkauft,  auf  Grund  der  Polizeiverordnungen,  welche 
ihm  den  Verkauf  von  Sublimat  untersagen,  nicht  verurtheilt  wer- 
den kann,  denn  der  Paragraph  der  gedachten  Polizeiverordnung 
erfordert  eine  besondere  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  nur 
zum  Feilbieten  und  Verabfolgen  der  in  den  Anlagen  A und  B 
äufgeführten  „direkten  und  indirekten  Gifte“,  nicht  aber  zu  allen 
Präparaten,  welchen  eines  dieser  Gifte  nur  als  untergeordneter  Zu- 
satz beigemischt  ist,  und  deren  Zweck  und  Charakter  als  Haut- 
reinigungsmittel  durch  diesen  Zusatz  nicht  wesentlich  verän- 
dert wird.“ 

Die  Bestimmung  über  die  künstlichen  Mineralwässer 
wiederholt  eingeschränkt  dasjenige,  was  in  der  kaiserlichen  Ver- 
ordnung vom  9.  Februar  1880  gesagt  war,  erweitert  dasselbe  aber 
andererseits  dahin,  dass  die  künstlichen  Mineralwässer,  auch  wenn 
sie  freie  Mineralsäuren  enthalten,  dem  freien  Verkehr  entzogen  sein 
sollen.  (Natürliche  Mineralwässer  sind  dem  freien  Verkehr  ohne 
jede  Einschränkung  überlassen.) 

§ 2.  Die  in  dem  anliegenden  Verzeichnisse  B.  auf- 
geführten Drogen  und  chemischen  Präparate*^) 
dürfen  nur  in  Apotheken  feilgehalten  oder  verkauft 
werden. 

'2)  Bei  Feststellung  der  in  dem  Verzeichniss  B.  aufgeführten 
Gegenstände  ist  in  der  Weise  verfahren  worden,  dass  in  dasselbe 
aufgenommen  sind: 

a)  die  ausschliesslich  zu  Heilzwecken  dienenden  Drogen  und 
chemischen  Präparate,  mit  Ausnahme  jedoch  derjenigen  Apotheker- 
waaren  dieser  Kategorie,  welche  als  obsolet  nur  in  sehr  seltenen 
Fällen  von  Aerzten  verordnet,  vom  Publikum  aber  der  Erfahrung 
nach  niemals  verlangt  werden,  sowie  derjenigen,  welche  ohnehin 
Jedermann  leicht  zugänglich  sind; 

b)  die  vorzugsweise  nur  zu  Heilzwecken  dienenden  Apotheker- 
waaren,  welche  ausserdem  zwar  auch  in  einzelnen  Industriezweigen 
technisch  verwerthet  werden,  hierbei  aber  der  Wohlfeilheit  wegen 
nur  im  nicht  gereinigten  Zustande  zum  Gebrauch  gelangen,  während 
sie  zur  medicinischen  Verwendung  chemisch  rein  sein  müssen,  so 
dass  sie  in  dieser  gereinigten  Beschaffenheit  den  ausschliesslich  zu 
Heilzwecken  dienenden  Präparaten  beizuzählen  sind; 

c)  diejenigen  im  Inlande  wachsenden  vegetabilischen  Heil- 
mittel, welche  zwar  von  Jedermann  leicht  gesammelt  und  beschafft 
werden  können,  die  jedoch  der  Verwechslung  mit  anderen  völlig 
indifferenten  oder  mit  scharf  wirkenden,  giftigen  Kräutern  leicht 
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ausgesetzt  sind  und  daher  als  Heilmittel  nicht  unbedenklich  dem 
freien  Verkehr  überlassen  werden  dürfen. 

(Erklilrung  des  R.-K.-A.  vom  24.  August  1871;  Mittheilung 
des  preussischen  Medicinal-Ministeriums  vom  4.  November  1872.) 

Die  obige  Erklärung  bezieht  sich  allerdings  nur  auf  die  kais. 
Verordnung  vom  25.  Mai  1872,  die  Vorläuferin  der  Verord.  vom 
4.  Januar  1875,  es  ist  indess  mit  Recht  anzunehmen,  namentlich 
da  der  § 2 gar  keine  materielle  Aenderung  erfahren  hat,  dass  die 
obigen  Grundsätze  auch  bei  der  Aufstellung  des  Verzeichnisses  B. 
zur  Verord.  vom  27.  Januar  1890  massgebend  geblieben  sind.  Es 
würde  daraus  aber  hervorgehen  (siehe  a und  b),  dass  die  in  dem 
Verz.  B.  aufgenommeneu  Chemikalien  und  Drogen,  auch  wenn  sie 
angeblich  oder  wirklich  zu  anderen  als  Heilzwecken  gebraucht 
werden  sollen,  nur  in  Apotheken  verkauft  werden  dürfen.  Denn 
ausser  den  ausschliesslich  zu  Heilzwecken  gebrauchten  Drogen  und 
ehern.  Präparaten  (a)  sind  (b)  nur  solche  Drogen  und  cheni.  Prä- 
parate gemeint  und  in  das  Verz.  B.  aufgenommen,  welche  _in 
dieser  gereinigten  Beschaffenheit  den  ausschliesslich  zu  Heilzwecken 
dienenden  Präparaten  beizuzählen  sind“.  Der  Einwand,  dass 
ein  im  Verz.  B.  aufgeführtes  ehern.  Präparat  im  Kleinhandel  zu 
technischen  Zwecken  abgegeben  sei,  würde  daher  die  Straflosigkeit 
eines  Angeklagten  nicht  begründen  können,  da  nach  dem  Wort- 
laute der  Motive  nur  ausschliesslich  zu  Heilzwecken 
dienende  oder  diesen  gleich  zu  erachtende  Drogen  und 
ehern.  Präparate  in  das  Verz.  aufgenommen,  alle  zu  technischen 
Zwecken  dienende  Stoffe  dagegen  daraus  ausgeschieden  sind. 

Nach  deutlicher  geht  obiger  Sinn  aus  dem  Wortlaut  des  § 2 
selbst,  verglichen  mit  dem  des  § 1,  hervor.  Während  der  § 1 
sagt:  „Die  in  dem  Verz.  A.  aufgeführten  Zubereitungen  dürfen  . . . 
als  Heilmittel  nur  in  Apotheken  feilgehalten  und  verkauft 
werden“,  lässt  der  § 2 diese  Einschränkung  fort  und  bestimmt 
lediglich,  dass  das  Feilhalten  und  der  Verkauf  der  in  dem  Verz.  B. 
aufgeführten  Drogen  und  chemischen  Präparate  nur  in  Apotheken  ge- 
stattet ist.  Das  Verbot  ist  also  kein  relatives  wie  im  § 1,  sondern 
ein  absolutes. 

Das  Verbot  bezieht  sich  andererseits  indess  nur  auf  den 
Verkauf  der  Stoffe  selbst,  also  auf  deren  Abgabe  in  Substanz, 
während  die  Abgabe  derselben  in  Zubereitungen,  deren  Ver- 
wendung zu  Heilzwecken  ausgeschlossen  ist,  nicht  beanstandet 
werden  kann.  Nicht  auf  den  Inhalt,  sondern  auf  den  Zweck 
der  Zubereitung  kommt  es  festgestelltermassen  an.  Wie  also  einer- 
seits selbst  ganz  unwirksame  oder  zu  arzneilichen  Zwecken  un- 
brauchbare, oder  freigegebene  Stoffe,  sobald  sie  in  eine  pharma- 
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centische  Form  gebracht  und  zn  Heilzwecken  verkauft  werden, 
unbedingt  als  Heilmittel  gelten,  so  müssen  konseqnenterweise 
andererseits  selbst  die  in  Verz.  B.  freigegebenen  Stoffe,  sobald  sie 
in  Zubereitungen  gebracht  sind,  deren  Verwendung  zu  Heilzwecken 
ausgeschlossen  ist,  als  freigegeben  betrachtet  werden.  Ein 
Zahnpulver  oder  eine  Pomade,  die  Chinin  enthalten,  sind  daher 
nicht  als  Arzneimittel  oder  als  Chinin  zu  betrachten,  sondern  als 
eine  freigegebene  Mischung  zu  kosmetischen  Zwecken.  In  diesem 
Sinne  ist  auch  zweifellos  der  Passus  in  der  Erklärung  der  R.-K.-A. 
V.  24.  August  1871  (Mittldg.  des  preuss.  Medic.-Minist.  v.  4.  Nvbr. 
1872)  zu  verstehen:  „Hiergegen  wurde  angeführt,  dass  auch  die 
in  dem  Verzeichniss  B.  aufgeführten  Zubereitungen  nur  unter  der 
Voraussetzung  von  dem  freien  Verkehr  ausgeschlossen  sein  sollten, 
dass  sie  als  Heilmittel  feilgehalten  und  verkauft  würden“. 

§ 3.  Der  GrosshandeH^),  sowie  der  Verkauf  der 
im  Verzeichniss  B.  aufgeführten  Gegenstände  an  Apo- 
theken oder  an  solche  Staatsanstalten,  welche  Unter- 
suchungs-  oder  Lehrzwecken  dienen  und  nicht  gleich- 
zeitig Heilanstalten  sind^*),  unterliegen  vorstehenden 
Bestimmungen  nicht. 

13)  Der  Begriff  „Grosshandel“  lässt  sich  nicht  definiren,  die 
Frage,  ob  ein  solcher  vorliegt  oder  nicht,  wird  daher  in  jedem 
Einzelfalle  der  thatsächlichen  Feststellung  durch  Sachverständige 
bedürfen.  Als  Norm  wäre  festzuhalten,  dass  jeder  Verkauf  an 
Wiederverkäufen  als  Grosshandel  anfzufassen  ist. 

„Das  Berufungsgericht  stellte  fest,  dass  im  vorliegenden  Falle 
ein  Absatz  von  Waaren  nicht  direkt  an  das  konsumirende  Publikum, 
sondern  in  grösseren  Quantitäten  an  einen  Zwischenhändler,  der  für 
eigene  Rechnung  den  Weiter  vertrieb  der  Waaren  an  das  konsu- 
mirende Publikum  bewirken  sollte,  stattgefunden  habe.  Diese  Be- 
griffsbestimmung des  Grosshandels  wurde  vom  Kammergericht  aus- 
drücklich gebilligt.“  (Erk.  des  Kammergerichts  vom  3.  Aug.  1893.) 

„Das  Revisionsgericht,  welches  an  die  thatsächlichen  Fest- 
stellungen des  Instanzengerichts  gebunden  ist  und  die  vorgebrachte 
Behauptung,  dass  der  Angeklagte  mit  den  hier  in  Frage  kommen- 
den Arzneien  einen  Jahresumsatz  von  etwa  60000  Mark  mache, 
nicht  berücksichtigen  konnte,  hat  in  der  Begründung  des  Berufungs- 
urtheils  einen  Rechtsirrthum  nicht  erblicken  können.  Insbesondere 
erscheint  es  zutreffend  und  mit  der  Rechtsprechung  anderer  Gerichts- 
höfe übereinstimmend  (vergl.  das  bei  Goltdammer,  BL  40,  S.  353 
abgedruckte  Urtheil  des  Oberlandesgerichts  Dresden  vom  28.  Januar 
1892),  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  Gross-  oder  Kleinhandel 
Bö  ttger  , Arzneimittel.  3.  Aufl.  2 
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vorliegt,  von  den  gesammten  einschlagenden  Verhältnissen  des  Einzel- 
falles und  ausschliesslich  davon,  oh  die  Waaren  an  Zwischenhändler 
oder  unmittelbar  an  das  konsumireude  Publikum  vertrieben  worden, 
abhängig  zu  machen;  ebenso  ist  die  Auffassung  zu  billigen,  dass 

i'  die  von  dem  Angeklagten  verkauften  Waarenmengen  — ein  bis  drei 
Dutzend  Bergöl  und  ein  Dutzend  Jerusalemer  Balsam  — gering- 
fügige Quantitäten  sind,  die  an  sich  über  den  Begriff  des  Klein- 
handels nicht  hinausgehen.“  (Erk.  d.  O.-L.-G.  Posen  v.  11.  Juli  1894.) 

' «Eie  Bestimmung  des  § 2 der  Reichsverordnung  vom  25.  März 

; 1872  (bezw.  27.  Jan.  1890),  dass  der  Verkauf  der  in  dem  Ver- 

{ zeichniss  B.  aufgeführten  Drogen  und  chemischen  Präparate  an  das 
Publikum  ausschliesslich  in  Apotheken  gestattet  sein  soll,  hat  nur 
I die  Bedeutung,  dass  der  eigentliche  Detailhandel  den  Apotheken 

i Vorbehalten  bleiben  soll,  nicht  aber  auch  der  durch  die  Interessen 

t des  Handels  und  der  Industrie  bedingte  Grosshandel.  Dass  zur 

« Sicherung  des  hiernach  den  Gewerbetreibenden  zustehenden  Rechtes, 

i ihren  Bedarf  a,n  Drogen  etc.  aus  anderen  Bezugsquellen  als  aus 

I Apotheken  zu  entnehmen,  der  Erlass  näherer  Bestimmungen  er- 

I forderlich  sei,  durch  welche  der  ausschliessliche  Verkauf  der 

f Drogen  etc.  durch  die  Apotheken  auf  eine  bestimmte  Gewichts- 

5 menge  beschränkt  würde,  ist  nicht  anzuerkennen;  das  Reichs- 

I kanzleramt  ist  vielmehr  überzeugt,  dass  sich  die  Verhältnisse  ohne 

j weiteres  Zuthun  der  Gesetzgebung  von  selbst  der  oben  bezeichneten 

* Auffassung  gemäss  entwickeln  werden.“  (Bescheid  des  R.-K.-A.  an 

die  württ.  Reg.  d.  d.  19.  Sept.  1872.) 

„Das  Ministerium  des  Innern  muss  Bedenken  tragen,  auf  den 
Vortrag  der  Kreishauptmannschaft  zu  . . . darüber,  was  unter  Gross- 
handel  mit  Arzneiwaaren  im  Sinne  von  § 3 der  Verordnung  v. 
j 4.  Jan.  1875  zu  verstehen  sei,  sei  es  im  Allgemeinen,  sei  es  in 

I der  hier  speciell  in  Frage  kommenden  Beziehung  sich  auszu- 

f sprechen,  da  dies  in  jedem  einzelnen  Falle,  und  so  auch  im  vor- 

i liegenden,  instanzmässiger  Entschliessung  zu  überlassen  ist.  Im 

I Allgemeinen  aber  kann  dasselbe  mit  der  Ansicht  der  Kreishaupt- 

I mannschaft  sich  einverstanden  erklären,  dass  es  lediglich  nach  den 

3 im  einzelnen  Falle  einschlagenden  Verhältnissen  im  Ganzen  sich 

j werde  bestimmen  lassen,  ob  man  es  mit  einem  Grosshandel  im 

Sinne  des  angezogenen  § 3 zu  thun  habe,  wobei  namentlich  in 
I Frage  kommen  wird,  ob  ein  Absatz  direkt  an  das  konsumirende 

I Publikum  (vergl.  auch  den  Wortlaut  von  § 2 der  durch  die  oben 

f angezogene  Verordnung  aufgehobene  Verordnung  vom  25.  März 

I 1872,  Reichsgesetzblatt  S.  85)  oder  an  einen  Zwischenhändler  statt- 

f findet  (Verordnung  des  Königl.  Sachs.  Ministeriums  des  Innern  vom 

i 10.  Oktober  1882). 
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„Auf  den  Bericht  vom  19.  v.  M.  erwidere  ich  der  Kgl.  Reg., 
dass  von  einem  Grosshandel  im  Sinne  der  Allerhöchsten 
Verordnung  vom  4.  Januar  1875,  betreffend  den  Verkehr  mit 
Arzneimitteln,  nicht  die  Rede  sein  kann,  wenn  das  Pflegamt  des 
Hospitals  zum  heiligen  Geist  zu  F.  die  Arzneimittel  in  grossen 
Quantitäten  aus  Drogenhandlungen  bezieht.  Es  wird  demgemäss 
gegen  die  Drogisten,  welche  dem  qu.  Hospitale  Drogen  etc.  über- 
lassen, deren  Verkauf  im  Kleinhandel  nach  Massgabe  der  eben  an- 
geführten Verordnung  allein  in  Apotheken  gestattet  ist,  auf  Grund 
der  Bestimmungen  des  § 367  Ziffer  5 des  Strafgesetzbuches  für 
das  deutsche  Reich  das  Erforderliche  zu  veranlassen  sein. 

Dagegen  wird  es  dem  Pflegamte  nicht  verwehrt  werden  dürfen, 
einfache  und  indifferente  Drogen  und  Chemikalien,  deren  Detail- 
verkauf als  freigegeben  erachtet  werden  muss,  in  grösseren  Quan- 
titäten aus  Drogenhandlungen  zu  entnehmen  und  an  die  Kranken 
des  dortigen  Hospitals  zu  vertheilen.  Sollte  das  Pflegamt  jedoch 
hierüber  hinaus  auch  solche  Medikamente  in  der  Anstalt  zu  ver- 
wenden beabsichtigen,  deren  Verkauf  den  Apotheken  Vorbehalten 
ist,  so  wird  dieses  nur  dann  gestattet  werden  dürfen,  wenn  von 
demselben  die  Erlaubniss  zum  Halten  einer  Dispensiranstalt  unter 
Leitimg  eines  approbirten  Apothekergeh  ülfen  bezw.  einer  als 
Apothekerin  geprüften  Diakonissin  nachgesucht  und  seitens  der 
Kgl.  Reg.  nach  sorgfältiger  Prüfung  der  hierbei  in  Betracht 
kommenden  Umstände  ertheilt  worden  ist.“  (Preuss.  Min.-Erlass 
vom  21.  Sept.  1881.) 

Die  Lieferung  einer  grösseren  Anzahl  von  Verbandkästen  für 
eine  Berufsgenossenschaft  seitens  eines  Drogisten  ist  als  Grosshandel 
im  Sinne  der  kais.  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  anzusehen. 
(Entsch.  des  Ob.-L.-G.  Köln  vom  28.  Decbr.  1888.  Veröff.  des 
Kais.  G.-A.  XIV,  6.) 

„Der  Begriff  ,Grosshandel‘  ist  rechtlicher  Natur  und  unterliegt 
als  solcher  der  diesseitigen  Nachprüfung.  Auch  muss  als  zutreffend 
erachtet  werden,  dass  die  Freisprechung  des  Angeklagten  nur  dann 
als  gerechtfertigt  erachtet  werden  kann,  wenn  der  Angeklagte  durch 
die  Thätigung  des  fraglichen  Geschäftes  nicht  Grosshandel  mit  Giften, 
zu  welchem  er  Inhalts  des  Erlaubnissscheines  des  Oberbürgermeisters 
zu  C.  vom  19.  November  1887  berechtigt  war,  sondern  Kleinhandel 
mit  Giften  betrieben  hat.  Die  Vorderrichter  haben  in  dem  vor- 
liegenden Falle  Grosshandel  angenommen.  Es  kann  dahingestellt 
bleiben,  ob  die  ausführlichen  Gründe  des  Berufungsrichters  in  ihrem 
ganzen  Umfange  zutreffend  erscheinen.  Genügend  ist  es,  dass  die 
Entscheidung  durch  eine  einzige  Feststellung  getragen  wird.  Es 
wird  nämlich  tliatsächlich  festgestellt,  dass  der  fragliche  Absatz 
eines  Verbandkastens  zwar  an  sich  als  ein  Detailgescliäft  betrachtet 

2* 


20  Verordnung  vom  27.  Januar  1890. 

werden  müsse,  aber  im  Anschlüsse  und  in  Ausfülirung  des  mit  der 
Berufsgenossenschaft  abgeschlossenen  Vertrages,  Inhalts  dessen  der 
Angeklagte  an  die  Mitglieder,  deren  Zahl  sich  auf  500  belaufe,  für 
den  festgesetzten  Preis  von  57  M.  50  Pf.  pro  Stück  die  Verbandkasten 
nach  vorheriger  Submission  zu  liefern  sich  verpflichtet  habe,  ge- 
schehen sei.  Wenn  das  angegriffene  Urtheil  aus  diesen  Momenten 
in  Bezug  auf  das  fragliche  Geschäft  das  Treiben  eines  Grosshandels 
hergeleitet  hat,  so  kann  dieses  nicht  für  rechtsirrthümlich  erachtet 
werden.  Der  Angeklagte  handelte  unter  den  festgestellten  Umständen 
in  der  auf  die  Ausübung  eines  Grosshandels  gerichteten  Absicht, 
fülirte  diese  Absicht  durch  die  Verabredung  eines  massenhaften 
Absatzes  von  gleichen  Verbandkasten  mit  demselben  Inhalte  aus 
und  vereinbarte  mit  Rücksicht  auf  die  durch  den  massenhaften 
Absatz  herabgeminderten  Herstellungskosten  einen  entsprechenden 
Preis.  Das  Geschäft  schied  dadurch  aus  dem  Bereiche  des  Gross- 
handels nicht  aus,  dass  sich  der  Absatz  der  Verbandkasten  auf 
Grund  des  mit  der  Genossenschaft  geschlossenen  Vertrages  an  die 
einzelnen  Mitglieder  vollzog.  Nach  den  Feststellungen  des  an- 
gegriffenen Urtheils  darf  dieser  Vertrieb  von  dem  Vertrage  mit  der 
Genossenschaft  nicht  losgelöst  werden.  Demnach  musste  die  Re- 
vision der  kgl.  Staatsanwaltschaft  verworfen  werden.“ 

1^)  Nach  § 2 sollen  die  im  Verz.  B.  genannten  Drogen  und 
chemischen  Präparate  nur  in  Apotheken  feilgehalten  und  verkauft 
werden  dürfen,  nach  § 3 findet  diese  Bestimmung  indess  auf  den 
Verkauf  der  genannten  Gegenstände  an  Apotheken  und  an  solche 
Staatsanstalten,  welche  Untersuchungs-  oder  Lehrzwecken  dienen 
und  nicht  gleichzeitig  Heilanstalten  sind,  keine  Anwendung.  An 
staatliche  Institute  (Universitäten,  Laboratorien),  sowie  an  staat- 
liche Lehranstalten  (Semin  arten,  Gymnasien)  und  x\potheken  dürfen 
demnach  die  im  Verz.  B.  angeführten  Drogen  und  Präparate  auch 
von  Drogisten  abgegeben  werden,  nicht  aber  an  kommunale  Labo- 
ratorien und  Lehranstalten  oder  an  Krankenanstalten,  soweit  nicht 
ein  Grosshandel  (siehe  die  vorstehende  Note  3)  in  Frage  kommt. 

Zur  Auslegung  des  § 3 traf  das  Oberlandesgericht  in  Köln  im 
Jahre  1892  eine  wichtige  Entscheidung.  Das  Schöffengericht  hatte 
einen  Drogisten  wegen  Verkaufs  von  Arzneien,  mit  denen  der 
Handel  nicht  freigegeben  ist,  zu  20  M.  Geldstrafe  verurtheilt.  Die 
Staatsanwaltschaft  legte  Berufung  ein  und  die  Strafkammer  er- 
kannte auf  150  M.  Geldbusse.  Der  Vertreter  des  Verurtheilten 
legte  nun  seinerseits  Revision  gegen  dieses  Urtheil  ein.  Derselbe 
und  mit  ihm  der  Vertreter  der  Oberstaatsanwaltschaft  führte  aus, 
der  § 3 der  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  gestatte  den  Ver- 
kauf solcher  Mittel  an  Apotheken  und  im  Grossen.  Der  Vertreter 
führte  ferner  aus,  ein  Apotheker  habe  im  gegebenen  Falle  eine 
Frau  zu  dem  Drogisten  geschickt,  damit  sie  die  Mittel  für  ihn 
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kaufe.  Diese  seien  also  in  die  Hand  des  Apothekers  gelangt,  mit- 
hin könne,  wenn  dies  festgestellt  sei,  eine  Verurtheilung  nicht  ein- 
treten.  Das  Oberlandesgericht  hob  das  Urtheil  der  Strafkammer 
auf,  verwies  die  Sache  an  dieses  Gericht  zurück  und  beauftragte 
es  mit  der  thatsächlichen  Feststellung.  Es  ergab  sich  nun  in  der 
neuen  Verhandlung,  dass  in  der  That  ein  Apotheker  der  Mittels- 
person einen  Zettel  übergeben  hatte,  auf  welchem  der  zu  kaufende 
Gegenstand  vermerkt  war  und  ausserdem  Geld,  um  denselben  für 
ihn  zu  erwerben.  Somit  war  die  Freisprechung  im  Anschluss  an 
den  vom  Ob.-L.-G.  aufgesteUten  Grundsatz  geboten. 

Begründung:  „Der  Strafsenat  erachtet  sich  an  die  in  dem 

Urtheile  vom  29.  Januar  1892  niedergelegten  rechtlichen  Anschau- 
ungen gebunden.  Danach  kommt  es  nicht  auf  die  subjektive,  son- 
dern lediglich  auf  die  objektive  Seite,  mithin  darauf  an,  ob  ein 
Verkauf  der  in  dem  Verzeichnisse  B.  der  Verordnung  vom  27.  Januar 
1890  bezeichneten  Gegenstände,  sei  es  mittelbar  oder  unmittelbar, 
an  einen  Apothekenbesitzer  stattgefunden  hat.  Die  in  der  Revision 
vertretene  Anschauung,  dass  der  § 3 der  gedachten  Verordnung  den 
Verkauf  dieser  Gegenstände  nur  insofern  freigebe,  als  er  zum  Zwecke 
des  Betriebes  einer  Apotheke  erfolge,  findet  weder  in  dem  Wort- 
laute, noch  in  dem  Zwecke  dieser  gesetzlichen  Bestimmung  irgend 
einen  Anhalt.“  (Erk.  vom  1.  Juli  1892.) 

§ 4.  Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit  dem 
1.  Mai  1890  in  Kraft.  Mit  demselben  Zeitpunkte 
treten  die  Verordnungen,  betreffend  den  Verkehr  mit 
Arzneimitteln,  vom  4.  Januar  1875  (Reichs-Gesetzbl. 
S.  5),  betreffend  den  Verkehr  mit  künstlichen  Mineral- 
wässern, vom  9.  Februar  1880  (Reichs-Gesetzbl.  S.  13) 
und  betreffend  den  Verkehr  mit  Honigpräparaten,  vom 
3.  Januar  1883  (Reichs-Gesetzbl.  S.  l)  ausser  Kraft. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen 
Unterschrift  und  beigedrucktem  Kaiserlichen  Insiegel. 

Gegeben  Berlin,  den  27.  Januar  1890. 

Wilhelm. 

(L.  S.)  von  Boetticher. 
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Verzeicliuiss  A'^). 

1.  Abkochungen  und  Aufgüsse  (decocta  et  infusa)^®); 

2.  Aetzstifte  (styli  caustici) ; 

3.  Auszüge  in  fester  oder  flüssiger  Form  (extracta 
et  tincturae) ausgenommen: 

Arnikatinktur, 

Baldriantinktur, 

Benzoetinktur, 

Eichelkaffeeextrakt, 

Fichtennadelextrakt, 

Fleischextrakt, 

Himbeeressig, 

Kaffeeextrakt, 

Lakritzen  (Süssholzsaft),  auch  mit  Anis, 
Malzextrakt,  auch  mit  Eisen,  Leberthran  oder 
Kalk, 

M y rrhentinktur, 

Theeextrakt  von  Blättern  des  Theestrauches, 

W achholderextrakt ; 

4.  Gemenge,  trockene  von  Salzen  oder  zerkleinerten 
Substanzen  oder  von  beiden  untereinander  (pulveres, 
salia  et  species  mixta)^®),  ausgenommen: 

Brausepulver,  einfache  oder  mit  Zucker  und 
ätherischen  Gelen  gemischte, 

Riechsalz, 

Salicylstreupulver, 

Salze,  welche  aus  natürlichen  Mineralwässern 
bereitet  oder  den  solchergestalt  bereiteten 
Salzen  nachgebildet  sind; 

5.  Gemische,  flüssige^),  und  Lösungen^*)  (mixturae 
et  solutiones),  einschliesslich  gemischte  Balsame^^), 
Honigpräparate^®)  und  Sirupe^^),  ausgenommen: 

Ameisenspiritus, 

Eukalyptuswasser, 

Fenchelhonig, 

Fruchtsäfte  mit  Zucker  eingekocht, 

Hoffmann’s  Tropfen, 
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Kampherspiritus, 

Leberthran  mit  Pfefferminzöl, 

Pepsinwein, 

Rosenhonig, 

Seifenspiritus, 
weisser  Zuckersirup; 

6.  Kapseln,  gefüllte,  von  Leim  (Gelatine)  oder 
Stärkemehl  (capsulae  gelatinosae  et  amylaceae 
repletae)^^),  ausgenommen  solche  Kapseln,  welche 

Brausepulver,  auch  mit  Zucker  und  ätherischen 
Gelen  gemischt, 

CopaiVabalsam, 

Leberthran, 

doppeltkohlensaures  Natrium, 

Ricinusöl  oder 
Weinsäure 
enthalten ; 

7.  Latwergen  (electuaria)^®); 

8.  Linimente  (linimenta)^'^) , ausgenommen  flüchtiges 
Liniment; 

9.  Pastillen^®)  (auch  Plätzchen  und  Zeltchen), 
Pillen^®)  und  Körner^)  (pastilli,  rotulae  et  trochisci, 
pilulae  et  granula),  ausgenommen; 

aus  natürlichen  Mineralwässern  oder  aus  künst- 
lichen Mineralquellsalzen  bereitete  Pastillen, 
einfache  Molkenpastillen, 

Pfefferminzplätzchen, 

Salmiakpastillen ; 

10.  Pflaster^^)  und  Salben^^)  (emplastra  et  unguenta), 
ausgenommen: 

Cold-Cream, 
englisches  Pflaster, 

Heftpflaster, 

Hühneraugenringe, 

Lippenpomade, 

Pappelpom^de, 

Pechpflaster, 

Salicyltalg, 

Senfpapier; 
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11.  Suppositorien^“)  (suppositoria)  in  jeder  Form 
(Kugeln,  Stäbchen,  Zäpfchen  oder  dergl.). 

Das  Verzeichniss  A.  enthält  die  in  dem  § 1 genannten 
Zubereitungen  (Präparate),  deren  Feilhalten  und  Verkauf  als 
Heilmittel,  gleichviel  aus  was  sie  bestehen,  nur  in  Apotheken  ge- 
schehen darf. 

Das  Verzeichniss  A.  der  Verordnung  vom  4.  Januar  1875 
führte  die  einzelnen  Zubereitungen  sowie  die  Ausnahmen  mit  ihren 
lateinischen  und  deutschen  Bezeichnungen  auf,  während  das  neue 
Verzeichniss  ausschliesslich  in  deutscher  Sprache  abgefasst  ist,  nur 
bei  einigen  Arzneiformen  finden  sich  der  Deutlichkeit  halber  die 
lateinischen  Bezeichnungen  in  Klammern  beigefügt.  Es  sind  damit 
die  Bedenken  beseitigt,  die  sich  bei  Gerichten  bemerklich  machten, 
ob  der  deutsche  oder  lateinische  Text  maassgebend  sein  soll.  Bei 
den  einzelnen  Arzneiformen  ist  die  Bezeichnung  „Arznei“  („medi- 
cinalis“)  fortgefallen;  so  heisst  es  jetzt  nicht  mehr  „Arznei- Ab- 
kochungen“, „Arznei-Latwergen“  u.  s.  w.,  sondern  einfach  „Ab- 
kochungen“, „Latwergen“.  Diese  Fortlassung  ist  unbedenklich,  da 
der  Schwerpunkt  darauf  ruht,  ob  das  betr.  Präparat  als  Heilmittel 
verkauft  wurde  oder  nicht.  Eine  Phosphorlatwerge,  zur  Vertilgung 
von  Ungeziefer  bestimmt,  würde  selbstredend  nicht  zu  den  Zube- 
reitungen des  Verz.  A.  zu  zählen  sein. 

Das  Verzeichniss  A.  hat  in  der  neuen  Verordnung  folgende 
Veränderungen  erfahren: 


V erordnung 
vom  27.  Jan.  1890. 

1.  Abkochungen  und  Aufgüsse 
(decocta  et  infusa); 

2.  Aetzstifte  (styli  caustici); 

3.  Auszüge  in  fester  oder  flüs- 
siger Form  (extracta  et  tinc- 
turae) ; 

4.  Gemenge,  trockene  von  Sal- 
zen oder  zerkleinerten  Sub- 
stanzen oder  von  beiden 
untereinander  (pulveres,  salia 
et  species  mixta); 

5.  Gemische,  flüssige,  und  Lö- 
sungen (mixtui’ae  et  solu- 
tiones)  einschliesslich  ge- 
mischte Balsame,  Honigprä- 
parate und  Syrupe; 


V erordnung 
vom  4.  Jan.  18  7 5. 

1.  Arzneibalsame,  gemischte; 

2 . m it  Arzn  eien  gefüllte  Gallert- 
kapseln ; 

3.  Arznei abkochungen ; 

4.  Arzneilatwergen; 

5.  Arznei elixire ; 

6.  Arzneipflaster; 

7.  Arzneiextrakte; 

8.  Arzneiaufgüsse; 

9.  Arzneilinimente; 

10.  flüssige  Arzneimischungen 
für  den  innerlichen  und 
äusserlichen  Gebrauch; 

11.  Arznei-Pastillen  (Zeltchen) ; 

12.  Pillen; 

13.  Arznei pulv er,  gemischte; 
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6.  Kapseln,  gelullte,  von  Leim 
(Gelatine)  oder  Stärkemehl 
(capsulae  gelatinosae  et  amy- 
laceae  repletae); 

7.  Latwergen  (electuaria) ; 

8.  Linimente  (linimenta); 

9.  Pastillen  (auch  Plätzchen  und 
Zeltchen),  Pillen  und  Körner 
(pastilli  — rotul  ae  et  tro- 
chisci  — , pilulae  etgranula); 

10.  Pilaster  und  Salben  (em- 
plastra  et  unguenta); 

11.  Suppositorien  (suppositoria) 
in  jeder  Form  (Kugeln, 
Stäbchen , Zäpfchen  oder 
dergl.). 


14.  Mengungen  von  gröblich 
zerkleinerten  Arzneisubstan- 
zen; 

15.  Arzneisyrupe ; 

16.  Aetherische,  wässrige,  spi- 
rituöse  und  weinige  Aus- 
züge; 

17.  Arzneisalben  und  Gerate. 


Es  fehlen  also  in  der  neuen  Verordnung  als  selbstständige 
Kategorien  die  Arzneibalsame,  Elixire,  Sirupe  und  Pulver. 
Die  Balsame  sind  bei  den  Gemischen  untergebracht,  zugleich  mit 
den  Honigpräparaten  und  Sirupen,  die  Elixire  werden  zu  den  „Aus- 
zügen“ oder  Lösungen  gezählt  werden  müssen,  die  Pulver  sind  zu 
den  „Gemengen“  gekommen,  Abkochungen  und  Aufgüsse  sind  zu- 
sammengestellt. Die  Verordnung  hat  durch  diese  vermeintliche 
Vereinfachung  der  Arzneikategorien  nicht  an  Klarheit  gewonnen, 
was  man  ihr  überhaupt  im  Grossen  und  Ganzen  nicht  nachsagen 
kann.  Mel  rosatum  sowie  die  meisten  Sirupe  sind  keine  „Gemische“, 
sondern  mit  Zucker  eingekochte  Aufgüsse;  mit  weit  grösserem 
Rechte  als  diese  hätte  man  Latwergen  nnd  Linimente  zu  den  Ge- 
mischen zählen  können.  Ebenso  sind  die  Arzneipulver  in  dem  all- 
gemeinen Begriff  des  trockenen  „Gemenges“  untergegangen.  Neu 
aufgenommen  sind  Aetzstifte,  Suppositorien  und  Granula. 

Das  Verz.  A.  lässt  eine  Anzahl  von  Ausnahmen  von  der  Regel 
zu.  Die  Freigabe  jener  ausdrücklich  ausgenommenen  Präparate  ist 
in  den  meisten  Fällen  eine  zweifellos  absolute,  während  sie  in  einigen 
Fällen  als  eine  bedingte  erachtet  werden  muss.  Unter  jenen  Aus- 
nahmen finden  sich  nämlich  u.  a. : Malzextrakte,  Mineralwasser- 

pastillen, Fruchtsäfte  und  Zuckersirup,  die  freigegeben  sind,  weil 
Malzextrakt  zu  den  diätetischen  Mitteln  gehört,  weil  Mineralpastillen 
den  von  jeder  Beschränkung  freien  Brunnenerzeugnissen  beizuzählen 
und  weil  Fruchtsäfte  und  Zuckersirup  keine  Heilmittel  sind,  sondern 
in  der  Pharmacie  nur  als  Geschmackskorrigentien  einen  Platz  ge- 
funden haben.  Insofern  wird  es  also  auch  Niemand  einfaUen,  einen 
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Kaufmann,  der  Malzextrakt  oder  „HofiPsches“  Malzextrakt,  Emser 
oder  Biliner  Pastillen , Himbeer-  oder  Kirschsaft  oder  weissen 
Zuckersirup  ankündigt,  feilhält  oder  verkauft,  einer  Uebertretung 
der  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  zu  zeihen.  Allein  die  Sache 
liegt  anders,  wenn  jemand  unter  beliebigen  anderen,  hochklingenden 
oder  bescheidenen  Namen  eins  der  freigegebenen  Präparate  als 
Heilmittel  ankündigt  und  verkauft  und  sich  nachher  darauf  be- 
ruft, dass  das  Mittel  „Malzextrakt“,  „Fruchtsirup“  oder  der  Kate- 
gorie der  „Mineralwasser-Pastillen“  angehörig  sei.  S.  auch  wegen 
der  Fruchtsirupe  Pharm.  Ztg.  1894,  No.  99. 

Abkochungen  und  Aufgüsse  (Decocta  und  Infusa)  sind, 
vom  gesetzlichen  Standpunkte  aus  betrachtet,  dasselbe,  nämlich 
durch  kürzeres  oder  längeres  Kochen  resp.  Brühen  hergestellte 
wässrige  Auszüge  aus  Pflanzentheilen. 

Aetzstifte  sind  nach  der  Pharm.  Germ.  III.  Stifte  oder 
Stäbchen,  welche  je  nach  Art  des  Stoffes  und  Zweckes  durch  Drehen 
oder  Schleifen  von  Krystallen,  durch  Ausgiessen  oder  Aufsaugen 
geschmolzener  Substanzen  in  Formen  oder  Röhren  oder  durch 
Kneten  oder  Ausrollen  bildsamer,  mittelst  Weizenmehl  oder  Gummi- 
pulver, Glycerin  und  Wasser  erhaltener  Massen  hergestellt  werden. 
Hauptsächlich  werden  hier  Stifte  aus  Höllenstein,  Kupfervitriol, 
Alaun,  Kali  caustic.,  Cupr.  alumin.,  Jodoform,  Ferr.  sesquichlor., 
Zinc.  chlorat.,  Resorcin,  Naphtol  in  Betracht  kommen.  Menthol- 
und  Mückenstifte  gehören  nicht  zu  den  Aetzstiften,  sind  also  dem 
freien  Verkehr  überlassen. 

Unter  „Auszügen  in  fester  und  flüssiger  Form“  sind 
die  Extrakte  und  Tinkturen  verstanden.  Extrakte  sind  theils  wäss- 
rige, theils  weingeistige  (ätherische)  eingedickte  Pflanzenauszüge 
(nach  der  Pharmakopoe  dünne,  dicke  und  trockene).  Die  Tink- 
turen werden  nach  der  Pharm.  Germ.  III.  in  der  Weise  bereitet, 
dass  die  mittelfein  zerschnittenen  oder  grob  gepulverten  Substanzen 
mit  der  zum  Ausziehen  dienenden  Flüssigkeit  übergossen  und  in 
gut  verschlossenen  Flaschen  bei  ungefähr  15  bis  20®  unter  öfterem 
Umschütteln  eine  Woche  stehen  gelassen  werden.  Alsdann  wird 
die  Flüssigkeit  durchgeseiht,  erforderlichenfalls  durch  Auspressen 
von  dem  nicht  gelösten  Rückstände  getrennt  und  nach  dem  Ab- 
setzen filtrirt. 

Da  die  Verordnung  als  dem  freien  Verkehr  entzogene  flüssige 
Arzneiformen  nur  folgende  nennt: 

Decocta  et  Infusa  (Abkochungen  und  Aufgüsse), 

Extracta  et  Tincturae  (Auszüge), 

Mixturae  et  Solutiones  (Gemische  und  Lösungen,  einschliesslich 
Balsame,  Honigpräparate  und  Sirupe), 


Destillate. 
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so  ist  die  Möglichkeit,  Destillate  wie  Melissengeist,  Wachholder- 
spiritus und  ähnliche  unter  eine  dieser  Arzneiformen  zu  bringen, 
leider  erschwert.  Die  frühere  Verordnung  vom  4.  Januar  1875 
enthielt  (Ziflf.  16)  ausdrücklich  die  Kategorie  „Aetherische,  wässrige, 
spirituöse  und  weinige  Auszüge“,  während  die  Verordnung  vom 
27.  Januar  1890  in  dem  Streben  nach  Kürze  statt  dessen  nur 
„Auszüge  in  fester  und  flüssiger  Form“  aufgenommen  hat.  Hätte 
sie  sich  damit  beschieden,  so  wäre  die  Möglichkeit,  Destillate  hier 
unterzu bringen,  immer  noch  gegeben:  indem  sie  aber  durch  Bei- 
fügung der  lateinischen  Bezeichnungen  „extracta  et  tincturae“  den 
Begriff  des  „Auszuges“  ausdrücklich  auf  diese  beiden  Kategorien 
einengte,  nahm  sie  die  in  Rede  stehenden  Präparate,  die  man  doch 
nun  einmal  pharmaceutisch  nicht  unter  die  Tinkturen  rechnen  kann, 
aus  der  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  heraus.  Danach  hat 
auch  das  königl.  sächsische  Landesmedizinalkollegium  ein  Gutachten 
abgegeben,  wonach  Destillate  nicht  zu  den  dem  freien  Verkehr 
entzogenen  Arzneiformen  gehören  und  diese  Ansicht  wie  folgt  be- 
gründet: 

„Mittelst  Beschlusses  des  königl.  Amtsgerichts  Schneeberg  vom 
31.  Januar  1891  ist  dem  ergebenst  Unterzeichneten  Landes- 
medizinalkollegium ein  Fläschchen  mit  Flüssigkeit  nebst  den  beiden 
anbei  ziu’ückfolgenden  Aktenstücken  mit  dem  Ersuchen  zugefertigt 
worden,  ein  Gutachten  darüber  zu  ertheilen,  ob  die  in  gedachtem 
Fläschchen  befindliche  Flüssigkeit  als  eine  solche  anzusehen  ist, 
welche  nach  der  kaiserl.  Verordnung,  betr.  den  Verkehr  mit  Arznei- 
mitteln, vom  27.  Januar  1890,  nur  in  den  Apotheken  verkauft  werden 
darf.  Das  Kollegium  verfehlt  nicht,  das  erforderte  Gutachten  hierüber 
in  Folgendem  zu  erstatten. 

Zuvörderst  kam  es  darauf  an,  nachzuweisen,  ob  die  in  dem 
übersendeten  Fläschchen  enthaltene  Flüssigkeit  wirklich  Melissengeist 
ist,  wie  in  den  Akten  angegeben  war.  Es  bedurfte  jedoch  keiner 
weiteren  Untersuchung,  um  sich  sofort  durch  Geruch  und  Geschmack 
davon  zu  überzeugen,  dass  die  Flüssigkeit  einfacher  Melissengeist 
(Spiritus  Melissae  simplex)  ist,  wie  auch  der  Angeklagte  selbst  am 
22.  Januar  1891  zu  Protokoll  erklärt,  unter  dem  Hinzufügen,  dass  er 
Melissengeist  in  seinem  Geschäfte  führe  und  verkaufe,  da  derselbe 
nicht  unter  diejenigen  Arzneimittel  gehöre,  deren  Verkauf  nach  der 
kaiserl.  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  nur  den  Apothekern  ge- 
stattet sei.  Zu  seiner  Begründung  beruft  er  sich  auf  die  Kommentare 
von  Otto  Meissner  und  Dr.  Böttger,  aus  welchen  zweifellos  her- 
vorgehe, dass  Melissenspiritus  zu  den  Arzneimitteln  gehöre,  welche 
dem  freien  Verkehr  überlassen  wären.  Denn  es  steht  z.  B.  in  dem 
Kommentar  von  0.  Meissner  (Seite  88  unter  No.  3 Abschnitt  2): 
, Nicht  hierzu  gehören,  resp.  dem  freien  Verkehr  überlassen  geblieben 
sind  die  Destillate‘,  und  zur  Erläuterung  wird  hinzugefügt:  ,Be- 
gründet  ist  unsere  Behauptung,  dass  Destillate  nicht  verboten  sein 
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sollen,  durch  die  Aufnahme  einer  Anzahl  derselben  in  das  Verzeich- 
niss B.  der  kaiserl.  Verordnung  von  1875  und  auch  in  das  der  neuen 
vom  27.  Januar  1890  u.  s.  w.,  als  Aqua  Amygdal.  amar.,  Aqua 
Laurocerasi  und  Aqua  Opii‘. 

Dieser  Ansicht  muss  sich  das  Kollegium  allerdings  anschliessen, 
da  es  nicht  annehmen  kann,  dass  die  Destillate  bei  Ausarbeitung 
dieser  Verordnung  einfach  übersehen  worden  seien.  Im  Gegentheü 
lässt  sich  mit  Sicherheit  darauf  schliessen,  dass  dieselben  absicht- 
lich weggelassen  worden  sind,  um  das  Destilliren,  was  auch  bei  der 
Likörfabrikation  in  Anwendung  kommt,  nicht  als  eine  Zubereitungs- 
weise hinzustellen,  welche  nur  zur  Herstellung  pharmaceutischer 
Präparate  gebräuchlich  sei.  Das  Destilliren  gewisser  Vegetabilien 
mit  Spiritus  und  Wasser  wird,  wie  schon  erwähnt,  zur  Darstellung 
von  Likören  als:  Kirschwasser,  Enzian-,  Wachholderlikör  u.  s.  w., 
aber  auch  zur  Bereitung  kosmetischer  Präparate,  z.  B.  destillirten 
Rosen-,  Orangeblüthenwassers  u.  s.  w.  angewendet.  In  derselben 
Weise  werden  aber  auch  Melissengeist,  Wachholderspiritus,  Bitter- 
mandelwasser, Kirschlorbeerwasser  u.  A.  m.  in  den  Apotheken  be- 
reitet, indem  man  die  Vegetabilien  mit  Wasser  und  Spiritus  einer 
Destillation  unterwirft. 

Es  geht  daraus  hervmr,  dass  die  meisten  Destillate  ausser  zu 
medizinischen  Zwecken  auch  noch  zu  Genuss-  und  kosmetischen 
Zwecken  dienen  können  mit  Ausnahme  von  Bittermandel-,  Kirsch- 
lorbeer- und  Opiumwasser,  welche  man  aus  diesem  Grunde  auch,, 
da  man  Destillate  jedenfalls  nicht  als  specifisch  pharmaceutische 
Zubereitungsformen  ansprechen  wollte,  in  Tabelle  B.  der  kaiserl.  Ver- 
ordnung vom  27.  Januar  1890  untergebracht  hat. 

Dass  in  dem  Kommentare  von  Dr.  Böttger  die  Destillate  nicht 
unter  denjenigen  Medikamenten  aufgeführt  sind,  deren  Verkauf  nicht 
freigegeben  ist,  hat  das  Kollegium  zu  bestätigen. 

Da  nun  die  in  dem  übersandten  Fläschchen  enthaltene  Flüssig- 
keit einfacher  Melissengeist  ist,  welcher  durch  Destillation  von 
Melissenblättern  mit  Spiritus  und  Wasser  dargestellt  wird,  so  ist  sie 
auch  nach  der  gegenwärtigen  Fassung  der  kaiserl.  Verordnung  vom 
27.  Januar  1890  nicht  als  eine  Zubereitung  anzusehen,  welche  nur 
in  Apotheken  verkauft  werden  darf. 

Dresden,  den  4.  März  1891. 

Das  königl.  Landesmedizinalkollegium. 

Dr.  Günther.“ 


Die  starkwirkenden  Destillate:  Aqua  Amygd.,  Aq.  Laurocerasi 
und  Aq.  Opii  sind  dagegen  durch  Aufnahme  in  das  Verz.  B.  beson- 
ders geschützt. 

Von  den  Extrakten  sind  Eichelkaffeeextrakt,  Fichtennadel- 
extrakt, Fleischextrakt,  Kaffeeextrakt,  Süssholzextrakt  (Lakritzen), 
auch  mit  Anis,  Malzextrakt,  reines  und  mit  Eisen,  Leberthran  oder 
Kalk  versetztes,  Theeextrakt  und  Wachholderextrakt  (Succus  juni- 


Extrakte.  — Tinkturen. 
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peri)  dem  freien  Verkehr  überlassen.  Der  neuerdings  in  den 
Handel  kommende  Eichelcacao  (Eichelkaffeeextrakt  und  Cacao) 
muss  ebenfalls  als  dem  freien  Verkehr  überlassen  betrachtet  wer- 
den. Anislakritz  ist  dem  freien  Verkehr  überlassen,  ebenso  Sal- 
miakpastillen (mit  Lakritz).  Malzextrakte  mit  anderen  Zusätzen, 
als  die  oben  genannten,  sind  dem  freien  Verkehr  entzogen.  Zu 
den  Fleisch extrakten  müssen  auch  die  Peptonpräparate  (Koch’s, 
Kemmerich’s,  Antweiler’s)  gezählt  werden. 

Thee-  und  Kaffeeextrakte  sind  keine  Arzneimittel,  konnten 
also  ebensogut  weggelassen  werden,  wie  man  die  Punsch-  u.  Wald- 
meister-Essenzen weggelassen  hat.  Fichtennadelextrakt  ist  bereits 
als  Badeingredienz  freigegeben. 

Von  den  Tinkturen  sind  als  Ausnahmen  dem  freien  Verkehr 
überlassen:  Arnikatinktur,  Baldriantinktur,  Benzoetinktur,  Myrrhen- 
tinktur und  Himbeeressig.  T)ie  sog.Kräuterbitter,  Magenbitter, 
Magenessenzen,  sofern  ihnen  auf  der  Etikette  heilkräftige  Eigen- 
schaften beigelegt  werden,  müssen  sämmtlich  als  „Tinkturen“  im 
Sinne  der  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  betrachtet  werden, 
deren  Feilhalten  und  Verkauf  ausserhalb  der  Apotheken  nicht  ge- 
stattet ist. 

„Das  Schöffengericht  zu  Breslau  beschäftigte  sich  am  25.  Nvbr. 
1889  mit  dem  Eduard  Sachs’schen  Magen-  und  Lebens- 
Liqueur.  In  dem  vom  Breslauer  chemischen  Untersuchungsamte 
untersuchten  Liqueur  konnte  Aloe  nicht  mehr  nachgewiesen  werden. 
Es  wurden  gefunden:  etwa  10  Proc.  Alkohol,  74  Proc.  Wasser, 

7 Proc.  Extrakt  (darunter  5 Proc.  Zucker),  0,2  Proc.  Asche.  Das 
Extrakt  bestand  aus  verschiedenen  Bitterstoffen  und  Aromaticis, 
von  denen  eine  chrysophansäurehaltige  Droge,  Nelken  und  Zimmt 
mit  Sicherheit  nachgewiesen  werden  konnten.  Nach  der  Auffassung 
des  üntersuchungsamtes  war  der  Liqueur  nicht  als  ein  Genussmittel, 
sondern  als  eine  alkoholische  Tinktur  im  Sinne  des  Verzeich- 
nisses A.  der  kaiserl.  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  anzusehen. 
Der  von  der  Beklagten  geladene  Sachverständige,  Chemiker  Herr 
Dr.  Hulwa,  erklärte,  dass  auch  er  den  Liqueur  nicht  als  ein  Ge- 
nussmittel, sondern  als  eine  alkoholische  Tinktur  im  Sinne  obiger 
Verordnung  auffasse  und  begründete  das  dadurch,  dass  Liqueure 
im  Allgemeinen  einen  grösseren  Alkohol-  und  Zuckergehalt  be- 
sässen  als  der  in  Frage  stehende,  und  ausserdem  zeige  die  An- 
wesenheit von  Rhabarber,  dass  der  Liqueur  zu  Heilzwecken  dienen 
solle.  Er  sei  überhaupt  der  Ansicht,  dass  alle  derartigen  Liqueure, 
falls  sie  den  Charakter  von  Geheimmitteln  annehmen  (d.  h.  als  Heil- 
mittel ausgeboten  werden.  B.),  ohne  Weiteres  unter  die  Tinkturen  der 
kaiserl.  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  gerechnet  werden  sollten. 
Der  Gerichtshof  trat  dieser  Auffassung  bei  und  wurde  der  Fabrikant 
zu  10  M.  Geldbusse  und  zur  Tragung  der  Kosten  verurtheilt. “ 

(Pharm.  Ztg.  1889,  No.  96.) 
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Die  Aufzählung  des  Himbeeressigs  unter  den  freigegebenen 
^Tinkturen“  lässt  erkennen,  dass  das  Gesetz  den  Begriff  der 
„Tinktur“  nicht  in  dem  engen  Sinne  der  Pharmakopoe  (s.  oben)  ge- 
fasst, sondern  dass  es  jeden  flüssigen  „Auszug“  im  Allgemeinen 
darunter  verstanden  wissen  will.  Andererseits  sind  diejenigen 
Tinktui’en,  welche  sich  wie  Tinct.  Chinoidini,  Fern  acet.  aether., 
Ferri  chlorata,  Ferri  pomata,  Jodi  u.  a.  mehr  als  Lösungen  wie  als 
Auszüge  darstellen,  trotz  ihrer  Bezeichnung  nicht  zu  den  Tinkturen, 
sondern  zu  den  „Lösungen“  (Absatz  5)  zu  rechnen. 

Die  sogenannten  Zahntinkturen  und  Mundwasser  gehören, 
sofern  sie  lediglich  zu  kosmetischen  Zwecken,  zur  Reinigung  der  Mund- 
höhle und  der  Zähne,  verkauft  werden,  nicht  zu  den  dem  freien  Verkehr 
entzogenen  Mitteln,  sie  fallen  aber  unter  den  Begriff  des  Heilmittels, 
sofern  ihre  Anpreisung  als  Vorbeugungsmittel  oder  Mittel  gegen 
Zahnschmerzen,  oder  als  Zahnkonservirungsmittel  geschieht.  „Zahn- 
und  kosmetische  Mittel  sind  im  Allgemeinen  als  Zubereitungen  im 
Sinne  der  Verordng.  vom  4.  Jan.  1875  nicht  anzusehen  und  daher 
dem  freien  Verkehr  überlassen.“  (Bescheid  des  R.-K.-A.  Verf.  der 
Reg.  zu  Schleswig  vom  9.  Nvbr.  1875.)  Näheres  s.  unter  Gemische 
und  Lösungen  (Abs.  5 der  Verordng.  vom  27.  Jan.  1890). 

Kothe’s  Zahnwasser  ist  ein  Heilmittel,  welches  nur  in  Apo- 
theken verkauft  werden  darf.  (Erk.  der  Strafkammer  des  Land- 
gerichts in  Landsberg  a./W.  vom  2.  Mai  1884.) 

„Die  Gutachten  des  gerichtlichen  Chemikers  Dr.  B.  und  des 
ILreisphysikus  Dr.  T.  stimmen  dahin  überein,  dass  das  Kothe’sche 
Zahn-Mundwasser  aus  einer  Mischung  von  Pfefferminzöl  und  feinem 
Spiritus  resp.  starkem  Alkohol  besteht,  und  dass  es  nach  der  Annahme 
des  Dr.  B.,  wenn  es  als  Heilmittel  verkauft  wird,  sich  als  eine  flüssige 
Arzneimischung,  deren  Verkauf  nur  dem  Apotheker  gestattet  ist,  dar- 
stellt, als  Cosmeticum  verkauft  ohne  Bezugnahme  auf  arzneiliche  Wir- 
kungen resp.  besondere  Heilwirkungen  aber  dem  Geschäftsverkehr 
freigegeben  ist,  während  es  nach  der  Auslassung  des  Dr.  T.  aller- 
dings auch  als  kosmetisches  Mittel  angewendet  werden  kann.  Das 
gleichfalls  verlesene  Gutachten  des  Medicinal- Kollegiums  vom 
28.  December  1883  aber  geht  dahin,  dass  das  fragliche,  sich  als 
eine  flüssige  Arzneimischung  von  Alkohol  und  Pfefi'erminzöl  dar- 
stellende Mundwasser  den  in  dem  Verzeichnisse  A.  der  Verordnung 
vom  4.  Januar  1875  aufgeführten  „flüssigen  Arzneimischungen  für 
den  innerlichen  und  äusserlichen  Gebrauch“  zugehörig  und  unter 
den  dem  freien  Verkauf  freigegebenen  Ausnahmen  nickt  enthalten 
sei.  Indem  das  beregte  Gutachten  gleichzeitig  aus  der  demnächst 
zu  erwähnenden  Gebrauchsanweisung  folgert,  dass  das  beregte 
Mundwasser  als  Heilmittel  empfohlen  sei,  lautet  es  weiter  dahin, 
dass  das  Kothe’sche  Zahn-Mundwasser  in  die  Kategorie  derjenigen 
Zubereitungen  als  Heilmittel  fällt,  welche  nur  in  Apotheken  und 
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nicht  auch  von  Drogisten  feilgehalten  und  verkauft  werden  dürfen. 
Zunächst  kann  es  nun  nach  dem  Inhalte  der  übereinstimmenden 
Gutachten  in  Verbindung  mit  dem  Schlusssätze  des  § 1 der  Ver- 
ordnung vom  4.  Januar  1875  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  das  mehr- 
erwähnte Mundwasser  in  der  „dargebotenen  Erscheinungsform“  sich 
als  eine  flüssige  Arzneimischung  im  Sinne  des  Verzeichnisses  A. 
darstellt  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  seine  arzneiliche  Wirksam- 
keit (Urtheil  vom  15.  December  1881,  E.  B.  5 S.  416).  Ebenso  be- 
stimmt ergiebt  sich  aber  auch  aus  der  Wortfassung  des  § 1 der 
angezogenen  Verordnung  in  Verbindung  mit  § 367,  No.  3 des  Str.- 
G.-B.,  dass  lediglich  der  Verkauf  derartiger  Zubereitungen  als 
Heilmittel  strafbar  erscheint,  und  nur  die  Folgerung  wird  in  ent- 
sprechender Anwendung  des  Grundsatzes  des  reichsgerichtlichen 
Urtheils  vom  13.  Juli  1881,  E.  B.  4 S.  393  anzuerkennen  sein,  dass 
ein  gleichzeitiger  Verkauf  als  Heilmittel  und  als  Cosmeticum  resyj. 
Genussmittel  etc.  die  Strafbarkeit  nicht  beseitigt. 

ln  der  hier  fraglichen  Beziehung  hat  nun  Angeklagter  zwar 
geltend  gemacht,  dass  von  der  Käuferin  der  fraglichen  Flasche 
Mundwasser  ein  Mittel  gegen  Zahnschmerzen  oder  kranke  Zähne 
nicht  verlangt  sei,  und  dass  er  auf  derartige  gestellte  Anfragen 
auch  ausdrücklich  erklärt,  dass  es  kein  Mittel  gegen  Zahnschmerzen, 
sondern  ein  Zahnkonservirungsmittel  sei.  Er  hat  aber  gleichzeitig 
zugegeben,  dass  er  um  die  hier  fragliche  Zeit  die  vorräthig  ge- 
haltenen Flaschen  Kothe’schen  Mundwassers  und  so  auch  die  an 
die  p.  P.  verkaufte,  zugleich  mit  der  Gebrauchsanweisung,  ver- 
abfolgt hat. 

Erweist  sich  nun  nach  diesem  Geständniss  des  Angeklagten 
die  Annahme  des  angegriffenen  Urtheils  dahin,  dass  der  Angeklagte 
sich  den  Inhalt  der  beregten  Gebrauchsanweisung  angeeignet  und 
deshalb  dafür  verantwortlich  sei,  im  vollen  Umfange  als  zutreffend, 
so  rechtfertigt  der  Inhalt  dieser  Anweisung  und  Anpreisung,  in 
Verbindung  mit  Sinn  und  Zweck  der  Verordnung  vom  4.  Januar 
1875,  sowie  des  § 367,  No.  3 des  Str.-G.-B.  auch  die  dem  Gut- 
achten des  Medicinal-Kollegiums  vom  28.  December  v.  J.  eingefügte 
Folgerung,  dass  Angeklagter  in  der  That  als  Heilmittel  im  Sinne 
der  beregten  Gesetzesvorschriften  die  vielberegte  Flüssigkeit  ver- 
kauft hat. 

Denn  wie  zutreffend  bereits  in  dem  Erkenntnisse  des  vor- 
maligen Obertribunals  vom  18.  März  1877  (Gold’s  Arch.  B.  23, 
S.  347)  ausgeführt  wurde,  muss  es  einflusslos  erscheinen,  in  welchem 
Glauben  sich  etwa  der  Verkäufer  über  die  Wirksamkeit  des  be- 
regten Mittels  befunden  und  ob  er  dasselbe  ausdrücklich  als  Heil- 
mittel bezeichnet  hat. 

Es  kann  auch  dahingestellt  bleiben,  welche  Bedeutung  eine 
etwaige  gleichzeitige  Erklärung  des  Angeklagten  in  dem  von  ihm 
angegebenen  Inhalte  zu  beanspruchen  im  Stande  gewesen  sein 
würde,  wenn  er  im  Widerspruche  damit  die  Flasche  in  der  An- 
weisung verkauft  hätte,  da  feststehe ndermassen  eine  derartige  Er- 
klärung im  vorliegenden  Falle  nicht  angegeben  ist. 
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Nach  dem  Inlialte  der  verlesenen  Gehrauchsanweisunj^  existirt 
nun  kein  zweites  Mittel,  welches  die  Unterbrechung  des  Stockens, 
der  Fäulniss  hohler  Zähne  etc.  so  vollkommen  beAvirkt  als  Kothe’s 
Zahn- Mundwasser,  und  das  mehrerwähnte  medicinische  Gutachten 
vom  28.  December  1883  leitet  daraus  den  zutreffenden  Schluss  ab, 
dass  das  Mundwasser  zur  Beseitigung  der  häufigsten  und  gefähr- 
lichsten Zahnkrankheiten  empfohlen  ist.  Dem  gegenüber  erweist 
sich  auch  die  begriffliche  Bedeutung,  wie  sie  das  angegriffene 
Urtheil  dem  Ausdruck  Heilmittel  beziehungsweise  Heilung  zu  gebeu 
versucht,  als  offenbar  zu  eng,  da  es  eine  ganze  Reihe  abnormaler 
Körperzustände  giebt,  deren  Heilung  darin  besteht,  dass  bestimmte 
Wirkungen  der  überhaupt  nicht  zu  beseitigenden  Ursache  durch 
geeignete  Mittel  paralysirt  werden,  und  dass  in  nicht  minder  zahl- 
reiclien  Fällen  diejenigen  Mittel,  Avelche  das  Fortschreiten  und 
Umsichgreifen  einer  schädigenden  Ursache  zu  verhindern  geeignet, 
damit  gleichzeitig  bereits  dazu  angethan  sind,  den  die  schädigende 
Ursache  selbst  beseitigenden  Bedingungen  die  Oberhand  zu  ver-- 
schaffen.  Derartige  Mittel  in  Uebereinstimmung  mit  dem  viel- 
erwähnten Gutachten  als  Heilmittel  zu  bezeichnen,  erscheint  daher 
durchaus  gerechtfertigt.“ 

Werden  die  Zahnwässer  lediglich  als  solche  und  nicht  als 
Heilmittel  verkauft,  so  ist  ihr  Vertrieb  wie  schon  gesagt,  frei. 

Wegen  Verkaufes  von  Kothe’s  Zahnwasser  war  ein  Drogist 
in  Berlin  vom  Schöffengericht  verurtheilt  worden.  Hiergegen  legte 
der  Angeklagte  Berufung  ein.  Die  VHI.  Strafkammer  des  Land- 
gerichts I zu  Berlin  hob  am  13.  December  1893  das  Urtheil  der 
Vorinstanz  auf  und  erkannte  auf  Freisprechung. 

„In  der  A'erlesenen  Gebrauchsanweisung  wird  das  Kothe’sche 
Zahnwasser  lediglich  als  Mittel  zur  Reinigung  und  Desinfektion  der 
Zähne  und  als  Schutz  gegen  Zahnschmerzen  empfohlen.  Es  besteht 
nach  dem  Gutachten  des  Chemikers  Dr.  Bischof  nur  aus  Alkohol 
und  Pfefferminzöl.  Nach  § 1 der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
27.  Januar  1890  ist  das  Feilhalten  und  der  Verkauf  der  in  dem  Ver- 
zeichniss A.  aufgeführten  Zubereitungen  nur  insofern  beschränkt,  als 
sie  als  Heilmittel  abgegeben  werden.  Ein  Heilmittel  soll  zur  Be- 
seitigung eines  vorhandenen  Uebels,  einer  Krankheit  dienen,  sofern 
aber  ein  Stoff  oder  eine  Zubereitung  eine  Krankheit  für  die  Zukunft 
verhüten  soll,  kann  er  sprachlich  nicht  als  Heilmittel  bezeichnet 
werden.  Im  vorliegenden  Falle  ist  das  Zahn-Mundwasser  von  Kothe 
nur  als  Präservativ  gegen  Zahnschmerz,  nicht  als  Heilmittel  dagegen 
angepriesen  und  verkauft,  der  Angeklagte  hat  also  insofern  nicht 
gegen  den  § 1 der  gedachten  Verordnung  verstossen,  ebenso  wenig 
aber  auch  gegen  § 2,  da  das  Kothe’sche  Zahnwasser  und  dessen  Be- 
standtheile  nicht  in  dem  Verzeichnisse  B.  aufgeführt  sind.  Insoweit 
war  sonach  der  Angeklagte  unter  Aufhebung  des  angefochtenen  Ur- 
theils  von  der  Anklage  der  Uebertretung  des  § 367,  3 des  R.-Str.- 
G.-B.  freizusprechen.“ 
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Wegen  Vorräthighaltens  von  Scheibler’s  Mundwasser  war 
ein  Drogist  in  Westpreussen  angeklagt,  aber  vom  Schöffengericht 
(Erk.  vom  19.  December  1893)  unter  folgender  Begründung  freige- 
sprochen worden: 

„Der  Aiigsklagte  hält  den  im  Verkaufsraum  feilgehaltenen 
Liq.  Alum.  acet.  (sogen.  Scheibler’s  Mundwasser)  für  ein  im  § 2 der 
Verordnung  vom  27.  Januar  1890  aufgeführtes  chemisches  Präparat, 
und  da  dasselbe  in  dem  dieser  Verordnung  beigegebenen  Verzeich- 
niss B.  nicht  aufgeführt  ist,  als  ein  dem  Verkauf  durch  Drogen- 
handlungen freigegebenes  Arzneimittel.  Der  Sachverständige,  Me- 
dicinalassessor  K.,  spricht  demselben  jedoch  die  Eigenschaft  einer 
Lösung,  und  deshalb  als  unter  § 1 der  citirten  Verordnung  unter 
No.  5 des  Verzeichnisses  A.  fallend  zu.  Der  Ansicht  des  Herrn  Sach- 
verständigen hat  sich  auch  der  Gerichtshof  angeschlossen,  jedoch  hat 
derselbe  sich  nicht  davon  überzeugen  können,  dass  der  Angeklagte 
diese  Zubereitung  als  Heilmittel  feilgeboten  hat.  Als  Heilmittel  ist 
Alles  das  anzusehen,  was  einer  specifischen  krankhaften  Störung  des 
Organismus  entgegenzuwirken  bestimmt  ist.  Aus  der  Zahl  der 
Heilmittel  sind  deshalb  vor  Allem  alle  diejenigen  Erzeugnisse  aus- 
zuschliessen,  welche  lediglich  der  Pflege  des  menschlichen  Körpers 
oder  seiner  Theile  dienen:  sei  es  der  Schönheits-  oder  auch  der  Ge- 
sundheitspflege. “ 

1®)  Unter  dem  Begriff  des  „trockenen  Gemenges“  sind  die 
früheren  Arzneipulver  und  Arzneispecies  (pulveres  et  species  mixta), 
■ausserdem  die  Salzmischungen  (salia  mixta)  zusammengefasst. 

Es  handelt  sich  bei  den  Pulvern  natürlich  nur  um  gemischte 
Arzneipulver,  also  Mischungen  von  solchen,  während  einfache 
Pulver,  welche  im  Verz.  B.  der  Verordnung  nicht  aufgeführt  sind,  z.  B. 
Tartarus  depuratus,  Natr.  bicarbonicum  oder  Pulvis  adicisr  Liquiritiae 
dem  freien  Verkehre  überlassen  sind.  Auch  abgetheilt  dürfen 
diese  Substanzen  im  freien  Verkehr  verabfolgt  werden,  jedoch  nur  in 
Papierkapseln,  oder  comprimirt,  aber  nicht  in  Oblaten.  Dagegen 
sind  auch  ungemischte  Pulver  vonSub stanzen,  welche  im  Verz.B. 
zu  der  Verordnung  aufgeführt  sind,  z.  B.  Rhabarberpulver, 
Jalapenpulver,  den  Apotheken  Vorbehalten,  denn  Rhabarber  bleibt 
immer  Rhabarber,  gleichviel  ob  er  in  Substanz  oder  als  Pulver  ab- 
gegeben wird.  Preigegeben  sind  von  den  gemischten  Pulvern: 
Brausepulver,  einfache  und  mit  Zucker  und  ätherischen  Oelen 
gemischte  (Limonadenpulver),  sowie  Salicylstreupulver,  eine  Mischung 
aus  Talcum,  Amylum  und  Acid.  salicyl.  in  beliebigen  Verhältnissen. 
Pulvis  aerophorus  laxans  ist  nicht  freigegeben,  wohl  aber  Pulv. 
aerophorus  angl.,  da  dessen  Bestandtheile  dem  freien  Verkehr 
überlassen  sind.  Die  Frage , ob  ein  freigegebenes  chemisches 
Präparat,  welches  unter  anderem  als  dem  ihm  zukommenden 
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Namen  in  Pulverform  als  Heilmittel  gegen  Krankheiten  verkauft 
wird,  wie  z.  B.  das  Schwefeleisen  als  Popp’sches  Mittel  gegen 
Magenkatarrh,  unter  den  Begriff  der  Arzneipulver  fällt,  ist  zu  b e- 
jahen.  Auch  hat  das  Schöffengericht  in  Spandau  (Erk.  vom 
20.  April  1881)  sich  dieser  Ansicht  angeschlossen  und  einen  dortigen 
Drogisten,  welcher  ein  einfaches  chemisches  Präparat  unter  dem 
Namen  „Magnesia-Benz-Acetat“  als  Schwindsuchtsmittel  verkaufte, 
wegen  Arzneikontravention  bestraft. 

Zahnpulver  sind  als  Zubereitungen  im  Sinne  der  Verordn, 
vom  27.  Januar  1890  nicht  anzusehen  (Entsch  des  R.-K.-A.). 
Hierzu  hat  das  preussische  Ministerium  entschieden: 

„Auf  die  Vorstellung  vom eröffne  ich  Ilinen 

nach  Anhörung  der  technischen  Kommission  für  die  pharm.  An- 
gelegenheiten, dass  das  Vorräthighalten  und  der  Verkauf  von  Zahn- 
pulvern, sobald  solche  nicht  Stoffe  enthalten,  die  in  dem 
Verz.  B.  der  Allerh.  Verordnung  v.  4.  Januar  1875  auf- 
geführt sind,  den  Drogisten  gestattet  ist. 

Berlin,  den  9.  August  1878. 

Der  Minister  der  etc.  Medicinal-Angelegenheiten. 

I.  V.  Sydow. 

(Ph.  Ztg.  1881,  No.  66.) 

Von  den  Salzgemischen  sind  Riechsalz  (Mischungen  aus 
Ammon,  carb.  und  Liqu.  Ammon,  caust.  mit  ätherischen  Oelen 
parfümirt)  und  Salze,  welche  aus  natürlichen  Mineralwässern  be- 
reitet oder  den  solchergestalt  bereiteten  Salzen  nachgebildet  sind, 
dem  freien  Verkehr  überlassen.  Als  solche  Salze  sind  z.  Z.  im 
Handel:  Aachener  Salz,  Assmannshäuser  Salz,  Baden-Badener  Salz, 
BilinerSalz,  Carlsbader  Salz,Eger-Franzensbad-Salz,  Emser  (Kränchen, 
Kessel-  und  Victoriabr.)  Salz,  Fachinger  Salz,  Friedrichshaller  Salz, 
Haller  Salz,  Heilbronner  Salz,  Kissinger  Salz,  Krankenheiler  Salz, 
Marienbader  Salz,  Mergentheimer  Salz,  Neuenahrer  Salz,  Ofener 
Salz,  Püllnaer  Salz,  Pyrmonter  Salz,  Radeiner  Salz,  Saidschützer 
Salz,  Salzbrunner  Salz,  Salzschlirfer  Salz,  Sedlitzer  Salz,  Sodener 
Salz,  Tarasper  Salz,  Vichy-Salz,  Wiesbadener  Salz,  Wildunger  Salz. 

Medicinische  Brausesalze  (brausendes  Bromsalz,  brausen- 
des Coffeinsalz,  brausendes  Eisencitrat,  brausendes  Jodsalz,  brausen- 
des Lithiumkarbonat , brausendes  Magnesiumcitrat , brausendes 
Magnesiumcitrat  mit  Eisen , brausendes  Salicylsäuresalz)  gehören 
nicht  mehr  zu  den  freigegebenen  Mineralwassersalzen,  sondern  zu 
den  Arzneipulvern,  deren  Abgabe  nur  in  Apotheken  gestattet  ist. 

2°)  Die  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  hatte  nur  „flüssige 
Arzneimischungen  für  den  innerlichen  und  äusserlichen  Gebrauch“ 
dem  freien  Verkehr  entzogen.  Die  Verordnung  vom  27.  Jan.  1890 
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setzt  statt  dessen:  „Flüssige  Gemische  und  Lösungen“  (mixturae 
et  solutiones),  einschliesslich  gemischte  Balsame,  Honigpräparate 
und  Sirupe.  Zu  den  flüssigen  Gemischen  sind  insbesondere  zu  zählen  : 

1.  alle  flüssigen  Arzneien  von  einem  gewissen  Quantum,  wie  sie 

der  Arzt  gewohnheitsmässig  in  den  Apotheken  zu  verordnen 
pflegt  (Lösungen  oder  Abkochungen  mit  Zusätzen  von  Sirup 
u.  dgl.) ; ^ 

2.  die  sog.  „Arznei tropfen“,  worunter  man  entweder  eine  Mischung 
mehrerer  Tinkturen  oder  eine  Auflösung  von  Extrakten, 
Alkaloiden  (z.  ß.  Morphium)  in  einem  flüssigen  Vehikel,  in 
beiden  Fällen  in  geringeren  Mengen,  ungefähr  10  bis  50  Grm., 
versteht; 

3.  die  sog.  homöopathischen  Tinkturen  und  deren  Verdünnungen 
sowie  Lösungen; 

4.  alle  flüssigen  Arzneigemische  der  Pharmakopoe  (Mixturae),  so- 
weit sie  nicht  etwa  unzweifelhaft  zu  den  chemischen  Präparaten 
und  damit  in  das  Verz.  B.  gehören; 

5.  alle  in  den  Handel  kommenden  flüssigen  Geheimmittel  zum 
innerlichen  oder  äusserlichen  Gebrauch  (Pain  Expeller,  Wamer’s 
Safe  Cure-Mixtur,  Bräune-  und  Diphtheritismittel,  Parai’s  Kloster- 
mittel, Jacobi’s  Königstrank  u.  a.). 

Ausgenommen  und  dem  freien  Verkehr  überlassen  sind: 
Ameisenspiritus,  Eukalyptuswasser  (ein  Zahn-  und  Mundwasser),  Hoff- 
mann’s  Tropfen,  Leberthran  mit  Pfefferminzöl,  Pepsinwein.  Leber- 
thran  mit  Eisen  ist  dem  freien  Verkehr  nicht  überlassen. 

21)  Zu  den  Lösungen  sind  zu  zählen: 

1.  alle  ärztlich  verordneten  Lösungen  (Augenwässer,  Injektionen); 

2.  alle  „Liquores“  der  Pharmakopoe,  soweit  sie  sich  als  blosse  Lö- 
sungen und  nicht  als  chemische  Präparate  darstellen;  alle 
flüssigen  Eisenpräparate  des  Handels  (Athenstädt,  Drees,  Gude, 
Keysser,  Lyncke,  Pizzala  u.  A.).  Liquor  ferri  sesquichlorati 
ist  flüssiges  Eisenchlorid,  Ferrichloridlösung  (ferr.  sesquichl. 
solutum),  Liqu.  Plumbi  acet.  nach  Hager  eine  Lösung  von  Blei- 
hydroxyd in  Bleiacetatlösung.  Beide  Flüssigkeiten,  ebenso  wie 
Liq.  Kali  arsenic.  u.  a.  müssen  daher  zweifellos  als  „Lösungen“ 
betrachtet  werden,  die  dem  freien  Verkehr  entzogen  sind.  Nur 
Liqu.  Ammon,  caust.  als  ein  in  chemischen  Fabriken  erzeugtes 
Präparat,  für  welches  die  Pharmakopoe  keine  Bereitungsvor- 
schrift angiebt,  muss  als  dem  freien  Verkehr  überlassen  be- 
trachtet werden. 

Heber  die  Frage,  ob  Liquor  Plumbi  subacet.  (Bleiessig) 
als  ein  chemisches  Präparat  oder  als  eine  Lösung  anzusehen  sei, 
liegen  aus  neuester  Zeit  verschiedene  Erkenntnisse  vor. 
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Ein  Gutachten  der  preuss.  Wiss.  Dep.  f.  d.  Medicinalwesen  vom 
Jahre  1891  lautete  übereinstimmend  mit  der  obigen  Annahme 
dahin,  dass  Liquor  Ferri  alb.,  Ferri  sesquichlor.  und  Plumbi  ihrer 
Herstellungsweise  nach  nicht  blosse  chemische  Präparate  sind,  son- 
dern als  Lösungen  anzusehen  seien,  und  demgemäss  zu  denjenigen 
Zubereitungen  gehören,  welche  zu  Heilzwecken  und  im  Kleinver- 
kehr nur  in  Apotheken  feilgehalten  oder  verkauft  werden  dürfen. 
Das  Landgericht  in  Barmen  entschied  indep  im  Gegensatz  zu  der 
Auffassung  der  Wiss.  Dep.  f.  d.  Medicinalwesen  unterm  IG.  Juni  1891 
dahin,  dass  Bleiessig  freigegeben  sei,  nicht  nur  seiner  ausgedehnten 
Benutzung  in  der  Technik  halber,  sondern  auch,  weil  derselbe 
nach  Aussage  der  Sachverständigen  nicht  etwa  durch  blosse  Um- 
wandlung eines  festen  Körpers  in  den  flüssigen  Aggregatzustand, 
wie  dies  den  Begriff  der  Lösung  bildet,  sondern,  indem  man  ver- 
mittelst eines  zu  diesem  Zwecke  eingeleiteten  chemischen  Processes 
aus  essigsaurem  Bleioxyd  ein  neues  chemisches  Präparat,  nämlich 
basisch  essigsaures  Bleioxyd  sich  entwickeln  lasse,  erzeugt  werde. 
Ein  Urtheil  des  L.-G.  Neuwied  vom  27.  Juni  1892  endlich  führte 
aus:  „Das  Feilhalten  von  Bleiessig  in  einer  Drogenhandlung  ist 
als  Uebertretung  des  § 1 der  kaiserl.  Verordnung  vom  27.  Januar 
1890  und  des  § 367  No.  3 Str.-G.-B.  nicht  strafbar,  so  lange  er 
nicht  als  Heilmittel  verkauft  wird“. 

Bei  dieser  letzteren  Entscheidung  wird  es  sein  Bewenden  zu 
behalten  haben. 

Ausgenommen  und  dem  freien  Verkehr  überlassen  sind:  Kampher- 
spiritus  und  Seifenspiritus. 

Ein  gemischter  Balsam  ist  eine  Mischung  zum  äusserlichen 
Gebrauch,  von  in  der  Regel  dünnerer  Konsistenz  als  die  Salbe. 
Von  den  Arzneilinimenten  unterscheidet  er  sich  durch  seine  Basis, 
die  meist  Bals.  peruv.  (daher  der  Name)  oder  ein  weingeistiger 
Auszug  aus  einem  Harze  (niemals  Oel)  zu  sein  pflegt.  Reiner 
Perubalsam  oder  Copaivabalsam  ist  kein  gemischter  Balsam,  daher 
unter  diese  Kategorie  nicht  fallend  und  weil  im  Verz.  B.  nicht  auf- 
genommen, dem  freien  Verkehr  überlassen.  Eine  Mischung  von 
Peru-  oder  Copaivabalsam  mit  irgend  einem  anderen  Stoff,  z.  B. 
Weingeist,  würde  dagegen  als  ein  gemischter  Balsam  zu  erachten 
und,  wenn  als  Heilmittel  verkauft,  dem  pharmaceutischen  Debit  zu- 
zuweisen sein.  — Ausnahmen  sind  bei  den  Balsamen  nicht  gemacht. 

23)  Honigpräparate  sind  mit  Honig  versetzte  Abkochungen, 
Auszüge  oder  Lösungen.  Das  bekannteste  Präparat  ist  der  sog. 
Rosenhonig,  ein  eingedicktes  Infusum  von  Rosenblumenblättern 
mit  Honig  versetzt.  Derselbe  ist  dem  freien  Verkehr  überlassen, 
nicht  aber  der  mit  Borax  versetzte  Rosenhonig  (Mel  rosat.  boraxat.). 


Honig}!  räparate. 


37 


Mel  depurat.  ist  kein  Honigpräparat,  sondern  gereinigter  Honig, 
der  dem  freien  Verkehr  nicht  entzogen  ist,  Zickenheimer’s  Trauben- 
brusthonig und  ähnliche  derartige  Präparate  gehören  zu  den  Honig- 
präparaten, sind  also  dem  freien  Verkehr  entzogen.  Denn  nur  die 
mit  Zucker  eingekochten  Fruchtsäfte,  nicht  die  Honigpräparate,  sind 
dem  freien  Verkehr  überlassen.  Nur  Fenchelhonig  und  Rosen- 
honig sind  ausdrücklich  freigegeben. 

Engel’s  Blüthenhonig-Brustsaft  ist  dem  freien  Verkehr 
entzogen.  (Erk.  d.kön.sächs.Ob,-L.-G.  in  Dresden  vom  18.  Juni  1888.) 

„Wenn  schon  nach  Pos.  15  des  der  kaiserl.  Verordnung,  be- 
treffend den  Verkehr  mit  Arzneimitteln,  vom  4.  Januar  1875  bei- 
gegebenen Verzeichnisses  unter  A.  „weisser  Zuckersirup“  und  nach 
Inhalt  der  kaiserl.  Verordnung,  betreffend  den  Verkehr  mit  Honig- 
präparaten, vom  3.  Januar  1883  „gereinigter  Honig“  dem  freien 
Verkehr  überlassen  ist,  so  ist  doch  durch  die  Vermischung  beider 
Substanzen,  aus  welcher  das  von  dem  Angeklagten,  einem  Nicht- 
apotheker, unter  der  Bezeichnung:  „Engel’s  Blüthenhonig-Brustsaft“ 
ohne  polizeiliche  Erlaubniss  feilgebotene  und  verkaufte  Fabrikat 
hervorgegangen  ist,  eine  Flüssigkeit  entstanden,  welche  nach  dem 
in  voriger  Instanz  als  Beweismittel  benutzten  Gutachten  der  chemi- 
schen Centralstelle  für  öffentliche  Gesundheitspflege  als  ein  Honig- 
präparat anzusehen  ist  und  daher  nach  Maassgabe  der  zuletzt  an- 
gezogenen Verordnung  nur  in  Apotheken  feilgeboten  und  verkauft 
werden  darf.  Unrichtig  ist  daher  die  Schlussfolgerung  des  Ver- 
theidigers,  dass,  weil  weisser  Zuckersirup  und  gereinigter  Honig  dem 
freien  Verkehr  überlassen  sei,  ein  Gleiches  auch  von  einer  Ver- 
mischung beider  Stoffe  gelten  müsse.  Vielmehr  ist  für  die  An- 
wendbarkeit der  durch  die  angezogenen  Verordnungen  eingeführten 
Verkehrsbeschränkung  des  Feilhaltens  und  Verkaufs  nur  in  Apotheken, 
und  folgeweise  des  § 367  Ziff.  3 des  Str.-G.-Bs.  lediglich  Zweck 
und  Form  der  fraglichen  Zubereitung  entscheidend,  indem  hierzu 
erfordert  wird,  dass  die  Zubereitung  theils  zu  Heilzwecken,  theils 
in  Arzneiform  erfolgte.  Für  eine  solche  Zubereitung  in  Arzneiforni 
sind  aber  durch  die  Verordnung  vom  3.  Januar  1883  Honigpräparate 
erklärt  worden.  “ 

„Hustenicht“  ist  nach  einem  allerdings  etwas  anfechtbaren 
Erk.  des  L.-G.  in  Breslau  vom  10.  Novbr.  1882  dem  freien  Verkehr 
überlassen. 

In  der  Strafsache  gegen  den  Kaufmann  R.  J.  zu  W.  wegen 
Uebertretung  des  § 367^  Str.-G.-B.  und  § 1 der  Allerh.  Verordnung 
vom  4.  Januar  1875  hat,  auf  die  von  dem  Angeklagten  gegen  das 
Urtheil  des  Königlichen  Schöffengerichts  zu  W.  vom  29.  Juni  1882 
eingelegte  Berufung,  die  IH.  Strafkammer  des  Königlichen  Land- 
gerichts zu  Breslau  in  der  Sitzung  vom  10.  November  1882  für 
Recht  erkannt: 

„Das  Urtheil  des  Königlichen  Schöffengerichts  zu  W.  vom  29. 
Juni  1882  wird  aufgehoben  und  der  Angeklagte  von  einer  Ueber- 
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Verordnung  vom  27.  Januar  1890. 


tretung  des  § 367  No.  3 Strafoesetzbuclis  freigesprochen.  Die  Kosten 
des  Verfahrens  werden  der  Staatskasse  auferlegt.“ 

Gründe.  Durch  Urtheil  des  Königlichen  Schöffengerichts  zu 
W.  vom  29.  Juni  1882  ist  der  Angeklagte  des  Handelns  mit  Arznei- 
mitteln ohne  polizeiliche  Genehmigung  für  schuldig  erklärt  und  des- 
lialb  zu  25  Mark  Geldstrafe,  im  Unvermögensfalle  zu  5 Tagen  Haft 
und  zur  Kostentragung  verurtheilt  worden. 

Diese  Entscheidung  beruht  hauptsächlich  auf  dem  Gutachten 
des  Königlichen  Medicinal-Assessors  K.  bei  der  Königlichen  Regie- 
rung hierselbst,  welchem  ein  mit  Beschlag  belegtes  Fläschchen  des 
angeblichen  vom  Angeklagten  geführten  Arzneimittels,  nämlich  des 
im  Handel  unter  dem  Namen  ,,fiuste-Nicht“  bekannten  Dekokts,  zur 
Untersuchung  ausgehändigt  worden  war  und  welcher  demnächst  dahin 
sein  Gutacliten  abgegeben  hatte: 

,,Der  Inhalt  des  Fläschchens  gehöre  zu  denjenigen  Zuberei- 
tungen zu  Heilzwecken,  deren  Verkauf  nach  der  Verordnung  vom 

4.  Januar  1875  nur  in  Apotheken  gestattet  sei,  da  dasselbe  nicht 
allein  aus  Malzextrakt,  sondern  aus  einer  Mischung  desselben  mit 
einem  Aufguss  einer  süsslichen  Pflanze,  vermuthlich  Radix  liquiritiae, 
bestehe.  Sonach  sei  es  eine  Arzneimischung  (Mixtura  medic.).“ 

Demgemäss  musste  er  von  der  Anklage  der  Uebertretung  des 
§ 367  No.  3 Str.-G.-B.  und  der  Verordnung  vom  4.  Januar  1875 
(Reichs-Ges.-Bl.  S.  5 flgde.)  freigesprochen  werden.  (Pharm.  Ztg. 
No.  4.) 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  hat  das  Königliche  Schöffenge- 
richt angenommen,  dass  das  als  Heilmittel  angepriesene  „Huste-Nicht“ 
zu  den  in  der  Anlage  A.  zur  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  (G.- 

5.  S.  5)  verzeichneten  Abkochungen  resp.  flüssigen  Arzneimischungen 
gehöre,  und  hat  unter  Ablehnung  der  Aufnahme  des  Gegenbeweises 
für  festgestellt  erachtet,  dass  der  Angeklagte  zu  W.  im  Jahre  1882 
ohne  polizeiliche  Genehmigung  Arzneien  feilgehalten  habe,  deren 
Handel  nicht  freigegeben  sei. 

Gegen  dieses  Urtheil  hat  der  Angeklagte  rechtzeitig  und  in 
gehöriger  Form  Berufung  eingelegt  und  sich  zur  Begründung  der- 
selben und  seines  Antrages  auf  Aufhebung  des  ersten  Urtheils  und 
Freisprechung  von  Strafe  und  Kosten  auf  den  gerichtlichen  Sach- 
verständigen Dr.  Franz  Hulwa  darüber  berufen,  dass  die  von  Me- 
dicinal-Assessor  K.  der  Prüfung  unterzogene  Flasche  reines  Malz- 
extrakt enthalte.  Ausserdem  hat  er  noch  4 gedruckte  Gutachten 
über  das  „Huste-Nicht“,  das  eine  vom  12.  August  1881  von  dem 
Professor  Dr.  Gscheidlen  als  Vertreter  des  Lebensmittel  - Unter- 
suchungsamts in  Breslau,  das  zweite  vom  30.  Juli  1881  von  dem 
schon  benannten  Dr.  Hulwa,  das  dritte  vom  18.  Juni  1881  von  dem 
gerichtlichen  und  polizeilichen  Sachverständigen  in  Berlin  Dr.  C. 
Bischoflf  und  das  vierte  vom  7.  August  1881  von  Dr.  Skaiweit  in 
Vertretung  des  Lebensmittel-Untersuchungsamts  zu  Hannover  unter- 
zeichnet, beigebracht,  welche  sämmtlich  das  „Huste-Nicht“  für  reines 
Malzextrakt  erklären. 


Sirupe.  — Latwergen. 
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Dem  Sachverütändigen  Dr.  Hulwa  ist  das  von  dem  Medicinal- 
Assessor  K.  bereits  untersuchte  Fläschchen  ^Huste-Nicht“  zur  Unter- 
suchung übergeben  worden  und  hat  derselbe  sein  Gutachten  dem- 
nächst dahin  abgegeben: 

^dass  reines  Malzextrakt  den  Inhalt  des  Fläschchens  bilde“. 
Er  hat  dieses  Gutachten  auf  Grund  genauer  chemischer  Analyse, 
deren  Resultat  Dr.  Hulwa  im  Einzelnen  im  Termine  zur  Hauptver- 
handlung vortrug,  abgegeben. 

Der  gleichfalls  wieder  vernommene  Medicinal-Assessor  K.  hat 
zw’ar  sein  in  erster  Instanz  bereits  abgegebenes  Gutachten  wieder- 
holt ; dieses  beruht  aber  nach  der  eigenen  Angabe  des  K.  keines- 
wegs auf  genauer  chemischer  Analyse,  sondern  ist  fast  ausschliesslich 
auf  Grund  des  selbstredend  leichter  trügenden  Geschmackes  des  p.  K. 
abgegeben  und  verdient  darum  gegenüber  dem  genauen  und  sorgfältigen 
Gutachten  des  gerichtlichen  Sachverständigen  Dr.  Hulwa  keine  Be- 
rücksichtigung. Hiernach  war  nicht  erwiesen,  dass  das  von  dem  Ange- 
klagten im  Handel  geführte  „Huste-Nicht“  zu  denjenigen  Zubereitungen 
gehört,  deren  Feilhalten  und  Verkauf  in  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  4.  Januar  1875  nur  in  den  Apotheken  gestattet  ist. 

Sirupe  sind  mit  Zucker  versetzte  Abkochungen,  Auszüge 
oder  Lösungen.  Freigegeben  sind  die  mit  Zucker  eingekochten  Frucht- 
säfte (Himbeer-,  Erdbeer-,  Brombeer-,  Maulbeer-,  Kirsch-,  Citronen-, 
Johannisbeer-,  Stachelbeer-  und  derartige  zu  den  Genussmitteln  zu 
rechnende  Sirupe),  ferner  der  weisse  Zuckersirup,  der  blos  Wasser  und 
Zucker  enthält.  Mayer’s  Brustsirup,  ein  weisser  Zuckersirup  mit  einem 
Zusatz  von  Rettigsaft,  gehört  zu  den  Arzneisirupen.  (Erkenntniss 
des  Kammergerichts  vom  2.  Februar  1875.  — Erk.  des  Landge- 
richts Aachen  vom  11.  Julil881,  Ph.  Ztg.  1875  No. 14;  1881  No. 57.) 
Sirupus  Rhamni  ist  nach  einem  Gutachten  der  Wiss.  Dep.  f.  d.  Med.- 
Wesen  vom  13.  Mai  1891  dem  freien  Verkehr  überlassen.  Siehe 
indess  den  Artikel  in  Pharm.  Ztg.  1894,  No.  99. 

Kapseln  sind  keine  Arzneiform,  sondern  eine  Arzneium- 
hüllung. Es  ist  dem  freien  Verkehr  untersagt,  Arzneimittel  in 
solchen  abzugeben  und  zwar  sowohl  in  Gelatinekapseln  als  in  den 
sogenannten  Oblaten.  Nur  folgende  Arzneimittel  dürfen  ausserhalb 
der  Apotheken  in  Kapseln  abgegeben  werden : Brausepulver,  auch 
mit  Zucker  und  ätherischen  Oelen  gemischt  (Limonadenpulver), 
doppeltkohlens.  Natrium,  Weinsäure,  Copaivabalsam,  Leberthran  u. 
Ricinusöl.  Alle  übrigen  Mittel,  selbst  die  freigegebenen,  dürfen  also 
in  Gelatinekapseln  oder  Oblaten  ausserhalb  der  Apotheken  nicht 
abgegeben  werden,  sondern  nur  in  anderweitigen  Verpackungen. 

2®)  Latwergen  sind  brei-  oder  teigförmige  Mischungen  von 
Pflanzenpulvern  und  anderen  gepulverten  Substanzen  mit  Sirupen, 
Honigen  oder  mit  einem  Fruchtmus  (Pulpa).  Der  berühmte  Theriak 
gehört  in  diese  Arzneikategorie. 
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Verordnung  vom  27.  Januar  1890. 


Linimente  sind  meist  dickflüssige  Mischungen  zum  äusser- 
lichen  Gebrauch,  deren  Basis  in  der  Regel  ein  Oel  oder  Seife  (wie 
beim  Opodeldoc)  ist.  Das  freigegebene  „flüchtige  Liniment“  ist 
eine  Mischung  aus  Baumöl  und  Salmiakgeist. 

28)  Die  Verordnung  vom  4.  Jan.  1875  hatte  nur  „Pastilli  et 
trochisci  medicinales“  dem  freien  Verkehr  entzogen.  Die  neue  Ver- 
ordnung dagegen  behält  den  Apotheken  vor:  Pastillen,  Plätzchen, 
Zeltchen,  Pillen  und  Körner  (pastilli,  rotulae,  trochisci,  pilulae  et 
granula).  Die  Ph.  Germ.  III.  definirt  die  Pastillen,  Plätzchen  und 
Körner  wie  folgt: 

1.  Pastillen.  Zur  Herstellung  von  Pastillen  werden  die  Stoffe  in 
gepulvertem  Zustande  kalt  oder  unter  mässigem  Erwärmen  ent- 
weder ausschliesslich  durch  Druck  oder  auch  durch  Zusatz  von 
Bindemitteln  in  die  entsprechende  Form  gebracht.  Als  Binde- 
mittel werden  in  der  Regel  Zucker,  Gummi  oder  Traganth  mit 
Wasser,  bei  Brausemischungen  Weingeist  benutzt.  Die  Gestalt 
der  Pastillen  sei  in  der  Regel  eine  scheibenförmige.  Ebenso 
werden  Zeltchen  (trochisci)  angefertigt. 

Von  den  Pastillen  sind  dem  freien  Verkehr  überlassen;  die 
aus  künstlichen  Mineralwässern  oder  aus  künstlichen  Mineralquell- 
salzen bereiteten  Pastillen  (Biliner,  Emser,  Soden  er  u.  dergl.)  und 
einfache  Molkenpastillen. 

2.  Rotulae  (Plätzchen).  Zur  Herstellung  von  Plätzchen  werden 
mittelfein  gepulverter  Zucker  mit  wenig  Wasser  gemischt  und 
soweit  erwärmt,  dass  eine  halbflüssige,  nicht  durchsichtige 
Masse  entsteht;  die  letztere  werde  alsdann  in  die  Gestalt  von 
Kugelabschnitten  gebracht. 

Pfefferminzplätzchen  sind  dem  freien  Verkehr  überlassen. 

28)  Pillen  sind  Mischungen  aus  medikamentösen  Stoffen  und 
Pflanzenpulvern  mit  Extrakten  oder  Gummischleim,  die  nach  der 
kunstgerechten  Anfertigung  mit  Hülfe  der  Pillenmaschine  in  kleine, 
0,12  bis  0,3  Grm.  schwere  Kügelchen  getheilt  werden. 

Phosphor pillen  oder  andere  Pillen  zur  Vertilgung  von  Feld- 
mäusen gehören  nicht  zu  den  obengenannten  „Pillen“.  „Die  zur  Vertil- 
gung von  Mäusen  bestimmten  Phosphorpillen  fallen  nicht  unter  die 
Verordnung  vom  4.  Januar  1875,  weil  sie  in  der  Stärke,  in  der  sie  mit 
Rücksicht  auf  ihre  Bestimmung  in  Frage  kommen,  nicht  zu  den 
Arzneimitteln  im  Sinne  des  § 1 der  Verordnung  gehören,  ebenso- 
wenig aber  der  Phosphor  in  dem  der  Verordnung  beigegebenen 
Verzeichnisse  sub  B.  sich  mit  aufgeführt  findet,  welches  die  Unter- 
lage für  den  §2  der  Verordnung  ist.  Einer  authentischen  Interpretation 
des  Begriffes  „Grosshandel“  bedarf  es  hiernach  in  Betreff  des  Ver- 
triebs von  Phosphorpillen  der  hier  fraglichen  Art  überhaupt  nicht. 


Granula.  — Zeltchen. 
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Die  mehrgedachten  Pillen  lassen  sich  daher  als  Präparate  aus  einem 
in  der  Pharmakopoe  als  solches  bezeichneten  Gifte  selbst  nur  als 
Gift  ansehen.  Auf  ihren  Vertrieb  haben  die  Vorschriften  des  § 9 
des  Mandats  vom  30.  September  1823  analoge  Anwendung  zu  leiden.“ 
(Kgl.  sächs.  Min.-Bescheid  vom  7.  Januar  1879.)  § 1 und  2 des 
sächs.  Mandats  vom  30.  September  1823  sind  durch  die  Verordnung 
vom  4.  Januar  1875  aufgehoben  (ibid.). 

30)  3.  Gran  u 1 a (Körner).  Zur  Bereitung  von  Körnern  werden  nach 
der  Ph.  G.  III.  die  Arzneistoffe  entweder  unmittelbar  oder 
nach  vorgängiger  Lösung  in  Aether,  Weingeist  oder  Wasser, 
mit  der  einem  Gewicht  von  0,05  g für  das  einzelne  trockene 
Kom  entsprechenden  Menge  einer  pulverförmigen  Mischung  aus 
4 Theilen  Milchzucker  imd  1 Theil  arabischem  Gummi  sorgsam 
gemengt.  Aus  dem  Gemenge  werde  mittelst  weissen  Sirups, 
welchem  ein  Zehntel  seines  Gewichts  Glycerin  zugesetzt  worden, 
eine  bildsame  Masse  hergestellt  und  letztere  dann  in  die  vor- 
geschriebene Anzahl  runder  Körner  geformt. 

Die  homöopathischen  und  elektrohomöopathischen  Streukügel- 
chen sind  unter  diesen  Körnern  verstanden. 

„Die  auf  Grund  des  § 6 Abs.  2 der  Gewerbeordnung  vom 
1.  Juli  1883  erlassene  kaiserliche  Verordnung  vom  27.  Januar  1890, 
betreffend  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln,  bestimmt  in  § 1 Abs.  1, 
dass  die  in  dem  derselben  beigefügten  Verzeichnisse  A.  aufgeführten 
Zubereitungen  ohne  Unterschied,  ob  sie  heilkräftige  Stoffe  enthalten 
oder  nicht,  als  Heilmittel  nur  in  Apotheken  feilgehalten  und  ver- 
kauft werden  dürfen. 

Wie  die  Rechtsprechung  konstant  anerkannt  hat  (vid.  Urtheil 
des  Oberlandesgerichts  München  vom  16.  März  1882,  Bd.  II  S.  48), 
zählen  die  hierin  Frage  stehenden  Mattei’schen  Streukügelchen 
zu  den  in  No.  9 des  Verzeichnisses  A.  aufgeführten  Pillen  und  Körnern, 
mit  denen  also  der  Handel  nicht  freigegeben  ist.  Demnach  macht 
sich  nach  § 367  No.  3 des  R.-Str.-G.-B.  strafbar,  wer  ohne  polizeiliche 
Erlaubniss  solche  Mattei’sche  Streukügelchen  feilhält,  verkauft,  oder 
„an  Andere  überlässt“. 

(Urtheil  des  O.-L.-G.  München  vom  30.  Dec.  1893.) 

4.  Arznei-Zeltchen  (Trochisci)  sollen  nach  der  Pharmakopoe 
(Germ.  II.)  bereitet  werden  durch  Inkorporirung  einer  medika- 
mentösen Substanz  in  Zucker  oder  Cacaomasse  und  kunstge- 
mässe  Theilung  der  Masse  in  einzelne  1 Grm.  schwere  Zeltchen. 

Zu  den  Arzneizeltchen  sind  unzweifelhaft  zu  rechnen : die  in  die 
Pharmakopoe  aufgenommenen  Trochisci  Ipecacuanhae,  Magnes.  ustac, 
Morphini,  Natr.  bicarb.  und  Santonini,  gleichviel  ob  letztere  mit 
Zucker  oder  Cacaomasse  angefertigt  sind.  Schwieriger  wird  die 
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Frage  zu  beantworten  sein,  ob  und  welche  der  zahllosen  zu  Heil- 
zwecken angebotenen  Bonbons  und  Caramellen  zu  den  Arzneipastillen 
oder  -Zeltchen  gehören.  Die  Annahme,  dass  schon  der  äussere 
Unterschied  zwischen  Pastillen  und  Zeltchen  einerseits  und  Bonbons 
und  Caramellen  andererseits  genüge,  letztere  unter  allen  Umständen 
als  dem  freien  Verkehr  zugehörig  zu  betrachten,  würde  nicht  zu- 
treflfen.  Allerdings  kann  man  Caramellen  und  Bonbons  als  eine  ge- 
setzlich geschützte  Arzneiform  nicht  mehr  betrachten.  Beide  aber 
fallen  unter  die  Verordng.  vom  27.  Januar  1890,  sobald  sie  Stoffe  ent- 
halten, deren  Verkauf  nur  in  Apotheken  gestattet  ist.  Während  also 
bei  den  übrigen  Kategorien  Form  und  Zweck  entscheidend  sind, 
würde  es  sich  hier  darum  handeln,  den  Inhalt  festzustellen,  da 
nur  dieser  über  die  Zulässigkeit  resp.  Unzulässigkeit  des  Verkaufs 
der  betreffenden  Präparate  den  Ausschlag  giebt, 

Zwiebelbonbons  und  Rettigbonbons  gehören  nicht  zu 
den  geschützten  Arzneiformen. 

„Das  königl.  Landes-Medicinal-Kollegium  hat  bei  der  Beant- 
wortung der  Frage,  ob  die  Zwiebelbonbons  den  im  Verzeichnisse  A. 
der  kaiserl.  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  aufgeführten  pastilli 
et  trochisci  medicinales  beizuzählen  seien,  den  Umstand,  dass  den 
Bonbons  em  Körper  von  arzneilicher  Wirkung,  nämlich  der 
charakteristische  Stoff  der  Zwiebel,  zugesetzt  worden  ist,  nicht 
blos  als  ein  Beweismittel  dafür,  dass  die  Bonbons  zu  Heilzwecken 
zubereitet  worden  sind,  in’s  Auge  gefasst,  sondern  auch  auf  jenen 
Umstand  für  sich  allein  und  abgesehen  von  seiner  Bedeutung  als 
ein  Beweismittel  nach  der  gedachten  Richtung  ein  entscheidendes 
Gewicht  mit  gelegt.  Denn,  wenn  auch  letzteres  nicht  ohne  Weiteres 
daraus  gefolgert  werden  kann,  dass  bei  der  Feststellung  des  Be- 
griffs der  pastilli  et  trochisci  medicinales  das  Erforderniss  des  Zu- 
satzes irgend  welchen  zu  Heilzw'ecken  dienenden  Mittels  betont 
wird,  und  ferner  die  Ausführungen  (unter  3.)  noch  einigen  Zweifel 
darüber  lassen,  ob  dort  das  entscheidende  Moment  in  der  Zu- 
bereitung zu  HeilzAv ecken  oder  überhaupt  in  dem  Zusatze 
eines  arzneilichen  Stoffes  erblickt  worden  sei,  wird  in  der  (unter  4. 
vorausgeschickten)  gutachtlichen  Auslassung  als  maassgebendes 
Unterscheidungsmerkmal  ZAvischen  den  Zwiebelbonbons  und  den 
denselben  dort  gegenüber  gestellten  Honigkräuterbonbons  der  Um- 
stand, dass  Avohl  den  ersteren,  nicht  aber  den  letzteren  ein  Körper 
von  arzneilicher  Bedeutung  und  Eigenschaft  zugesetzt  sei,  mit  voller 
Bestimmtheit  hervorgehoben  und  infolge  dessen  die  Zugehörigkeit 
der  letzteren  Bonbons  zu  den  gewöhnlichen  Caramellen  anerkannt. 
Eine  solche  Unterscheidung  Aviderstr eitet  jedoch  den  Bestimmungen 
der  kaiserl.  Verordnung,  betr.  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln,  vom 
4.  Januar  1875.  Denn  zufolge  dieser  Verordnung,  welche  haupt- 
sächlich die  Sicherung  der  Gesundheitspflege  im  Volke,  zugleich 
aber  auch  eine  Ausdehnung  des  freien  Verkehrs  mit  Apotheker- 


Bonbons.  — Pflaster. 
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waaren  über  dessen  früliere,  durch  die  Verordnung,  betr.  den  Ver- 
kelir  mit  Apothekerwaaren,  Yom  25.  März  1872  festgesetzte  Grenzen 
bezweckt  und  demzufolge  den  Handel  mit  einer  Reihe  von  Zu- 
bereitungen zu  Heilzwecken,  welche  das  Publikum  im  Kleinverkehre 
bei  Drogisten,  Zuckerwaaren-  und  anderen  Händlern  zu  kaufen  ge- 
wohnt ist  und  betreffs  deren  keine  Nützlichkeitsgründe  für  ein 
ausschliessliches  Verkaufsrecht  des  Apothekers  sprechen,  frei  giebt 
(vergi.  Annalen  des  kgl.  sächs.  Oberlandesgerichts  Bd.  3,  S.  36), 
kann  darauf,  ob  eine  Zubereitung  einen  arzneilich  wirk- 
samen Stoff  enthält,  lediglich  in  dem  Falle  von  § 2 der 
Verordnung  etwas  ankommen,  wogegen  der  vorausgehende  § 1, 
welcher  gegenwärtig  allein  in  Frage  steht  und  das  Feilhalten,  so- 
wie den  Verkauf  der  in  dem  unter  A.  beigefügten  Verzeichnisse 
aufgeführten  Zubereitungen  als  Heilmittel  den  Apotheken  vorbehält, 
ausdrücklich  hervorhebt,  dass  es  keinen  Unterschied  macht,  ob 
diese  Zubereitungen  aus  arzneilich  wirksamen  oder  aus  solchen 
Stoffen  bestehen,  welche  an  und  für  sich  zum  medicinischen  Ge- 
brauch nicht  geeignet  sind. 

Demgemäss  ist  auch  bei  den  jetzt  in  Frage  stehenden  Zwiebel- 
bonbons nicht  sowohl  darauf,  ob  deren  Zusatz  an  Zwiebelsaft  be- 
ziehentlich Zwiebelöl  oder  Schwefelallyl  arzneilich  wirksam  ist, 
sondern  vielmehr  darauf  das  entscheidende  Gewicht  zu  legen,  ob 
diese  Bonbons  in  derselben  Form  zubereitet  worden  sind,  in 
welcher  die  pastilli  et  trochisci  medicinales  hergestellt  zu  werden 
pflegen  .... 

Hiernach  allenthalben  gebricht  es  an  einem  sicheren  Anhalte 
für  die  Annahme,  dass  die  Zwiebelbonbons  nach  ihrer  äusseren 
Erscheinungsform  nicht  in  die  Reihe  der  dem  freien  Verkehre  zu- 
gehörigen Bonbons  zu  stellen,  sondern  den  pastilli  et  trochisci 
medicinales  zuzuzählen  seien.“  (Erk.  des  kgl.  sächs.  Ob.-L.-G.  in 
Dresden  vom  17.  Sptbr.  1888.) 

Die  Frage,  ob  Bonbons  unter  die  Verordnung  vom  27.  Januar 
1890  fallen,  ist  neuerdings  streitig  geworden,  indem  das  Ober-Landes- 
gericht Karlsruhe  entgegen  zahlreichen  vorangegangenen  Erkennt- 
nissen unterm  9.  März  l891  dahin  erkannte,  dass  Zwiebelbonbons 
dem  freien  Verkehr  entzogen  seien.  Auch  ein  vom  12.  Januar  1891 
datirendes,  aber  erst  im  Jahre  1893  veröffentlichtes  Erkenntniss  des 
Kammergerichts  erklärte  die  Stollwerck’schen  Brustbonbons  als  unter 
die  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  fallend  (Pharm.  Ztg.  1893, 
No.  I9j.  Trotzdem  ist  von  der  Anstrengung  einer  Klage  wegen 
Verkaufs  von  Bonbons  in  allen  den  Fällen,  wo  die  Bonbons  nicht 
als  mit  besonderen  Heilkräften  ausgestattet  angepriesen  werden,  ab- 
zurathen. 

^‘)  Pflaster  (emplastra)  sind  nach  der  Ph.  Germ.  HI.  in 
Tafeln,  Stangen  oder  Stücke  verschiedenster  Form  gebrachte  oder 
auf  Stoff  gestrichene,  zum  äusserlichen  Gebrauch  bestimmte  Arznei- 
mittel, welche  aus  einer  aus  Oel,  Harzen,  Wachs  oder  Fett  durch 
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Kochen  oder  Zusammenschmelzen  mit  anderen  Körpern  erhaltenen 
harten  oder  knetbaren  Grundmasse  mit  oder  ohne  weitere  Zusätze 
bestehen.  Freigegeben  sind:  Englisches  Pflaster,  Heftpflaster,  Pech- 
pflaster, Senfpapier  und  Hühneraugenringe  (Filzringe,  welche  auf 
der  einen  Seite  mit  einem  stark  klebenden  Harzpflaster  bestrichen 
sind).  Unter  Pechpflaster  ist  das  Emplastr.  Picis  zu  verstehen, 
wovon  allerdings  ein  gelbes  und  ein  schwarzes  gebräuchlich  ist, 
das  erstere  bestehend  aus  Resina  Pini  55,  Cera  flava  25,  Tere- 
binth.  19,  Sebum  1;  das  andere  bestehend  aus  Resina  Pini,  Pix 
nigra  ^ 25,  Cera  flava  30,  Terebinth.  19,  Sebum  1.  Der  deutsche 
Ausdruck  „Pechpflaster“  ohne  näheren  Zusatz  ist  für  eine  gesetz- 
liche Vorschrift  zu  unbestimmt.  Von  Heft-  und  Pechpflaster  müssen 
sowohl  das  gestrichene  als  auch  das  ungestrichene  als  freigegeben 
betrachtet  werden. 

32)  Salben  sind  entweder  blosse  Mischungen  von  Fetten, 
Harzen,  Wachs  und  Oelen  oder  Mischungen  eines  oder  mehrerer 
derartiger  Stoffe  mit  Arznei  stoffen.  Pomaden,  Fettschminken  und 
dgl.  sind  Cosmetica,  die  unter  den  Begriff  der  Salben  nicht  fallen. 
Ebenso  sind  Pappelsalbe  (aus  frischen  Pappelknospen  und  Fett 
bereitet),  Gold -Cream  (eine  Mischung  aus  Wachs,  Oel,  Wallrath 
und  Rosenwasser)  und  Lippenpomade  (eine  ähnliche  Mischung),  so- 
wie Salicyltalg  (Talg  mit  einem  Zusatz  von  Salic}dsäure)  freigegeben. 

33)  Suppositori en  sind  Kugeln,  Stäbchen,  Zäpfchen  u.  dgl. 
aus  Cacaobutter,  denen  ein  Arzneimittel  beigemischt  ist,  oder  hohle 
olivenförmige  Formen  aus  Cacaobutter  oder  Glycerin-Gelatine,  in 
die  Arzneimittel  gefüllt  werden.  Nach  der  Ph.  G.  III.  sollen  die- 
selben in  der  Regel  die  Form  eines  Kegels  von  3 bis  4 cm  Länge 
haben  und  2 bis  3 Grm.  schwer,  Vaginalkugeln  doppelt  so  schwer 
sein.  Letztere  gehören  ebenfalls  zu  den  Suppositorien , da  die 
Verordnung  die  nur  hier  gebräuchliche  Kugelform  ebenfalls  aus- 
drücklich erwähnt. 


Verzeicimlss  B®*). 


Acetanilidum. 

Acida  chloracetica. 

Acidum  benzoicum  e resina 
sublimatum“). 

— cathartinicum. 

— chrysophanicum. 


Antifebrin. 

Die  Chloressigsäuren. 

Aus  dem  Harze  sublimirte 
Benzoesäure. 
Kathartinsäure. 
Chrysophansäure. 
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Acidum  hydrocyanicum. 

— lacticum  et  ejus  salia. 

— osmicum  et  ejus  salia. 

— sclerotinicum. 

— succinicum. 

— sulfocarbolicum. 

— valerianicum  et  ejus 
salia. 

Aconitinum , Aconitini  de- 
rivata  et  eorum  salia. 

Adonidinum. 

Aether  bromatus. 

— jodatus. 

Aethyleni  praeparata. 
Aethylidenum  bichloratum. 
Agaricinum. 

Aluminium  acetico  - tartari- 
cum. 

Ammonium  chloratum  fer- 
ratum. 

Amylenum  hydratum. 
Amylium  nitrosum. 
Antipyrinum. 
Anthrarobinum. 
Apomorphinum  et  ejus  salia. 

Aqua  Amygdalarum  ama- 
rarum. 

— Lauro-cerasi 
— Opii 

Arsenium  jodatum. 
Atropinum  et  ejus  salia. 
Betolum. 

Bismutlium  bromatum. 

— oxyjodatum. 

— salicylicum. 


Cyanwasserstoffsäure  (Blau- 
säure). 

Milchsäure  und  deren  Salze. 
Osmiumsäure  und  deren 
Salze. 

Sklerotinsäure. 
Bernsteinsäure. 
Sulfophenolsäure. 
Baldriansäure  und  deren 
Salze. 

Aconitin,  die  Abkömmlinge 
des  Aconitins  und  deren 
Salze. 

Adonidin. 

Aethylbromid. 

Aethyljodid. 

Die  Aethylenpräparate. 

Z weifachchloräthy  liden . 
Agaricin. 

Essigweinsaures  Alumi- 
nium. 

Eisensalmiak. 

Amylenhydrat. 

Amylnitrit. 

Antipyrin. 

Anthrarobin. 

Apomorphin  und  dessen 
Salze. 

Bittermandelwasser. 

Kirschlorbeerwasser. 

Opiumwasser. 

Jodarsen. 

Atropin  und  dessen  Salze. 
Betol. 

Bromwismuth. 
Wismuthoxyjodid. 
Salicylsaures  Wismuth. 
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Bismuthum  tannicum. 
Blatta  orientalis.  ' 
Bromalum  hydratum. 
Brucinum  et  ejus  salia. 
Bulbus  Scillae  siccatus. 
Butyl-chloralum  hydratum. 
Camphora  monobromata. 
Cannabinon. 

Cannabinum  tannicum. 

Cantharides. 

Cantharidinum. 

Cardolum. 

Castoreum  canadense. 

— sibiricum. 

Chinidinum  et  ejus  salia. 
Chininum  et  ejus  salia. 
Chinoi’dinum. 

Chloralum  hydratum  cry- 
slallisatum. 
Chloroformium. 

Chry  sarobinum . 
Cinchonidinum  et  ejus  salia. 

Cinchoninum  et  ejus  salia. 
Cocai’num  et  ejus  salia. 
Codeinum  et  ejus  salia. 
Coffeinum  et  ejus  salia. 
Colchicinum. 

Coniinum  et  ejus  salia. 

Convallamarinum. 

Convallarinum. 

Cortex  Chinae. 

— Granati. 

— Mezere'i. 

Cotoinum. 

Cubebae. 

Cuprum  aluminatum. 

— salicylicum. 

— sulfocarbolicum. 


Gerbsaures  Wismuth. 
Orientalische  Schabe. 
Bromalhydrat. 

Brucin  und  dessen  Salze. 
Getrocknete  Meerzwiebel. 
Butylchloralhydrat. 
Einfach-Bromkampher. 
Cannabinon. 

Gerbsaures  Cannabin. 
Spanische  Fliegen. 
Kantharidin. 

Cardol. 

Canadisches  Bibergeil. 
Sibirisches  Bibergeil. 
Chinidin  und  dessen  Salze. 
Chinin  und  dessen  Salze. 
Chinoi'din. 

Krystallisirtes  Chloral- 
hydrat. 

Chloroform. 

Chrysarobin. 

Cinchonidin  und  dessen 
Salze. 

Cinchonin  und  dessen  Salze. 
Cocain  und  dessen  Salze. 
Codei'n  und  dessen  Salze. 
Coffein  und  dessen  Salze. 
Colchicin. 

Coniin  und  dessen  Salze. 
Convallamarin. 

Convallarin. 

Chinarinde. 

Granatrinde. 

Seidelbastrinde. 

Cotoi'n. 

Kubeben. 

Kupferalaun. 

Salicylsaures  Kupfer. 
Sulfokarbolsaures  Kupfer. 
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Curare. 

Curarinum  et  ejus  salia. 
Daturinum. 

Delphininum. 

Digitalinum  et  ejusderivata. 

Duboisinum  et  ejus  salia. 
Emetinum  et  ejus  salia. 
Euphorbium. 

Fel  tauri  depuratum  siccum. 

Ferrum  arsenicicum. 

— arsenicosum. 

— carbonicum  saccha- 
ratum. 

— citricum  ammoniatum. 

— jodatum  saccharatum. 

— oxydatum  dialysatum. 

— oxydatum  sacchara- 
tum. 

— reductum. 

— sulfuricum  oxydatum 
ammoniatum. 

— sulfuricum  siccum. 

Flores  Cinae. 

— Koso. 

Folia  Belladonnae. 

— Bucco, 

— Cocae. 

— Digitalis. 

— Jaborandi. 

— Rhois  toxicodendri. 

— Stramonii. 

Fructus  Colocynthidis. 

— Papaveris  immaturi. 
— Sabadillae. 

Fungus  laricis. 


Curare. 

Curarin  und  dessen  Salze. 
Daturin. 

Delphinin. 

Digitalin  und  dessen  Ab- 
kömmlinge. 

Duboisin  und  dessen  Salze. 
Emetin  und  dessen  Salze. 
Euphorbium. 

Gereinigte  trockene  Ochsen- 
galle. 

Arsensaures  Eisen. 
Arsenigsaures  Eisen. 
Zuckerhaltiges  kohlen- 
saures Eisen. 
Citronensaures  Eisen- 
ammonium. 

Zuckerhaltiges  Eisenjodür. 
Dialysirtes  Eisenoxyd. 
Eisenzucker. 

Reducirtes  Eisen. 
Ammoniakalischer  Eisen- 
alaun. 

Entwässertes  schwefel- 
saures Eisen. 
Wurmsamen. 

Kosoblüthen. 

Belladonnablätter. 

Buccoblätter. 

Cocablätter. 

Fingerhutblätter. 

Jab  ora  n d ib  lätter . 
Giftsumachblätter. 
Stechapfelblätter. 
Koloquinthen. 

Unreife  Mohnköpfe. 

Sabadillsamen. 

Lärchenschwamm. 


48 


Verordnung  vom  27.  Januar  1890. 


Galban  um. 

Guajacolum. 

Herba  Aconiti. 

— Adonidis. 

— Cannabis  indicae. 

— Cicutae  virosae. 

— Conii. 

— Gratiolae. 

— Hyoscyami. 

— Lobeliae. 

Homatropinum  et  ejus  salia. 

Hydrargyrum  aceticum. 

— bijodatum. 

— bromatum. 

— chloratum. 

— cyanatum. 

— formamidatum. 

— jodatum. 

— olei’nicum. 

— oxydatum  via  humida 
paratum. 

— peptonatum. 

— praecipitatum 
album. 

— salicylicum. 

— tannicum  oxydulatum. 

Hydrastis  canadensis. 
Hyoscinum  et  ejus  sala. 
Hyoscyaminum  et  ejus  salia. 

Jodoformium. 

Jodolum. 

Kairinum. 

Kairolinum. 

Kalium  jodatum. 

Kamala. 


Galbanum. 

Guajacol. 

Aconitkraut. 

Adoniskraut. 

Kraut  des  indischen  Hanfs. 
W asserschierling*. 
Schierling". 
Gottesg’nadenkraut. 
Bilsenkraut. 

Lobelienkraut. 

Homatropin  und  dessen 
Salze. 

Essigsaures  Quecksilber. 
Quecksilberjodid. 
Quecksilberbromür. 
Quecksilberchlorür 
(Kalomel). 
Quecksilbercyanid. 
Quecksilberformamid. 
Quecksilberj  odür. 

Oelsaures  Quecksilber. 
Gelbes  Quecksilberoxyd. 

Quecksilberpeptonat. 
Weisser  Quecksilber- 
präcipitat. 

Salicylsaures  Quecksilber. 
Gerbsaures  Quecksilber- 
oxydul. 

Kanadisches  Wasserkraut. 
Hyoscin  und  dessen  Salze. 
Hyoscyamin  und  dessen 
Salze. 

Jodoform. 

Jodol. 

Kairin. 

Kairolin. 

Kaliumjodid. 

Kamala. 
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Kosinum. 

Kreosotum  (e  ligno 
paratum). 

Lactucarium. 

Magnesium  citricum  effer- 
vescens. 

— salicylicum. 

Manna. 

Morphinum  et  ejus  salia. 
Muscarinum. 

Narceinum  et  ejus  salia. 
Narcotinum. 

Natrium  aethylatum. 

— benzoicum. 

— pyrophosphoricum 
ferratum. 

— salicylicum. 

— santonicum. 

— tannicum. 

Oleum  Chamomillae  aethe- 
reum. 

— Crotonis. 

— - Cubebarum. 

— Matico. 

— Sabinae. 

— Sinapis  aethereum. 

— Valerianae. 

Opium. 

Paracoto'inum. 

Paraldehydum. 

Pasta  Guarana. 
Pelletierinum  et  ejus  salia. 

Phenacetinum. 
Physostigminum  (Eseri- 
num)  et  ejus  salia. 
Picrotoxinum. 

Pilocarpinum  et  ejus  salia. 


Kosin. 

Holzkreosot. 

Giftlattichsaft. 

Brausendes  citronensaures 
Magnesium. 

Salicylsaures  Magnesium. 
Manna. 

Morphin  und  dessen  Salze. 
Muscarin. 

Narce'in  und  dessen  Salze. 
Narkotin. 

Natriumäthylat. 
Benzoesaures  Natrium. 
Pyrophosphorsaures  Eisen- 
oxyd-Natron. 
Salicylsaures  Natrium. 
Santonin-Natron. 
Gerbsaures  Natrium. 
Aetherisches  Kamillenöl. 

Krotonöl. 

Kubebenöl. 

Maticoöl. 

Sadebaumöl. 

Aetherisches  Senföl. 
Baldrianöl. 

Opium. 

Parakoto'in. 

Paraldehyd. 

Guarana. 

Pelletierin  und  dessen 
Salze. 

Phenacetin. 

Physostigmin  (Eserin)  und 
dessen  Salze. 

Pikrotoxin. 

Pilokarpin  und  dessen 
Salze. 


Böttg^r,  Arzneimittel.  3.  Aufl. 
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Plumbum  jodatum. 

— tannicum. 
Podophyllinum. 
Propylaminum. 

Radix  Belladonnae, 

— Colombo. 

— Gelsemii. 

— Ipecacuanhae. 

— Rhei. 

— Sarsaparillae. 

— Seneg’ae. 

Resina  Jalapae. 

— Scammoniae. 
Resorcinum  purum. 
Rhizoma  Filicis. 

— Veratri. 

Salolum. 

Santoninum. 

Secale  cornutum. 

Semen  Calabar. 

— Colchici. 

— Hyoscyami. 

— St.  Ignatii. 

— Stramonii. 

— Strophanthi. 

— Strychni. 

Serum  antidiphthericum. 
Sozojodolum, 

Stipites  Dulcamarae. 
Strychninum  et  ejus  salia. 
Sulfonalum. 

Sulfur  jodatum. 

Summitates  Sabinae. 
Tartarus  stibiatus. 
Terpinum  hydratum. 
Thallinum  et  ejus  salia. 
Thebairium  et  ejus  salia. 
Tubera  Aconiti. 

— Jalapae. 


Jodblei. 

Gerbsaures  Blei, 
Podophyllin. 

Propylamin. 

Belladonnawurzel. 

Colombowurzel. 

Wurzel  des  gelben  Jasmin. 
Brechwurzel. 
Rhabarberwurzel. 
Sarsaparille. 

Senegawurzel. 

Jalapenharz. 

Scammoniaharz. 

Reines  Resorcin. 

Farn  Wurzel. 

Weisse  Nieswurzel, 

Salol. 

Santonin. 

Mutterkorn. 

Calabarsamen. 

Zeitlosensamen. 

Bilsensamen. 

Sankt-Ignatiussamen. 

Stechapfelsamen. 

Strophanthussamen. 

Brechnuss. 

Diphtherieserum. 

Sozojodol. 

Bittersüssstengel. 

Strychnin  und  dessen  Salze. 
Sulfonal. 

Jodschwefel. 

Sadebaumspitzen. 

Brech  Weinstein. 
Terpinhydrat. 

Thallin  und  dessen  Salze. 
Thebain  und  dessen  Salze. 
Aconitknollen. 
Jalapenknollen. 


Verzeiclmiss  B. 
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Urethanum. 

Veratrinum  et  ejus  salia. 
Zincum  aceticum. 

— chloratum  purum. 

— cyanatum. 

— permanganicum. 

— salicylicum. 

— sulfocarbolicum. 

— sulfoichthyolicum. 

— sulfuricum  purum. 


Urethan. 

Veratrin  und  dessen  Salze, 
Essigsaures  Zink. 

Reines  Chlorzink. 
Cyan-Zink. 

Uebermangansaures  Zink. 
Salicylsaures  Zink. 
Sulfophenylsaures  Zink. 
Ichthyolsulfosaures  Zink. 
Reines  schwefelsaures 
Zink, 


3^)  Das  Yerz.  B.  umfasst  neben  einigen  wenigen  Drogen  aus- 
schliesslich chemische  Präparate,  da  die  pharmaceutischen  (galeni- 
schen)  Präparate  bereits  durch  das  Yerz.  A.  dem  freien  Yerkehr 
entzogen  sind.  Bei  Milchsäure,  Osmiumsäure  und  Baldriansäure  ist 
gesagt,  dass  nicht  nur  die  genannten  Säuren,  sondern  auch  deren 
Salze  in  das  Yerz.  B.  gehören,  bei  den  übrigen  Säuren  ist  dies 
nicht  gesagt,  so  dass  logischerweise  deren  Salze  als  dem  freien 
Yerkehr  überlassen  betrachtet  werden  müssen.  Es  sind  also  alle 
milchsauren  und  baldriansauren  Salze:  Ferr.  lacticum,  Magnes. 

lacticum,  Zinc.  lacticum,  Bismuth.  valer. , Chin.  valerianic.,  Zinc. 
valerianic.  u.  a.  (die  osmiumsauren  Salze  kommen  weniger  in  Betracht) 
als  ebenfalls  im  Yerz.  B.  stehend  zu  betrachten.  Ebenso  ist  bei 
Aconitin,  Apomorphin,  Atropin,  Brucin,  Chinidin,  Chinin,  Cinchonidin, 
Cocain,  Codein,  Coffein,  Coniin,  Curarin,  Duboisin,  Emetin,  Homatropin, 
Hyoscin,  Hyoscyamin,  Morphin,  Narcein,  Pelletierin,  Physostigmin, 
Pilokarpin,  Strychnin,  Thallin,  Thebain  undYeratrin  hinzugefügt:  „und 
dessen  Salze“.  Auf  die  „Abkömmlinge“  (Derivata)  ist  die  Bestim- 
mung nur  bei  Aconitin  und  Digitalin  erweitert,  nicht  auch  bei  den  sog. 
neueren  Arzneimitteln,  von  denen  demnach  nur  Antifebrin,  Antipyrin, 
Betol,  Jodol,  Kairin,  Kairolin,  Phenacetin,  Besorcin,  Salol,  Sozojodol, 
Sulfonal,  Thallin  und  Urethan  dem  freien  Yerkehr  entzogen  sind. 
Praktisch  wichtig  wird  das  vielleicht  bei  den  Urethanverbindungen 
werden,  von  denen  einige  als  Schlafmittel  Anwendung  finden. 
Somnal  ist  nach  dem  Entscheid  des  Patentamts  vom  20.  Decbr. 
1889  (Ph.  Ztg.  1890,  No.  1)  keine  chemische  Yerbindung,  sondern 
ein  Gemisch  von  Urethan  und  Chloralhydrat,  das  nur  in  Apo- 
theken verkauft  werden  darf.  Ichthyol  ist  dem  freien  Yerkehr 
überlassen,  da  wohl  das  Zinc.  sulfoichthyolic.,  nicht  aber  das 
schlechtweg  Ichthyol  genannte  Ammoniumsalz  im  Yerz.  B.  ent- 
halten ist.  Ebenso  fehlt  Thiol  in  dem  Yerzeichnisse.  Unter 
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Sozojodol  «ind  zweifellos  auch  alle  Sozojodol -Verbindungen  zu 
verstehen.  Alle  übrigen  neueren  Arzneimittel,  welche  in  dem 
Verz.  nicht  stehen,  müssen  als  dem  freien  Verkehr  überlassen 
betrachtet  werden. 

3^)  Nur  die  Harzbenzoesäure  ist  dem  freien  Verkehr  entzogen, 
nicht  die  anderen  Benzoesäuren. 

Das  Vorräthighalten  der  im  Verz.  B.  aufgeführten  Arzneimittel 
in  Drogenhandlungen  kann  nach  Lage  der  Gesetzgebung  bei  Re- 
visionen jetzt  nicht  mehr  beanstandet  Averden,  da  der  Drogist  ein 
wenn  auch  beschränktes  Verkaufsrecht  darauf  besitzt. 

Unter  dem  31.  December  1894  wurde  folgender  Nachtrag  zu 
dem  Verz.  B.  erlassen: 

Kaisei'liche  Verordnung,  betr.  den  Verkehr  mit  Diphtherieserum. 

Wir  Wilhelm,  von  Gottes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König  von 
Preussen  u.  s.  av.  verordnen  im  Namen  des  Reichs,  auf  Grund  der 
Bestimmung  im  § 6 Abs.  2 der  Gewerbeordnung  was  folgt: 

Zu  denjenigen  Drogen  und  chemischen  Präparaten,  Avelche  nach 
§ 2 der  Verordnung,  betreffend  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln,  vom 
27.  Januar  1890  (Reichsgesetzbl.  S.  9)  und  dem  zugehörigen  Ver- 
zeichnisse B.  nur  in  Apotheken  feilgehalten  oder  A'erkauft  Averden 
dürfen,  tritt  hinzu:  Serum  antidiplithericum,  Diphtherieserum. 

Urkundlich  unter  Unserer  Höchsteigenhändigen  Untersclirift  und 
beigedrucktem  Kaiserlichen  lusiegel. 

Gegeben  Neues  Palais,  den  31.  December  1894. 

(L.  S.)  Wilhelm, 
von  Boetticher. 


2.  Begriff  der  Arznei. 


Der  zu  der  Verordnung*  vom  27.  Januar  1890  ge- 
hörige Paragraph  des  Straf- Gesetz -Buches  lautet: 

§ 367.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit 
Haft  wird  bestraft:  3.  Wer  ohne  polizeiliche  Erlaub- 
nisse) Gift  oder  Arzneien^),  soweit  der  Handel  mit 
denselben  nicht  freigegeben  ist^),  zubereitet^) , feil- 
hält®), verkauft  oder  sonst  an  Andere  überlässt®). 

1)  Der  Paragraph  muss  zum  richtigen  Verständnisse  in  die 
zwei  Bestimmungen  zerlegt  werden: 

1.  Wer  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  Gift  feilhält  oder  verkauft, 
wird  bestraft; 

2.  Wer  Arzneien,  soweit  der  Handel  mit  denselben  nicht  frei- 
gegeben ist,  zubereitet,  feilhält  oder  verkauft,  wird  bestraft. 
Der  Passus  „ohne  polizeiliche  Erlaubniss“  bezieht  sich  also 

nur  auf  den  Handel  mit  Giften,  da  hierzu  auf  Grund  der  be- 
stehenden Vorschriften  (§  34  der  Gew.-Ordg.)  eine  polizeiliche  Kon- 
cession  erforderlich  ist;  dagegen  steht  der  Polizei  ein  Recht  zur 
Ertheilung  der  Erlaubniss  zum  Handel  mit  Arzneien  nirgends  zu, 
kann  daher  auch  nicht  ertheilt  werden. 

Was  unter  „Arzneien“  im  Sinne  des  Straf- Ges. -Buches 
verstanden  ist,  ist  durch  Erkenntnisse  der  höchsten  Gerichts -Be- 
hörden festgestellt.  Ein  Erkenntniss  des  Preussischen  Obertribunals 
vom  19.  April  1872  lautet: 

„Als  Arzneien  im  Sinne  des  § 3G7  No.  3 sind  alle  diejenigen 
Stoffe  und  Präparate  zu  verstehen,  welche  in  den  Beilagen  A.,  B., 
C.  des  Reglements  vom  16.  Septbr.  1836  und  deren  späteren  Er- 
gänzungen und  Abänderungen  (gegenwärtig  die  obige  Verordg.) 
verzeichnet  sind.“ 
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Begriff  der  Arznei. 


Eine  Entsclieidung  des  preuss.  Obertribunals  vom  7.  Oktober 
1874  erweitert  diesen  Reclitssatz  dahin: 

„Als  „Arznei“,  deren  Zubereitung,  Verkauf  etc.  nur  auf 
Grund  einer  polizeilichen  Erlaubniss  stattfinden  darf,  ist  jede  Zu- 
bereitung anzusehen,  welche  in  einer  der  dem  Verzeiclinisse  A. 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  25.  März  1872  (27.  Januar  1890) 
entsprechenden  Arzneiform  als  Heilmittel  gegen  Krankheiten  feil- 
geboten wird,  sollte  auch  nicht  nachgewiesen  sein,  dass  sie  wirklich 
solche  Stoffe  enthalte,  welche  von  der  medicinischen  Wissenschaft 
als  zu  Heilzwecken  dienend  anerkannt  sind.“ 

3)  Welche  Arzneien  dem  freien  Handelsverkehr  überlassen 
sind,  ergiebt  sich  aus  der  kais.  Verordg,  vom  27.  Januar  1890. 

Unter  „Zubereiten“  ist  nur  das  unbefugte  Receptiren  (s. 
die  Note  7 auf  pag.  G)  verstanden. 

Ein  Feilhalten  von  Arzneimitteln  ist  unzweifelhaft  dann 
anzunehmen,  wenn  sich  die  betreffenden  Arzneimittel  im  Verkaufs- 
lokale neben  anderen  verkäuflichen  Waaren  befinden.  Das  „Feil- 
halten“ musste  in  das  Str.-Ges.-B.  aufgenommen  werden,  weil  nicht 
jeder  ungesetzmässige  Arznei  verkauf  im  Augenblick  seiner  Vollen- 
dung selbst  konstatirt  werden  kann.  Das  Feilhalten  von  dem  freien 
Verkehre  nicht  überlassenen  Arzneien  wird  somit  als  eine  vor- 
bereitende Handlung  für  den  Verkauf  angesehen  und  ebenfalls  be- 
straft. Bezüglich  des  Feilbietens  s.  d.  Note  6. 

®)  Hierdurch  ist  ausdrücklich  ausgesprochen  — und  die 
Kommentare  zum  Str.-Ges.-B.,  wie  die  Rechtsprechung  haben  es 
anerkannt  — , dass  nicht  lediglich  die  Abgabe  von  Arzneien  gegen 
Entgelt,  sondern  überhaupt  jede  unerlaubte  Arzneiabgabe 
an  Andere,  gleichviel  in  welcher  Form  sie  geschieht,  strafbar 
ist.  Das  Halten  einer  Hausapotheke,  gleichviel  ob  homöopathische 
oder  allopathische,  zum  Bedarf  einer  Familie  oder  eines  Hauses 
ist  hierunter  natürlich  nicht  gemeint.  Zweifellos  strafbar  aber  ist 
das  Halten  einer  Hausapotheke  zum  Zwecke  der  gewerbsmässigen 
Arzneiabgabe  an  Andere,  gleichviel  ob  gegen  Entgelt  oder  nicht, 
und  ebenso  zweifellos  ist,  dass  aus  polizeilicher  Rücksicht  der  Ge- 
fährdung der  öffentlichen  Sicherheit  die  Beschlagnahme  der  be- 
treffenden Hausapotheken  angeordnet  werden  kann.  Ebenso  sicher 
ist  es  drittens,  dass  nicht  nur  das  verabreichte  Medikament,  sondern 
überhaupt  der  Gesammtinhalt  der  Hausapotheke  zum  Zwecke  der 
Feststellung  des  Dolus  benutzt  werden  darf,  da  das  Strafgesetzbuch 
auch  das  unbefugte  „Feilhalten“,  also  Vorräthighalten  von  Arzneien, 
unter  Strafe  stellt.  (S.  auch  den  Abschnitt  „Homöopathie“.) 


3.  Verkauf  von  Arzneien  durch 
Zwischenhändler. 


Nach  einem  Erkenntniss  des  O.-L.-G.  in  Darmstadt  vom  12.  Januar 
1883  ist  nicht  nur  derjenige,  welcher  dem  § 367  pos.  3 des  Reichsstraf- 
gesetzes zuwider  Arzneimittel  feilhält  oder  direkt  Zug  um  Zug  ver- 
kauft und  abgiebt,  strafbar,  sondern  auch  derjenige,  welcher  als 
„Agent“  des  Arznei-  oder  Geheimmittelhändlers  nur  Bestellungen 
auf  die  Waare  annimmt  und  dem  eigentlichen  Fabrikanten  oder 
Händler  übermittelt,  indem  eine  solche  Thätigkeit  dem  Verkaufen 
und  Feilhalten  der  ^Vaare  gleichbedeutend  sei  und  in  den  Fällen, 
in  denen  solches  Feilhalten  oder  Verkaufen  verboten  ist,  als  „straf- 
bare Theilnahme“  an  der  betreffenden  Uebertretung  in  Gemässheit 
des  § 47  des  Reichsstrafgesetzes,  nicht  blos  gemäss  § 49  „als  straf- 
lose Beihilfe“  dazu  erscheine.  Das  betreffende  Urtheil  lautet  wie  folgt: 

Im  Namen  des  Grossherzogs!  In  der  Strafsache  gegen  den 
C.  L.  von  F. , wegen  Verkaufs  von  Arzneimitteln,  hat  auf  die  von 
dem  Angeklagten  gegen  das  Urtheil  der  Strafkammer  des  Gr. 
Landgerichts  zu  D.  vom  17.  Oktober  1882  eingelegte  Revision  der 
Strafsenat  des  Gr.  Oberlandes^erichts  zu  D.  in  der  Sitzung  vom 
12.  Januar  1883,  an  welcher  Theil  genommen  haben  etc.,  für  Recht 
erkannt:  „dass  die  Revision  des  Angeklagten  als  unbegründet  zu- 
rückgewiesen und  derselbe  in  die  Kosten  auch  dieser  Instanz  zu 
verurtheilen  sei“. 

Gründe.  Das  angefochtene  Strafurtheil  stellt  wörtlich  fest,  dass 
der  Angeklagte  als  Agent  des  x\pothekers  R.  Brandt  in  Schaffliausen, 
bezüglich  der  von  demselben  gefertigten,  angeblich  aus  Aloe  und 
anderen  Stoffen  bestehenden  und  für  Unterleiljsstörungen  vielfacher 
Art  als  Heilmittel  diensam  sein  sollender  Pillen,  sogenannter 
Schweizerpillen,  bestellt  ist,  dass  er  sich  im  Odenwälder  Anzeige- 
blatt zur  Entgegennahme  von  Bestellungen  solcher  Pillen  die 
Schachtel  zu  1 Mark  mehrfach  bereit  erklärt  hat,  dass  er  sich  dem 
Lehrer  G.  gegenüber,  der  sich  in  Folge  einer  solchen  Annonce  an 
ihn  wandte,  zur  Bestellung  von  Schweizerpillen  erbot  und  von  dem- 
selben zweimal  den  verlangten  Preis  von  1 Mark  per  Schachtel  be- 
zahlt erhielt  und  daraufhin  bewirkte,  dass  diesem  Zeugen  zwei 
Schachteln  dieser  Pillen  von  Frankfurt  aus  per  Post  zugesandt 
worden  sind,  endlich  auch,  dass  Angeklagter  eine  Provision  von 
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25  Pfennigen  für  die  Schachtel , sonach  25  Proc.  des  von  ihm  be- 
wirkten Umsatzes  der  Schweizerpillen  bezieht.  Die  positio  3 des 
§ 367  des  Strafgesetzbuches  bedroht  mit  Geldstrafe  oder  mit  Haft 
denjenigen,  der  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  Gift  oder  Arzneien, 
soweit  der  Handel  mit  denselben  nicht  freigegeben  ist,  zubereitet, 
feilhält,  verkauft  oder  sonst  an  Andere  überlässt.  Die  Kaiserliche 
Verordnung  vom  4.  Januar  1875,  betreffend  den  Verkehr  mit  Arznei- 
mitteln, führt  in  der  Anlage  a zu  § 1 Pillen  ausdrücklich  als  Zu- 
bereitungen auf,  deren  Feilnalten  und  Verkauf,  einerlei,  ob  dieselben 
aus  arzneilich  wirksamen  oder  aus  zum  medicinischen  Gebrauch 
nicht  geeigneten  Stoffen  bestehen,  nur  in  Apotheken  gestattet  ist. 
Durch  die  Feststellung  des  angefochtenen  Strafurtheiles , wonach 
der  Angeklagte  die  Brandt’schen  Schweizerpillen,  zu  deren  Be- 
stellung er  sich  als  Agent  des  Apothekers  Brandt  öffentlich  und 
speciell  in  dem  vorliegenden  konkreten  Fall  bereit  erklärt,  auch 
nach  Empfangnahme  des  Kaufgeldes  gemachte  Bestellungen  an- 
genommen und  effektuirt  hat,  erscheint  der  Angeklagte  sowohl  dem 
Sinne  im  gemeinen  Leben  als  auch  im  rechtlichen  Sinne  als  Ver- 
käufer einer  Zubereitung,  die  nur  in  Apotheken  verkauft  werden 
darf,  und  darum  als  Uebertreter  der  Strafbestimmung  der  pos.  3 
des  § 367  des  Strafgesetzes.  Dass  er  nicht  für  sich,  sondern  für 
einen  Anderen  oder  im  Auftrag  als  Agent  eines  Anderen  verkauft 
hat,  ändert  an  dieser  Sachlage  nichts.  Mag  man  nun  im  Falle, 
dass  für  einen  Dritten  verkauft  wird,  das  zwischen  diesem  und  dem 
Käufer  hierdurch  entstandene  Rechtsverhältniss  als  aus  der  Obligation 
eines  Dritten,  oder  in  Folge  einer  rechtlichen  Fiktion  erwachsen 
annehmen,  der,  der  den  Verkauf  geschlossen  hat,  also  hier  der  An- 

feklagte,  erscheint  immer  thatsächlich  als  der  Verkäufer.  Ein 
trafgesetz  in  den  Wortsinn  restringirender  Weise  auszulegen,  ist 
an  sich  unzulässig,  umsomehr  aber  hier,  wo  die  Absicht  des  Ge- 
setzes aus  naheliegenden  Gründen  offenbar  dahin  geht,  das  In- 
verkehrsetzen solcher  Zubereitungen  ausser  in  Apotheken  im  weitesten 
Sinne  zu  verbieten.  Unter  diesen  Umständen  braucht  nicht  weiter 
untersucht  zu  werden,  ob  der  Angeklagte  die  fraglichen  Pillen  im 
Sinne  des  Strafgesetzes  etwa  auch  feilgehalten,  oder  sonst  an 
Andere  überlassen  hat.  Die  eine  Alternative  der  Uebertretung, 
das  unbefugte  Verkaufen,  erscheint  festgestellt.  Dass  entgegen- 
gesetzte Entscheidungen  von  Strafgerichten  gleichen  Rangs  und 
von  solchen  geringeren  Rangs  vorliegen,  denen  übrigens  auch  mit 
der  hier  getroffenen  Entscheidung  übereinstimmende  entgegenstehen, 
konnte  begreiflicher  Weise  das  Öberlandesgericht  nicht  bestimmen, 
von  seiner  eigenen  rechtlichen  Ueberzeugung  abzugehen.  Die  Re- 
vision war  als  unbegründet  zurückzuweisen  und  der  Angeklagte 
auch  in  deren  Kosten  zu  verurtheilen. 

Darmstadt,  am  12.  Januar  1883. 

Grossherzogliches  Oberlandesgericht. 


Erkenntniss  des  Breslauer  Ob.-L.-G.  57 

Ein  weiteres  Erkenntniss  liegt  seitens  des  Ob.-L.-G, 
in  Breslau  vor: 

In  der  Strafsache  gegen  den  Gastwirth  R.  K.  zu  G. 
wegen  unbefugten  Feilhaltens  von  Arzneien 

hat  auf  die  von  dem  Angeklagten  gegen  das  Urtheil  der  Strafkammer 
des  Königl.  Landgerichts  zu  G.  vom  18.  September  1882  eingelegte 
Revision  des  Strafsenats  des  Kgl.  Oberlandesgerichts  zu  Breslau  in 
der  Sitzung  vom  25.  November  1882,  an  welcher  Theil  genommen 

haben  

für  Recht  erkannt, 

das  Urtheil  des  Kgl.  Landgerichts  zu  G.  vom  18.  Septbr.  1882 
nebst  den  ihm  zu  Grunde  liegenden  Feststellungen  aufzuheben 
und  die  Sache  zur  anderweitigen  Verhandlung  und  Entscheidung 
in  die  Berufsinstanz  an  das  gedachte  Gericht  zurückzuverweisen. 

Gründe: 

Der  Berufunorsrichter  geht  von  den  thatsächlichen  Annahmen 
aus,  dass  zwar  das  in  dem  etc.  Anzeiger  vom  13.  April  1882  ver- 
öffentlichte Inserat,  in  welchem  die  durch  den  Apotheker  Richard 
Brandt  hergestellten  sogen.  Schweizerpillen  als  Universalmittel  gegen 
alle  Krankheiten  mit  dem  Bemerken  angepriesen  werden,  dass 
solche  durch  den  Gastwirth  R.  K.  in  G.  zu  beziehen  sind,  ohne 
Wissen  des  Angeklagten  veröffentlicht  worden  sei,  dieser  jedoch 
als  Agent  in  der  Weise  thätig  gewesen  sei,  dass  er  die  Bestellungen 
von  Pillen  an  die  Adler-Apotheke  zu  Frankfurt  a.  M.  zur  direkten 
Uebersendung  an  die  Besteller  übermittelt  habe,  — hat  hierauf  die 
Feststellung  gestützt, 

dass  der  Angeklagte  im  Jahre  1882  zu  G.  Pillen,  deren  Handel 
nicht  freigegeben  ist,  feilgehalten  hat 
und,  unter  Anwendung  des  § 367  No.  3 St.-G.-B.  und  der  Ver- 
ordnung vom  4.  Januar  1875,  den  Angeklagten  zu  einer  Geldstrafe 
verurtheilt. 

Gegen  dieses  Urtheil  hat  Angeklagter  wegen  behaupteter  Ver- 
letzung des  materiellen  Strafrechts  Revision  eingelegt,  die  auch  für 
begründet  erachtet  werden  muss.  Nach  § 367  No.  3 1.  c.  wird  be- 
straft, wer  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  Arzneien,  soweit  der  Handel 
mit  denselben  nicht  freigegeben  ist,  zubereitet,  feilliält,  verkauft 
oder  sonst  an  Andere  überlässt. 

Für  die  Frage,  inwieweit  der  Handel  mit  Arzneimitteln  dem 
freien  Verkehr  entzogen,  ist  lediglicli  die  Kaiserliche  Verordnung 
vom  4.  Januar  1875  gegenwärtig  maassgebend,  da  die  Bundes-Gew.- 
Ordnung  vom  21.  Juni  1869,  welche  im  Uebrigen  auf  den  Verkauf 
von  Arzneimitteln  keine  Anwendung  findet,  in  dem  Schlusssatz  des 
§ 6 darüber,  welche  Apothekerwaaren  dem  freien  Verkehr  zu  über- 
lasten, auf  den  Erlass  einer  Verordnung  des  Bundes-Präsidiums  ver- 
weist, und  diese  Verordnung  gegenwärtig  in  der  bereits  erv'ähnten 
Kaiserlichen  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  erlassen  ist. 
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In  derselben  ist  bestimmt,  dass  das  Feilhalten  und  der  Ver- 
kauf (en  detail)  sowohl  der  in  dem  beigefiigten  Verzeichniss  A.  auf- 
geführten Zubereitungen  aus  arzneilich  wirksamen  oder  aus  solchen 
Stoffen  bestehen,  welche  an  und  für  sich  zum  medicinischen  Ge- 
brauch nicht  geeignet  sind,  als  auch  der  in  dem  Verzeichniss  B. 
aufgeführten  Drogen  und  chemischen  Präparate  nur  in  Apotheken 
gestattet  ist. 

Sind  hiernach  unter  Arzneimitteln  im  Sinne  des  § 367  No.  3 
St.-G.-B.  alle  Zubereitungen  zu  verstehen,  welche  in  einer  dem  Ver- 
zeichniss A.  entsprechenden  Erscheinungsform  als  zu  Heilzwecken 
bestimmt  feilgeboten  werden,  und  sind  in  diesem  Verzeichniss  auch 
-Pillen“  ausdrücklich  und  speciell  aufgeführt,  so  kann  zwar  die  vorder- 
richterliche Annahme,  dass  die  zu  Heilzwecken  bestimmten  sogen. 
., Schweizerpillen“  Arzneimittel  sind,  deren  Feilhalten  und  Verkauf 
nur  in  Apotheken  gestattet  und  sonach  dem  freien  Verkehr  entzogen 
ist,  nicht  in  gegründeten  Zweifel  gezogen,  dagegen  die  weitere  An- 
nahme, dass  ein  „Feilhalten“  derselben  in  der  festgestellten  Thätig- 
keit  des  Angeklagten  enthalten  sei,  nicht  für  berechtigt  gehalten 
werden.  Diese  Auffassung  steht  vielmehr  unter  dem  Einfluss  eines 
Rechtsirrthums  über  den  Begriff  des  Feilhaltens. 

Das  Feilhalten  besteht  nämlich  darin,  dass  der  feilzuhaltende 
Gegenstand  in  äusserlich  erkennbarer  Weise  dem  Publikum  zum  An- 
käufe zugänglich  gemacht,  in  diejenige  Form  und  Lage  gebracht  ist, 
die  ihn  unmittelbar  zu  jenem  Absätze  geeignet  macht.  Hiernach 
gehört  zum  Feilhalten  nothwendig  als  ein  objektives  Moment,  dass 
der  Gegenstand  gegenüber  noch  unbekannten  Kauflustigen  zum  Ver- 
kaufe bereit  gehalten  wird,  und  diese  vollständige  Bereitschaft 
zum  Verkaufe  an  das  Publikum  durch  den  Feilhaltenden  herbei- 
•geführt  worden  ist.  Ausserdem  aber  bildet  für  den  Begriff  des 
Feilhaltens  das  äusserlich  erkennbare  Zugänglichmachen  zum  Verkauf 
ein  ebenfalls  erforderliches  objektives  Moment,  so  dass  von  einem 
Feilhalten  nur  dann  die  Rede  sein  kann,  wenn  die  in  der  bezeichneten 
Weise  beschaffene  Bereitstellung  der  Waare  zum  Verkaufe  an  das 
Publikum  und  die  darin  enthaltene  Offerte  zum  Kaufe  in  irgend 
einer  Weise  nach  aussen  hin  sich  manifestirt,  wenn  die  Waare 
in  äusserlich  erkennbarer  Weise  dem  Publikum  zum  unmittelbaren  An- 
kauf bereit  gestellt  und  zugänglich  gemacht  ist.  — cfr.  die  Entschei- 
dungen des  Reichsgerichts  in  Bd.  5,  S.  146  und  Bd.  4,  S.  275.  — 

Diese  objektiven  Merkmale  lässt  aber  die  Thätigkeit  des  An- 
geklagten völlig  vermissen.  Denn  indem  dieselbe  nur  darin  bestanden 
hat,  dass  Angeklagter  Bestellungen  auf  die  Schweizerpillen  entgegen- 
nahm und  diese  zur  direkten  Effektuirung  an  die  Adler-Apotheke 
übermittelte,  hat  sie  zu  ihrem  Gegenstände  nur  die  Vermittelung 
und  bezw.  Beförderung  des  Verkaufs  von  Schweizerpillen  gehabt, 
nicht  aber  eine  Bereitstellung  der  Schweizerpillen  enthalten,  welche 
diese  unmittelbar  zum  Absätze  an  das  Publikum  geeignet  gemacht 
hat.  Angeklagter  selbst  hat  die  Pillen  weder  ausgestellt  noch 
überhaupt  auf  Lager  oder  vorräthig  gehabt,  mithin  zum  Verkauf 
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nicht  bereit  gehalten,  sondern  n\ir  ihren  Bezug  aus  der  Adler- 
Apotheke  in  Frankfurt  a.  M.  durch  Annahme  und  Abgabe  der  Be- 
stellungen vermittelt  und  befördert.  Noch  weniger  kann  aber  davon 
die  Rede  sein,  dass  die  Pillen  in  äusserlich  erkennbarer  Weise  von 
dem  Angeklagten  dem  Publikum  zum  Ankäufe  zugänglich  gemacht 
seien,  dass  die  Bereithaltung  der  Pillen  und  die  darin  liegende  und 
begriffmässig  erforderliche  Offerte  und  Einladung  zum  Ankauf  durch 
den  Angeklagten  nach  aussen  hin  manifestirt  worden  sei.  Denn  das 
einzige  faktische  Moment,  welches  nach  dieser  Richtung  hin  ver- 
Averthet  werden  könnte,  — das  fragliche  Inserat  im  G.’er  Anzeiger, 
— ist,  da  letzteres  nach  der  maassgebenden  Feststellung  in  dem  an- 
gegriffenen Urtheil  ohne  Wissen  und  Willen  des  Angeklagten  ver- 
öffentlicht ist,  für  die  vorliegende  Frage  nicht  verwertTdjar.  Könnte 
also  in  dieser  Anzeige  auch  eine  öffentliche  Ankündigung  der  Ver- 
mittlungsthätigkeit  des  Angeklagten  und  eine  Einladung  des  Publikums, 
von  dieser  Thätigkeit  zum  Bezüge  der  Pillen  Gebrauch  zu  machen, 
gefunden  werden,  so  Avürde  doch  dieser  Umstand  für  die  Beurtheilung 
der  Handlung  des  Angeklagten  vom  strafrechtlichen  Gesichtspunkt 
aus  völlig  einflusslos  und  unbeachtlich  bleiben  müssen. 

Hiernach  beruht  die  Schlussfeststcllung  des  Berufungsgerichts 
und  damit  auch  das  angefochtene  Urtheil  selbst  auf  einer  irrigen 
Auffassung  des  Begriffs  des  Feilhaltens  und  somit  auf  einer  Ver- 

Iptyiino*  flpQ 

Dies  führt  nach’ den  §§  375,  376,  393,  394  St.-G.-B.  zur  Auf- 
hebung des  angefochtenen  Urtheils  und  der  ihm  zu  Grunde  liegenden, 
A'on  der  Gesetzesverletzung  betroffenen  Feststellungen  sowie  zur  Zu- 
rückweisung in  die  Berufungsinstanz  zum  Zwecke  der  anderweiten 
Verhandlung  und  Entscheidung  in  der  Sache  selbst.  Denn  eine  selbst- 
ständige sachliche  Entscheidung  des  Revisionsgerichts  ist  schon 
darum  ausgeschlossen,  weil  nach  § 367,  No.  3 Str.-G.-B.  nicht  blos 
das  unbefugte  Feilhalten,  sondern  auch  der  Verkauf  von  Arzneien 
und  das  sonstige  Ueberlassen  solcher  an  Andere  mit  Strafe  bedroht 
ist,  und  es  sonach  noch  der  weiteren  Erörterung  bedarf,  ob  und 
inwieweit  etwa  die  Handlungsweise  des  Angeklagten  unter  den 
speciellen  und  beispielsweisen  Begriff  des  „Verkaufes“  oder  unter 
den  allgemeinen  und  den  generellen  Rahmen  für  die  bedrohten 
Handlungen  (zu  dem  sich  die  speciell  aufgeführten  Akte  des  Ver- 
kaufens  oder  Feilhaltens  nur  als  Einzelarten,  als  Exemplifikationen 
verhalten)  bildenden  Begriff  des  „sonstigen  Ueberlassens  an  Andere“ 
zu  subsummiren  ist.  Hierbei  wird  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Ver- 
jährung der  Zeitpunkt  festzustollen  sein,  Avenn  Angeklagter  die  gegen 
ihn  festgestellteu  Handlungen  vorgenommen  hat.  Ueber  die  I&sten 
der  Revisionsinstanz  ist  in  dem  zu  erlassenden  neuen  Urtheil  mit  zu 
entscheiden. 

Breslau,  den  25.  November  1882. 

gez.  Leske.  Rockstroh.  Kosche.  Hoppe.  Brohm. 


ßO  Verkauf  von  Arzneien  durch  Zwischenhändler. 

In  dem  Breslauer  Falle  war  die  Anklage  lediglich  auf  das 
„Feilhalten“  von  Arzneien  gerichtet,  und  hatte  das  Breslauer  Ober- 
landesgericht erklärt,  dass  die  Thätigkeit  des  Angeklagten  unter 
diesen  Begriff  nicht  falle.  Es  setzte  indess  ausdrücklich  hinzu, 
dass  es  „noch  der  weiteren  Erörterung  bedarf,  ob  und  inwieweit 
etwa  die  Handlungsweise  des  Angeklagten  unter  den  speciellen  und 
beispielsweisen  Begriff  des  „Verkaufes“  oder  unter  den  allgemeinen 
und  den  generellen  Rahmen  für  die  bedrohten  Handlungen  (zu  dem 
sich  die  speciell  aufgeführten  Akte  des  Verkaufens  oder  Feilhaltens 
nur  als  Einzelarten,  als  Exemplifikationen  verhalten)  bildenden  Begriff 
des  „sonstigen  Ueberlassens  an  Andere“  zu  subsummiren  ist.“  Hätte 
das  Landgericht  in  G.,  an  welches  die  Sache  zurückgewiesen  wurde, 
die  Anklage  in  dieser  Richtung  weiter  verfolgt,  so  wäre  wahrschein- 
lich auch  in  diesem  Falle  eine  Verurtheilung  erfolgt. 

Verurtheilungen  von  Geheimmittelagenten  durch  die  Schöffen- 
gerichte erfolgten  in  Bretten,  Breisach,  Rheinberg  etc.  (Ph.  Ztg. 
1881,  47:  1882,  59.  79.) 


4.  Anfertigung  von  Recepten  in  Drogen- 
handlungen. 


Ebenso  ist  es  einem  Drogisten  nicht  gestattet,  Arz- 
neien auf  ärztliche  Verordnung  hin  in  einer  Apotheke  an- 
fertigen zu  lassen  und  in  dieser  Form  an  seine  Kund- 
schaft abzugeben.  (Urtheil  des  Kgl.  preuss.  Oberlandesgerichts 
zu  Cöln  vom  16.  Juni  1888.) 

In  der  Strafsache  gegen  den  Drogenhändler  C.  R.  zu  C. 
wegen  Uebertretung  gegen  § 367  No.  3 und  5 St.-G.-B.  hat  auf  die 
von  der  Staatsanwaltschaft  und  dem  Angeklagten  gegen  das  Urtheil 
der  Strafkammer  des  Kgl.  Landgerichts  zu  Cöln  vom  24.  März  1888 
eingelegte  Revision  der  Strafsenat  des  Kgl.  Oberlandesgerichts  zu 
Cöln  in  der  Sitzung  vom  16.  Juni  1888  für  Recht  erkannt: 

Die  Revision  des  Angeklagten  wird  verwox'fen  unter  Ver- 
fällix^ung  desselben  in  die  Kosten  dieses  Rechtsmittels.  Auf 
die  Revision  der  Staatsanwaltschaft  wird  das  Urtheil  vom 
24.  März  1888  insoweit,  als  es  den  Angeklagten  für  nicht  schuldig 
erklärt: 

am  14.  September  1887  gegen  den  § 367  No.  3 des  St.-G.-B. 
zuwidergehandelt  zu  haben, 

mit  den  dieser  Annahme  zu  Grunde  liegenden  thatsächlichen 
Feststellungen  aufgehoben  uijd  wird  zum  Zwecke  der  Verhandlung 
und  Entscheidung  über  den  vorbezeichneten  Punkt  der  Anklage, 
sowie  über  die  Kosten  der  Revision  der  Staatsanwaltschaft  die 
Sache  an  die  Strafkammer  des  Kgl.  Landgerichts  zu  Cöln 
zurückverwiesen. 

Gründe: 

Durch  Urtheil  des  Kgl.  Schöffengerichts  zu  C.  vom  7.  Januar 
1888  ist  der  Angeklagte  von  der  Anschuldigung:  „am  14.  und 

28.  September  sowie  am  11.  November  1887  gegen  § 367  No.  3 
und  5 des  St.-G.-B.,  gegen  die  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  und 
die  Polizei-Verordnung  vom  16.  August  1878  verstossen  zu  haben“, 
freigesprochen  worden.  . 

Auf  eingelegte  Berufung  hat  die  Strafkammer  des  Kgl.  Land- 
gerichts zu  C.  unter  dem  24.  März  1888  das  erste  Urtheil  aufge- 


62 


Anfertigung  von  Recepten  in  Drogenhandlungen. 


hoben  und  den  Angeklagten  wegen  Uebertretung  gegen  § 367  No.  3 
und  5 sowie  wegen  Zuwiderhandelus  gegen  die  Verordnungen  vom 
4.  Januar  1875  und  16.  August  1878  in  den  zwei  Fällen  vom 
28.  September  und  11.  November  1887  zu  je  einer  Woche  Haft 
verurtheilt. 

Gegen  dieses  Erkenntniss  ist  in  rechter  Form  und  Frist  sowohl 
von  der  Staatsanwaltschaft  als  auch  von  dem  Angeklagten  die  Re- 
vision eingelegt. 

Erstere  rügt  Verletzung  des  § 367  No.  3 durch  Nichtanwendung 
auf  den  Fall  vom  14.  September  1887,  letzterer  bittet  um  Auf- 
hebung des  Urtheils  wegen  fehlender  Begründung  bezüglich  der  An- 
wendung des  § 367  No.  5 St.-G.-B. 

Die  Revision  des  Angeklagten  kann  als  zulässig  nicht  erachtet 
werden. 

Die  Revision  der  Staatsanwaltschaft  muss  als  begründet  er- 
achtet werden. 

Denn  das  Urtheil  stellt  fest,  dass  zwischen  dem  Angeklagten 
und  dem  Bauunternehmer  Wa.  zu  Cöln  im  August  1887  ein  Ver- 
trag gethätigt  ist,  nach  welchem  ersterer  die  für  die  Krankenkasse 
des  letzteren  erforderlichen  Verbandstoffe  und  Medikamente  gegen 
Bewilligung  eines  Rabatts  von  20 — 30%  mit  der  Maassgabe  zu  liefern 
übernommen  hatte,  dass  diejenigen  Recepte,  die  ihm  als  Drogist 
anzufertigen  nicht  gestattet  ist,  in  der  Glockenapotheke  von  Th.  zu 
C.  angefertigt  werden  sollen. 

Wie  ferner  ausgeführt  wird,  hat  Angeklagter  in  Ausführung 
dieses  Vertrages  eine  Anzahl  der  durch  den  Kassenarzt  verordneten 
Recepte,  welche  durch  die  Arbeiter  des  Wa.  bei  ihm  abgegeben 
sind,  durch  seine  Dienstmädchen  zur  Glockenapotheke  bringen  und 
gegen  baare  Zahlung  anfertigen  lassen  und  sodann  den  betreffenden 
Arbeitern  ausgehändigt.  Zwischen  dem  Angeklagten  und  dem  Apo- 
theker Th.  hat  auf  Grund  eines  von  dem  eroteren  geführten  Büchel- 
chens,  in  welchem  die  Recepte  mit  dem  Namen  des  Empfängers 
oder  ihrer  Nummer  unter  Angabe  des  Preises  aufgeführt  sind,  von 
Zeit  zu  Zeit  eine  Abrechnung  zur  Bestimmung  des  dem  Beklagten 
zustehenden  Rabatts  stattgefunden,  deren  letzte  im  Monat  September 
1887  erfolgt  ist. 

Das  Urtheil  stellt  ferner  fest,  dass  zwischen  Wa.  und  seinen 
Arbeitern  einerseits  und  dem  Apotheker  Th.  ein  Rechtsverhältniss 
nicht  bestanden  habe,  und  bezeichnet  die  Thätigkeit,  welche  der 
Angeklagte  hiernach  entwickelt  hat,  als  Botendienste  für  den  Em- 
pfänger der  Arznei,  zu  welchem  er  in  kein  Rechtsverhältniss  ge- 
treten sei,  und  dem  er  dieselbe  nicht  verkauft  habe.  Diese  Auf- 
fassung ist  eine  irrthümliche.  Denn  dadurch,  dass  der  Ange- 
klagte vermöge  der  ihm  ausgehändigten  Recepte  die  Arzneien  be- 
reiten Hess  und  auch  sofort  bezahlte,  hat  er  dieselben  ange- 
schafft und  zwar  zufolge  vertraglicher  Bestimmung  zur 
Weitergebung  an  die  Arbeiter  der  Wa.’schen  Kranken- 
kasse, welche  sie  ihm  zu  einem  Preise  bezahlte,  der  20— 30Vo 
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unter  der  Medicinaltaxe  stand.  Hiernach  liegt  ein  Vertrag  auf  Lie- 
ferung von  Medikamenten  vor  zwischen  der  Krankenkasse  und 
dem  Angeklagten,  dessen  vielfache  Bethätigung  das  Berufungsurtlieil 
nachweist. 

Diese  Ueberlassung  von  Arzneien  auf  Grund  eines 
solchen  gegen  bestimmte  Preissätze  heisst  und  ist  Ver- 
kaufen ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Empfänger  oder 
ein  anderer  für  ihn  die  Bezahlung  leistet.  Der  Charakter 
dieses  Geschäfts  wird  auch  nicht  dadurch  geändert,  dass  die  Liefe- 
rung statt  an  die  unmittelbar  berechtigte  Krankenkasse  bestim- 
mungsmässig  an  das  ilir  angehörende  Mitglied  geschieht.  Indem 
der  Vordemchter  zu  Unrecht  die  Handlungsweise  des  Angeklagten 
als  Leistung  von  Botendiensten  auffasste,  ist  er  dazu  gelangt,  die 
Anwendbarkeit  des  § 367  No.  3 St.-G.-B.,  soweit  er  den  Verkauf 
von  Arzneien  verbietet,  auszuschliessen.  Dieser  ist  somit  verletzt. 

Dass  das  Urtheil  ferner  gegen  den  Begriff  des  hier  aufge- 
führten Feilhaltens  verstossen  habe,  lassen  die  Gründe  nicht  er- 
kennen. Denn  es  ist  unter  Hinweis  auf  den  bestehenden  Vertrag- 
zutreffend  ausgeführt,  dass  ein  Feilhalten  dem  Wa.  gegenüber  — 
von  anderen  Personen  ist  keine  Rede  — nicht  vorliege. 

Musste  hiernach  gemäss  § 393  St.-P.-O.  das  Urtheil,  soweit  es 
den  Fall  vom  14.  September  1887  betrifft,  aufgehoben  werden,  so 
war  die  Sache  zur  anderweiten  Verhandlung  und  Entscheidung  über 
diesen  Punkt  und  auch  über  die  Kosten  der  Revision  der  Staatsan- 
waltschaft an  die  Vorinstanz  zurückzuverweisen. 

(In  Folge  dieses  Erkenntnisses  wurde  der  Angeklagte  wegen 
der  Lieferung  der  Arzneien  an  die  Krankenkasse  unterm  4.  August 
1888  durch  das  Landgericht  zu  Cöln  zu  30  M.  Geldstrafe  ver- 
urtheilt.) 


(Veröff.  d.  K.  G.-A.^XHI,  14.) 


5.  Abgabe  von  Arzneimitteln  in  Einzelbestand- 

tlieilen. 


Das  Feilhalten  und  Verkauf  von  Düten  mit  der  Auf- 
schrift „Bestandtheile  von  Brustthee“  bez.  . Brust- 
pulver“, in  welchen  sich  kleinere  Düten  mit  den  genau 
abgewogenen  einzelnen  Bestandtheilen  der  genannten 
Arzneimittel  befinden,  unter  Hinweisung  des  Käufers 
darauf,  dass  er  nur  die  Bestandtheile  zu  mengen  brauche, 
um  das  Arzneimittel  herzustellen,  ist  seitens  eines  Nicht- 
apothekers strafbar.  (Urtheil  des  Kgl.  preuss.  Oberlandesge- 
richts zu  Hamm  v.  27.  August  1888.) 

1 . In  der  Strafsache  gegen  den  Kaufmann  Theodor  Str.  in  Dort- 
mund wegen  Uebertretung  des  § 367  No.  3 St.-G.-B.  hat  auf  die 
von  der  Königlichen  Staatsanwaltschaft  gegen  das  Urtheil  der 
I.  Strafkammer  des  Königlichen  Landgerichts  zu  Dortmund  vom 
14.  Mai  1888  eingelegte  Revision  der  Feriensenat  des  Königlichen 
Oberlandesgerichts  zu  Hamm  in  der  Sitzung  vom  27.  August  1888 
für  Recht  erkannt: 

Das  Urtheil  der  II.  Strafkammer  des  Königlichen  Landgerichts 
zu  Dortmund  vom  14.  Mai  1888  nebst  der  demselben  zu  Grunde 
liegenden  thatsäcldichen  Feststellung  wird  aufgehoben  und  die 
Sache  zur  anderweiten  Verhandlung  und  Entscheidung  in  die 
Berufungsinstanz  zurückverwiesen. 

Gründe: 

Der  Angeklagte  ist  durch  Erkenntniss  des  Königlichen  Schöf- 
fengerichts zu  Dortmund  vom  2.  März  1888  wegen  Uebertretung  der 
§§  367  No.  3 St.-G.-B.  und  § 1 der  Kaiserlichen  Verordnung  vom 
4.  Januar  1875  (Reichs-Gesetzblatt  S.  5 ff.)  kostenpflichtig  mit  15  M. 
Geldstrafe  eventuell  1 Tag  Haft  bestraft. 

Dieses  Urtheil  ist  auf  die  von  dem  Angeklagten  dagegen  ein- 
gelegte Berufung  durch  Erkenntniss  der  II.  Strafkammer  König- 
lichen Landgerichts  zu  Dortmund  vom  14.  Mai  1888  aufgehoben 
und  der  Angeklagte  von  der  Uebertretung  des  § 367  No.  3 cit.  frei- 
gesprochen. 
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Erk.  des  Ob.-L.-G.  zu  llamtu  vom  27.  Aug.  1888. 

Beiden  Urtheilen  liegt  folgender,  durch  ilie  zeugeneidlichen 
Aussagen  der  Dienstmiigde  Minna  Kn.,  Ida  H.  und  des  Kommis 
Heinrich  CL,  sowie  der  Aussagen  der  ein  für  alle  Mal  vereidigten 
Sachverständigen  Kreisphysikus  Dr.  II.  und  Gerichtschemiker  Dr.  K. 
festgestellte  Sachverhalt  zu  Grunde. 

Der  nicht  als  Apotheker  qualiticirte  Angeklagte  betreibt  ein 
Ladengeschäft  mit  Drogen,  oline  zum  Feilhalten  von  Arzneimitteln 
polizeilich  koncessionirt  zu  sein.  Im  Monat  November  1887  wurde 
einer  Person,  welche  in  dem  Laden  des  Angeklagten  Brustthee  ver- 
langte, von  einem  Angestellten  des  Angeklagten  eine  grosse  Düte 
mit  der  Aufsclirift  „Bestandtheile  zu  Brustthee“  verkauft.  Den  In- 
halt der  Düte  bildeten  mehrere  kleinere  Düten,  deren  jede  eine  der 
Substanzen  enthielt,  aus  welchen  zusammen  Brustthee  besteht,  und 
zwar  waren  die  Ingredienzen  in  jeder  Düte  genau  nach  den  Yor- 
schriften  der  Pliarmakopoe  abgewägt,  so  dass  man  nach  Durchein- 
andermengen derselben  fertigen  Brustthee  erhalten  musste.  Im 
selben  Monat  wurde  einer  Brustpulver  fordernden  Person  vom  An- 
geklagten eine  mit  der  Aufschrift  ..Bestandtheile  zu  Brustpulver“ 
versehene  Düte  verkauft.  Diese  enthielt  ebenfalls  mehrere  kleinere 
Düten,  in  denen  sich  die  sämmtlichen,  einzeln  vorscliriftsmässig  ab- 
gewogenen Substanzen  befanden,  welche  durcheinandergemischt  das 
Arzneimittel  Brustpulver  darstellen.  In  beiden  Fällen  wurde,  wie 
dies  vom  Angeklagten  seinen  Ladengehülfen  generell  vorgeschrieben 
ist,  den  Käufern  bedeutet,  dass  sie  zu  Hause  den  Inhalt  der  Einzel- 
(.lüten  durcheinander  zu  mischen  hätten,  um  als  Ganzes  das  betref- 
fende Arzneimittel  zu  erhalten.  Mengungen  bezw.  Mischungen  der 
hier  in  Frage  kommenden  Ingredienzen  gehören  nach  dem  Urtheil 
der  Sachverständigen  zu  den  in  Anlage  A.  der  Kaiserlichen  Verord- 
nung vom  4.  Januar  1875  aufgeführten  „Mengungen  von  gröblich 
zerkleinerten  Arzneisubstanzen"  (species  medicinales)  und  ,,ge- 
miscliten  Arzneipulvern“  (piilveres  medicinales  mixti). 

Der  Berufungsrichter  hält  sich  bei  Beurtheilung  dieses  Sach- 
verhalts lediglich  an  den  Wortlaut  der  Kaiserlichen  Verordnung, 
indem  er  aus  den  dort  angewandten  Worten  „Zubereitungen,  Men- 
gungen, gemischt“,  als  Ausdrücken  der  vollendeten  Handlung  fol- 
gert, dass  erst  die  Mengung  oder  Vermischung  der  durch  die  ver- 
schiedenen Umhüllungen  getrennten  Substanzen  von  Seiten  des 
Angeklagten  habe  erfolgt  sein  müssen,  bevor  sich  dieser  des  Feil- 
haltens der  betreffenden  Arzneimittel  habe  schuldig  machen  können. 
Er  erblickt  in  dem  vom  Angeklagten  vorgenominenon  Zusammen- 
stellen und  Abwägen  der  Einzelstoffe  eine  erlaubte  Zuvorkommen- 
heit gegen  das  Publikum,  welches  übrigens  diese  Thätigkeit  nach 
Anleitung  medicinischer  Werke  ebenso  auch  selbst  veirichten  könnte, 
und  hat  deshalb  nicht  für  thatsächlich  festgestellt  erachtet, 

dass  der  Angeklagte  im  Monat  November  1887  in  zwei  ver- 
schiedenen Fällen  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  Arzneien,  soweit 
der  Handel  mit  denselben  nicht  freigegeben  ist,  zubereitet,  ver- 
kauft, feilgehalten  oder  sonst  an  Andere  überlassen  hat. 

Böttger,  Arzneimittel.  3.  Aufl.  5 


0ß  Abgabe  von  Ai’zneimitteln  in  Einzelbestandtlieilen. 

Gegen  das  Bernfungsurtlieil  bat  die  Königliche  Staatsanwalt- 
schaft rechtzeitig  und  formgerecht  die  Revision  eingelegt  und 
beantragt,  das  Urtheil  II.  Instanz  und  dessen  Feststellung  auf- 
zuheben. 

Die  Revisionsschrift  rügt  die  Verletzung  der  Eingangs  citirten 
Gesetzesparagraphen,  welche  eben  das  Wesentliche  der  Mischung, 
nämlich  die  Zusammenstellung  der  richtigen  Bestandtheile  in  rich- 
tigen Quantitäten,  den  Apothekern  anvertrauen  wollten  und  deren 
Wirkung  durch  eine  Interpretation  illusorisch  gemacht  würde, 
welche  zu  einer  Uebertretung  derselben  noch  das  unwesentliche 
physische  Durcheinanderschütteln  der  Stoffe  als  Thatbestandsmoment 
fordere. 

Der  Angeklagte  hat  die  Zurückweisung  der  Revision  bean- 
tragt, indem  er  die  Richtigkeit  der  in  der  Revisionsschrift  ent- 
wickelten Gesetzesauslegung  bestreitet  und  darauf  hinweist,  dass 
nur  nach  vollendeter  Mischung  dem  Käufer  die  Prüfung  der  Einzel- 
theile entzogen  und  aus  diesem  Grunde  der  Vertrieb  der  fertigen 
Mischung  in  die  Apotheke  verlegt  sei.  Auch  beruft  er  sich  auf  die 
im  Bezirke  des  Oberlandesgerichts  Cöln  durch  die  Judikatur  dieses 
Gerichtshofes  veranlasste  Rechtsprechung,  welche  dem  Standpunkte 
des  Berufungsgerichts  entspreche. 

Die  Revision  ist  begründet. 

Zweck  und  Absicht  der  Kaiserlichen  Verordnung  ist  dahin  ge- 
richtet, dem  Publikum  beim  Kauf  fertiger  Arzneimittel  die  in  dem 
staatlich  kontrolirten  Betriebe  der  Apotheken  und  der  wissenschaft- 
lichen Ausbildung  ihrer  Leiter  gegebene  Garantie  für  sachkundige 
Zubereitung  der  Medikamente  zu  bieten.  Zur  Zubereitung  der 
beiden  hier  fraglichen  Heilmittel  ist  eine  besondere  wissenschaftr 
liehe  Befähigung  nur  insoweit  erforderlich,  als  die  Gewichtsmengen 
der  Bestandtheile  des  Heilmittels  nach  medicinischer  Vorsclirift  zu 
einander  abzuwägen  und  sodann  zur  Vornahme  der  Mengung  bezw. 
Mischung  zusammenzustellen  sind. 

Im  allgemeinen  sanitären  Interesse  musste  der  Gesetzgeber 
diese  Thätigkeiten  in  die  Apotheke  verlegen,  auf  ein  Mehr  brauchte 
dieser  Schutz  nicht  ausgedehnt  zu  werden.  Freigegeben  ist  daher 
der  einzelne  Vertrieb  der  Einzelstoffe  jener  Heilmittel  an  sich;  nicht 
freigegeben  dagegen  ist  der  Vertrieb  einer  Zusammensetzung,  welche 
diese  Einzelstoffe,  abgewogen  in  den  zur  Erzielung  der  Heilwirkung 
erforderlichen  Qualitäten,  in  kleinen  Düten  enthält  und  sie  durch 
eine  (mit  der  Bezeichnung  des  Heilmittels  versehene)  grössere  Düte 
verbindet.  Auch  solche  Zusammensetzungen  sind  Mengungen  bezw. 
Mischungen  im  Sinne  des  § 1 cit.  V.  bezw.  des  dort  angezogenen 
Verzeichnisses  A.,  und  der  Berufungsrichter  irrt  daher,  indem  er 
diese  Begriffe  zu  eng  und  wörtlich  auffasst.  Seine  Beurtheilung  ist 
mit  dem  vorliegenden  Sachverhalt  unvereinbar,  wonach  auf  die 
Frage  der  Käufer  nach  dem  fertigen  Arzneimittel  im  Laden  des 
Angeklagten  ihnen  unter  einheitlicher  Umhüllung  und  Bezeichnung 
die  präparirten  Ingredienzien  als  einheitliches  Ganzes  ausgehändigt 
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wurden.  Die  Abgabe  derselben  erfolgte  mithin  unter  einer  Form, 
die  das  Produkt  des  Angeklagten  in  den  Augen  des  kaufenden 
Publikums  als  ein  gleicliwerthiges  Aequivalent  mit  den  in  der  Apo- 
theke käufliclien  Medikamenten  erscheinen  lassen  musste. 

Eine  derartige  Handlungsweise  ist  offenbar  auf  Umgehung  des 
Gesetzes  gerichtet;  ihre  Zulässigkeit  und  Straflosigkeit  würde  die 
Erreichung  des  Zweckes  desselben  illusorisch  machen. 

Durch  seine  hiernach  rech tsirrthüm liehe  Interpretation  der  §§  1 
der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  und  367  No.  3 
St.-G.-B.  hat  der  Vorderrichter  das  Gesetz  verletzt,  und  da  auch 
die  seinem  Urtheile  zu  Grunde  liegende  thatsächliche  Feststellung 
von  dieser  Gesetzes  Verletzung  betroffen  wird,  so  war  nach  §§  393, 
394  St.-P.-O.  wie  geschehen  zu  entscheiden. 

(V.  d.  K.  G.-A.  XIII,  13.) 

2.  Urtheil  des  Kgl.  preuss.  Oberlandesgerichts  zu 
Hamm  vom  7.  März  1889. 

In  der  Strafsache  gegen  den  Kleinhändler  H.  U.  zu  Meiderich 
wegen  Uebertretung  des  § 367  ^ des  Strafgesetzbuches  hat  auf  die 
von  dem  Angeklagten  gegen  das  Urtheil  der  Strafkammer  des 
Königlichen  Landgerichts  zu  Duisburg  vom  20.  November  1888  ein- 
gelegte Revision  der  Strafsenat  des  Königlichen  Oberlandesgerichts 
zu  Hamm  in  der  Sitzung  vom  7.  März  1889  für  Recht  erkannt: 

Die  Revision  des  Angeklagten  gegen  das  Urtheil  der  Straf- 
kammer des  Königlichen  Landgerichts  zu  Duisburg  vom 
20.  November  1888  wird  verworfen  und  werden  die  Kosten 
dieser  Instanz  dem  Angeklagten  auferlegt. 

Gründe: 

Wie  in  sämmtlichen  Vorurtheilen  thatsächlich  festgestellt  ist, 
hat  der  Angeklagte  am  4.  Juni  1887  in  seinem  Laden  Papier- 
päckchen feilgehalten  mit  den  Aufschriften:  Holzthee,  St.  Germain- 
thee  und  Brustthee,  welche  die  einzelnen  Bestandtheile  dieser 
Thees  nach  den  entsprechenden  Gewichtsverhältnissen  in  be- 
sonderen kleinen  Düten  enthielten,  so  dass  man  sie  nur  zu  mischen 
brauchte,  um  den  durch  die  Aufschrift  bezeichneten  Thee  her- 
zustellen. 

Von  der  Anschuldigung,  hierdurch  den  § 367*  des  Strafgesetz- 
buchs bezw.  die  Kaiserliche  Verordnung  vom  4.  Januar  1875,  be- 
treffend den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  (R.-G.-Bl.  S.  5)  übertreten 
zu  haben,  ist  er  durch  Urtheil  des  Königlichen  Schöffengerichts  zu 
Ruhrort  vom  2.  November  1887  freigesprochen,  weil  er  nur  die 
einzelnen  Bestandtheile  der  Thees,  nicht  aber  „Mengungen  von 
gröblich  zerkleinerten  Arzneistoffen,  sog.  Species  medicinales“  des 
Verzeichnisses  A.  jener  Verordnung  feilgehalten  habe. 

Auf  die  Berufung  der  Königlichen  Amtsanwaltschaft  wurde  er 
jedoch  durch  Urtheil  der  Strafkammer  des  Königlichen  Landgerichts 
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zu  Duisburg  vom  14.  Januar  1888  wegen  Uebertretung  des  cit. 
§ 367®  mit  10  Mark  eventuell  einem  Tage  Haft  bestraft,  weil  er 
augenscheinlich  die  betreffenden  Thees  als  Arzneien  feilgeboten 
und  dui'ch  die  Trennung  ihrer  ßestandtheile  nur  eine  Umgehung 
des  Gesetzes  beabsichtigt  habe,  weshalb  es  unerörtert  bleiben 
könne,  ob  schon  eine  „Mengung“  im  Sinne  der  Kaiserlichen  Ver- 
ordnung als  vorhanden  anzunehmen  sei. 

Dieses  Urtheil  wurde  auf  die  Revision  des  Angeklagten  durch 
LJrtheil  des  Strafsenats  des  Königlichen  Oberlandesgerichts  zu 
Hamm  vom  14.  Mai  1888  aufgehoben  und  die  Sache  zur  ander- 
weitigen Verhandlung  und  Entscheidung  in  die  Berufungsinstanz 
zurückvenviesen , weil  das  Feilhalten  von  Arzneien  nach  dem  cit. 
§ 367®  nur  strafbar  sei,  soweit  der  Handel  mit  denselben  nicht 
freigegeben  und  durch  die  Kaiserliche  Verordnung  den  Apotheken 
Vorbehalten  sei,  was  nur  dann  zutreffe,  wenn  eine  Waare  entweder 
ihrer  Zubereitungsform  oder  ihrem  Stoffe  nach  unter  die  Verzeich- 
nisse A.  oder  B.  jener  Verordnung  falle. 

Hierauf  ist  der  Angeklagte  durch  Urtheil  des  Berufungs- 
gerichts vom  20.  November  1888  ebenso,  wie  früher  bestraft,  indem 
thatsäcl^lich  festgestellt  ist: 

dass  derselbe  am  4.  Juni  1887  zu  Meiderich  ohne  polizeiliche 
Erlaubniss  Arzneien,  deren  Verkauf  nur  in  Apotheken  gestattet 
ist,  feilgehalten  hat.  (Uebertretung  des  § 367®  des  Strafgesetz- 
buchs und  der  Verordnung  vom  4.  Januar  1875.) 

Zur  Begründung  wird  Folgendes  ausgeführt: 

Wie  aus  der  Bezeichnung  der  grösseren  Düteu  mit:  „Holz- 
thee.  St.  Germainthee,  Brustthee“  hervorgeht,  sei  die  Absicht  des 
Angeklagten  darauf  gerichtet  gewesen,  diese  Theesorten,  also 
Arzneien,  als  solche  zu  verkaufen.  Dieselben  seien  aber  — wie 
der  Kreisphysikus  Dr.  B.  zu  Duisburg  gutachtlich  bekundet  — 
..Mengungen  von  gröblich  zerkleinerten  Arzneisubstanzen,  Species 
medicinales“,  im  Sinne  der  Verordnung  vom  4.  Januar  l875.  Das 
Verfahren  des  Angeklagten  stelle  sich  nur  als  eine  Umgehung 
dieser  Verordnung  dar.  Es  sei  deshalb  unerheblich,  ob  er  die 
einzelnen  Bestandtlieile  der  Thees  selbst  gemengt,  oder  blos  ab- 
gewogen und  in  kleineren  Düten  zusammengelegt  habe. 

Hiergegen  hat  der  Angeklagte  frist-  und  formgemäss  die  Re- 
vision eingelegt,  welche  auf  Verletzung  des  cit.  § 367®  sowie  der 
Verordnung  vom  4.  Januar  1875  gestützt  und  in  folgender  Weise 
gerechtfertigt  ist: 

Der  Vorderrichter  habe  die  rechtliche  Beurtheilung,  welche 
die  Aufhebung  seines  früheren  Urtheils  veranlasst,  seiner  neuen 
Entscheidung  nicht  zum  Grunde  gelegt,  sondern  sich  nur  auf  das 
Gutachten  des  Kreisphysikus  Dr.  B.  bezogen,  welcher  lediglich  be- 
kundet, dass  die  erwähnten  Theesorten  an  sich  unter  die  „Mengun- 
gen von  gröblich  zerkleinerten  Arzneisubstanzen“  fielen.  Es  handele 
sich  hier  jedoch  darum,  ob  diese  Thees  auch  bei  Trennung  ihrer 
Bestandtlieile  in  besondere  kleinere  Düten  noch  solche  Mengungen 
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(larstellten.  Diese  Frage  würde  von  dem  Gutachter  jedenfalls  vei- 
neint  sein,  wenn  sie  ihm  vorgelegt  wäre.  Der  Vorderrichter  habe 
diesen  Mangel  der  Beweisaufnahme  durch  eigene  Feststellung  er- 
gänzt, hierbei  aber  gegen  die  Verordnung  vom  4.  Januar'  1875  ver- 
stossen,  indem  er  die  Frage  mit  Unrecht  bejaht.  — Es  werde  des- 
halb beantragt:  das  angegriffene  Urtheil  aufzuheben,  und  die  Sache 
ziu'  anderweitigen  Verhandlung  und  Entscheidung  in  die  II.  Instanz 
zurückzuverweisen. 

Die  Königliche  Staatsanwaltschaft  hat  die  Verwerfung  der 
Ke  Vision  beantragt. 

Dieser  letztere  Antrag  musste  für  begründet  erachtet  werden. 

Der  einzige  Mangel  des  früheren  Berufungsurtheils  lag  darin, 
dass  nicht  erörtert  und  festgestellt  war,  ob  die  hier  fraglichen  Thee- 
sorten  in  der  Form,  in  welcher  sie  vom  Angeklagten  feilgehalten 
wurden,  unter  eine  bestimmte  Rubrik  in  den  Verzeichnissen  A.  oder 
B.  der  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  fielen,  da  nur  in  diesem 
Falle  der  Handel  mit  denselben  den  Apotheken  Vorbehalten  und 
beim  Angeklagten  gemäss  § 367^  des  Strafgesetzbuchs  strafbar 
war.  Dieser  Mangel  ist  nunmehr  durch  die  Feststellung  gehoben, 
dass  jene  Theesorten  in  der  erwähnten  Form  unter  die  im  Ver- 
zeichnisse A.  aufgeführte  Rubrik:  „Mengungen  von  gröblich  zer- 
kleinerten Arzneistoffen,  Species  medicinales“  fallen.  Diese  Fest- 
stellung beruht  auf  rein  thatsächlichen  Erwägungen,  lässt  keinen 
Rechtsirrthum  erkennen  und  bleibt  deshalb  für  die  gegenwärtige 
Instanz  unbedingt  massgebend.  Uebrigens  ist  dabei  auch  mit 
vollem  Recht  auf  die  Absicht  des  Angeklagten,  die  Thees  als 
solche  zu  verkaufen,  das  Hauptgewicht  gelegt,  und  deshalb  die 
Trennung  ihrer  Bestandtheile  für  unerheblich  erachtet.  Die  Fest- 
stellung musste  vom  Berufungsrichter  selbstständig  getroffen  werden, 
ohne  dass  derselbe  dabei  an  die  Zuziehung  eines  Sachverständigen 
oder  gar  an  dessen  Gutachten  gebunden  wai\  (Veröff.  XHI,  40). 

3.  Entscheidung  des  preussischen  Kammergerichts  vom 
2.  August  1894. 

Das  preussische  Kammergericht  hat  in  einer  Entscheidung  vom 
2.  August  1894  sich  ebenfalls  auf  den  Standpunkt  gestellt,  dass  der 
Verkauf  von  Thee  in  einzelnen  Bestandtheileu  ausserhalb  der  Apo- 
theke verboten  sei. 

Gegen  den  Drogenhändler  N.  in  Apenrade  war  Anklage  er- 
hoben worden  Avegen  Üebertretung  der  kaiserl.  Verordnung  vom 
27.  Januar  1890  über  den  Handel  mit  Apothekcrwaaren  und  der 
Polizeiverordnungen  der  Regierung  zu  Schleswig  vom  27.  September 
1879  und  8.  August  1891.  Es  wurde  dem  Angeklagten  zunächst  zur 
Last  gelegt,  dass  er  verschiedene  Theemischungen  als  Heilmittel  feil- 
gehalten habe,  obwohl  der  Verkauf  solcher  „Gemenge“  nur  den 
Apothekern  gestattet  sei,  und  dass  er  ferner  ein  Waschmittel  für 
Vieh  verkauft  liabe,  in  welchem  Arsenik  enthalten  sei,  Avährend  den 
Drogisten  der  Verkauf  von  Arsenik  nur  in  einer  bestimmten  Mischung 
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freigegeben  sei.  Der  Angeklagte  bestritt  in  Bezug  auf  den  ersten 
Fall,  dass  er  ein  Gemenge  feilgehalten  habe;  er  habe  vielmehr  die 
einzelnen  Bestandtheile  des  Thees,  gesondert  und  nur  in  eine  ge- 
meinschaftliche Düte  verpackt,  verkauft.  Ebenso  sei  der  Viehseife 
Arsenik  beigemengt  gewesen,  aber  in  der  durch  die  Polizeiverordnung 
vorgeschriebenen  Miscliung,  und  dass  dieser  auch  noch  andere  Be- 
standtheile zugesetzt  würden,  sei  nicht  verboten.  Das  Schöffengericht 
zu  Apenrade  sprach  den  Angeklagten  schuldig  und  verurtheilte  ihn 
zu  120  M.  Geldstrafe  event.  12  Tagen  Haft;  seine  Berufung  wurde 
von  der  Strafkammer  in  Flensburg  vervmrfen.  Der  Gerichtshof 
nahm  an,  dass  der  Verkauf  der  verschiedenen  Bestandtheile  eines 
Heilmittels  als  zusammengehörig,  wie  er  hier  vorliege,  den  Verkauf 
eines  „Gemenges“  darstelle,  wenn  auch  die  rein  mechanische  Thätig- 
keit  des  DurcTieinandermengens  nicht  von  dem  Verkäufer,  sondern 
von  dem  Käufer  besorgt  werde.  Die  Giftver Ordnung  verbiete  ferner 
den  Verkauf  weissen  Arseniks  in  jeder  anderen  Form  als  einer  aus- 
drücklich bezeichneten  Zusammensetzung.  Als  eine  andere  Form 
müsse  es  aber  auch  angesehen  werden,  wenn  der  gestatteten  Mischung 
noch  andere,  nicht  aufgeführte  Bestandtheile  zugesetzt  werden.  Die 
gegen  dieses  Urtheil  seitens  des  Angeklagten  eingelegte  Revision 
wurde  von  dem  Ferienstrafsenat  des  Kammergerichts  als  unbegründet 
zurückgewiesen. 

Das  nachstehende  Urtheil  vertritt  einen  entgegengesetzten 
Standpunkt. 

4.  Entscheidung  der  Strafkammer  des  Landgerichts  in 
Hagen  vom  21.  December  1893. 

Der  Kaufmann  L.  hatte  ein  Hühneraugenmittel  feilgehalten,  das 
aus  Collodium  und  Salicylsäure  bestand,  die  zwar  getrennt  gehalten, 
aber  zusammen  in  einem  kleinen  Karton  verpackt  waren.  Das 
Schöffengericht  verurtheilte  ihn  zu  5 M.  Geldstrafe,  das  Landgericht 
Hagen  i.  W.  sprach  ihn  jedoch  kostenlos  frei.  Die  Begründung  des 
am  21.  December  1893  gefällten  Urtheils  lautet: 

Die  beiden  Bestandtlieile  des  hier  in  Betracht  kommenden 
Hühneraugenmittels  sind  Collodium  und  Salicylsäure,  welche  beide 
nicht  unter  § 2 der  Reichsverordnung,  betreffend  den  Verkehr  mit 
Arzneimitteln,  vom  27.  Januar  1890  bezw.  das  Verzeichniss  B.  die- 
ser Verordnung  fallen.  — Aber  auch  unter  den  § 1 der  gedachten 
Verordnung  fällt  das  fragliche  Mittel  nicht.  Keine  der  im  Verzeich- 
nisse A.  des  Gesetzes  aufgeführten  Zubereitungen  liegt  hier  vor. 
Eine  Verbindung,  Vermengung  oder  Vermischung  der  Bestandtheile 
besteht  nun  nicht,  vielmehr  sind  diese  getrennt  gehalten  und  wird 
die  Verbindung  der  einzelnen  Stoffe  erst  von  dem  Gebrauchenden 
selbst  bei  der  unmittelbaren  Anwendung  vorgenommen.  Eine  ge- 
setzliche Bestimmung,  welche  den  Verkauf  von  Heilmitteln,  von 
denen  jedes  für  sich  allein  von  Jedermann  feilgehalten  werden  darf, 
in  der  hier  beobachteten  Form  verbietet,  existirt  nicht.  Sollte  auch 
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das  hier  zur  Anwendung  gebrachte  Verfahren  unzulässig  sein  und 
unter  Strafe  gestellt  werden,  so  hätte  es  der  Gesetzgeber  aussprechen 
müssen.  Eine  analoge  Anwendung  eines  Strafgesetzes  auf  andere, 
im  Gesetze  nicht  hervorgehobene  Fälle  erscheint  nicht  zulässig.  Von 
einer  Anwendung  des  § 367  No.  3 kann  ebenfalls  keine  Rede  sein, 
da  eine  Arznei,  deren  Handel  nicht  freigegeben  ist,  hier,  wie  dar- 
gethan  ist,  nicht  vorliegt. 

In  dieser  Beziehung  ist  die  gedachte  Reichsverordnung  vom 
27.  Januar  1890  lediglich  raaassgebend. 

(Veroff.  d.  Kais.  Ges.-A.  1895,  S.  11.) 


6.  Abgabe  von.  Arzneiiiiittelii  in  ärztlichen 
Heilanstalten. 


Die  Ab  gäbe  von  Zubereitu  u gen,  deren  Feil  halten 
und  Verkauf  als  Heilmittel  nach  der  Kaiserl.  Verordn, 
vom  4.  Jannar  1875  den  Apotheken  Vorbehalten  ist,  in 
einer  Gemüt hs-  iind  Nervenheilanstalt  durch  die  ärzt- 
lichen Leiter  dieser  Anstalt  ist  nach  § 367  No.  3 des 
Strafgesetzbuchs  strafbar. 

(Ürtheil  des  Herzogi.  braunschw.  Oberlandesgerichts  und  des  Land- 
gerichts zu  Braunschweig  vom  3. November  1888  bezw.  23.  Juni  1889.) 

Urtheil  des  Landgerichts. 

In  der  Strafsache  gegen  1.  den  Dr.  med.  Otto  M. , 2.  den 
Dr.  med.  Paul  R.,  beide  zu  B.  wegen  Uebertretung  resp.  Gewerbe- 
Vergehens  hat  auf  die  von  der  Herzogi.  Staatsanwaltschaft  gegen 
das  Urtheil  des  Herzogi.  Schöffengerichts  zu  B.  vom  17.  Januar 
1888  eingelegte  Berufung  die  erste  Strafkammer  des  Herzogi. 
Landgerichts  zu  Braunschweig  in  der  Sitzung  vom  3.  November 
1888  für  Recht  erkannt: 

Auf  die  Berufung  der  Herzogi.  Staatsanwaltschaft  wird  das 
Urtheil  Herzogi.  Schöffengerichts  zu  Blankenburg  vom  17.  Januar 
1888,  insoweit  es  die  Angeklagten  von  der  Uebertretung  des 
§ 367  Ziff.  3 des  R.-St.-G.-B.  freispricht,  aufgehoben  und  werden 
die  Angeklagten  N.  und  R.  ein  jeder  wegen  dieser  Ueber- 
tretung zu  einer  Geldstrafe  von  10  Mark  und  zur  Tragung 
sämmtlicher  Kosten  des  Verfahrens,  einschliesslich  der  der  Re- 
visions-Instanz, verurtheilt. 

Gründe: 

I.  Von  der  Anklage: 

in  den  letzten  3 Jahren  zu  Blankenburg  den  selbstständigen 
Betrieb  des  Apothekergewerbes  ohne  die  vorschriftsmässige 
Genehmigung  unternommen  und  fortgesetzt,  event.  ohne  polizei- 
liche Erlaubniss  Arzneien,  deren  Handel  nicht  freigegeben  ist. 
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zu  bereitet  und  an  Andei'e  überlassen  zu  liaben  — §§  147,  29 
der  R.-Gew.-Ord.  event.  § 367^  des  R.-St.-G.-B. 
sind  die  Angeklagten  vom  Herzogi.  Scliöffengericlite  Blankenburg 
durch  Urtheil  vom  17.  Januar  1888  iu  vollem  Umfange  frei- 
gesprochen  und  sind  die  entstandenen  Kosten  auf  die  Staatskasse 
übernommen. 

Gegen  dieses  Urtheil  hat  Herzogliche  Staatsanwaltschaft  am 
18.  Januar  c.  schriftlich  Berufung  eingelegt  und  solche  unterm 
30.  ej.  m.  schriftlich  gerechtfertigt.  Die  Verhandlung  in  der  Be- 
rufungsinstanz hat  vor  Herzogl.  Landgerichte  Braunschweig,  Straf- 
kammer I,  am  9.  April  1888  stattgefunden,  es  ist  aber  in  dem  an 
diesem  Tage  ergangenen  Urtheil  die  Berufung  der  Herzogl.  Staats- 
anwaltschaft zurückgewiesen  und  sind  sämmtliche  Kosten  einschliess- 
lich der  Kosten  der  Vertheidigung  auf  die  Staatskasse  übernommen. 

Nachdem  Herzogl.  Staatsanwaltschaft  nunmehr  J^evision  be- 
schritten, ist  Seitens  des  Strafsenats  Herzogl.  Oberlandesgerichts 
Braunschweig  unterm  23.  Juni  1889  folgendes  Urtheil  ergangen: 

„Die  Revision  der  Staatsanwaltschaft  gegen  das  Urtheil 
Herzogl.  Landgerichts,  I.  Strafkammer  hierselbst,  vom  9.  April 
1888,  soweit  es  sich  um  das  Vergehen  der  Angeklagten  gegen 
den  § 147^  der  Gewerbeordnung  handelt,  wird  zurückgewiesen. 

Dagegen  wird  das  gedachte  Urtheil,  soweit  es  sich  um  die 
Uebertretung  des  § 367^  des  St.-G.-B.  handelt,  und  soweit 
dasselbe  eine  Entscheidung  über  die  Gerichtskosten  I.  und 
H.  Instanz  und  die  den  Angeklagten  erwachsenen  nothwendigen 
Auslagen,  einschliesslich  der  Kosten  der  Vertheidigung  enthält, 
aufgehoben,  wobei  jedoch  die  thatsächlichen  Feststellungen 
desselben  aufrecht  erhalten  werden  mit  der  Modifikation,  dass 
das  neue  Urtheil  noch  die  Anzahl  der  einzelnen  Uebertretungeu 
festzustellen  hat,  und  wird  die  Sache,  insoweit  das  angefochtene 
Urtheil  aufgehoben  ist,  zur  anderweiten  Verhandlung  und  Eiit- 
sclieidung  an  das  Herzogl.  Landgericht  hierselbst  zurückver- 
wiesen. Ueber  die  Kosten  dieser  Instanz  hat  das  demnächstigc 
Urtheil  mit  zu  entscheiden.“ 

II.  In  thatsächlicher  Hinsicht  ist  nun  in  dem  insoweit  auf- 
recht erlialtenen  Urtheile  vom  9.  April  1888  festgostellt: 

dass  die  Angeklagten  in  Blankenburg  eine  von  dem  Mit- 
angeklagten M.  im  November  18G2  in  Helmstedt  begründete, 
im  Herbst  1865  nach  Blankenburg  verlegte  Heilanstalt  für  G('- 
müths-  und  Nervenkranke  betreiben,  dass  beide  Angeklagte  i:i 
gemeinschaftlichen  Besprechungen  die  ärztliche  Behandlung  der 
Kranken  bestimmen , dass  in  der  Heilanstalt  in  grösserer 
Menge  bezogene  Heilmittel,  welche  häufiger  Verwendung  finden, 
vorräthig  geJialten  und  in  Bedarfsfällen  nach  ärztlicher  Ver- 
ordnung der  Angeklagten  durch  einen  Krankenwärter  entwedei' 
unverändert  oder  mit  Wasser  verdünnt  oder  in  solchem  auf- 
gelöst in  die  vorgeschriebenen  Dosen  abgetheilt  und  den  ein- 
zelnen Kranken  veral)reicht  sind,  dass  andere  nach  Recept  für 
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bestimmte  Kranke  in  der  Blankenburger  Apotheke,  aber  in 
einer  über  das  Bedürfniss  des  einzelnen  Krankheitsfalls  hin- 
ausreichenden  Menge  gefertigte  Arzneien,  soweit  von  dem  be- 
treffenden ICi’anken  niclit  verbraucht,  zurückgestellt  und  vor- 
kommenden Falls  bei  anderen  Kranken  angewandt  sind,  dass 
in  dieser  Weise  gebraucht  sind:  tinctura  rhei  gegen  Ver- 
stopfung, tinct.  opii  crocata  gegen  Durchfall,  tinctura  strychni  und 
tinctura  chinae  composita  gegen  Appetitschwäche,  tinct.  ferri  po- 
mati  gegen  Biutarmuth,  tinct.  digitalis  aetlierea  gegen  Herzklopfen, 
pillulae  argenti  nitrici  gegen  Magenaffektionen,  kalium  bro- 
matum  gegen  Herzklopfen  und  Angstzustände,  kalium  jodatum 
gegen  Kopfschmerz  und  Syphilis,  chloroformium  und  chloralum 
hydratum  gegen  Schlaflosigkeit;  dass  die  voraufgeführten 
Tinkturen  und  Pillen  zu  denjenigen  Zubereitungen  gehören, 
welche  nach  Anlage  A.,  die  sonst  genannten  Stoffe  zu  den- 
jenigen Chemikalien,  welche  nach  Anlage  B.  der  Kaiserl.  Ver- 
ordnung vom  4.  Januar  1875  nur  in  Apotheken  feilgehalten 
und  verkauft  werden  dürfen,  dass  endlich  die  in  der  Anstalt 
der  Angeklagten  betriebene  Medikation  von  dem  Angeklagten 
M.,  wiewohl  ihm  durch  das  die  Errichtung  der  Anstalt  ge- 
nehmigende Ministerial- Reskript  vom  12.  November  1862  die 
von  ihm  nacho;esuchte  Erlaubniss  zur  Enüchtung  einer  Haus- 
apotheke  und  zum  Selbstdispensiren  versagt  war,  schon  vor 
dem  Jahre  1879  geübt  und  von  dem  Angeklagten  R.  seit 
dessen  Eintritt  in  die  Anstalt  mit  Wissen  und  Willen  des 
p.  M.  bis  in  die  jüngste  Zeit  fortgesetzt  ist. 

Nach  Ansicht  des  Herzogliclien  Oberlandesgerichts , welche 
für  diese  Sache  maassgebend  ist  — § 398  St.-P.-O.  — verstösst 
diese  Handlungsweise  der  Angeklagten  gegen  § 367  Ziff.  3 R.-St.- 
G.-B.,  indem  darnach 

die  Angeklagten  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  Arzneien,  deren 
Handel  nicht  freigegeben  ist,  zubereitet  und  an  Andere  über- 
lassen haben, 

und  war  insoweit  das  freisprechende  Urtheil  des  Schöffengerichts 
aufzuheben. 

Es  ist  aber  das  ganze  kontinuirliche  Handeln  der  Angeklagten, 
als  auf  einem  auf  fortgesetzte  Begehung  gefassten  Entschluss  be- 
ruhend, als  eine  einheitliclie  That,  als  ein  fortgesetztes  Delikt  — 
§ 73  St.-G.-B.  — anzusehen  — cf.  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts IV.  p.  306  — , dessen  Verjährung  aucli  noch  nicht  ein- 
getreten ist,  da  ja,  wie  festgestellt  ist,  die  oben  beschriebene 
Medikation  bis  in  die  jüngste  Zeit,  also  noch  innerhalb  der  letzten 
3 Monate  vor  der  am  25.  August  1887  erfolgten  ersten  richterlichen 
Handlung,  fortgesetzt  ist. 

Als  Strafe  erschien  für  jeden  Angeklagten  eine  Geldstrafe 
von  zehn  Mark  angemessen.  Nach  § 505  St.-P.-O.  haben  die  An- 
geklagten die  gesammten  entstandenen  Kosten  des  Verfahrens  ein- 
schliesslich der  der  Revisions-Instanz  zu  tragen. 


Erk.  des  O.-L.-G.  zu  Braiinschweig  vom  23.  Juni  1889.  75 


II.  Dagegen  ist  die  Revision  begründet,  soweit  sie  dem  an- 
gefochtenen Urtheile  Verletzung  des  § 367“  des  R.-St.-G.-B.  zur 
Last  legt.  Die  Freisprechung  der  Angeklagten  ist  deshalb  erfolgt, 
weil  nur  dasjenige  „Ueberlassen  von  Arzneien  der  fr.  Art  an 
Andere“,  durch  welches  die  Arzneien  in  Verkehr,  unter  das 
Publikum  gebracht  werden , und  nur  dasjenige  Zubereiten  von 
Arzneien,  welches  zum  Zwecke  des  Inverkehrbringens  geschieht, 
von  der  Strafbestimmung  des  § 367“  das.  betroffen  werde.  Ins- 
besondere falle  daher  nicht  unter  das  Gesetz  das  Ueberlassen  an 
Familienglieder,  Dienstboten  und  an  solche  Personen,  welche  als 
Patienten  in  die  Privatheilanstalt  der  Angeklagten  aufgenommen 
seien.  Die  Beschwerdeführerin  wirft  dem  Urtheile  vor,  dass  diese 
Einschränkung  eine  willkürliche  und  in  das  Gesetz  grundlos  hinein- 
interpretirt  sei.  Dieser  Ansicht  muss  vollständig  beigetreten  werden. 
Die  Arzneien,  deren  Handel  nicht  freigegeben  ist,  sind  diejenigen, 
welche  in  der  Verordnung  vom  Januar  1875  sub  A.  und  B.  zu- 
sammengestellt sind.  Der  Handel  mit  denselben  ist  nur  in  den 
Apotheken  gestattet.  Der  Grund  der  Strafbestimmung  ist  ohne 
Zweifel  der,  dass  dadurch  erreicht  werden  soll,  dass  die  fr.  Medi- 
kamente nur  in  gutem  Zustande  und  in  geeigneten,  der  Gesundheit 
und  dem  Leben  unnachtheiligen  Dosen  und  Zubereitungen  ab- 
gegeben werden  sollen.  Die  Apotheker  haben  Prüfungen  abzulegen, 
die  Apotheken  unterliegen  einer  fortgesetzten  sorgfältigen  Kontrole. 
Es  ist  gewiss  als  ein  Segen  zu  betrachten,  dass  der  Handel  mit 
Apothekerwaaren  im  deutschen  Reiche  nicht  wie  in  manchen  anderen 
Staaten  freigegeben  ist.  Der  Zweck  dieser  Einrichtungen  kann  aber 
nur  dann  erreicht  werden,  wenn  diese  Kontrole  allgemein  durch- 
geführt wird.  Es  kann  deshalb  auch  nicht  als  die  Absicht  des 
Gesetzes  angesehen  werden,  dass  jene  Vorschriften  anders,  als  mit 
besonderer  polizeilicher  Erlaubniss , durchbrochen  werden.  So 
schreibt  denn  auch  der  § 41  der  Braunschw.  Medicinal-Ordnung 
vom  25.  Oktober  1865  ausdrücklich  vor,  dass  das  Selbstdispensiren 
den  Aerzten  verboten  sei,  und  wenn  auch  ein  früheres  Partikular- 
gesetz selbstverständlich  das  Anwendungsgebiet  eines  späteren 
Reichsgesetzes  nicht  modificiren  kann,  so  kann  es  doch  immerhin 
zu  dessen  Interpretation  mit  herangezogen  werden.  Auch  ist  unter 
der  Herrschaft  des  R.-St.-G.-B.  stets  angenommen,  dass  auch  die 
Aerzte  zum  Selbstdispensiren  der  Approbation  bedürfen.  Oppen- 
hoff, 1.  c.  No.  22  zu  § 367“;  Wallmann,  Deutsche  Juristenzeitung 
5.  Bd.  S.  155;- 7.  Bd.  S.  484. 

Wenn  aber  der  Arzt,  falls  er  ohne  besondere  polizeiliche  Er- 
launbiss  dispensirt,  sich  nach  § 367“  cit.  strafbar  macht,  so  ist 
nicht  einzusehen,  warum  ein  Familienvater  für  seine  Familienglieder 
oder  Dienstboten  anders  gestellt  sein  sollte,  und  ebensowenig  ist 
ein  Grund  dafür  ersichtlich,  weshalb  ein  Arzt  für  solche  Patienten, 
welche  sich  in  seiner  Anstalt  oder  selbst  in  seiner  Familie  befinden, 
andere  Rechte  für  sich  sollte  in  Anspruch  nehmen  dürfen.  Wenn 
in  manchen  Fällen  thatsächlich  von  diesen  Grundsätzen  abgewichen 
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sein  mag,  so  ändert  das  an  der  Geltung  des  Gesetzes  nichts.  Wenn 
Anklagen  in  solchen  Fällen  nicht  erhoben  sind,  so  wird  der  Grund 
davon  in  dem  Mangel  erfolgter  Strafanzeigen  zu  erblicken  sein.  Ob 
für  gewisse  einzelne  Fälle  oder  Kategorien  von  Fällen  die  nach 
§ 367^  zulässige  polizeiliche  Erlaubniss  einzuholen  oder  zu  ertheilen 
zweckmässig  sein  möchte,  bedarf  hier  nicht  der  Erörterung.  Es  ist 
daher  der  § 367^  cit.  unrichtig  angewandt  worden,  und  z-\var  sowohl 
hinsichtlich  des  Ueberlassens  von  Arzneien  an  Andere,  als  auch 
hinsichtlich  des  Zubereitens  derselben,  da  letzteres  zum  Zwecke 
des  Ueberlassens  an  Andere  erfolgt  ist.  Da  nun,  wde  das  an- 
gefochtene  Urtheil  selbst  anerkannt,  im  Uebrigen  die  Voraus- 
setzungen des  § 367^  cit.  sämmtlich  Vorlagen,  so  beruht  die  wiegen 
üebertretung  desselben  erfolgte  Freisprechung  der  Angeklagten  auf 
(^iner  Verletzung  dieses  Gesetzes.  (Veröfif.  XIII,  31.) 


7.  Konfiskation  von  Arzneimitteln  und  Giften, 
welche  zu  einer  Uebertretnng  gedient  haben. 


Die  Einziehung  eines  Gegenstandes,  der  zur  Begehung  eines 
vorsätzlichen  Verbrechens  oder  Vergehens  gebraucht  oder  bestimmt 
ist,  kann  nach  § 40  des  Reichsstrafgesetzbuches,  sofern  er  dem 
Thäter  oder  einem  Theilnehmer  gehört,  durch  Urtheil  ausgesprochen 
werden. 

Ein  Verstoss  gegen  den  § 367  Abs.  3 des  Str.-G.-B.,  der  das 
unbefugte  Feilhalten,  Verkauf  u.  s.  w.  von  Arzneimitteln  und  Giften 
behandelt,  qualificirt  sich  aber  nicht  als  ein  Delikt  im  Sinne  des 
§ 40  des  Str.-G.-B.,  sondern  als  eine  Uebertretung.  Bei  letzteren 
trifft  eine  Einziehung  nur  insofern  zu,  als  sie  gesetzlich  besonders 
gestattet  bezw.  vorgeschrieben  ist  (so  beim  Gebrauch  unrichtiger 
Maasse  und  Gewichte  etc.). 

Der  Entwurf  zum  Reichsstrafgesetzbuch  enthielt  nun  aller- 
dings eine  Bestimmung,  wonach  bei  Uebertretung  des  § 367  Abs.  3 
die  Einziehung  der  betr.  Gifte  und  Arzneien  festgestellt  wurde,  in 
Verfolg  der  Berathung  des  Strafgesetzbuches  im  Reichstage  kam 
aber  die  beregte  Vorschrift  in  Wegfall. 

Demnach  kann  in  diesen  Fällen  niemals  im  Urtheil  eine 
Konfiskation  der  besagten  Gegenstände  ausgesprochen  werden. 
Allein  wenn  auch  in  den  nach  § 367  Abs.  3 des  Str.-G.-B.  zu  be- 
urtheilenden  Strafsachen  nicht  mehr  auf  Einziehung  (Konfiskation) 
der  betr.  Gifte  und  Arzneiwaaren-Vorräthe  durch  den  Richter  er- 
kannt werden  kann,  so  behindert  dies  doch  nicht,  dass  in  solchen 
Fällen,  in  welchen  die  Einziehung  von  Giften  und  Arzneimitteln, 
namentlich  von  Giften,  gleichviel  ob  dieselben  zu  einer  Ueber- 
tretung der  im  § 367  Abs.  3 vorgesehenen  Art  bestimmt  gewesen 
sind  oder  nicht,  wegen  begründeter  Besorgniss  des  Miss- 
brauches und  der  hierin  liegenden  Gefährdung  der  öffentlichen 
Sicherheit,  als  geboten  sich  darstellt,  diese  Einziehung  im  Ver- 
waltungswege von  der  Polizeibehörde  besonders  angeordnet  werde. 
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Konfiskation  von  Arzneimitteln  und  Giften. 


Eine  sächsische  Ministerialverordnung  vom  G.  Mai  1874  ge- 
stattet eine  Konfiskation  aus  diesem  Grunde  ausdrücklich  und  auch 
der  für  die  Rechtsprechung  ausserordentlich  maassgebende  Kom- 
mentar zum  Strafgesetzbuch  vom  Generalstaatsanwalt  Schwarze 
vertritt  die  Anschauung,  dass  im  Interesse  der  öffentlichen  Sicher- 
heit polizeiliche  Einziehung  von  Giften  und  Arzneiwaaren , ganz 
gleich  ob  dieselben  schon  zu  einer  missbräuchlichen  Verwendung 
gedient  haben  oder  nicht,  statthaft  sei. 

Die  Konfiskation  setzt  aber  voraus,  dass  die  Besorgniss  des 
Missbrauches  begründet  ist,  d.  h.  es  müssen  Thatsachen  vor- 
liegen, welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Besitzers  in  Bezug  auf 
derlei  Gegenstände  darthun.  Während  Gifte  in  ihrer  Beschafienheit 
ganz  wohl  geeignet  sind,  die  öffentliche  Sicherheit  zu  gefährden 
und  dieserhalb  deren  Einziehung  gegebenen  Falls  leichter  zu  ver- 
fügen ist,  als  der  etwa  beanstandeten  Arzneimittel,  muss  bei  letzteren 
deren  ev.  gefährlicher  Charakter  erst  konstatirt  werden,  woraus 
wiederum  geschlossen  werden  muss,  dass  die  Konfiskation  unschäd- 
licher Heilmittel  an  und  für  sich  ausgeschlossen  ist. 

Gegen  die  verfügte  Beschlagnahme  steht  dem  Betroffenen  das 
Recht  zu,  bei  der  Vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  Beschwerde 
zu  führen. 


8.  Anstiftung  zu  einer  strafbaren  Handlung, 

§ 48  des  Straf-Gesetz-Buches. 


Die  sehr  wichtige  Frage,  ob  ein  Apotheker,  welcher  zum  Zwecke 
der  Anzeige  dem  freien  Verkehr  entzogene  Arzneiwaaren  bei  einem 
Drogisten  fordern  lässt  und  erhält,  sich  dadurch  der  Anstiftung  zu 
einer  strafbaren  Handlung  im  Sinne  des  § 48  des  Reichs-Str.-Ges.- 
Buchs  schuldig  macht,  ist  durch  gerichtliche  Entscheidung  ver- 
neint worden. 

1.  Erkenntniss  der  Strafkammer  des  Landgerichts  in 
Landsberg  a./W.  vom  21.  Oktober  1881. 

Im  Namen  des  Königs! 

In  der  Strafsache  gegen  den  Apotheker  N.  zu  X.  wegen  Ueber- 
tretung  gegen  §§  48,  3^67**  des  Straf-Gesetz-Buchs  liat  auf  die  von 
dem  Angeklagten  gegen  das  Urtheil  des  Königlichen  Schöffen- 
gerichts zu  X.  vom  6.  September  1881  eingelegte  Berufung  die 
Strafkammer  des  Königlichen  Landgerichts  zu  Landsberg  a./W.  in 
der  Sitzung  vom  21.  Oktober  1881,  an  welcher  Theil  genommen 
haben:  — — — für  Recht  erkannt: 

dass  unter  Aufhebung  des  Urtheils  des  Königlichen  Schöffen- 
gerichts zu  X.  vom  6.  September  1881  der  Angeklagte,  Apo- 
theker N.  N.  aus  X.,  der  Anstiftung  zu  einer  Uebertretung  des 
§ 367  No.  3 des  Straf-Gesetz-Buchs  nicht  schuldig  und  deshalb 
von  Strafe  freizusprechen  sei,  die  Kosten  des  Verfahrens,  ein- 
schliesslich der  dem  Angeklagten  erwachsenen  nothwendigen 
Auslagen,  der  Staatskasse  aufzuerlegen  seien. 

Von  Rechts  Wegen. 

Gründe: 

Durch  Urtheil  des  Königlichen  Schöffengerichts  zu  X.  vom 
6.  September  1881  ist  unter  der  Feststellung, 

dass  der  Angeklagte,  Apotheker  N.  aus  X.,  Mitte  Juni  1881  zu 
X.  den  Drogisten  R.  zu  der  von  demselben  begangenen  straf- 
baren Handlung  — Verkauf  von  Wurmkuchen  an  den  Sohn 
seines  Haushälters  P.  — vorsätzlich  bestimmt  hat, 
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der  benannte  Angeklagte  der  Anstiftung  zu  einer  Uebertretung  für 
schuldig  erklärt  und  deshalb  zu  einer  Geldstrafe  von  20  Mark,  ini 
Onvermögensfalle  zu  vier  Tagen  Haft,  sowie  zur  Tragung  der  Kosten 
des  Verfahrens  verurtheilt. 

Gegen  dieses  Urtheil  hat  der  mit  schriftlicher  Vollmacht  des 
Angeklagten  versehene  Vertheidiger  (§§  231,  233,  239  der  Str.-Pr.-U.) 
mittelst  Schriftsatzes  vom  7.  September  d.  J.  das  Rechtsmittel  der 
Berufung  eingelegt  und  dassellje  in  nachstehender  Weise  ge- 
rechtfertigt: 

Durch  den  Angeklagten  sei  auf  den  Willen  des  p.  R.  über- 
haujjt  nicht  eingewirkt;  derselbe  sei  vielmehr  zum  Verkaufe  des 
Wurmkuchens  an  sich  bereit  gewesen  und  immer  bereit.  Gegen 
den  Angeklagten  liege  nur  eine  Anstiftung  des  Käufers  zum  Kaufe 
vor,  und  diese  sei,  elmnso  wie  der  Kauf  selbst,  straflos. 

Es  wird  beantragt:  Das  Urtheil  des  Königlichen  Schöffen- 

gerichts vom  0.  September  1881  aufzuheben  und  den  Angeklagten 
von  Strafe  und  Kosten  freizusprechen,  sowie  die  nothwendigen  Aus- 
lagen des  Angeklagten  der  Staatskasse  aufzuerlegen. 

Die  Beschwerde,  deren  An-  und  Ausführungen  von  dem  An- 
geklagten durch  dessen  Vertheidiger  in  der  Hauptverhandlung  wieder- 
holt worden  sind,  erscheint  begründet. 

Das  angegriffene  Urtheil  ruht  auf  den  nach  § 26G  der  Str.- 
Pr.-O.  in  Frage  tretenden  Beweisthatsachen,  dass  der  Angeklagte 
Glitte  Juni  18^81  seinen  Haushälter  beauftragt,  für  15  Pf.  Wurm- 
kuchen bei  dem  Drogisten  R.  zu  kaufen,  dass  der  Haushälter 
diesen  Auftrag  durch  seinen  12jährigen  Sohn  hat  ausführen  lassen, 
und  dass  dieses  zur  Folge  gehabt,  dass  R.  wegen  dieses  unbefugten 
Verkaufs  mit  10  Mark  Geldstrafe  bestraft  worden,  trotzdem  An- 
geklagter sehr  wohl  gewusst,  dass  dieser  Verkauf  des  Wurmkuchen:^ 
Seitens  des  R.  dessen  Bestrafung  nach  sich  ziehen  werde.  Auf 
Grund  dieser  für  enviesen  erachteten  Thatsachen  wird  dann  die 
Eingangs  erwähnte  Feststellung  getroifen. 

Diese  Feststellung  ist  in  mehrfacher  Beziehung  unvollständig, 
und  die  in  derselben  zum  Ausdruck  gelangte  Schlussfolgerung  wircl 
durch  die  zu  Grunde  gelegten  und  nach  Lage  der  Sache  zu  Grunde 
zu  legenden,  in  dem  Urtlieile  angeführten  thatsächlichen  Voraus- 
setzungen nicht  gerechtfertigt.  Denn  nach  der  Schlussfeststellung  hat 
Angeklagter  den  p.  R.  vorsätzlich  bestimmt  zum  Verkaufe,  nach 
den  vorangeführten  Thatsachen  aber  hat  er  den  Haushälter  P.  mit 
dem  Ankäufe  von  Wurmkuchen  beauftragt,  und  dieser  Auftrag  ist 
von  dem  p.  P.  durcli  dessen  12  jährigen  Sohn  ausgeführt.  An- 
genommen, dass  die  Handlungsweise  des  Angeklagten,  d.  h.  der 
Ankauf  der  Waare,  die  Charakterisirnng  als  Anstiftungshandlung  zu 
dem  mit  Strafe  bedrohten  Verkaufe  überhaupt  zuliesse,  so  würde 
der  Umstand,  dass  feststehendermaassen  der  Angeklagte  seine 
Willensbethätigung  auf  den  Auftrag  an  P.  beschränkt  hat,  nach 
§ 48  des  Str.-Ges.-B.  die  Feststellung  nothwendig  gemacht  haben, 
ob  der  beauftragte  P.  und  dessen  12jähriger  Sohn  nur  als  Werk- 
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Erk.  des  L.-G.  zu  Landsberg  vom  21.  Octr.  1881. 

zeuge  in  der  Hand  des  Angeklagten  fnnktionirt  haben,  oder  ob  P. 
zur  Anstiftung  des  p.  R.  durch  den  Angeklagten  als  Anstifter  der 
Anstiftung  angestiftet  worden,  oder  ob  endlich  der  Angeklagte 
durch  den  seinerseits  direkt  angestifteten  P.  als  Zwischenperson 
mittelbar  den  R.  zur  That  angestiftet  haben  soll  (vergl.  Haelschner, 
Deutsches  Strafrecht  Seite  397  No.  4;  Rüdorff-Stenglein  § 48 
S.  109  etc.).  Mag  nun  die  eine  oder  andere,  einer  näheren  Fest- 
stellung ermangelnde  Auffassung  dem  Urtheile  zu  Grunde  liegen, 
so  ergiebt  die  Begründung  des  Urtheils  doch  unzweifelhaft,  dass 
die  angebliche  Anstiftungshandlung,  insoweit  sie  auf  den  p.  R. 
eingewirkt  haben  kann  und  soll,  jedenfalls  lediglich  und  allein  in 
dem  durch  P.  jun.  vorgenommenen  Ankauf  des  Wurmkuchens  liegt 
und  liegen  kann. 

Wäre  nun  diese  strafrechtliche  Charakterisirung  der  Ankaufs- 
thätigkeit  zutreffend,  so  würde  sich  daraus  von  selbst  ergeben, 
dass  Jeder,  der  wissentlich  von  einem  nicht  im  Besitze  eines  Ge- 

• Werbescheins  befindlichen  Hausirer  Waaren,  beziehungsweise  von 

• einem  der  Koncession  ermangelnden  Händler  Spirituosen  kauft,  in- 
gleichen Jeder,  der  einem  Beamten  im  Sinne  des  § 331  des  Str.- 
Ges.-B.  Geschenke  anbietet,  als  Anstifter  strafbar  sein  würde.  Nun 

^ hat  allerdings  der  die  Strafbarkeit  des  Anbietenden  im  Sinne  des 
§ 309  positiv  ausschliessende  § 331  des  preussischen  Strafgesetz- 
buchs  im  deutschen  Strafgesetzbuche  Aufnahme  nicht  gefunden. 
Mit  Recht  wird  aber  hervorgehoben,  dass  es  der  Wiederholung 
des  § 331  des  preussischen  Strafgesetzbuchs  um  deshalb  nicht  be- 
durft, weil  eine  aktive,  strafbare  Verschuldung  überhaupt  nicht  vor- 
liege, da  nur  und  allein  die  Thätigkeit  des  Beamten  unter  Strafe 
gestellt,  und  in  allen  derartigen  Fällen  die  etwaige  Strafbarkeit  des 
schuldhaft  Mitbetheiligten,  falls  letztere  überhaupt  strafbar  sein 
solle,  in  dem  Gesetze  besonders  geregelt  sei.  (Vergl.  §§  333,  173, 
172  etc.  des  deutschen  Str.-G.-B.;  Schwarze,  Kommentar  S.  756; 
Schütze,  Lehrbuch  S.  528;  H.  Meyer  S.  698  No.  2;  Handbuch 
Band  3 S.  966  etc.)  Aus  den  nämlichen  Erwägungen  ergiebt  sich, 
dass  auch  der  Ankauf  von  Arzneien  im  Sinne  des  § 367^  des  deut- 
schen Str.-G.-B.  als  solcher  straflos,  d.  h.  als  Anstiftungshandlung 
zu  dem  allein  unter  Strafe  gestellten  Verkaufe  überhaupt  nicht  zu 
qualificiren  ist,  und  mit  Recht  macht  Angeklagter  geltend,  dass  die 
Straflosigkeit  des  Ankaufs  selbst  auch  die  Anstiftung  zu  einem 
solchen  Ankäufe  straflos  erscheinen  lässt  — vorausgesetzt,  dass 
P.  sen.  und  jun.,  oder  doch  ersterer,  eben  nicht  als  Werkzenge, 
sondern  als  Angestifteto  gehandelt. 

Zu  dem  nämlichen  Resultate  einer  Straflosigkeit  des  Angeklagten 
führen  aber  auch  anderweite  Erwägungen,  ohne  dass  es  einer  Er- 
örterung der  Frage  bedarf,  ob  dem  Angeklagten  ein  Anstifter-Dolus 
überhaupt  innegewohnt  hat.  (Vergl.  Handbuch  Band  2 Seite  349.) 

Angeklagter  betont  seinerseits,  dass  der  p.  R.  zu  dem  un- 
befugten Verkaufe  der  Arzneien  bereits  bereit  gewesen  und  über- 
haupt immer  hierzu  bereit  sei  — eine  Anführung,  die  nicht  nur 
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nicht  widerlegt  ist,  sondern  in  der  Erwägung,  dass  R.  nach  der 
Feststellung  des  angegriffenen  TJrtheils  Drogist  ist,  und  dass  dem 
P.  jun.  der  Ankauf  ohne  Weiteres  möglich  gewesen,  eine  wesent- 
liche Bestätigung  findet.  Ist  diese  Annahme  richtig,  so  entfällt 
damit  die  Handlungsweise  des  Angeklagten  dem  Begriffe  der  An- 
stiftung von  selbst,  da  letztere  zur  begrifflichen  Voraussetzung  hat, 
in  dem  Anzustiftenden  den  Entschluss  zur  Verübung  eines  Deliktes 
hervorzurufen,  nnd  ein  bereits  vorhandener  Entschluss  nicht  erst 
erzeugt  werden  kann.  Daran  scheitert  denn  auch  eine  etwaige  Er- 
wägung dahin,  dass  R.  so  zu  sagen  zwar  im  Allgemeinen  zu  einem 
Verkaufe  von  Arzneien  entschlossen  gewesen  sei,  dass  clie  Be- 
thätigung  dieses  Entschlusses  aber  durch  den  Angeklagten  in  dem 
konkreten  Falle  veranlasst  sei.  Denn  einem  Bedenken  kann  es  nicht 
unterliegen,  dass  ein  Entschluss  eine  Reihe  von  Delikten  umfassen 
kann  — Haelschner  a.  a.  0.  S.  565  — und  dass  der  § 48  des  Str.- 
Ges.-B.  die  Erzeugung  des  Willensentschlusses,  das  vorsätz- 
liche Bestimmen  eines  fremden  Willens  als  Anstiftung  charakteri- 
sirt,  und  dass  die  Bethätigung  des  in  dieser  Weise  erzeugten 
Willensentschlusses  seitens  des  Thäters  lediglich  und  allein  eine, 
die  Strafbarkeit  jener  Willenserzeugung  bedingende  Voraussetzung 
bildet.  War  also  nach  der  unwiderlegt  gebliebenen  Behauptung 
des  Angeklagten  der  p.  G.  entschlossen,  in  seiner  Eigenschaft  als 
Drogist  die  beregten  Waaren  gewerbsmässig  zu  verkaufen,  d.  h. 
doch  jede  sich  darbietende  Gelegenheit  zur  Bethätigung  des  bereits 
fixirten  Willensentschlusses  zu  benutzen,  so  beschränkt  sich  die 
beeinflussende  Einwirkung  des  Angeklagten  eben  lediglich  und 
allein  darauf,  dem  p.  R.  zur  Verwirklichung  jenes  Willensentschlusses 
Anlass  und  Gelegenheit  gegeben  zu  balien.  Ob  ein  solches  Ge- 
legenheitsbieten und  Anlassgeben  etwa  dem  Begriffe  der  Beihilfe 
im  Sinne  des  § 49  des  Str.-Ges.-B.  unterfällt,  muss  hier  unerörtert 
bleiben,  da  nach  der  citirten  Vorschrift  die  Beihilfe  zu  einer  hier 
fraglichen  Uebertretung  niclit  strafbar  ist  — die  Erzeugung  eines 
Willensentschlusses  im  Sinne  des  § 48  1.  c.  tritt  nicht  in  Frage. 

Um  so  weniger  ist  aber  die  unvollständige  Feststellung  des 
angegriffenen  Urtlieils  dazu  angethan,  die  Begriffserfordernisse  der 
Anstiftung  zu  erfüllen.  Denn  die  Anstiftung  besteht  in  der  Moti- 
vation eines  fremden  Willens,  sie  bedingt  also  die  Setzung  be- 
stimmender Beweggründe,  die  jene  Motivation  zu  verwirklichen  ge- 
eignet sind.  Als  solche  Bewegungsmomente  und  somit  Anstiftungs- 
mittel sind  in  dem  § 48  des  Str.-Ges.-B.  ausdrücklich  Geschenke, 
Versprechen,  Drohungen,  Missbrauch  des  Ansehens  etc.  hervor- 
gehoben, und  die  Nothw'endigkeit  eines  solchen  Mittels  der  Mo- 
tivation ist  durch  den  Zusatz  ,,oder  durch  andere  Mittel“  be- 
stimmt genug  zum  Ausdruck  gebracht  worden.  Ob  und  welches 
geeignete  Anstiftungsmittel  der  Angeklagte  zur  Anwendung  ge- 
bracht, durch  welches  Mittel  er  den  p.  R.  zum  Verkaufe  vorsätz- 
lich bestimmt  haben  soll,  darüber  enthält  die  Feststellung  des  an- 
gegriffenen Urtheils  nichts. 


Erk.  des  L.-G.  zu  Gera  vom  25.  März  1889. 
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Zu  einer  etwaigen  Ergänzung  dieses  Mangels  bietet  aber  auch 
die  weitere  Begründung  des  Urtheils  keinerlei  Anhalt.  Denn  in 
dieser  Richtung  beschränkt  sich  das  erstrichterliche  Urtheil  in  der 
bereits  hervorgehobenen  Weise  lediglich  und  allein  darauf,  dass 
der  Angeklagte  den  p.  P.  sen.  mit  dem  Kaufe  beauftragt  hat,  und 
dass  dieser  den  Kauf  durch  seinen  12  jährigen  Sohn  hat  ausführen 
lassen.  Dass  letzterer  irgend  ein  geeignetes  Bestimmungsmittel 
in  Anwendung  gebracht  hätte,  ist  auch  nicht  einmal  angedeutet 
worden,  und  es  bedarf  keiner  weiteren  Begründung,  dass  in  den 
dem  vermeintlichen  Sachverlaufe  entsprechenden  Umständen,  dass 
der  beauftragte  12jährige  Knabe  in  einem  Verkaufsladen  eine  dort 
feilgehaltene  Waare  gefordert  und  erhalten  hat,  die  Setzung  eines 
geeigneten  Anstiftungsmittels  im  Sinne  des  § 48  1.  c.  nicht  gefunden 
werden  kann.  Der  Mangel  dieses  Erfordernisses  lässt  aber  wiederum 
die  Strafbarkeit  des  Angeklagten  ausgeschlossen  und  die  Rechts- 
normen der  §§  367^,  48  1.  c.,  dessen  Voraussetzungen  nicht  vor- 
liegen, verletzt  erscheinen.  Es  war  deshalb  nicht  für  festgestellt 
zu  erachten: 

dass  der  Angeklagte,  Apotheker  N.  aus  X.,  Mitte  Juni  1881 
zu  X.  den  Drogisten  R.  zu  der  von  demselben  begangenen 
strafbaren  Handlung  — Verkauf  von  Wurmkuchen  an  den 
Sohn  seines  Haushälters  P.  — durch  Geschenke  oder  Ver- 
sprechen, durch  Drohung,  durch  absichtliche  Beförderung  oder 
Herbeiführung  eines  Irrthums  oder  durch  andere  Mittel  vor- 
sätzlich bestimmt  hat. 

Damit  gerathen  die  in  Anwendung  gebrachten  §§  367^,  48  des  D. 
Str.-Ges.-B.,  deren  Voraussetzungen  nicht  vorliegen,  in  Wegfall, 
und  war  demzufolge  unter  Aufhebung  des  angegriffenen  Urtheils 
die  Freisprechung  des  Angeklagten  auszusprochen. 

In  Gemässheit  der  §§  496,  505  der  Straf-Process- Ordnung 
fallen  deshalb  die  Kosten  des  Verfalirens  der  Staatskasse  zur  Last, 
und  erschien  es  nach  Lage  der  Sache  im  gegebenen  Falle  angezeigt, 
entsprechend  dem  § 499  1.  c.  der  Staatskasse  auch  die  dem  Ange- 
klagten erwachsenen  nothwendigen  Auslagen  aufzuerlegen. 

gez.  Schmohl.  Securius.  Herbst. 

2.  Erkenntniss  der  Strafkammer  des  Landgerichts  in 
Gera  vom  25.  März  1889. 

In  der  Strafsaclie 
gegen 

den  Apotheker  B.  in  U.  wegen  Anstiftung  zur  Uebertretung  des 
§ 367,  3 des  Str.-G.-B. 

hat  auf  die  von  dem  Angeklagten  gegen  das  Urtheil  des  Schöffen- 
gerichts zu  G.  vom  22.  Januar  1889  eingelegte  Berufung 
die  11.  Strafkammer  des  gemeinschaftliclien  Landgerichts  zu  G. 
in  der  Sitzung  vom  25.  März  1889,  an  welcher  Theil  genommen 
haben  etc.,  für  Recht  erkannt: 


6* 


84 


Anstiftung  zu  einer  strafbaren  Handlung. 


„Es  ist  der  rechtzeitig  eingelegten  Berufung  stattzugeben,  das 
schüfi'engerichtliclie  XJrtheii  vom  22.  danuar  d.  J.  aufzuheljen,  der 
Angeklagte  freizuspreclien  und  die  Staatskasse  schuldig,  die 
Kosten  erster  und  zweiter  Instanz  zu  tragen.“ 

Gründe: 

Das  Rechtsmittel,  gegen  dessen  formale  Zulässigkeit  Bedenken 
nicht  zu  erheben  waren,  ist  sachlich  begründet,  da  weder  airf  Grund 
der  vom  ersten  Richter  bewirkten  Feststellungen,  noch  vollends  auf 
Grund  dessen,  was  in  gegenwärtiger  Instanz  erhoben  worden  ist, 
die  erstrichterliche  Annahme,  dass  Angeklagter  sich  der  Anstiftung 
zu  der  Uebertretung  des  § 367,  Ziff.  3 Str.-G.-B.  schuldig  gemacht 
habe,  haltbar  erscheint. 

Der  Sachverhalt  ist  folgender: 

Um  eine  Ueberführung  der  der  fortgesetzten  Uebertretung  des 
§ 367,  Ziff.  3 verdächtigen  Drogisten  Gebrüder  D.  in  G.  zu  er- 
möglichen, hat  sich  am  24.  August  1888  der  denselben  bis  dahin 
persönlich  fremde  Angeklagte  in  den  D.’schen  Laden  begeben  und 
daselbst  von  dem  gerade  anwesenden  Lehrling  W.  die  Ausfertigung 
eines  auf  eine  Lösung  von  schwefelsaurem  Zinkoxyd  und  safran- 
haltiger Opiumtinktur  lautenden  Receptes,  sowie  ein  Fläschchen 
Opiumtinktur  verlangt.  Der  Lehrling  hat  sich  ohne  Weiteres  daran 
gemacht,  den  Angeklagten  in  beiden  Richtungen  zu  befriedigen,  und 
während  derselbe  hiermit  bescliäftigt  gewesen,  ist  Karl  D.,  der  Mit- 
inhaber des  Geschäfts,  dazu  gekommen.  — Dass  die  Sache  sich  so, 
wie  vorstehend  den  heutigen  Behauptungen  des  Angeklagten  ent- 
sprechend angegeben  ist,  entwickelt  habe,  hat  Karl  D.  als  möglich 
bezeichnet.  Letzterer  hat  nun,  ohne  den  Lehrling  in  seiner  Thätig- 
keit  ii'gendwie  zu  hemmen,  ein  Gespräch  mit  dem  Angeklagten  be- 
gonnen, in  dessen  Verlaufe  er  — den  genauen  Wortlaut  wissen  beide 
nicht  mehr  anzugeben  — zu  Angeklagtem  geäussert  hat,  „dass  er 
Opiumtinktur  nicht  verkaufen,  solches  vielmehr  nur  in  Apotheken 
geschehen  dürfe“  und  hat  dann  auf  die  Entgegnung  des  Angeklagten: 
„er  sei  fremd  in  Gera  und  habe  heftige  Leibschnierzen“,  weiter  hin- 
zugefügt: „ob  derselbe  nicht  lieber  Clioleratropfen  nehmen  wolle?“, 
sich  aber  mit  der  Antwort  des  Angeklagten:  „die  schlügen  bei  ihm 
nicht  an“  begnügt  und  die  Verabfolgung  der  bestellten  Arzneimittel 
an  denselben  geschehen  lassen.  Auf  das  Fläschchen  mit  Opium- 
tinktur ist  hierbei  ein  gedruckter  Zettel  geklebt  worden  mit  der 
Aufschrift  „Opiumtinktur“. 

Am  Abend  desselben  Tages  ist  dann  Angeklagter  nochmals 
im  D.’schen  Laden  erschienen  und  hat  unter  den  im  angefochtenen 
Urtheile  näher  geschilderten  Umständen  noch  mehrere  Recepte  — 
dem  § 367,  Ziff.  3 Str.-G.-B.  zuwider  — angefertigt  erhalten. 

Es  steht  ferner  — und  dieses  Umstandes  ist  im  erstrichter- 
lichen Urtheil  gar  nicht  gedacht  — fest,  dass  in  dem  D.’schen  Laden 
nicht  blos  an  den  Angeklagten  Gifte  und  Arzneien,  deren  Einzel- 
verkauf nur  den  Inhabern  koncessionirter  Apotheken  gestattet  ist, 
käuflich  abgegeben  worden  sind,  sondern  in  der  Zeit  vom  25.  August 
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bis  G.  September  1888  aucli  au  eine  ganze  Reihe  anderer  Personen, 
und  zwar  in  allen  diesen  Fällen,  wie  Karl  D.  einräumt,  ohne 
Weiteres  und  ohne  dass  es  eines  besonderen  Bittens  und  Drängens 
])edurft  hätte. 

Weiter  kommt  hinzu,  wie  Karl  D.  heute  nicht  in  Abrede 
stellen  konnte,  dass  überhaupt  bis  zum  21.  September  1888  — bis 
zum  Tage  der  Zustellung  des  Strafbefehls  an  ihn  — im  D.’schen 
Laden  ganz  regelmässig  Arzneien  und  Mischungen,  deren  Einzel- 
verkauf den  Drogisten  untersagt  ist,  im  Einzelnen  an  das  Publikum 
abgegeben  worden  sind,  so  oft  Jemand  danach  verlangt  hat,  ja  dass 
sogar  eine  Reihe  solcher  Arzneimittel  auf  den  zum  Einpacken  der 
Waaren  benutzten  Papierbogen,  die  zu  Reklamezwecken  bedruckt 
waren,  angepriesen  worden  sind. 

Nur  bezüglich  der  Gifte  mll  Karl  D.  eine  Ausnahme  insofern 
gemacht  haben,  als  er  solche  nur  ausnahmsweise  abgegeben  habe. 
Dem  widerspricht  aber,  dass  der  Schlüssel  an  dem  Giftschrank 
regelmässig  angesteckt  hat,  derselbe  also  auch  dem  Lehrling  zu- 
gänglich gewesen  ist,  dass  der  Lehrling  gelegentlich  der  ersten  An- 
wesenheit des  Angeklagten  dessen  auf  Verabreichung  von  Giften 
gerichtetes  Verlangen  anstandslos  zu  erfüllen  bereit  gewesen  ist  und 
für  den  Einzelverkauf  von  Giften,  wie  der  Fall  mit  der  an  den 
Angeklagten  verabreichten  Opiumtinktur  beweist,  sogar  gedruckte 
Aufklebzettel  mit  der  Bezeichnung  „Opiumtinktur“  vorhanden  waren 
— ein  Zeichen  dafür,  dass  die  Einzelabgabe  auch  von  Giften 
geschäftsmässig  betrieben  wurde. 

Zu  beachten  ist  endlich,  dass  nach  der  Angabe  des  Amts- 
physikus  Dr.  Häuber,  welcher  das  D.’sche  Geschäft  einer  amtlichen 
Revision  unterworfen  hat,  mit  dem  Drogenladen  eine  vollständig 
eingerichtete  Apotheke  verbunden  gewesen  ist,  in  der  über  50  ver- 
botene Mittel  für  den  Einzelverkauf,  bezw.  nach  kGschung  bereit 
gestanden  haben. 

Fasst  man  alle  diese  Momente  zusammen,  so  kann  nicht  der 
geringste  Zweifel  darüber  obwalten,  dass  — mindestens  bis  zum 
21.  September  1888  — in  der  D.’schen  Drogerie  thatsächlich  zu- 
gleich ein  Apothekendetailgeschäft  betrieben  worden  ist,  und  dass 
daselbst  der  verbotene  Verkauf  von  Arzneien  und  Giften  im  Einzelnen 
geschäfts-  und  gewerbsmässig  stattgefunden  hat. 

Die  Inhaber  des  D.’schen  Geschäfts  sind  dementsprechond 
regelmässig  und  ein  für  alle  Mal  Willens  und  entschlossen  gewesen, 
Arzneien  und  Gifte  im  Einzelnen  an  das  Publikum  auszugeben  — 
beim  Verkauf  von  Giften  mag  eine  gewisse  Vorsicht  insofern  be- 
obachtet worden  sein,  dass  hier  die  Person  des  Käufers  einiger- 
maassen  in  Betracht  gezogen  wurde. 

Speciell  im  vorliegenden  Falle  ist  nach  der  Ueberzeugung  des 
Gerichtes  Karl  D.  bei  beiden  Malen,  wo  der  Angeklagte  am 
24.  August  mit  demselben  verhandelte,  von  vornherein  entschlossen 
>md  bereit  gewesen,  demselben  die  verlangten  Mittel  zu  verabreichen. 

Die  anfängliche  Weigerung  desselben,  wenn  eine  solche,  ins- 


86 


All  Stiftung  zu  einer  strafbaren  Handlung. 


besondere  beim  ersten  Male,  überhaupt  ausgesprochen  worden  ist, 
war  nicht  ernst  gemeint  und  geschah  gewissermaassen  blos  anstands- 
halber und  in  der  Erwartung,  dass  Angeklagter  seine  Bitte  dringender 
wiederholen  möge,  damit  p.  D.  sich  alsdann  den  Anschein  geben 
könne,  als  erweise  er  dem  Angeklagten  mit  der  schliesslichen  Ver- 
abreichung .des  Gewünschten  einen  besonderen  Gefallen. 

Jemand,  der  zu  einer  Straftliat  bereits  entschlossen 
ist,  kann  aber  zu  derselben  nicht  mehr  angestiftet  werden 
(vergl.  Rechtspr.  des  Reichsgerichts). 

Es  fehlt  also  dem  Thatbestande  der  §§  48,  367,  Zifif.  3 Str.-G.B. 
an  einem  objektiven  Thatbestande. 

Deshalb  braucht  nicht  des  Weiteren  die  Frage  aufgeworfen  zu 
werden,  die  sich  der  erste  Richter  hätte  stellen  müssen,  ob  in  sub- 
jektiver Beziehung  beim  Angeklagten  die  Anstiftungsabsicht  vor- 
nanden  gewesen  sei,  ob  derselbe  insbesondere  nicht  angenommen 
hat,  p.  D.  sei  zur  Verabreichung  der  qu.  Arzneien  bereit  und  meine 
es  mit  seinen  anscheinenden  Weigerungen  nicht  ernst. 

Inwieweit  die  Handlung  des  Angeklagten  den  Thatbestand  der 
Beihilfe  i.  S.  des  § 49  Str.-G.-B.  ausmache,  bedarf  ebenfalls  nicht 
der  Untersuchung,  da  eine  strafbare  Beihilfe  nur  bei  Verbrechen 
und  Vergehen,  nicht  bei  Uebertretungen  möglich  ist. 

Der  Berufung  war  daher,  so  wie  geschehen,  stattzugeben,  wo- 
raus sich  nach  § 497  ff.  Str.-P.-O.  die  Kostenpflicht  der  Staatskasse 
ergiebt. 


Huschke.  Helbig.  Paulssen. 


9.  Der  Betrugsparagraph. 


(Str.-Ges.-Buch§263und47.)  Eins  der  wirksamsten  Mittel,  welche 
dem  Staate  gegen  Geheimmittelwesen  und  Kurpfuscherei  zu  Gebote 
stehen,  wirksamer  als  alle  polizeilichen  Geheimmittelankündigungs- 
verbote und  Kurpfuschergesetze,  ist  der  Betrugsparagraph  (§263) 
des  Str.-Ges. -Buches.  Das  Verdienst,  seine  Anwendbarkeit  auf  diesem 
Gebiete  zuerst  erkannt  zu  haben,  gebührt  der  Strafkammer  des  Land- 
gerichts in  Tübingen,  welche  am  11./12.  Juni  1880  den  Kurpfuscher 
Schumacher  und  seinen  Genossen,  Jacob  Müller,  „Chef  für  Süd- 
deutschland“', auf  Grund  des  Betrugsparagraphen  zu  18  Monaten  Ge- 
fängniss  verurtheilte.  Es  ist  seitdem  auf  Grund  jenes  Paragraphen  gegen 
die  Heilkünstler  Schiedel,  Bühligen,  die  Trunksuchtsdoctoren, 
AVilliam  Becker,  die  Fabrikanten  von  Bartwuchsmitteln  und  eine  An- 
zahl Anderer  mit  Erfolg  eingeschritten  worden.  Auch  den  Auswüchsen 
des  Geheimmittel  Wesens  ist  wirksam  lediglich  durch  den  Betrugspara- 
graphen beizukommen.  Ist  ein  Mittel  wirklich  gut,  taugt  es  etwas 
und  wird  es  wahrheitsgemäss  nur  gegen  solche  Krankheiten  nnd  Leiden 
anempfohlen,  gegen  die  es  sich  wirksam  gezeigt  hat,  so  soll  der 
Staat  es  unbehelligt  lassen,  denn  in  diesem  Falle  fällt  für  ihn  nicht 
nur  die  Pflicht,  sondern  auch  das  Recht  eines  Einschreitens  gegen 
das  Mittel  fort.  Wird  ein  Mittel  aber  gegen  alle  auch  notorisch 
unheilbare  Krankheiten  bombastisch  angepriesen,  so  liegt  der  Ver- 
such eines  Betruges  vor,  und  der  Staat  soll  alsdann  stramm  und 
fest  zugreifen,  um  die  Ausbeutung  des  leidenden  Publikums  durch 
gewissenlose  Geheimmittelfabrikanten  zu  verhindern. 

Durch  Erkenntniss  des  Strafsenats  des  grossh.Ob.-L.-G.  in  Darm- 
stadt vom  28.  Decbr.  1888  wurde  der  Fabrikbesitzer  Dr.  Q.  in 
Warendorf  wegen  Betrugs  zu  1 Monat  Gefängniss  verurtheilt. 

Gründe. 

Die  in  voriger,  wie  in  dieser  Instanz  erhobenen  Beweise  haben 
dem  Gerichte  die  volle  Ueberzeugung  davon  verschafft,  dass  der 
Angeklagte,  der  sich  gewerbsmässig  mit  der  Herstellung  und  dem 
Verkauf  der  von  ihm  angepriesenen  sog.  Heilmittel  (gegen  Epilepsie) 
beschäftigt,  in  der  Absicht,  sich  einen  rechtswidrigen  Vermögens- 
vortheil  zu  verschaffen,  das  Vermögen  des  Schuhmachers  K.  M.  von  H. 
dadurch  beschädigt  hat,  dass  er  durch  Vorspiegelung  falscher  That- 
sachen  einen  IrrtTmm  in  diesem  erregte.  Die  zu  diesem  Ergebniss 
führenden  Feststellungen  sind  bereits  in  dem  angegriffenen  Urtheil 
hinreichend  hervorgehoben,  so  dass  hier  eine  Verweisung  auf  die- 
selben genügt.  Was  im  Einzelnen: 
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1.  die  als  Thatbestandsmerkmal  bezeichnete  Absicht  des  An- 
geklagten betrifl’t,  so  ist  an  deren  Vorhandensein  hier  nicht  zu 
zweifeln,  wenn  man  erwägt,  dass  der  Angeklagte,  ohne  den  Nach- 
weis einer  wissenschaftlichen  Vorbildung  zu  erbringen,  sich  un- 
erfahrenen Leuten  gegenüber  den  Anschein  eines  Dr.  johil.  zu  geben 
sucht,  der  mit  Hilfe  geheim  gehaltener,  aus  fernen  Ländern  be- 
zogener Mittel  ein  — theilweise  mit  organischen  Fehlern  ver- 
bundenes und  darum  unheilbares  — Leiden  unfehlbar  zu  heilen  sich 
anheischig  macht;  der  seinen  Erwerb  ausschliesslich  auf  die  Verab- 
reichung dieser  Mittel  gründet  und  die  Heilung  in  jedem  Falle 
garantirt,  ohne  den  Patienten  auch  nur  gesehen  oder  untersucht  zu 
haben;  der  auf  Grund  jenes  Erwerbs,  trotz  gänzlicher  anfänglicher 
Vermögenslosigkeit,  ein  luxuriöses  Leben  führt  und  trotz  wieder- 
holter Bestrafung  wegen  Kurpfuscherei  im  wiederholten  Rückfalle 
(Urtheil  kgl.  Kreisgerichts  Warendorf  vom  15.  August  1865:  15  Tlilr. 
und  vom  20.  August  1869:  25  Thlr.,  vom  10.  Juni  1874:  30  Thlr.) 
von  diesem  auf  die  Ausbeutung  unerfahrener  Nebenmenschen  ge- 
richteten Treiben  nicht  ablässt. 

2.  Dass  eine  Vermögensschädigung  auf  Seiten  des  M. 
vorliegt,  Avenn  dieser  veranlasst  wird,  für  eine  Waare,  die  er  in 
jeder  Apotheke  zu  1 M.  10  Pf.  erhalten  kann,  20  M.  zu  bezahlen, 
hat  das  Untergerichtserkenntniss  ebenso  treffend  ausgefülirt,  als 
dass  dieser  Vermögens  vortheil  des  Angeklagten  ein  rechts- 
widriger, d.  h.  ein  solcher  ist,  Avelchen  der  Angeklagte  anzu- 
sprechen kein  Recht  hat,  auch  Avenn  in  Betracht  gezogen  Avird, 
dass  Angeklagter  die  alleinige  Kenntniss  der  Zusammensetzung  der 
verabreichten  Mittel  zu  verAverthen  berechtigt  Aväre.  Dass  aber 
diese  Mittel  die  vom  Angeklagten  geltend  gemachten  Eigenschaften 
und  Provenienz  nicht  haben  und  ihre  Zusammensetzung  nicht  das 
alleinige  Geheimniss  des  Angeklagten  sind,  Avird  durch  die  er- 
hobenen sachverständigen  Gutachten  unzAA'eifelhaft  dargethan. 

3.  Auch  der  ursächliche  Zusammenhang  ZAvischen  jener  Wr- 
mögensschädigung  und  der  Irrthuniserregung  kann  begründeten 
Bedenken  nicht  unterliegen,  Avenn  man  in’s  Auge  fasst,  dass  Zeuge 
M.  mit  vollster  GlaubAvürdigkeit  darauf  liinAveist,  dass  Avesentlicher 
Beweggniud  für  ihn  zur  Bestellung  jener  Mittel  der  Avar:  dass  An- 
geklagter die  radikale  Heilung  der  Fallsucht  seines  Sohnes  garan- 
tirte,  die  durch  jene  binnen  6 Monaten  herbeigeführt  Averde,  — 
eine  Zusicherung,  die  ehrlicher  Weise  Niemand  zu  ertheilen  im 
Stande  ist,  — Avährend  die  günstigen  Zeugnisse,  Avonach  Einzelne 
sich  als  durch  jene  Mittel  gmieilt  betrachteten,  für  den  p.  M.  nur 
als  Nebengrund  anzusehen  sind.  War  aber  jene  Garantie  überhaupt 
nur  in  irgend  einer  Weise  maassgebend  für  die  Bestellung,  so 
steht  eiue  Irrthumserregung  damit  fest,  die  jene  Vermögensschädi- 
gung zur  Folge  hatte  etc. 


10.  HomöopatMsche  Arzneimittel. 


Die  Frage,  ob  homöopathische  und  elektro- 
homöopathische  Arzneimittel  unter  die  Bestimmun- 
gen der  Verordnung  v.  27.  Januar  1890,  bezw.  des 
§ 367  No.  3 des  Straf-Gesetz-Buches  fallen,  ist  nach  den 
mitgetheilten  Entscheiden,  wonach  es  keinen  Unterschied 
ausmacht,  „ob  die  Zubereitungen  aus  arzneilich  wirk- 
samen oder  aus  solchen  Stoffen  bestehen,  welche  an 
und  für  sich  zum  medicinischen  Gebrauch  nicht  geeignet 
sind“,  sowie  in  Anbetracht  dessen,  dass  selbst  Aerzte 
in  sämmtlichen  deutschen  Bundesstaaten  einer  besonderen 
Genehmigung  zur  Abgabe  homöopathischer  Medikamente 
bedürfen,  zweifellos  zu  bejahen.  Auch  hat  das 
preussische  Ober-Tribunal  in  dem  schon  erwähnten  Er- 
kenntnisse vom  19.  April  1872  dies  ausgesprochen. 
Es  führte  hier  aus: 

Der  zweite  Richter  legt  darauf  Gewicht,  dass  Angeklagter  die 
verabreichten  Arzneien  als  homöopathische  Arzneien  aus  einer  Apo- 
theke bezogen  habe.  Dies  Argument  beruht  augenscheinlich  auf 
einer  Verwechselung  des  Gegenstandes  der  vorliegenden  Anklage 
mit  dem  straflosen  Selbstdispensiren  homöopathischer  Aerzte  nach 
§ 8 des  Reglements  vom  20.  Juni  1843.  Abgesehen  davon,  dass 
die  Begründung  selbst  dann  nicht  zutreffen  würde,  wenn  Angeklagter 
ein  Arzt  wäre  (vergleiche  Erkenntniss  des  Ober  - Tribunals  vom 
24.  Februar  1853)  (Entscheidungen  Bd.  25,  S.  263  und  vom  5.  Mai 
1854,  Justizministerial-Blatt  S.  278),  kann  von  einem  straflosen 
Dispensiren  seitens  eines  Nichtarztes  überhaupt  nicht 
die  Rede  sein,  weil  die  Gewerbe -Ordnung  vom  21.  Juni  1869 
zwar  die  Beschränkungen  in  der  Ausübung  des  ärztlichen  Gewerbes 
aufgehoben,  damit  aber  selbstredend  nicht  die  Befugniss  zum  Selbst- 
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dispenijiren , wie  sie  unter  gewissen  Voraussetzungen  den  homöo- 
pathischen Aerzten  gegeben  wird,  ohne  Weiteres  und  ohne  Rück- 
sicht auf  diese  Voraussetzungen  auf  Jeden  übertragen  hat,  der 
homöopathische  Kuren  unternimmt. 

Der  ferner  vom  zweiten  Richter  angeführte  Grund  der  Frei- 
sprechung: die  als  notorisch  bezeichnete  Unschädlichkeit 

homöopathischer  Arzneien,  kann  positiven  gesetzlichen 
Bestimmungen  gegenüber  nicht  in  Betracht  kommen. 

Die  Nichtanwendung  des  § 3G7  No.  3 cit.  beruht  daher  auf 
rechtsirrthümlichen  Gründen;  die  allegirte  Gesetzesvorschrift  ist 
vielmehr  auf  den  festgestellten  Thatbestand  unbedenklich  anzu- 
wenden. 

Als  Arzneien  im  Sinne  des  § 367  No.  3 des  Str.-Ges.-B.  sind 
alle  diejenigen  Stoffe  und  Präparate  zu  verstehen,  welche  in  den 
Beilagen  A.,  B.  und  C.  des  Reglements  vom  16.  September  1836 
und  deren  späteren  Ergänzungen  und  Abänderungen  verzeichnet  sind. 

In  demselben  Sinne  spricht  sich  auch  das  nach- 
folgende Erkenntniss  des  O.-L.-G.  München  aus. 

Erkenntniss  des  bayrischen  Oberlandesgerichts  Mün- 
chen vom  15.  Mai  1880'). 

Das  kgl.  Oberlandesgericht  München  erkennt  in  der  Sache 
gegen  den  praktischen  Arzt  Dr.  K.  G.  in  R.  wegen  unbefugter  Ab- 
gabe von  Arzneimitteln  zu  Recht: 

Die  Revision  des  Dr.  K.  G.  gegen  das  Urtlieil  der  Straf- 
kammer des  kgl.  Landgerichts  Amberg  vom  14.  Februar  1880 
wii’d  unter  Verurtheilung  des  Beschwerdeführers  in  die  hier- 
durch veranlassten  Kosten  verworfen. 

Gründe: 

Durch  Urtheil  des  Schöffengericlits  bei  dem  kgl.  Amtsgerichte 
Amberg  vom  4.  December  1879  wurde  der  praktische  Arzt  Dr.  K.  G. 
in  R.  von  der  Anschuldigung  einer  Uebertretung  durch  Abgabe 
von  Streukügelchen  freigesprochen,  dagegen  einer  Uebertretung 
durch  Abgabe  einer  flüssigen  Arznei  für  schuldig  erkannt  und  in 
eine  Geldstrafe  von  zehn  Mark  und  für  den  Fall  ihrer  Uneinbring- 
lichkeit in  eine  Haft  von  drei  Tagen,  sowie  in  die  Kosten  des  Ver- 
fahrens und  der  Strafvollstreckung  veruilheilt.  Auf  die  hierg^egen 
von  Dr.  G.  ergriffenen  Berufungen  wurde  durch  Urtheil  der  Straf- 
kammer des  kgl.  Landgerichts  Amberg  vom  14.  Februar  1880  Dr.  G. 
zweier  Uebertretungen  der  unbefugten  Abgabe  von  Arzneimitteln 
schuldig  erkannt  und  wegen  jeder  in  eine  Geldstrafe  von  drei  Mark 
verurtheilt. 


')  Ein  gleiches  Erkenntniss  ist  unterm  30.  November  1893  bezüg- 
lich der  elektro-homöopathischen  Streukügelchen  ergangen. 


Abgabe  von  Streukügelchen. 
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Gegen  dieses  Urtheil  hat  Dr.  G.  rechtzeitig  die  Revision 
eingelegt. 

Die  Prüfung  der  Sache  hat  nun  Folgendes  ergeben: 

Beschwerdeführer  bezeichnet  (ferner)  den  § 367  Ziff.  3 des 
Reichs -Straf- Gesetz-Buchs  als  verletzt,  weil  § 1 der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  4.  Januar  1875,  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln 
betr.,  dadurch  unrichtig  angewendet  worden  sei,  dass  die  von  ihm 
an  N.  N.  abgegebenen  Streukügelchen,  welche  reine  Zuckerbäckerei- 
waaren  seien,  als  Pillen  im  Sinne  des  dem  § 1 der  Verordnung 
beiliegenden  Verzeichnisses  lit.  A.  betrachtet  wurden.  Diese  Auf- 
stellung ist  jedoch  nicht  richtig.  Jene  Verordnung  ist  auf  Grund 
des  § 6 Abs.  2 der  Reichs-Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869 
erlassen  worden. 

Dieselbe  hat  nach  ihrem  Betreff  die  Regelung  des  Verkehrs 
mit  Arzneimitteln  zum  Gegenstände  und  bildet  sonach  eine  Er- 
gänzung zu  § 367  Ziff.  3 des  Reichs-Straf-Gesetz-Buchs.  Denn  da- 
durch, dass  die  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  in  §§  1 u.  2 das 
Feilhalten  und  den  Verkauf  der  im  Verzeichnisse  Anlage  A.  auf- 
geführten Zubereitungen  als  Heilmittel,  sowie  das  Feilhalten  und 
den  Verkauf  der  im  Verzeichnisse  Anlage  B.  benannten  Drogen 
und  chemischen  Präparate  nur  in  Apotheken  gestattet  und  im  § 1 
besagt,  es  mache  hinsichtlich  des  Feilhaltens  und  des  Verkaufes 
der  eben  bezeichneten  Zubereitungen  keinen  Unterschied,  ob  solche 
aus  arzneilich  wirksamen  oder  aus  Stoffen  bestehen,  die  an  und  für 
sich  zum  medicinischen  Gebrauche  nicht  geeignet  sind,  hat  dieselbe 
den  Begriff  der  im  § 367  Ziff.  3 des  Reichs-Straf-Gesetz-Buchs  be- 
handelten Arzneien  näher  festgestellt,  indem  sie  bestimmt,  wie  weit 
der  Handel  mit  Arzneien  nicht  freigegeben  und  was  unter  diesen 
Arzneien  im  Sinne  des  § 367  Ziff.  3 des  Reichs-Straf-Gesetz-Buchs 
zu  verstehen  ist.  Hiernach  sind  aber  hierunter  nicht  blos  Stoffe  zu 
verstehen,  die  in  der  medicinischen  Wissenschaft  und  Praxis  als 
Heilmittel  gelten,  sondern  alle  im  Verzeichnisse  lit.  A.  aufgeführten 
Zubereitungen,  sofern  sie  als  Heilmittel  verabreicht  werden,  gleich- 
viel ob  sie  medicinisch  wirksame  Stoffe  enthalten  oder  nicht. 

Ist  aber  dieses  der  Fall,  so  hat  die  Strafkammer  des  kgl. 
Landgerichts  Amberg,  nachdem  unter  den  Zubereitungen  des  Ver- 
zeichnisses lit.  A.  der  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  Pilulae, 
Pillen,  somit  zum  inneren  Gebrauch  bestimmte  Arzneikügelchen, 
aufgeführt  sind,  dadurch,  dass  dieselbe  die  von  Dr.  G.  dem  N.  N. 
als  Heilmittel  gegebenen,  aus  Zucker  und  Mehl  hergestellten,  mit 
Arnika  befeuchteten,  sogenannten  Streukügelchen  als  Pillen  erklärte, 
die  erwähnte  Verordnung  richtig  angewendet,  da  diese  Kügelchen 
sich  als  Zubereitungen  darstellten,  welche  nach  Form  und  Art  ihrer 


92 


Homöopathisclie  Ai’zneimitte]. 


Vei’wendung  im  vorliegenden  Fall  die  Eigenschaft  von  Arznei- 
kiigelclien  und  sohin  die  Natur  von  Pillen  im  Sinne  der  Beilage 
lit.  A.  der  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  haben.  Dabei  ist  es 
ohne  Belang,  dass  dieselben  von  den  sie  anwendenden  homöopathi- 
schen Aerzteu  nicht  Pillen  genannt  werden. 

Denn  nachdem  die  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  nicht 
unterscheidet,  aus  welchen  Stoffen  die  betreffenden  Zubereitungen 
bestehen,  und  ob  sie  zu  allopathischen  oder  homöopathischen  Heil- 
zwecken Amrabreicht  werden,  so  ist  für  die  Frage,  ob  eine  Zu- 
bereitung zu  den  in  der  Beilage  A.  aufgeführten  Pilulae  gehört, 
nur  die  Form  in  Verbindung  mit  der  Art  der  Verwendung  der  Zu- 
bereitung maassgebend  und  es  daher  gleichgültig,  wie  die  be- 
treffenden Arzneikügelchen  von  dem  Homöopathen  bezeichnet  zu 
werden  pflegen.  Sie  sind  eben  homöopathische  Pillen,  wenn  sie 
auch  nicht  so  genannt  werden. 

Gleich  ungerechtfertigt  ist  die  weitere  Beschwerde,  dass  be- 
züglich der  Abgabe  der  in  einem  Gläschen  enthaltenen  Flüssigkeit 
an  N.  N.  die  fragliche  Verordnung  nicht  richtig  angCAvendet  Avorden 
sei.  Auch  hier  ist  nur  entscheidend,  dass  Dr.  G.,  wne  Amn  der 
Vorinstanz  festgestellt  wurde,  eine  aus  drei  Stoffen,  Wasser,  Alkohol 
und  Baldrian,  bestehende  Mischung  abgegeben  hat.  Ob  diese 
Mischung  aus  arzneilich  wirksamen  Stoffen  besteht,  ist  nach  der 
ausdrücklichen  Bestimmung  im  § 1 der  Verordnung  A'om  4.  Januar 
1875  ohne  Bedeutung.  Es  genügt  deshalb,  dass  diese  Zubereitung, 
Avelche  von  Dr.  G.  als  Heilmittel  abgegeben  Avurde,  die  Form  der 
flüssigen  Arzneimischung  (mixtura  medicinalis)  des  Verzeichnisses 
lit.  A.  an  sich  trägt,  Avobei  es  gleichgültig  erscheint,  in  welcher 
Gestalt  und  ob  viel  oder  wenig  Baldrian  der  Mischung  zugesetzt 
wurde,  und  dass,  Avie  vom  BescliAverdeführer  hervorgehoben  Avird, 
Weingeist  aus  Alkohol  und  Wasser  besteht,  da  unter  allen  Ver- 
hältnissen eine  Mischung  verschiedener  Stoffe  vorliegt,  die  eine 
flüssige  Arzneimischung  im  Sinne  der  Beilage  A.  der  Verordnung 
vom  4.  Januar  1875  bildet. 

Es  hat  daher  auch  in  diesem  Punkte  die  Verordnung  richtige 
Anwendung  gefunden.  Hiernach  liegen  aber,  nachdem  der  An- 
geklagte die  erwähnten,  dem  Handel  nicht  freigegebenen  Arzneien, 
Avie  festgestellt  ist,  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  als  Heilmittel  an 
Andere  überlassen  hat,  zwei  Uebertretungen  nach  § 367  Ziff.  3 des 
Reichs-Straf-Gesetz-Buchs  vor  und  ist  mithin  die  wegen  materieller 
Gesetzesverletzung  erhobene  Revisionsbeschwerde  unbegründet,  wes- 
halb unter  AnAvendung  des  § 505  der  Reichs-Straf-Process-Ordnung, 
Avie  geschehen,  zu  erkennen  war.  (Sammlungen  von  Entscheidungen 
des  k.  O.-L.-G.  München,  Bd.  I,  S.  13  ff.) 


Homöopathische  Genossenschaften. 
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Das  sächsische  Ministeriuiri  der  Justiz  erliess  nach 
Veröffentlichung  eines  freisprechenden  Erkenntnisses  des 
Ob.-L.-G.  Dresden  vom  20.  Dcbr.  1882  in  Sachen  der 
homöopathischen  Genossenschaften  an  die  Staatsanwalt- 
schaften unterm  6.  April  1883  folgendes  Schreiben: 

Das  Oberlandesgericlit  geht  davon  ans,  dass  eine  Genossen- 
schaft der  fraglichen  Art,  welche  sich  nach  dem  Reichsgesetz  vom 
4.  Juli  1868  konstituirt  hat,  keine  juristische  Persönlichkeit  dar- 
stelle, sondern  mit  der  Gesammtheit  der  physischen  Personen,  aus 
welchen  sie  besteht,  Zusammenfalle,  mithin  unter  dem  Gesichtspunkt 
lediglich  einer  societas  aufzufassen  sei,  und  es  wird  von  diesem 
Satze  aus  weiter  deducirt,  dass  die  nur  zwischen  den  Mitgliedern 
einer  solchen  Personenvereinigung  erfolgende  Ueberlassung  von 
Arzneimitteln  nicht  als  eine  Ueberlassung  an  Andere  im  Sinne 
des  Strafgesetzes  angesehen  werden  könne. 

Schon  der  Voi'dersatz  ist  nach  der  Ansicht  des  Justizministe- 
riums nicht  richtig.  Wenn  auch  die  auf  Grund  des  Reichsgesetzes 
sich  bildenden  Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  in  dem 
Strafgesetze  nicht  ausdrücklich  als  juristische  Personen  bezeichnet 
werden,  so  charakterisiren  sie  sich  doch  als  solche  durch  die  ihnen 
beigelegten  Rechte  und  die  ilmen  gegebene  Verfassung.  Die  Ge- 
sammtheit der  Genossenschafter  handelt  durch  ilir  Hauptorgan,  die 
Generalversammlung,  und  durch  ihren  Vorstand,  beziehentlich  Auf- 
sichtsrath. Durch  diese  Organe  kann  sie  Eigenthum  und  dingliche 
Rechte  erwerben  und  vor  Gericht  rechtsuchend  und  rechtvertheidi- 
gend  auftreten,  dies  alles  aber  nur  als  Gesammtheit,  die  Organe 
handeln  nicht  für  die  einzelnen  Mitglieder  und  im  Namen  derselben. 
Nur  die  Gesammtheit  ist  Eigenthümer  des  als  Zweckvermögen  sich 
darstellenden  Gesellschafts vermöijens.  Zwar  haften  die  Mitglieder 
mit  ihrem  persönlichen  Vermögen  solidarisch  als  Bürgen  für  die 
Schulden  der  Genossenschaft,  aber  dies  ändert  nichts  an  der  recht- 
lichen Natur  der  Genossenschaft.  Im  Vordergründe  steht  immer 
die  Genossenschaftspersönlichkeit,  diese  ist  es,  welche  zunächst  ver- 
klagt werden  muss,  und  erst  wenn  sie  untergegangen  ist,  tritt  die 
persönliche  subsidiarische  Verbindlichkeit  der  Mitglieder  in  die  Er- 
scheinung. Der  korporative  Charakter  der  Genossenschaft  drückt 
sich  auch  darin  aus,  dass  sie  nach  § 11  des  Reichsgesetzes  nur 
unter  ihrer  Firma,  d.  h.  nur  unter  einer  unpersönlichen  Firma 
Rechte  erwerben  und  rechtlich  handeln  kann. 

Die  Ansicht,  dass  die  nach  dem  Roichsgesetz  vom  4.  Juli  1868 
konstruirten  und  eingetragenen  Genossenschaften  als  juristische  Per- 
sonen aufzufassen  sind,  harmonirt  auch  durchaus  mit  der  in  dem 
Landesgesetze  vom  15.  Juni  1868  zum  Ausdruck  gelangten  sächsi- 
schen rechtlichen  Auffassung.  Das  Landesgesetz  hat  der  neueren 
Entwickelung  des  GenossenschaftsAvesens  dadurch  Rechnung  ge- 
tragen, dass  es  an  Stelle  der  Specialverleihung  als  der  bis  dahin 
allein  zulässig  geAvesenen  Art  der  ErAverbung  der  juristischen  Per- 
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sönliclikeit  die  Mögliclikeit  eröffnet  hat,  diese  Persönlichkeit  kraft  des 
Gesetzes  durch  Erfüllung  der  vorgezeichneten  Normen  zu  enverben. 
Das  Reichsgesetz  hat  denselben  Weg  eingeschlagen,  und  die  Normen 
beider  Gesetze  sind  in  denjenigen  Punkten,  welche  für  die  juristische 
Natur  der  Genossenschaften  wesentlich  sind,  beinahe  identisch,  so 
dass  die  reichsgesetzlich  und  die  landesgesetzlich  bestehenden  Ge- 
nossenschaften sich  nur  in  Ansehung  der  Quelle  ihrer  Rechte,  nicht 
in  Ansehung  ihres  rechtlichen  Charakters  unterscheiden.  Das  säch- 
sische Gesetz  nun  erkennt  ausdrücklich  an,  dass  die  unter  sein<in 
Normen  gebildeten  Genossenschaften  juristische  Persönlichkeit  haben, 
und  es  entspricht  dieser  Auffassung,  den  reichsgesetzlich  bestehen- 
den, gleichmässig  organisirten  und  mit  gleichen  Rechten  ausgestat- 
teten Genossenschaften  die  juristische  Persönlichkeit  ebenfalls  zuzu- 
erkennen. 

Sind  nun  aber  die  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  eingetragenen 
Genossenschaften  in  der  That  juristische  Personen,  so  werden  auch 
die  aus  dem  angeblichen  Societätscharakter  entlehnten  Deduktionen 
des  oberlandesgerichtlichen  Urtheils  hinfällig.  Die  einzelnen  Ge- 
nossenschafter stehen  dann  der  ein  eigenes  Rechtssubjekt  darstellen- 
den Gesammtheit  der  Genossenschaft  und  dem  dieselbe  vertreten- 
den Vorstande  als  individuell  sich  absondernde  andere  Personen 
gegenüber. 

Nach  der  Ansicht  des  Justizministeriums  kommt  jedoch  auf 
die  juristische  Natur  der  Genossenschaft  überhaupt  nichts  an.  Das 
Str.-G.-B.  § 367^  verbietet,  Arzneien,  soweit  der  Handel  mit  den- 
selben nicht  freigegeben  ist,  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  zuzube- 
reiten, feilzuhalten,  zu  verkaufen  oder  sonst  an  Andere  zu  über- 
lassen. Erscheinen  auch  auf  die  erwähnten  homöopathischen  Ver- 
eine die  Begriffe  des  Feilhaltens  und  des  Verkaufens  nicht  zweifellos 
zutreffend,  so  geht  doch  aus  der  Fassung  der  strafgesetzlichen  Be- 
stimmung klar  hervor,  dass  nicht  nur  die  entgeltliche  geschäfts- 
und  gewerbsmässige  Darbietung  und  Hingabe,  sondern  auch  jede 
in  irgend  welcher  Form  und  sogar  die  im  rein  privaten  und  ver- 
traulichen Verkehr  erfolgende  Ueberlassung  von  einer  physischen 
Person  an  die  andere  hat  getroffen  werden  sollen.  Die  Worte  „oder 
sonst  an  Andere  überlässt“  lassen  eine  engere  Interpretation  nicht 
zu.  Nun  kommen  aber  für  das  Strafrecht  überhaupt  fiktive  Per- 
sonen nicht,  sondern  nur  physische  Personen  in  Betracht,  und  die 
letzteren  bleiben  auch  als  Mitglieder  einer  juristischen  Korporation 
für  das  Strafrecht  individuell  verantwortlich  und  greifbar.  Ein  an 
alle  physische  Personen  gerichtetes  Verbot  des  öffentlichen  Rechts 
kann  nicht  dadurch  alterirt  werden,  dass  eine  Anzahl  solcher  Per- 
sonen sich  in  einer  privatrechtlichen  Figur  zusammenschliessen.  Sie 
liören  in  dieser  Figur  nicht  auf,  individuell  zu  existiren,  individuell 
zu  handeln,  von  den  übrigen  Personen  als  Andere  sich  zu  unter- 
scheiden und  als  Individuen  nach  wie  vor  den  allgemeinen  Gesetzen 
zu  unterstehen.  Wollte  man  diesen  Grundsatz  nicht  festhalten,  so 
würde  man  den  Umgehungen  der  Gesetze  Thür  und  Thor  öffnen. 
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Zufolge  dieses  Anschreibens  änderte  das  Dresdener 
Ob.-L.-Gr.  seine  Meinung: 

Erk.  des  Strafsenats  des  königl.  sächs.  Oberlandes- 
gerichts Tom  26.  September  1889. 

In  der  Strafsache 
gegen 

den  Naturheilkvxndigen  N.  N.  in  X. 
wegen  XJebertretung  gegen  § 367  Ziff.  3 des  Str.-G.-B.  hat 

auf  die  von  der  Staatsanwaltschaft  gegen  das  Urtheil  der  Straf- 
kammer des  könio-l.  Landgerichts  zu  B.  vom  1.  Juni  1889  ein- 
gelegte  Revision 

der  Strafsenat  des  königl.  sächs.  Oberlandesgerichts  in  der  Sitzung 
vom  26.  September  1889,  an  welcher  Theil  genommen  haben  etc., 
für  Recht  erkannt: 

Das  angefochtene  Urtheil  wird,  jedoch  unter  Aufrecht- 
erhaltung der  ihm  zu  Grunde  liegenden  Feststellungen,  aufge- 
hoben und  die  Sache  zur  anderweiten  Verhandlung  und  Ent- 
scheidung in  der  Berufungsinstanz  an  das  Landgericht  B.,  Straf- 
kammer, zurückverwiesen. 

Die  Kosten  des  Rechtsmittels  bleiben  ausser  Ansatz. 

Gründe: 

Wenn,  -wie  die  vorigen  Instanzen  feststellen,  der  Angeklagte 
in  seiner  Eigenschaft  als  erwählter  Vorsteher  und  Lagerhalter  des 
homöopathischen  Vereins  für  B.  und  Umgegend,  eingetragener  Ge- 
nossenschaft, seit  dem  Monat  August  v.  J. , als  wie  lange  der  ge- 
dachte Verein  besteht,  aus  den  Mitteln  des  Vereins  und  für  diesen 
in  der  homöopathischen  Centralapotheke  von  Schwabe  in  Leipzig 
solche  Arzneien,  für  welche  der  Handel  nicht  freigegeben  ist,  im 
Grossen  eingekauft,  für  den  Verein  in  Verwahrung  gehalten  und 
ohne  polizeiliche  Erlaubniss  in  kleineren  Mengen  an  Mitglieder  des 
Vereins  den  Bestimmungen  des  Statuts  gemäss  abgegeben  hat,  so 
ist  in  diesem  Gebühren  eine  Uebertretung  gegen  § 367  Ziff.  3 des 
Str.-G.-B.  allerdings  zu  erblicken. 

Die  gegentheilige  Meinung  der  Vorinstanzen  beruht  auf  der 
Annahme,  dass  an  den  aus  Mitteln  dos  Vereins  und  für  denselben 
angeschafften  Arzneien  jedes  Vereinsmitglied  Miteigenthum  nach 
ideellen  Theilen  erworben  habe,  deshalb  aber  und  da  der  Einzelne 
bereits  den  Besitz  der  Sache  durch  den  Ankauf  im  Ganzen  erlangt 
und  denselben  bisher  durch  einen  Stellvertreter,  den  zum  Lager- 
halter erwäldten  Angeklagten,  ausgeübt  habe,  die  durch  Letzteren 
erfolgte  Abgabe  der  Arzneien  aus  der  Vereinsniederlage  an  die  ein- 
zelnen Vereinsmitglieder  weder  als  Feilbieten,  noch  als  Verkaufen, 
noch  auch  als  Ueberlassen  an  Andere  angesehen  werden  könne. 

Der  Strafsenat  des  Oberlandesgerichts  hat  sich  zwar  in  einem 
frühei’cn,  ebenfalls  von  dem  Landgericht  B.  in  der  Berufungsinstanz 
entschiedenen,  dem  vorliegenden  gleichen  Falle  in  seinem  Urtheile 
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vom  20.  December  1882  in  gleicliem  Sinne  ausgespi'oclien.  Nacli- 
dem  jedoch  diese  Auffassung  bereits  von  dem  VI.  Senate  des  Ober- 
landesgericlits  (vergl.  Annalen  VII,  S.  420  fg.)  nicht  getlieilt  worden 
ist,  so  vermag  aucli  der  Strafsenat  nach  anderweiter  Prüfung  der 
einschlagenden  Gesetzesvorschriften  und  Rechtsgrundsätze  die  in 
jenem  Urtheile  entwickelte  rechtliche  Beurtheilung  nicht  weiter 
fest  zull  alten. 

Es  ist  in  neuerer  Zeit  wiederholt  und  in  verschiedenen  Gegen- 
den des  Landes  die  Ersclieinung  zu  Tage  getreten,  dass,  um  den 
Bezug  homöopathisclier  Arzneien  zu  verbilligen  und  zu  erleichtern, 
Anhänger  der  Homöopathie  in  der  Meinung,  dieselbe  ohne  ärztlichen 
Beirath  unter  Benutzung  populärer  Schriften  an  sich  selbst  in  Krank- 
heitsfällen zur  Anwendung  bringen  zu  können,  sich  zu  einem  Ver- 
eine zusammenschliessen,  unter  Aufstellung  eines  fast  überall  gleich- 
lautenden Statuts,  durch  — von  einigen  Amtsgerichten  mit  Recht 
abgelehnte,  von  anderen  anstandslos  bewilligte  — Eintragung  in 
das  Genossen  Schaftsregister  die  Rechte  einer  eingetragenen  Ge- 
nossenschaft  nach  dem  Reichsgesetze  vom  4.  Juli  1868,  — an  dessen 
Stelle  vom  1.  Oktober  1.  J.  an  das  Gesetz,  betreffend  die  Erwerbs- 
und Wirthschaftsgenossenschaften,  vom  1.  Mai  1889  tritt,  — zu  er- 
wei'ben  suchen  und  den  Vertrieb  homöopathischer  Arzneien  unter 
sich  in  der  Weise  ordnen,  dass  dieselben  aus  dem  durch  fortlaufende 
Zahlung  geringer  Geldbeiträge  seitens  der  Mitglieder  gebildeten 
Vereins  vermögen  im  Ganzen  angeschafft  und  sodann  durch  einen 
hierzu  aus  der  Mitte  des  Vereins  bestellten  Lagerhalter  im  Bedarfs- 
fälle im  Kleinen  an  die  Mitglieder  abgegeben  werden.  Wie  jedoch 
ein  solches  Gebahren  mit  den  einsclilagenden  Venvaltungsgrund- 
sätzen,  wonach  homöopathische  Dispensiranstalten  lediglich  als  Apo- 
theken zu  behandeln  sind  und  daher  besonderer  Koncession  be- 
dürfen (vergl.  Fischer’s  Zeitschr.  f.  Verwaltung,  IV,  S.  267),  nicht  im 
Einklänge  steht,  so  kann  dasselbe  auch  aus  dem  strafrechtlichen 
Gesichtspunkte  nicht  geduldet  werden,  da  es  nur  auf  eine  Umgehung 
der  Strafbestimmung  in  § 367  Zifif.  3 des  Str.-G.-B.,  welche  dadurch 
verletzt  wird,  hinauskommt. 

Mag  auch  auf  die  beschriebene  Form  des  Dispensirens  homöo- 
pathischer Arzneimittel  der  Begriff  des  Feilbietens  oder  Verkaufens 
nicht  anwendbar  erscheinen,  so  liegt  doch  darin  im  Sinne  des  nur 
angezogenen  Strafgesetzes  mindestens  ein  „Ueberlassen  an  Andere“, 
welcher  Begriff,  wie  namentlich  auch  durch  Beifügung  des  Wortes: 
„sonst“  in  Verbindung  mit  dem  unmittelbar  vorher  erwähnten  Feil- 
bieten und  Verkaufen  angedeutet  wird,  jede,  wie  immer  gestaltete 
Form  der  Uebertragung  einer  Sache  aus  einem  Vermögen  in  das 
andere  umfasst.  Eine  solche  ist  aber  in  den  Feststellungen  der 
Vorinstanz  gegeben.  Rechtsirrthümlich  ist  der  die  vorigen  Ent- 
scheidungen beherrschende  Satz,  dass  die  Genossenschafter  an  den 
aus  dem  Genossenschaftsvermögen  angeschafften  Arzneien  Miteigen- 
thum nach  ideellen  Theilen  erworben  haben.  Denn  nach  § 11  des 
Gesetzes  vom  4.  Juli  1868  kann  die  eingetragene  Genossenschaft 
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nur  unter  ihrer  Firma  Rechte  erwei’ben  und  Verbindlichkeiten 
eingehen.  Das  Vermögen  der  Genossenschaft  ist  daher  von  dem 
Vermögen  der  einzelnen  Genossenschafter  getrennt.  Mag  man  nun 
die  eingetragene  Genossenschaft  für  eine  juristische  Person  ansehen 
oder  nicht,  jedenfalls  bildet  dieselbe  nach  den  Einzelbestimmungen 
des  angezogenen  Gesetzes  ein  selbstständiges  Rechtssubjekt,  welches 
sich  nicht  mit  der  Gesammtheit  der  jedesmaligen  Genossenschafter 
deckt  (vergl.  auch  Parisius,  die  Genossenschaftsgesetze  im  Deutschen 
Reiche,  S.  125  flg.,  260  unter  H 1).  Den  gegen theiligen  Ausführungen  in 
Siebenhaar’s  Kommentar  zumB.G.-B.  I.Band  S.94  ed.  II  kann  daher, 
insoweit  daselbst  Miteigenthum  der  Genossenschafter  an  dem  Vei'mö- 
gen  der  Genossenschaft  angenommen  wird,  nicht  beigepflichtet  werden. 

Im  Uebrigen  ist  auch  überhaupt  der  Begriff  des  Ueberlassens 
an  Andere  im  Sinne  von  § 367,  Ziff.  3 des  Str.-G.-B.  nicht  nach 
streng  civilrechtlichen  Grundsätzen  zu  bestimmen.  Vielmehr  hat 
das  erwähnte  Strafgesetz  bei  der  Ausdrucksweise:  „Wer  etc.  an 

Andere  überlässt*‘  offenbar  physische  Personen  vor  Augen,  so  dass 
ein  Ueberlassen  an  Andere  im  strafrechtlichen  Sinne  schon  dann 
anzunehmen  ist,  wenn  Geber  und  Empfänger  verschiedene  physische 
Personen  sind.  Eine  solche  Verschiedenheit  der  physischen  Person 
zwischen  Geber  und  Empfänger  liegt  aber  unter  den  festgestellten 
Umständen  unzweifelhaft  vor. 

Das  angefochtene  Urtheil  war  daher  wegen  Verletzung  des 
§ 367,  Ziff.  3 des  Str.-G.-B.  durch  Nichtanwendung  aufzuheben  und 
die  Sache  zur  nochmaligen  Verhandlung  und  Entscheidung  an  die 
Berufungskammer  zurückzuverweisen.  Dabei  konnten  zwar  die  dem 
aufgehobenen  Urtheile  zu  Grunde  liegenden  Feststellungen  aufi’echt 
erhalten  werden,  da  dieselben  von  der  vorliegenden  Gesetzesver- 
letzung  insofern  nicht  betroffen  werden,  als  der  Entscheidungsfehler 
nur  in  der  Nichtanwendung  des  Gesetzes  auf  die  getroffenen  Fest- 
stellungen liegt.  Es  wird  aber  durch  weitere  thatsächliche  Erörte- 
rungen nocli  zu  ermitteln  sein,  in  welchen  Substanzen  die  seitens 
des  Angeklagten  an  einzelne  Vereinsmitglieder  abgegebenen  Zu- 
bereitungen bestanden  haben,  um  ermessen  zu  können,  ob  sie  unter 
das  Verzeichniss  A.  der  kais.  Verordnung,  betreffend  den  Verkehr 
mit  Arzneimitteln,  vom  4.  Januar  1875,  fallen,  welcher  Umstand 
durch  das  lediglich  auf  ein  Urtheil  hinauskommende  Geständniss 
des  Angeklagten,  dass  unter  den  überlassenen  Arzneien  solche  sich 
befunden  haben,  bezüglich  welcher  der  Handel  nicht  freigegeben  ist, 
nicht  in  Gewissheit  gesetzt  werden  kann. 

(gez.)  Lamm.  Dr.  Wiesand.  Leonhardt. 

Trummler.  Dr.  Flügel. 

In  Württemberg  bestanden  selbst  in  kleinen  Dörfern 
„homöopathische  Vereine“,  die  anfingen,  sich  eine  homöopathische 
Vereinsapotheke  anzuschaffen  und  Arzneimittel  daraus  abzugeben. 
Auf  ergangene  Anzeige  hatte  im  Herbst  1892  das  Oberamt  Ess- 
lingen drei  „Verwalter“  homöopathischer  Vereinsapotheken  wegen 
Böttger,  Arzneimittel.  3.  Aufl.  7 
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Verfehlung  gegen  § 3G7,  3 zu  je  10  M.  Strafe  verurtheilt.  Die 
Verurtheilten  hatten  die  Strafe  der  Verwaltungsbehörde  nicht  an- 
genommen und  beantragten  gerichtliche  Entscheidung.  Das  Schöffen- 
gericht Esslingen  sprach  die  Angeklagten  frei,  weil  der  Beweis 
von  dem  Oberamt  nicht  vorgelegt  war,  dass  die  abgegebenen  Heil- 
mittel dem  Verkehr  entzogen  waren. 

Auf  von  der  Staatsanwaltschaft  eingelegte  Berufung  kam  die 
Sache  vor  das  Landgericht  Stuttgart.  Das  Landgericht  erkannte 
gegen  einen  Angeklagten  auf  10  M.  Geldstrafe,  die  Anderen  sprach 
es  wegen  nicht  genügend  aufgeklärten  Sachverhaltes  frei.  Dagegen 
bejahte  das  Oberlandesgericht  unterm  12.  Juli  1893  die  Frage, 
ob  die  Abgabe  von  Arzneimitteln  aus  den  homöopathischen  Ver- 
einsapotheken unter  die  Bestimmungen  des  § 367,  3 fällt.  Das 
Erkenntniss  lautet: 


Im  Namen  des  Königs! 

In  der  Strafsache  gegen 

1.  den  Kaufmann  0.  L.  in  P., 

2.  den  Kaufmann  und  Maler  W.  K.  in  W. 

wegen  Uebertretung  im  Sinne  § 367,  Ziff.  3 St.-G.-B.  hat  auf  die 
Revision  der  königl.  Staatsanwaltschaft  Stuttgart  und  des  Ange- 
klagten K.  wider  das  Berufungsurtheil  der  II.  Strafkammer  des 
königl.  Oberlandesgerichts  zu  Stuttgart  vom  19.  Mai  d.  J.  der  Straf- 
senat des  königl.  Oberlandesgerichts  zu  Stuttgart  in  der  Sitzung 
vom  12.  Juli  1893  nach  öffentlicher  Verhandlung  erkannt:  Die  Re- 
vision des  Angeklagten  K.  wird  verworfen,  die  Kosten  des  Rechts- 
mittels hat  der  Beschwerdeführer  zu  tragen.  Auf  die  Revision  der 
königl.  Staatsanwaltschaft  Stuttgart  ward  das  angefochtene  Urtheil 
aufgehoben,  soweit  es  die  Freisprechung  des  Angeklagten  L.  trifft, 
und  es  wird  dieser  Angeklagte  wegen  einer  Uebertretung  im  Sinne  des 
§ 367,  Ziff.  3 St.-G.-B.  zu  der  Geldstrafe  von  1 M.  und  zur  Tragung 
der  durch  das  Verfahren  gegen  ihn  in  sämmtlichen  Instanzen  er- 
wachsenen Kosten  verurtheilt. 

Gründe: 

Hinsichtlich  des  dem  angefochtenen  Urtheil  zu  Grunde  liegen- 
den Sachverhaltes  wird  auf  dessen  thatsächliche  Feststellungen  Be- 
zug genommen. 

1.  Die  Revision  des  Angeklagten  K.  ist  zwar  vor  Zustellung 
des  in  Abwesenheit  des  Angeklagten  verkündeten  Urtheils,  aber 
trotzdem  rechtswirksam  eingelegt,  weil  die  Einlegung  der  Revision 
auch  vor  Beginn  der  hierzu  gesetzlich  bestimmten  Frist  zulässig  ist. 
Der  Revision  war  jedoch  der  Erfolg  zu  versagen.  Seitens  der  Ver- 
theidigung  ist  bestritten  worden,  dass  auf  die  Thätigkeit  des  An- 
geklagten die  Strafbestimmung  des  § 367,  Ziff.  3 St.-G.-B.  An- 
wendung finde,  weil 

1.  die  von  ihm  abgegebenen  Heilmittel  — wie  der  Berufungs- 
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richter  thatsächlich 


Zubereitungen 


festgestellt 


hat  — sämmtlich  homöopathische 
in  Verdünnungen  oder  Verreibungen  gewesen  seien, 
welche  über  die  dritte  Decimalpotenz  hinausgehen,  und  solche  Zu- 
bereitungen nach  § 7 der  Verfügung  des  königl.  württ.  Ministeriums 
des  Innern  vom  19.  December  1891  dem  freien  Verkehr  überlassen 
seien,  und  weil  2.  in  der  Abgabe  von  Heilmitteln  seitens  des  An- 
geklagten an  Mitglieder  des  homöopathischen  Vereins  Wendlingen 
kein  „Ueberlassen  an  Andere“  liege.  Allein  was  zu  1.  die  Aus- 


legung 


des  § 7 der  angeführten  Ministerialverfügung  betrifft. 


so 


war  dem  Berufungsrichter  darin  beizutreten,  dass  dieser  § 7 zwar 
den  Apothekern  gestattet,  homöopathische  Zubereitungen  von  der 
vierten  Decimalpotenz  an  ohne  ärztliches  Recept  abzugeben,  dass 
aber  keineswegs  der  Verkehr  mit  solchen  Zubereitungen  freigegeben 
ist;  vielmehr  besteht  auch  bezüglich  dieser  Zubereitungen  die  Be- 
stimmung des  § 1 der  kaiserlichen  Verordnung  vom  27.  Januar  1890 
fortwährend  in  Kraft,  wonach  dieselben  als  Heilmittel  nur  in  Apo- 
theken abgegeben  werden  dürfen.  Ob  die  weiteren  Erörterungen  des 
Berufungsrichters  über  die  Tragweite  des  erwähnten  § 7 durchweg 
richtig  sind,  kann  dahingestellt  bleiben,  da  dieselben  für  die  ge- 
troffene Entscheidung  ohne  Bedeutung  sind.  Zu  2.  hat  die  Ver- 
theidigung  ausgeführt,  dass  die  in  der  Wendlinger  Vereinsapotheke 
befindlichen  Heilmittel  im  gemeinschaftlichen  Eigenthum  (Miteigen- 
thum) der  Vereinsmitglieder  stehen,  und  dass  aus  diesem  gemein- 
schaftlichen Vorrath,  der  sogen.  Vereinsapotheke,  jedes  Mitglied 
seinen  Bedarf  nicht  anders  beziehe,  als  wenn  es  ihn  kraft  seines 
Eigenthumsrechts  aus  seiner  Hausapotheke  entnähme.  Der  Be- 
rufungsrichter hat  festgestellt,  dass  die  Angeklagten  zu  einer  kleinen 
Quote  Miteigenth Ürner  der  für  die  Vereinsapotheke  angeschafften 
Heilmittel  sind  und  hat  deren  Abgabe,  wenn  der  Ueberlassende  kein 
Inhaber  einer  Apotheke  ist,  für  strafbar  gemäss  § 3G7,  Ziff.  3 St.-G.-B. 
erklärt,  auch  wenn  — worauf  es  im  vorliegenden  Falle  allein  an- 
kommt — der  Ueberlassende  sie  „als  Verwalter  eines  gemeinsamen 
Vorraths“,  wie  der  Angeklagte  K. , abgebe.  Sofern  liiermit  ganz 
allgemein  gesagt  werden  will,  der  Verwalter  eines  gemeinschaftlichen 
Vorraths  mache  sich  der  genannten  Uebertretung  schuldig,  wenn  er 
von  diesem  Vorrath  etwas  an  einen  der  Eigenthümer  desselben  ab- 
gebe , mag  die  Richtigkeit  dieses  Satzes  zu  beanstanden  sein.  So- 
fern aber  der  Berufungsrichter,  wie  nicht  zu  bezweifeln  ist,  mit 
diesem  Satz  zugleich  ausspricht,  dass  der  Verwalter  eines  in  der 
Art  „gemeinsamen“  Vorraths,  wie  dies  der  Heilmittelvorrath  der 
Wendlinger  „Vereinsapotheke“  ist,  durch  Abgabe  von  Heilmitteln  an 
Vereinsmitglieder  dieselben  an  Andere  überlasse,  ist  die  Ansicht  des 
Berufungsrichters  frei  von  Rechtsirrthum.  Denn  das  von  der  Ver- 
theidigung  behauptete  „gemeinschaftliche  Eigenthum“  der  Vereins- 
mitglieder wäre  jedenfalls  von  ganz  eigenartiger  Beschaffenheit.  Aus 
den  Gründen  des  Berufungsurtheils  und  dem  darin  wiedergegebenen 
Vorbringen  der  Vertheidigung  ist  zu  entnehmen,  dass  jedes  Mitglied 
nur  im  Falle  des  Bedarfes  Heilmittel  aus  der  Vereinsapotheke  von 
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deren  Verwalter  verlangen  darf;  wird  es  also  niclit  krank,  so  erhält 
es  nichts  von  dem  ..gemeinschaftlichen  Eigentlium“.  Auf  der  an- 
deren Seite  muss  ein  krankes  Mitglied  im  Bedürfnissfalle  das  Viel- 
fache der  auf  dasselbe  nach  Bruchtheilen  enthaltenden  Quote  ein- 
zelner oder  aller  Heilmittel  erhalten.  Ein  Recht  der  Vereinsmit- 
glieder, auf  Theilung  des  Arzneivorrathes  zu  klagen,  muss  als  aus- 
geschlossen gelten,  weil  hiermit  der  Zweck  der  Vereinsapotheke 
nicht  verträglich  wäre.  Ebenso  wenig  lässt  sich  denken,  dass  im 
Falle  des  Austrittes  oder  des  Konkurses  eines  Mitgliedes  ein  An- 
spruch desselben  auf  einen  Theil  der  Vereinsapotlieke  oder  ihres 
Werthes  dem  Vereinsstatut  entspräche  (vergl.  § 3 desselben:  „Bei 
einem  etwaigen  Austritt  ei'löschen  alle  Ansprüche  an  das  Vereins- 
vermögen“). Sollten  daher  aucli  die  einzelnen  Vereinsmitglieder 
als  Miteigenthömer  der  Vereinsapotheke  anzusehen  sein,  so  wäre 
dies  doch  — älinlich  wie  das  Reichsgericht  (C.-S.  Bd.  9,  M.  32)  be- 
züglich des  Miteigentliums  der  Theilhaber  einer  offenen  Handels- 
gesellschaft am  Gesellschaftsvermögen  ausgeführt  hat  — ein  un- 
fruchtbarer Begriff,  aus  dem  keinerlei  Rechtsfolgen  gezogen  werden 
könnten.  Denn  dieses  Miteigenthum  wäre  keines  im  gewöhnlichen 
Sinne,  die  ideellen  Theile  der  Miteigenthömer  wären  unpraktisch; 
das  Recht  der  Einzelnen  betreffs  der  Vereinsapotheke  tritt  nur  in 
der  Form  in  Erscheinung,  dass  der  Einzelne  gegen  den  Verein,  be- 
ziehungsweise die  übrigen  Mitglieder  Anspruch  darauf  hat,  so  viel 
von  den  in  der  Vereinsapotheke  enthaltenen  Zubereitungen  zu  er- 
halten, als  er  bedarf,  — also  in  der  Gestalt  eines  Forderungsrechtes 
des  Einzelnen  gegen  die  Gesammtheit  der  übrigen  Vereinsmitglieder. 
Bei  dieser  Sachlage  erhält  das  Mitglied,  das  ein  Heilmittel  aus  der 
Vereinsapotlieke  holen  lässt,  nicht  einen  Gegenstand  in  seinen  Be- 
sitz, an  dem  es  schon  zuvor  Eigentlmm  hatte,  sondern  es  erlangt  erst 
Eigenthum  hieran,  nachdem  ihm  der  Gegenstand  auf  Grund  des  ihm 
an  den  Verein,  beziehungsweise  die  Gesammtheit  der  Vereinsmit- 
glieder zustehenden  Anspruches  ausgefolgt  ist.  Indem  der  Vei'walter 
der  Vereinsapotheke  kraft  der  ihm  von  dieser  Gesammtheit  ertheil- 
ten  Vollmacht  das  Heilmittel  verabreicht,  giebt  er  damit  seinen  Ge- 
wahrsam an  demselben  zu  Gunsten  des  betreffenden  Mitgliedes  auf, 
das  durch  die  Ausfolge  ein  zuvor  nicht  bestehendes  Eigenthum  an 
dem  Heilmittel  erwirbt:  hierin  liegt  aber  ein  „Ueberlassen“  des  Heil- 
mittels an  einen  „Anderen".  Sonach  berulit  das  angefochtene  Ur- 
theil,  sofern  es  in  der  festgestellten  Thätigkeit  des  Angeklagten  K. 
den  Thatbestand  des  § 367,  Ziff.  3 St.-G.-B.  gegeben  findet,  nicht 
auf  einer  Verletzung  des  Gesetzes  Die  Revision  dieses  Angeklagten 
war  daher  als  unbegründet  zu  verwerfen,  wobei  im  Kostenpunkt 
§ 505  Abs.  1 St.-P.-O.  Platz  griff. 

II  Die  Revision  der  königl.  Staatsanwaltschaft  Stuttgart  richtet 
sich  gegen  die  Freisprechung  des  Angeklagten  L.  und  rügt,  dass 
diese  auf  Verletzung  des  § 3 >7,  Ziff.  3 St.-G.-B.  beruhe.  Diese 
Rüge  enthält  nach  Lage  der  Sache  zugleich  die  Erklärung,  dass 
Aufhebung  des  freisprechenden  Urtheils  beantragt  wird,  womit  der 
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Vorschrift  des  § 384  St.-P.-O.  genügt  ist.  Gegen  den  Angeklagten  L. 
ist  festgestellt,  dass  er  an  ein  Vereinsmitglied  „drei  verschiedene 
Mittel:  eine  Flüssigkeit,  Pulver  und  Pillen"  abgegeben  hat;  Frei- 
sprechung ist  erfolgt,  weil  nicht  festzustellen  gewesen  sei,  „ob  nicht 
einer  der  in  Ziff.  3,  4 und  9 der  kaiserl.  Verordnung  vorgesehenen 
Ausnahniefälle  Vorgelegen,  die  Abgabe  dieser  Zubereitungen  also 
eine  polizeilich  erlaubte gewesen  sei.  Richtig  ist  nun,  dass  nach 
Ziffer  3 und  4 des  der  kaiserl.  Verordnung  vom  27.  Januar  1890 
anliegenden  Verzeichnisses  A.  gewisse  Flüssigkeiten  und  Pulver  dem 
freien  Verkehr  überlassen  sind;  nach  Ziffer  9 dieses  Verzeichnisses 
dürfen  aber  als  Heilmittel  nur  in  Apotheken  abgegeben  werden: 
„Pastillen  (aucli  Plätzchen  und  Zeltchen),  Pillen  und  Körner“,  aus- 
genommen 3 Arten  Pastillen  und  eine  Art  Plätzchen.  Die  Abgabe 
von  Pillen  ist  also  durchweg  den  Apothekern  Vorbehalten;  mit  der 
Feststellung,  dass  der  Angeklagte  L.  Pillen  abgegeben  habe,  ist 
daher  festgestellt,  dass  er  ein  nicht  dem  freien  Verkehr  überlasse- 
nes Heilmittel  abgegeben  hat,  und  es  ist  daher  rechtsirrthümlich, 
wenn  der  Berufungsrichter  die  Freisprechung  darauf  stützt,  dass 
auch  die  Pillen  ein  dem  freien  Verkehr  überlassenes  Heilmittel  ge- 
wesen sein  können.  Das  Urtheil  des  Berufungsgerichts  musste 
daher  aufgehoben  werden,  soweit  es  die  Freisprechung  des  Ange- 
klagten L.  betrifft,  und  es  war,  da  nach  dem  Ausgeführten  die  that- 
sächlichen  Feststellungen  des  Berufungsrichters  den  Thatbestand  des 
§ 367,  Ziff.  3 St.-G.-B.  enthalten  und  eine  weitere  thatsächliche  Er- 
örterung nicht  erforderlich  ist,  auch  der  Strafsenat  in  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  Antrag  der  königl.  Staatsanwaltschaft  die  gesetzlich 
niedrigste  Strafe  für  angemessen  erachtet  hat,  zu  erkennen  wie  geschehen. 

(gez.)  Köstlin.  Schönhardt.  Elben. 

Miller.  Pfizer. 

Auch  ein  badisches  Landgericht  (Aerztl.  Mittheil,  aus  Baden, 
Decbr.  1889)  entschied  in  demselben  Sinne  unter  folgender  Be- 
gründung: 

Die  Strafbestimmung  des  § 367,  3 des  Strafgesetzbuchs  ver- 
bietet ein  Feilhalten,  Verkaufen  oder  sonstiges  Ueberlassen  von 
Arzneimitteln  an  Andere,  soweit  der  Handel  damit  nicht  freigegeben 
ist,  und  giebt  dadurch  zu  erkennen,  dass  diese  Bestimmung  die  all- 
gemeinste Auslegung  erfahren  soll.  Der  Zweck  derselben  ist  eben 
auch  der,  zu  verhüten,  dass  die  fraglichen  Arzneien  anders  als  durch 
die  mit  staatlicher  Koncession  versehenen  und  unter  staatlicher  Auf- 
sicht stehenden  Apotheken  dem  Publikum  zugänglich  gemacht  werden. 

Während  nun  in  der  genannten  Strafbestimmung  unter  „Feil- 
halten“ das  Anbieten  zum  Enverb  für  Dritte,  ohne  Rücksicht  da- 
rauf, ob  der  Ausliefernde  sich  im  Besitz  oder  Eigentlium  der  Waare 
befindet,  zu  verstehen  ist,  während  der  „Verkauf“  die  entgeltliche 
Eigenthums  Übertragung  betrifft,  so  kanii  und  will  mit  den  Wox’ten: 
„oder  sonst  an  Andere  überlässt“  offenbar  aucli  die  blosse  lieber- 
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tragung  des  Gewahrsams  getroflfen  werden,  ohne  Unterschied,  wie 
sie  erfolgt.  Es  stimmt  diese  Auffassung  auch  mit  der  allgemeinen 
Fassung  des  Gesetzes  und  dem  durch  die  Strafbestimmung  ver- 
folgten Zweck  überein.  Die  Angeklagten  haben  nun  aber  als  Ver- 
walter der  homöopathischen  Arzneimittelniederlagen  zweifellos  den 
ausschliesslichen  Gewahrsam  über  die  Arzneien;  sie  allein  sind  es, 
die  den  Gewahrsam  auf  die  einzelnen  Vereinsmitglieder  übertragen, 
sie  „überlassen  daher  die  Arzneimittel  an  Andere“,  einerlei,  ob 
diese  Andere  vorher  zu  ideellen  Antheilen  Eigentliümer  an  den  be- 
treffenden Arzneimitteln  schon  gewesen  sind  oder  nicht.  Hiermit 
ist  aber  der  Thatbestand  der  erwähnten  Strafbestimmung  gegeben. 
Einen  Unterschied  macht  es  hierbei  selbstverständlich  ni^t,  ob  die 
Angeklagten  die  Mittel  den  Mitgliedern  in  die  Hand  gelegt  oder 
deren  Wegnahme  aus  den  Räumen  durch  sie  selbst  gestatten. 

Eine  anderweite  Auslegung  der  Bestimmung  könnte  dazu 
führen,  dass  durch  Bildung  von  Vereinen  im  Sinne  der  Landrecht- 
sätze 1831  ff.,  wie  liier  der  Fall,  oder  von  Genossenschaften,  wie 
anderwärts  solche  gegründet  wurden,  die  gesetzlichen  Verbote  ein- 
fach umgangen  werden  könnten.  Was  aber  dem  einzelnen  Individuum 
verboten  worden  ist,  kann  dadurch  nicht  zu  einer  rechtmässigen 
Handlung  werden,  dass  ein  Verein  bezielmngsweise  dessen  einzelne 
Mitglieder  die  Handlung  verübten. 

Auch  das  Verabfolgen  derartiger , von  dem  Vorstand  einer 
eingetragenen  Genossenschaft  Namens  der  letzteren  aus  Apotheken 
bezogenen  Stoffe  seitens  des  Vorstandes  an  die  Mitglieder  der  Ge- 
nossenschaft ist  nach  einem  Urtheil  des  Grossh.  Oberlandesgerichts 
— als  Revisionsgericht  — vom  27.  Mai  d.  J.  gegen  W.  in  K.  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Vorderinstanzen  als  ein  „Ueberlassen  an 
Andere“  im  Sinne  des  § 367,  3 des  Refchs-Straf-Gesetz-Buchs  zu 
betrachten,  da  die  Annahme  einer  rechtlichen  Einheit  der  Genossen- 
schafter und  der  Genossenschaft  und  eines  Miteigentlmms  der 
ersteren  an  dem  Eigenthum  der  letzteren  nicht  für  richtig  erachtet 
werden  könne,  vielmehr  die  Genossenschaft  bezüglich  des  Eigen- 
thums an  den  Genossenschaftssachen  ein  von  den  Genossenschaftern 
vollständig  getrenntes  Rechtssubjekt  sei.  Die  Rechtssubjektivität 
sei  der  Genossenschaft  durch  ausdrückliche  Bestimmung  des  Ge- 
nossenschaftsgesetzes eingeräumt  und  die  vollständige  Trennung 
ihres  Vermögens  von  demjenigen  der  Genossenschafter  sei  durch 
die  Bestimmungen  des  Genossenschaftsgesetzes  unzweideutig  aus- 
gesprochen, mit  welchen  ein  Miteigenthumsverhältniss  unvereinbar 
sei.  Die  Rechte  der  Genossenschafter  gegen  einander  und  gegen- 
über der  Genossenschaft  und  deren  Vermögen  seien  nach  dem  Ge- 
,setz  nur  Forderungsansjirüche;  letztere  seien  aber  nur  bei  getrennten 
Personen  denkbar.  Wenn  daher  Arzneimittel  in  das  Eigenthum 
der  Genossenschaft  übergehen  und  aus  demselben  an  die  Genossen- 
schafter verabfolgt  werden,  so  sei  dies  ein  Ueberlassen  an  Andere 
als  die  Eigenthümer  oder  Miteigenthümer  und  daher  nach  § 367,  3 
des  Strafgesetzbuches  strafbar. 


11.  Handel  mit  Tliierlieilmittelii. 


Der  Handel  mit  Thierheilmitteln  ist  nicht  frei- 
gegeben,  sondern  unterliegt  wie  der  Arzneihandel  im 
Allgemeinen  der  Verordnung  vom  27.  Januar  1890. 
Schon  der  § 6 der  Gewerbe-Ordnung,  auf  Grund  dessen 
die  Verordnungen  über  den  Arzneiverkehr  erlassen 
sind,  lässt  diese  Vermuthung  zu,  indem  er  sagt; 

Durch  kaiserliche  Verordnung  wird  bestimmt,  welche  Apotheker- 
waaren  dem  freien  Verkehre  zu  überlassen  sind. 

Hier  wird  also  ein  Unterschied  zwischen  Menschen- 
und  Thierheilmitteln  nicht  gemacht,  sondern  nur  von 
„ Apothekerwaaren“  schlechthin  gesprochen,  von  denen 
eine  Anzahl,  gleichviel  zu  welchem  Gebrauche,  frei- 
gegeben und  eine  andere  Anzahl  ausschliesslich  dem 
Verkauf  in  Apotheken  Vorbehalten  bleiben  soll.  Die 
Ausführung  dieser  Bestimmung  liegt  z.  Z.  in  der  Ver- 
ordnung vom  27.  Januar  1890  vor,  und  es  können 
demnach  die  dem  freien  Verkehre  darin  entzogenen 
Drogen  und  Präparate  auch  als  Thierheilmittel  nicht 
ausserhalb  der  Apotheken  feilgehalten  und  verkauft 
werden. 

Im  Jahre  1880  hatte  der  Apotheker  einer  Stadt  der 
Provinz  Posen  auf  Grund  des  Wortlautes  seines  Privi- 
legiums, lautend:  „Auch  wird  dem  jetzigen  Privilegio 
das  Ausschliessungsrecht  ertheilt,  so  dass  keinem  An- 
deren gestattet  werden  soll,  in  der  Stadt  eine  Apotheke 
anzulegen  oder  Medicin  feilzuhalten“  — gegen  den 
Kreisthierarzt  seiner  Stadt,  welcher  in  Uebereinstimmung 
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mit  den,  den  preussischen  Thierärzten  beigelegten  Be- 
fugnissen, Arzneien  dispensirte,  den  Rechtsweg  be- 
schritten. In  erster  Instanz  wurde  der  Thierarzt  ver- 
urtheilt,  in  zweiter  Instanz  erklärte  der  Richter  da- 
gegen, dass  das  fragliche  Privilegium  sich  nur  auf  die 
Abgabe  von  Menschen- Arzneien  bezöge  und  dieser  An- 
schauung trat  das  Reichsgericht  bei. 

Dasselbe  begründete  sein  abweisendes  Erkennt- 
niss  vom  12.  Juli  1880  (Ph.  Ztg.  1880,  No.  83) 
wie  folgt: 

„Der  Appellationsrichter  stellt  fest,  dass  der  Verklagte  in  X. 
Medikamente  für  Thiere  feilgehalten  habe,  findet  hierin  aber  eine 
Verletzung  des  dem  Vorbesitzer  des  Klägers  unterm  28.  December 
1795  ertlieilten  Privilegs  zur  Anlegung  einer  Apotheke  in  X.,  dessen 
Ausschliesslichkeit  durch  den  Zusatz  bestimmt  ist:  „so  dass  keinem 
Anderen  gestattet  werden  soll,  in  der  Stadt  X.  eine  Apotlieke  an- 
zulegen oder  Medicin  feilzuhalten“,  weil  das  Verfahren  des  Ver- 
klagten keinen  Eingriff  in  dieses  Privilegium  enthalte,  indem  das 
Privilegium  selbst  die  zur  Zeit  seiner  Ertheilung  geltende  Medi- 
cinalordnung  in  Bezug  nehme,  und  die  Interpretation  des  Privilegs 
an  der  Hand  der  letzteren,  nämlich  des  Edikts  vom  27.  September 
1725,  dazu  führe,  anzunehmen,  dass  das  Privilegium  dem  Kläger 
nur  bezüglich  der  Bereitung  von  Arzneien  für  Menschen,  nicht  auch 
für  Thiere  ertheilt  sei. 

Diese  Auslegung  wird  von  der  Nichtigkeitsbeschwerde  ange- 
griffen. 

Zunächst  kann  die  Zulässigkeit  des  Angriffs  keinem  Bedenken 
unterliegen,  da  die  vom  Landesherrn  in  einzelnen  Fällen  ertlieilten 
Privilegien  für  diese  und  die  dadurch  geschaffenen  Rechtsverhält- 
nisse als  Gesetze  anzusehen  sind  (§  5 der  Einl.  zum  Allgemeinen 
Landrecht),  wie  denn  auch  im  § 46  und  fg.  und  insbesondere  im 
§ 52  der  Einl.  zum  Allgemeinen  Landrecht  von  der  Auslegung  der 
Gesetze,  Provinzialgesctze,  Statuten  und  Privilegien  die  Rede  ist. 
(Vergl.  auch  das  Erkenntniss  des  I,  Senats  des  vormaligen  König- 
lich Preussischen  Obertribunals  vom  13.  Juni  1870,  Striethorst 
Archiv,  Band  77,  Seite  356.)  Der  Angriff  ist  indess  verfehlt.  Das 
Privilegium  ist  durch  die  beschränkende  Auslegung  des  Appel- 
lationsrichters nicht  verletzt.  Schon  die  im  § 2 desselben  erwähnte 
Bestimmung,  wonach  der  Apotheker  angewiesen  wird,  den  Namen 
der  Person,  für  welche  die  Medicin  bestimmt  ist,  unter 
dem  Gebrauchszettel  zu  vermerken,  sowie  bei  gefährlichen  und  an- 
steckenden Krankheiten  selbst  während  der  Nachtzeit  die  benöthigten 
Hilfsmittel  zu  gewähren,  spricht  dafür,  dass  es  sich  nur  um  die 
Ertheilung  des  ausschliesslichen  Privilegs  zur  Dispensation  von  Me- 
dikamenten für  Menschen  handelt.  Noch  deutlicher  aber  wird  dies 
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durch  den  Inhalt  der  im  § 1 des  Privilegiums  in  Bezug  genommenen, 
damals  geltenden  Medicinalordnung  vom  27.  September  1725,  wie 
vom  Appellationsrichter  mit  Recht  Iiervorgehoben  ist.  Ihr  Zweck 
ist,  wie  ihr  Inhalt  ergiebt,  die  geeignete  Fürsorge  für  kranke  Men- 
schen zu  treffen.  Fiu’  ihren  Erlass  wird  im  Eingänge  als  Motiv 
hervorgehoben:  „dass  Unberufene  Medikamente  selbsten  präpariren 
und  solche  an  die  Patienten  austheilen  und  verkaufen  und  da- 
durch viele  Menschen  umb  ihre  Gesundheit  und  Wohlfahrt,  ja  um 
Leib  und  Leben  bringen".  Dann  werden  die  Pflichten  und  Rechte 
der  Aerzte  (Menschenärzte),  Chirurgen,  Apotheker,  Bader  und  Heb- 
ammen festgestellt.  Niu’  von  Aerzten,  welche  sich  der  Behandlung 
kranker  Menschen  widmen,  kann  die  Rede  sein,  denn  es  wird  den- 
selben unter  No.  1,  Abs.  2 „ein  anständiges,  ehrl:)ares  und  massiges 
Leben  in  Anbetracht  des  edlen  Geschöpfs,  so  ihrer  Sorgfalt  anver- 
traut ist“,  zur  Pflicht  gemacht.  Ihnen  wird  unter  No.  3 das  Dis- 
pensiren  von  Arzneien  (also  für  Menschen)  zu  Gunsten  der  Ajao- 
theker  gänzlich  verboten  und  nur  einzelne  Ausnahniefälle  zugelassen. 
Auch  den  Chirurgen  wird  unter  No.  5 ein  Gott  wohlgefälliger  Wandel 
empfohlen,  damit  sie  ihrem  Nächsten  (also  Menschen)  mit  ihrer 
Wissenschaft  und  Kunst  zuträglich  dienen  können,  auch  ilinen  wird 
(No.  8)  das  Dispensiren  und  Präpariren  von  Medikamenten  (also  für 
Menschen)  verboten.  „Von  denen  Apothekern“  aber  heisst  es  unter 
No.  1,  „weil  auch  des  Landeswohlfahrt,  derer  Patienten  Leben 
und  Gesundheit,  auch  derer  Medicorum  (also  Menschenärzte)  Ehre 
und  Reputation  nechst  anderen  an  deren  Apotheken  Fleiss,  Wissen- 
schaft und  Treue  hänget,  also  erfordert“  u.  s.  w.,  ihnen  wii'd  unter 
No.  3 der  Verkauf  von  Arzneien  über  die  Taxe  an  Patienten  unter- 
sagt, insbesondere  „sollen  sie  (No.  5)  keine  innerlichen  medicamenta, 
so  nicht  von  approbirten  Medicis  (also  Menschenärzten)  verschrieben 
worden,  verfertigen  und  verabfolgen  lassen,  wohl  aber  sollen  sie 
legitimirte  Recepte  sowohl  für  Reiche  als  Arme  förderlichst  be- 
reiten, aber  sich  nicht  unterstehen,  denen  Einwohnern  und  Pa- 
tienten einen  Medicum  (Menschenarzt)  vor  den  andei'n  zu  rekom- 
mandiren  (No.  6),  sie  sollen  sich  endlich  des  Dispensirens  derer 
Medicamentorum  simplicium  et  compositorum  ohne  praescription 
derer  medicorum  gänzlich  enthalten.“  Will  aber  die  Medicinal- 
ordnung vom  27.  September  1725  nur  Fürsorge  für  kranke  Men- 
schen treffen,  gestattet  sie  den  Apothekern  nur  die  Dispensation 
von  Medikamenten,  welche  Aerzte  verordnet  haben,  die  sich  der 
Heilung  von  Krankheiten  der  Menschen  gewidmet:  so  kann  das 
unter  Hinweis  auf  diese  Medicinalordnung  erlassene  Privilegium 
vom  28.  December  1795  dem  Kläger  nur  die  ausschliessliche  Dis- 
pensation von  Arzneien  für  Menschen  verlielien  haben. 

Ebenso  wenig  verletzt  der  Appellationsrichter  die  Bestim- 
mungen des  Medicinaledikts  vom  27.  September  1725  „von  denen 
Apothekern“  No.  1,  2,  5 und  9,  denn  No.  1 enthält  die  Bestim- 
mungen für  die  Prüfung  und  Zulassung  der  Apotheker,  welche  vom 
Appellationsrichter  nicht  erwähnt  sind.  Derselbe  hat  nur  den  Ein- 
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gang  dieser  Bestimmung  in  Bezug  genommen,  welcher,  wie  eben 
angeführt  ist,  dafür  sindcht,  dass  es  bei  Erlass  des  Edikts  darauf 
ankam,  Fürsorge  für  kranke  Menschen  zu  treffen.  Die  als  verletzt 
bezeichnete  No.  2 lässt  es  bei  der  Einrichtung  der  bestehenden  Apo- 
theken in  Berlin  bewenden  und  kann  hier  wohl  nicht  in  Betracht 
kommen.  Die  No.  5 ist,  wie  oben  angeführt,  ganz  dazu  angethan, 
die  Auslegung  des  zweiten  Richters  zu  unterstützen,  und  eine  Ver- 
letzung liegt  nicht  vor,  denn  wenn  aucli  die  Möglichkeit  des  Ge- 
brauchs von  Medikamenten  auf  den  Fall  der  ärztlichen  Verordnung 
beschränkt  werden  sollte:  so  kann  dies  doch  auch  nach  obigen  Aus- 
führungen nur  in  Bezug  auf  kranke  Menschen  gelten.  Eben  des- 
halb ist  auch  die  No.  9 nicht  verletzt. 

Für  die  Geltung  der  beiden  von  der  Nichtigkeitsbeschwerde 
hervorgehobenen  Reclitsgrundsätze : 

1.  das  Gewerbsprivileg  des  ausschliesslichen  Feilhaltens  von  Me- 
dicinen  (Apothekerprivileg)  umfasst  das  ausschliessliche  Recht 
des  Feillialtens  (Dispensirens)  von  Arzneimitteln  ohne  Rücksicht 
auf  deren  Verwendung  als  Heilmittel  für  Menschen  oder  für 
Thiere  und 

2,  von  dem  Gewerbsprivileg  des  ausschliesslichen  Feilhaltens  von 
Mediciiien  (Apothekerprivileg)  sind  die  a2)i)i'obirten  Thierärzte 
nicht  eximirt, 

fohlt  es  an  jedem  Nachweise. 

Die  Nichtigkeitsbeschwerde  war  daher  zurückzuweisen  und  der 
Kostenpunkt  nach  § 18  der  Verordnung  vom  14.  December  1833 
zu  regeln. 

Gegen  dieses  Erkenntniss  lassen  sich  begründete 
Bedenken  erheben. 

Dass  das  Medicinal-Edikt  nur  von  der  „Für- 
sorge für  kranke  Menschen“  spricht,  ist  bei  einem  im 
Jahre  1725  erlassenen  Schriftstücke  insofern  wohl  er- 
klärlich, als  es  damals  eine  wissenschaftliche  Thier- 
medicin  überhaupt  noch  gar  nicht  gab.  Das  Medicinal- 
Edikt  hatte  aber  neben  dem  Schutze  der  Kranken  die 
weitere  Aufgabe,  wde  in  dem  Abschnitt  „von  den  Apo- 
thekern“ (sub  9)  ausgeführt  ist,  „die  Apotheker  in  ihren 
Privilegiis  za  schützen  und  das  ganze  Medicinalwesen 
in  eine  bessere  und  ordentlichere  Verfassung  zu  bringen. 
Zu  diesem  Zwecke  wurde  bestimmt  (ad  9): 

„dass  absonderlich  die  Materialisten  nach  Unserer  Verordnung 
vom  12.  May  1725  nichts  anderes  als  esculenta  verkaufen  und  hin- 
gegen sich  keineswegs  mit  Arzney-Wesen  vermengen,  denen  Apo- 
thekern in  ilu-er  Nahrung  und  Hamllung  keinen  Eintrag  thun,  viel- 
weniger innerliche  uml  äusserliche  Medicamenta  simplicia  et  com- 
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posita  weder  präpariren  noch  aus  der  Hand  verkaufen  oder  ver- 
schenken  sollen,  nnd  zwar  bei  Vermeidung  fiskalischer  Bestrafnng“. 

Und  diese  Vorschrift  wurde  ad  10  dahin  erläutert, 
dass  die  Materialisten: 

„keinen  destillirten  Spiritus,  weder  simplices  noch  compositos, 
keine  destillh’te  Wasser,  keine  Unguenta  und  Emplastra,  keine 
Essentias,  Tinkturen,  Elixme,  Pillen,  Pulver  und  Latwergen,  in 
Summa  keine  Medicamenta  simplicia  et  composita,  innerliche  und 
äusserliche,  auch  unter  dem  Namen  von  Olitäten,  künftighin  keine 
andere  als  Banm-Oehl,  Rüb-Oehl,  Lein-Oehl,  nebst  ausgepresstem 
Muskat-Oehl  . . . führen,  vielweniger  purgirende,  Brechen  erregende 
oder  giftige  Simplicia  noch  Composita  verschenken  oder  ver- 
kaufen . . . sollen". 

Hier  würd  ein  Unterschied  zwischen  Menschen-  und 
Thierarzneien  also  nicht  gemacht,  den  Materialisten  viel- 
mehr der  Verkauf  aller  Simplicia  und  Composita  sum- 
marisch verboten.  Und  da  auch  die  Thierheilmittel 
nothwendigerweise  stets  unter  eine  der  oben  angege- 
benen pharmaceutischen  Arzneiformen,  also  unter  die 
destillirten  Wässer,  Unguenta,  Emplastra,  Essentiae, 
Tinktnren,  Elixiren,  Pillen,  Pulver  oder  Latw'ergen, 
fallen  mussten,  der  Verkauf  derselben  den  Drogisten 
aber  ohne  jede  Einschränkung  verboten  war,  so  folgt 
daraus,  dass  nach  dem  preussischen  Medicinal- 
Edikte  vom  Jahre  1725  der  Verkauf  von  Thier- 
heilmitteln nicht  freigegeben,  sondern  auf  die 
Apotheken  beschränkt  war. 

Trotzdem  wurde  auch  seitens  des  Ob.-L.-G.  in 
Breslau  ein  Erkenntniss  zu  Gunsten  der  Freigabe  der 
Thierheilmittel  gefällt. 

Revisionsurtheil  des  Kgl.  preuss.  ObeiTaudesgerichts 
zu  Breslau  vom  7.  August  188 9. 

In  der  Strafsaclie  gegen  den  Drogisten  Kl.  zu  Fr.  wegen 
Uebertretung  des  § 367  No.  3 des  Strafgesetz-Buchs  hat  auf  die  von 
der  niglichen  Staatsanwaltschaft  gegen  das  Urtheil  der  Straf- 
kammer des  Königlichen  Landgerichts  zu  Schweidnitz  vom  15.  Juni 
1889  eingelegte  Revision  der  Feriensenat  des  Königlichen  Ober- 
landesgerichts zn  Breslan  in  der  Sitzung  vom  7.  August  1889  für 
Recht  erkannt; 

dass  die  Revision  der  Königlichen  Staatsanwaltschaft  zu  ver- 
werfen nnd  die  Kosten  des  Rechtsmittels  der  Staatskasse  zur 

Last  zu  legen. 
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llaudel  mit  Tliierheilmitteln, 


Gründe: 

Tn  den  Vorinytanzen  ist  festgestellt  worden,  dass  der  An- 
geklagte im  Deceml)er  1888  in  Freilnirg  ein  für  ein  krankes  Pferd 
bestimmtes  gemisclites  Pulver  nacli  einem  Recept  des  I^reislhier- 
arztes  in  seinem  Gescliäft  hat  zubereiten  lassen  und  an  den  Guts- 
besitzer Sehr,  zu  Z.  für  1 Mark  verkauft  hat. 

Er  ist  aber  durch  das  IJrtheil  des  Schöffengerichts  zu  Frei- 
burg vom  8.  Mai  1889  der  Uebertretung  des  § 367  No.  3 des  Straf- 
gesetz-Buchs nicht  schuldig  erklärt  und  die  Berufung  dagegen  durch 
das  Urtheil  des  Landgerichts  zu  Schweidnitz  verworfen  worden, 
weil  das  zubereitete  Pulver  eine  nicht  für  Menschen,  sondern  nur 
für  ein  Pferd  bestimmte  Arznei  gewesen  sei. 

Gegen  dieses  letztere  IJrtheil  hat  die  Staatsanwaltschaft  Be- 
rufung eingelegt,  weil  der  gemachte  Unterschied  in  den  Gesetzen 
nicht  T)egründet  sei,  mit  dem  Anträge, 

unter  Aufhebung  desselben  die  Sache  zur  anderweiten  Ver- 
handlung und  Entscheidung  an  das  I^onigliche  Landgericht  zu 
Schweidnitz  zurückzuverweisen. 

Die  Revision  konnte  nicht  für  begründet  erachtet  werden. 

Zwar  ist  der  Begriff  „Arznei“  an  sich  nicht  auf  Menschen  be- 
schränkt, wie  sich  unter  anderen  aus  den  Ausdrücken  „Thierarzt“ 
und  „Thierarzneischule“  ergiebt,  und  wo  das  Gesetz  nicht  unter- 
scheidet , hat  auch  der  Richter  nicht  zu  ixnterscheiden.  Allein  die 
Strafbestimmung  des  § 367,  No.  3 des  Reichs-Strafgesetz-Buchs 
fand  sich  schon  mit  ganz  unwesentlichen  Abweichungen  in  § 345, 
No.  2 des  preussischen  Strafgesetz-Buches  von  1851,  welches  be- 
kanntlich, namentlich  in  Ansehung  des  Abschnitts  von  Ueber- 
tretungen,  dem  jetzt  geltenden  deutschen  Strafgesetz-Buche  zu 
Grunde  liegt.  Und  § 345  findet  sich  in  dem  dritten  Titel  mit  der 
Ueberschrift:  „Uebertretungen  in  Beziehung  auf  die  persönliche 

Sicherheit,  Ehre  und  Freiheit“,  so  dass  für  das  preussische  Straf- 
gesetz-Buch kein  Zweifel  darüber  obwalten  konnte,  dass  unter 
„Arzeneien“  nur  solche  für  Menschen  gemeint  seien.  Wenn  nun 
auch  in  dem  deutschen  Strafgesetz-Buche  die  Gruppirung  der  Ueber- 
tretungen nach  Titeln  aufgegeben  ist  und  die  Uebertretungen  nicht 
mehr  nach  ihren  Beziehungen  auf  die  Sicherheit  des  Staats  und  die 
öffentliche  Ordnung  (Titel  II  des  preussischen  Strafgesetz-Buches), 
auf  persönliche  Sicherheit,  Ehre  und  Freiheit,  und  auf  Vermögen 
(Titel  IV)  geschieden  sind,  und  wenn  auch  die  Nummern  4 — 6 des 
§ 367  sich  auch  auf  die  Sicherung  des  Vermögens  beziehen,  nament- 
lich No.  5 des  § 347,  No.  5 des  preussischen  Strafgesetz-Buches  in 
dem  auf  das  Vermögen  sich  beziehenden  vierten  Titel  entspricht, 
so  hat  doch  das  Gericht,  zumal  in  Anbetracht,  dass  das  Gesetz 
gerade  den  Gefahren  hat  entgegentreten  wollen,  welche  aus  dem 
oft  wissentlichen  Missbrauche  der  Leichtgläubigkeit  des  Publikums 
für  das  Leben  und  die  Gesundheit  oder  doch  die  Klasse  der  An- 
käufer erwachsen  (Oppenhoff,  Rechtsprechung  des  ICöniglichen  Ober- 
tribunals Band  16,  S.  234)  sich  nicht  davon  überzeugen  können,  dass 
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§ 367  No.  3 des  deutschen  Strafgesetz-Buches  durch  die  blosse  Ver- 
änderung der  Stellung  der  einzelnen  Uebertretungen  einen  anderen 
Inhalt  erhalten  haben  solle,  als  der  im  Wesentlichen  völlig  gleich 
lautende  § 345  No.  2 des  preussischen  Strafgesetz-Buches. 

Aus  diesen  Gründen  musste  die  Revision  zurückgewiesen  wer- 
den, da  eine  Gesetzesverletzung  nicht  vorliegt. 

(Veröff.  d.  R.-G.-A.  XIV,  No.  7.) 

Diese  Entscheidung  mag  vom  juristisch-formalen  Standpunkte 
aus  berechtigt  sein,  namentlich  im  Lichte  der  Erklärung  betrachtet, 
welche  das  Ob.-L.-G.  Breslau  dem  genannten  Strafparagraphen  giebt. 
Allein  die  Beurtheilung  eines  derartigen  Falles  unter  dem  Gesichts- 
punkte des  praktSchen  Lebens  führt  zu  einer  anderen  Auffassung. 
Die  Thierarzneikunde  wendet  gegenwärtig  fast  genau  dieselben 
Arzneimittel  an  wie  die  Menschenmedicin , darunter  auch  viele 
starkwirkende,  deren  Abgabe  zu  thierärztlichen  Heilzwecken  obiger 
Auffassung  zufolge  demnach  vollkommen  frei^egeben  sein  müsste. 
Wäre  dies  aber  der  Fall,  dann  käme  unsere  Gesetzgebung  über, 
den  Arzneihandel  gänzlich  in’s  Schwanken.  Denn  die  Ausrede,  dass 
die  bei  einem  Drogisten  gefundenen,  dem  freien  Verkehr  sonst  nicht 
überlassenen  Arzneimittel  zu  Thierheilzwecken  vorräthig  gehalten 
werden,  müsste  in  jedem  Falle  zugelassen  werden,  ebenso  in  zahl- 
reichen Fällen  die  Behauptung  des  Verkäufers,  dass  der  Käufer 
eines  gewissen  Arzneimittels  dasselbe  als  zu  Thierheilzwecken  be- 
nöthigt  gefordert  habe.  Dadurch  würde  aber,  wie  schon  gesagt, 
jedem  im  gesundheitspolizeilichen  Interesse  unternommenen  Versuch 
einer  Regelung  des  Arznei  Verkehrs  gradezu  der  Boden  entzogen, 
eine  Bestrafung  von  Verfehlungen  gegen  die  Verordnung  fast  gar 
nicht  mehr  möglich. 

Die  Klarlegung  der  Frage,  ob  die  Thierheilmittel  unter  die 
kaiserl.  Verordnung  vom  27.  Januar  1890,  betr.  den  Verkehr  mit 
Arzneimitteln,  fallen,  ist  seit  Erlass  jener  Verordnung  bekanntlich 
von  mehreren  Gerichtsbehörden  in  Angriff  genommen  worden. 
Ein  Erkenntniss  der  Strafkammer  des  Landgerichts  Brieg  vom 
10.  November  1890  hatte  sie  zu  Gunsten  der  Apotheker  ent- 
schieden, davon  ausgehend,  dass  die  Verordnung  vom  27.  Januar  1890 
die  Artikel  des  Verzeichnisses  B.  nirgends  nach  ihrem  Gebrauche 
für  Menschen  oder  für  Thiere  unterscheide,  ja  selbst  im  § 2 nicht 
einmal,  wie  dies  im  § 1 geschieht,  den  Heilzweck  betone.  Das 
Breslauer  Oberlandesgericht  hatte  indess  durch  Erkenntniss  vom 
27.  April  1891  dieses  Urtheil  aufgehoben,  bei  seiner  schon  in 
früheren  Erkenntnissen  niedergelegten  Anschauung  stehen  bleibend, 
dass  der  Sinn  der  kaiserl.  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  aus 
dem  § 345  des  ehemaligen  preussischen  Strafgesetzbuches  zu  er- 
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klären  sei.  Dieser  habe  aber  die  Ueberschrift  geführt  „Ueber- 
tretungen  in  Bezug  auf  die  persönliche  Sicherheit  u.  s.  w.“,  folg- 
lich könne  derselbe  nur  solche  Arzneimittel  gemeint  haben,  welche 
für  Menschen  bestimmt  seien.  Dieser  Anschauung  trat  nun  wieder 
das  königl.  sächs.  Oberlandesgericht  in  Dresden  (Erkenntniss 
vom  27.  Oktober  1890)  entgegen,  indem  es  ausführte: 

„Weder  das  in  § 367  Ziff.  3 des  Strafgesetzbuches  ausgesprochene 
Verbot  des  Vertriebes  von  Arzneien,  noch  die  kaiserliche  Verordnung 
vom  27.  Januar  1890,  aus  welcher  sich  der  Begi’iff  der  Arznei  be- 
stimmt, machen  zwischen  Heilmitteln  für  Menschen  und  solchen  für 
Thiere  einen  Unterschied.  Es  besteht  daher  gar  keine  Berechtigung, 
die  in  § 367  Ziff.  3 des  Strafgesetzbuches  bezeicftnete  Uebertretung 
nur  auf  den  unerlaubten  Vertrieb  von  Arzneien  für  Menschen  zu 
beziehen  und  dagegen  den  Vertrieb  von  Arzneien  für  Thiere  schlecht- 
hin für  freigegeben  zu  erachten.“ 

Das  sächs.  Oberlandesgericht  begründete  diese  Anschauung 
damit,  dass  das  Reichsstrafgesetzbuch,  wie  überall  so  auch  hier, 
zunächst  aus  sich  selbst  zu  erklären  sei  und  es  fügte  hinzu: 

„Hierzu  kommt,  dass  § 367  Ziff.  3 des  Strafgesetzbuches  im 
Zusammenhänge  mit  den  kaiserl.  Verordnungen  über  den  Verkehr 
mit  Arzneimitteln  auch  eine  gewerberechtliche  Bedeutung  hat,  indem 
die  letzteren  Verordnungen  sich  als  Ausführung  des  in  § 6 der  Ge- 
werbeordnung für  das  Deutsche  Reich  gemachten  Vorbehaltes  dar- 
stellen, wonach  durch  kaiserl.  Verordnung  bestimmt  werden  sollte, 
welche  Apothekerwaaren  dem  freien  Verkehr  zu  überlassen  seien. 
Dass  aber  bei  Aufführung  derjenigen  Zubereitungen,  welche  an  den 
Verkauf  in  Apotheken  gebunden  sind,  die  Rücksicht  auf  die  mensch- 
liche Gesundheit  nicht  ausschliesslich  maassgebend  gewesen  ist,  folgt 
daraus,  dass  es  nach  § 1 der  Verordnungen  vom  4.  Januar  1875 
und  vom  27.  Januar  1890  keinen  Unterscliied  begründet,  ob  jene 
Zubereitungen  heilkräftige  Stoffe  enthalten  oder  nicht.  Vielmehr 
ging  der  Zweck  der  bezüglichen  Verordnungen  vornehmlich  dahin, 
den  Gewerbebetrieb  zwischen  Apothekern  und  Drogisten  abzu- 
grenzen.“ 

Im  Jahre  1892  lag  die  Frage  dem  Kammergericht  in  Berlin 
zur  Entscheidung  vor  und  dieses  entschied  durch  Erkenntniss  vom 
24.  Mai  1892  dahin,  dass  die  Thierheilmittel  unter  die  Verordnung 
vom  27.  Januar  1890  fallen. 


Gründe: 

Was  das  Restitutionsfluid  anlangt,  so  ist  dieses,  wie  erwähnt, 
eine  Lösung  (mixtura)  und  fällt  daher  an  sich  zweifellos  unter  No.  5 
des  Verzeichnisses  A.  zu  der  mehrerwähnten  Verordnung.  Es  könnte 
also  nur  dann  nicht  durch  diese  Vorschrift  mitbetroffen  sein,  wenn 
es  wahr  wäre,  dass  die  Verordnung  sich  nur  auf  Arzneien  für 
Menschen  und  nicht  auf  Heilmittel  für  Thiere  bezieht.  Wenn  für 
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diese  Auffassung  geltend  gemacht  wird,  es  sei  der  jetzige  § 367,  3 
des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche  Reicli  aus  dem  früheren 
§ 345,  2 des  preussisclien  Strafgesetzbuches  hervorgegangen,  der 
sich  zweifellos  nur  auf  Arzneien  für  Menschen  bezogen  habe, 
so  kann  aus  diesem  geschichtlichen  Hinweise  nicht  die  Schluss- 
folgerung gereclitfertigt  erscheinen , dass  der  Gesetzgeber  des 
Norddeutschen  Bundes,  beziehungsweise  des  Deutschen  Reiches, 
nothwendig  die  ungemsprachliche  (?)  Bedeutung  seines  preussisclien 
Vorbildes  mit  dem  Worte  ,,Arznei‘‘  verbunden  habe.  Es  genügt, 
darauf  hinzuweisen,  dass  zur  Zeit  der  Abfassung  des  Strafgesetz- 
buches die  jetzige  thierärztliche  Hochschule  in  Berlin,  wo  das 
Strafgesetzbuch  zu  Stande  kam,  die  Bezeichnung  „Thierarzneischule“ 
trug,  so  dass  es  schon  damals  gang  und  gäbe  war,  von  Thierarzneien 
zu  sprechen.  Und  wenn  zur  Zeit  des  Erlasses  der  ältesten  Ver- 
ortlnungen  über  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  Thierarzneimittel  im 
heutigen  Sinne  nicht  existirten,  so  waren  solche  doch  bei  der  Ab- 
fassung der  in  Frage  kommenden  Verordnung  vom  27.  Januar  1890 
in  täglicher  Anwendung.  Und  gerade  der  Umstand,  dass  zur  Zeit 
der  Ausarbeitung  dieser  letzteren  ein  Lehrer  der  thierärztlichen 
Hochschule  in  Berlin  zu  der  Bearbeitung  der  dritten  Ausgabe  des 
Arzneibuches  für  das  Deutsche  Reich  vom  Jahre  1890  im  Gegensatz 
zu  den  früheren  Gepflogenheiten  behufs  Wahrung  der  Veterinärinter- 
essen  herzugezogen  worden  ist,  lässt  den  Schluss  zu,  dass  man  im 
neuen  Deutschen  Reiche  unter  der  Bezeichnung  „Arznei“  in  der 
Sprache  des  Gesetzgebers  die  Heilmittel  für  Menschen  und  für 
Thiere  zusammenfasst.  Jedenfalls  scheidet  weder  das  Strafgesetz- 
buch noch  die  Allerhöchste  Verordnung  von  1890.  Und  wo  das 
Gesetz  nicht  scheidet,  hat  der  Richter  keinen  Anlass,  eine  solche 
Scheidung  ohne  zwingende  Gründe  seinerseits  vorzunehmen.  Aus 
letzterer  Erwägung  heraus  kommt  Olshausen,  Kommentar,  III.  Auflage, 
in  Anm.  3 c,  h 2 zu  § 367  zu  dem  Schlüsse,  dass  Thierheilmittel  als 
Arzneien  im  Sinne  des  § 367,  3 des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche 
Reich  anzusehen  seien.  Bei  entgegengesetzter  Auslegung  würden 
auch  alle  unter  Verzeichniss  B.  aufgeführten  Stoffe  dem  Verkehre 
freigegeben  sein,  wenn  sie  unter  der  Bezeichnung  eines  Thierarznei- 
mittels verkauft  werden,  während  diese  doch  gerade  ganz  dem  Ver- 
kaufe ausserhalb  der  Apotheken  entzogen  sein  sollen. 

Auf  Grund  dieser  Erwägungen  u s.  w.  u.  s.  w. 

In  demselben  Sinne  entschied  im  Oktober  1892  das  Ober- 
landesgericht in  München. 

Im  Geschäfte  des  Angeklagten,  des  Kaufmanns  M.  H.  in  K., 
wurden  an  Zubereitungen  als  zum  Verkaufe  feilgehalten:  1.  englische 
Kolikessenz  aus  Baldrian  und  Aloetinktur,  2.  englisches  Kolikpulver 
aus  Aloe  und  Enzianpulver,  3.  Vieh-  und  Rosspulver  aus  kohlen- 
saurem Kalk,  Enzian  und  Schwefel,  4.  Vieh-  und  Nagepulver  aus 
Enzian,  Tormentilla  und  einem  Salze,  5.  Pulver  gegen  Diarrhöe  der 
Kälber  aus  Tormentilla  und  Salicylsäure,  6.  Restitutionsfluid  aus 
Kampher  und  Seifengeist  bestellend,  vorgefunden. 
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Der  Angeklagte  bat  solclie  als  ,.im  Alleinverkäufe  für  K.  bei 
ihm  erhältlich“  öffentlich  ausgeschrieben,  und  ihre  Bestimmung 
zu  Heilzwecken  für  Thiere  geht  nicht  nur  aus  der  Anzeige,  sondern 
auch  aus  den  Etiketten,  die  den  zu  Gerichtshänden  gekommenen 
Flaschen  und  Packeten  aufgeklebt  sind,  hervor. 

Ihren  Bestandtheilen  nach  erscheinen  diese  Zubereitungen  als 
Gemenge  und  Gemische  im  Sinne  des  Verzeichnisses  A.  No.  4 und  5 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  27.  Januar  1890,  den  Verkehr  mit 
Arzneimitteln  betreffend. 

Daraufhin  hat  die  Strafkammer  des  königl.  Landgerichtes  K. 
die  Berufung  des  Angeklagten  gegen  das  Urtheil  des  Schöffengerichtes 
beim  königl.  Amtsgerichte  K.  vom  17.  Mai  1892,  wodurch  er  wegen 
6 Uebertretungen  des  unbefugten  Verkaufes  von  Apothekerwaaren 
je  in  eine  Geldstrafe  von  3 M.,  eventuell  1 Tag  Haft,  sowie  in  die 
Kosten  des  Verfahrens  und  der  Strafvollstreckung  verurtheilt  wor- 
den war,  durch  Urtheil  vom  7.  Juli  1892  verworfen  und  ihm  die 
Kosten  der  Berufuimsin stanz  auferlent. 

Die  hiergegen  rechtzeitig  eingelegte  und  begründete  Revision 
des  Angeklagten  rügt  an  dem  Urtheile  des  Berufungsgerichtes  zur 
Rechtfertigung  des  Antrages  auf  dessen  Aufhebung  und  Freisprechung 
des  Angeklagten  die  Verletzung  des  § 367,  No.  3 des  R.-St.-G.-B. 
insofern,  als  der  Berufungsrichter  übereinstimmend  mit  dem  Erst- 
richter unter  dem  Begriffe  ,.Arzneien“  auch  Heilmittel  für  Thiere 
verstanden  hat,  während  doch  das  Gesetz  unter  „Arzneien“  nur 
Heilmittel  für  Menschen  verstehe. 

Die  Prüfung  dieses  Angriffes  führt  zu  folgendem  Ergebnisse : 

Nach  § 367,  No.  3 des  R.-St.-G.-B.  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
150  M.  oder  mit  Haft  bestraft,  ..wer  ohne  polizeiliche  Erlaubniss 
Gift  oder  Arzneien,  soweit  der  Handel  mit  ihnen  nicht  freigegeben 
ist,  zubereitet,  feilhält,  verkauft  oder  sonst  an  Andere  überlässt“. 
Durch  die  Einschränkung  des  Verbotes  auf  nicht  freigegebene  Arzneien 
verweist  das  Gesetz  auf  andeiiveite  Bestimmungen,  als  welche  zu- 
nächst § 6,  Abs.  2 der  Reichsgewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869 
in  Betracht  kommt.  Hiernach  wird  durch  kaiserliche  Verordnung 
bestimmt,  welche  Apothekerwaaren  dem  freien  Verkehr  zu  über- 
lassen sind.  Darum  erging  auch  die  jetzt  maassgebende  kaiserliche 
Verordnung  vom  27.  Januar  1890  auf  Grund  des  § 6,  Abs.  2 der 
Reichsgewerbeordnung  mit  der  Bestimmung  in  § 1 , Abs.  1,  „dass 
die  in  dem  vorliegenden  Verzeichnisse  A.  aufgeführten  Zubereitungen 
ohne  Unterschied,  ob  sie  heilkräftige  Stoffe  enthalten  oder  nicht, 
als  Heilmittel  nur  in  Apotheken  feilgehalten  oder  verkauft  werden 
dürfen“. 

Wenn  nun,  wie  hier  thatsächlich  feststeht,  die  von  dem  An- 
geklagten feilgehaltenen  Zubereitungen,  deren  Eigenschaft  als  Arz- 
neien nicht  bestritten  ist,  als  Gemenge,  beziehungsweise  Ge- 
mische im  Sinne  der  No.  4 und  5 des  Verzeichnisses  A.  erscheinen, 
so  ist  eben  der  Handel  damit  nicht  freigegeben,  und  folglich  der 
Angeklagte  der  Strafvorschrift  des  § 367,  No.  3 des  R.-St.-G.-B. 
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verfallen,  es  müsste  denn  diese  Gesetzesstelle  dem  in  § 6,  Abs.  2 
der  Reichsgewerbeordnung  in  Zusammenhalt  mit  § 1,  Abs.  1 der  an- 
geführten kaiserlichen  Verordnung  kundgegebenen  Gesetzeswillen 
ihren  Schutz  im  vorliegenden  Falle  vei'sagen. 

Die  Revision  behauptet  dies,  indem  sie  ausführt,  dass  § 367, 
No.  3 des  R.-St.-G.-B.  nur  auf  Arzneien  für  Menschen  Anwendung 
finde,  und  sie  kann  sich  hierbei  auf  die  freilicli  nicht  näher  begrün- 
dete Ansicht  Oppenhofs  bernfen,  wonach  Arzneien  an  sich  nur 
solche  Stoft'e  sind,  welche  nach  dem  Stande  der  Wissenschaft  und 
der  ärztlichen  Praxis  als  zu  Heilmitteln  für  Menschen  geeignet 
gelten  (Oppenhof,  Anm.  20  zu  § 367  des  R.-St.-G.-B.).  Im  gemeinen 
Sprachgebrauche  findet  diese  Ansicht  keine  Stütze,  da  es  ja  auch 
eine  Thierarzneikunde,  Thierarzneischulen,  Thierarzneimittel  giebt. 

Wenn  daher  das  Gesetz  nicht  unterscheidet,  wenn  weder  § 367, 
No.  3 des  R.-St.-G.-B.  den  Ausdruck  „ Arzneien noch  die  kaiser- 
liche Verordnung  vom  27.  Januar  1890,  die  den  Verkehr  mit 
„Arzneimitteln“  betrifft  und  in  § 1,  Abs.  1 von  „Heilmitteln“ 
spricht,  diese  Ausdrücke  auf  Arzneien  oder  Heilmittel  für  Men- 
schen einschränkt,  sondern  ganz  allgemein  gebraucht,  so  darf 
auch  das  Gericht  bei  Auslegung  dieser  Gesetzesstellen  nicht  zwischen 
Arzneien  für  Menschen  und  solchen  für  Thiere  unterscheiden,  ohne 
gegen  eine  anerkannte  Auslegungsregel  zu  verstossen.  Auch  Heil- 
mittel für  Thiere  sind  demnach  unter  Arzneien  im  Sinne  des  § 367, 
No.  3 des  R.-St.-G.-B.  zu  verstehen.  (Olshausen,  Anm.  c,  ß zu 
§ 367,  No.  3;  vergl.  auch  oberstrichterl.  Entscheid.,  Bd.  IX.,  S.  210 ff.) 

Dieser  Auslegung  steht  die  Entstehungsgeschichte  der  ange- 
führten Gesetzesstelle  nicht  im  Wege,  obwohl  sich  die  Revision 
hierbei  auf  entgegengesetzte  Entscheidungen,  so  z.  B.  des  Ober- 
landesgerichtes Breslau  vom  27.  April  1891,  berufen  kann. 

Richtig  ist  zwar,  dass  die  fragliche  Strafbestimmung  sich  wesent- 
lich gleichlautend  schon  in  § 345,  No.  2 des  preussischen  Straf- 
gesetzbuches vom  14.  April  1851  fand,  und  dass  dessen  III.  Titel, 
worin  sie  steht,  die  Ueberschrift  „Uebertrotungen“  in  Beziehung  auf 
die  „persönliche  Sicherheit,  Ehre  und  Freiheit“  führte.  Das  Reichs* 
Strafgesetzbuch  hat  jedoch  diese  Ueberschrift  nicht  mit  herüber- 
genommen, und  mit  deren  Wegfall  sind  aucli  tlie  daraus  zu  ziehen- 
den Folgerungen  gefallen.  Allerdings  befasst  sich  auch  § 367  in 
seinen  15  Nummern  hauptsächlich  mit  der  persönlichen  Sicherheit, 
mit  der  leiblichen  Wohlfahrt  des  Volkes;  aber  der  Grund  der  Straf- 
androhung in  No.  3 liegt  nicht  blos  in  solchen  gesundheitspolizei- 
lichen, sondern  auch  noch  in  gewerbepolizeilichen  Rücksichten 
(Sammlung  oberstr.  Entsclieid.  a.  a.  0.,  Bd.  IX,  S.  213).  Dies 
ergiebt  sich  aus  ihrem  Zusammenhänge  mit  § 6,  Abs.  2 der  Reichs- 
gewerbeordnung, die  ihrerseits  keine  Strafbestimmungen  für  Ueber- 
tretungen  in  Bezug  auf  den  Handel  mit  Apothekerwaaren  enthält, 
und  mit  der  darin  ausdrücklich  vorbehaltenen  kaiserlichen  Verord- 
nung, deren  Befolgung  nur  auf  den  Schutz  des  Reichsstrafgesetz- 
buches angewiesen  ist. 

Böttgev,  Arzneimittel.  3.  Aiifl. 
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Durch  § 1,  Abs.  1 dieser  Verordnung  ist  der  Handel  mit  den 
im  Verzeichnisse  A.  aufgefiilirten  Zubereitungen  nicht  freigegeben, 
sondern  als  Heilmittel  dürfen  dieselben  nur  in  Apotheken  feil- 
gehalten oder  verkauft  werden. 

Es  wäre  niclit  abzusehen,  warum  trotzdem  das  Feilhalten  der 
nämlichen  Zubereitungen  ausserhalb  der  Apotheken  gestattet  sein 
sollte,  sobald  nur  jene  als  Heilmittel  für  Thiere  feilgehalten  oder 
verkauft  werden.  Auch  die  Gefahren  für  das  Publikum  wären  nicht 
wesentlich  gemindert,  wenn  dem  Verbote  durch  die  Bezeichnung  als 
Heilmittel  für  Thiere  aus  dem  Wege  gegangen  werden  könnte,  da 
ja  deren  thatsächliche  Verwendung  für  Menschen  dadurch  nicht 
ausgeschlossen  ist  (ürtheil  des  Oberlandesgerichtes  Celle  vom 
24.  März  1888  in  Goldtammer,  Archiv,  Bd.  37,  S.  71).  Hiermit 
stimmen  auch  die  in  Bd.  39,  S.  83,  356,  449  mitgetheilten  Ent- 
scheidungen der  Oberlandesgerichte  Stettin,  Kiel  und  des  Kammer- 
gerichtes Berlin  überein,  während  es  die  gegentheiligen,  von  der 
Revision  angeführten  darin  versehen,  dass  sie  den  § 367,  No.  3 des 
R.-St.-G.-B.  für  sich  allein  in’s  Auge  fassen,  allzu  viel  Gewicht  auf 
dessen  Herleitung  aus  dem  preussischen  Strafgesetzbuche  legen  und 
den  inneren  Zusammenhang  der  Gesetzesstelle  mit  der  Reichs- 
gewerbeordnung, beziehungsweise  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
27.  Januar  1890  verkennen. 

Durch  die  Feststellung  des  Berufungsrichters,  dass  die  Bestim- 
mungen der  vom  Angeklagten  feilgehaltenen  Zubereitungen  zu  Heil- 
zwecken für  Thiere  — Pferde,  Vieh,  Kälber  — sowohl  aus  seiner 
Zeitungsanzeige  als  auch  aus  den  Etiketten  der  Flaschen  und  Packete 
ersichtlich  sei,  ist  auch  das  Feilhalten  dieser  Zubereitungen  als  Heil- 
mittel, wie  dies  § 1,  Abs.  1 der  kaiserl.  Verordnung  vom  27.  Ja- 
nuar 1890  erfordert,  hinreichend  festgestellt. 

Auf  eine  polizeiliche  Erlaubniss  hierzu  hat  sich  der  Angeklagte 
nicht  berufen.  Wenn  daher  das  Berufungsgericht  auch  nicht  aus- 
drücklich festgestellt  hat,  dass  jenem  keine  solche  Erlaubniss  zur 
Seite  stehe,  so  ist  gleichwohl  die  Annahme  gerechtfertigt,  dass  die 
Strafkammer  den  Mangel  einer  polizeilichen  Erlaubniss  ihrer  Ent- 
scheidung zu  Grunde  gelegt  habe,  da  diese  Voraussetzung  den  Aus- 
gangspunkt des  ganzen  Verfahrens  gegen  den  Angeklagten  bildet. 

Dem  Ausgeführten  zufolge  ist  die  Rechtsnorm  des  § 367,  No.  3 
des  R.-St.-G.-B.  keineswegs,  wie  die  Revision  geltend  zu  machen 
sucht,  durch  unrichtige  Anwendung  verletzt  worden,  die  Revision 
vielmehr  unbegründet  und  zu  verwerfen. 

(Urtheil  vom  15.  Oktober  1892.) 

Derselben  Anschauung  schloss  sich  das  Oberlandesgericht  in 
Jena  (Pharm.  Ztg.  1892,  No.  74)  an. 

Das  Oberlandesgericht  in  Jena  hat  einer  Mittheilung  der  Zeitr 
sehr.  f.  Med.-Beamte  zufolge  in  einer  Sitzung  seines  Strafsenates 
kürzlich  den  Rechtsgrundsatz  ebenfalls  angenommen,  dass  die  Be- 
griffe „Arznei“  im  § 367,  No.  3 des  Strafgesetzbuches  und  „Zube- 
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reitung“  im  § 1 der  kaiserlichen  Verordnung,  betreffend  den  Verkelir 
mit  Arzneimitteln,  vom  27.  Januar  1890,  nicht  auf  Heilmittel  für 
Menschen  beschränkt,  sondern  auch  auf  solche  für  Thiere  anwend- 
bar sind:  „Weder  das  Strafgesetzbuch“,  heisst  es  in  der  Begründung, 
„noch  jene  Verordnung,  noch  das  Gesetz,  zu  dessen  Ausführung 
letztere  ergangen  ist,  machen  in  ihren  Wortfassungen  eine  Unter- 
scheidung nach  der  Zweckbestimmung  der  von  ihnen  betroffenen  Ob- 
jekte. Wie  „ Apothekerwaaren  und  Heilmittel“,  so  ist  auch  der 
Ausdruck  „Arzneien“  schon  nach  dem  Wortlaut  gleichmässig  auf 
solche  für  Menschen  und  für  Thiere  anwendbar.  Aber  auch  der 
Sinn  des  Gesetzes  verbietet  eine  einschränkende  Auslegung;  es  würde 
der  Handel  mit  Arzneimitteln  je  nach  der  von  dem  nichtkoncessio- 
nirten  Verkäufer  beliebten  Verwenduugsart  bald  strafbar,  bald  nicht 
strafbar  sein  und  doch  oft  unthunlich  erscheinen,  dies  nach  der  einen 
strafbaren  oder  nach  der  anderen  straffreien  Richtung  festzustellen. 
Aber  auch  der  Zweck  des  Gesetzes  führt  zu  demselben  Ergebniss; 
denn  die  Strafbestimmung  des  § 367,  No.  3 dient  nicht  nur  zum 
Schutz  von  Leib  und  Leben  des  Menschen,  sondern  daneben  auch 
zum  Schutze  seines  Vermögens,  das  durch  das  nichtkoncessionirte 
und  deshalb  nicht  die  erforderliche  Sachkunde  gewährleistende  Her- 
stellen und  Feilhalten  von  Heilmitteln,  sowohl  für  Menschen  als  für 
Thiere  geschädigt  werden  kann.  Uebrigens  hat  auch  der  29.  Ab- 
schnitt des  Reichsstrafgesetzbuches,  welchem  § 367  angehört,  seine 
Strafandrohungen  auf  den  Schutz  der  Personen  nicht  beschränkt.“ 

Ferner  berichtete  die  Pharm.  Ztg.  in  No.  34,  1892  aus  dem 
Reg.-Bez.  Minden: 

„Ein  hiesiger  Detailkaufmann  annoncirte  im  Lokalblatte,  dass 
er  die  Niederlage  von  einem  sehr  bewährten  Rothlaufmittel  für 
Schweine  nebst  anderen  Thierheilmitteln  habe,  die  sämmtlich  aus 
dem  pharmac.-technischen  Laboratorium  von  Pietsch  & Co.  in  Bres- 
lau stammten.  Ich  wehrte  mich  gegen  diese  unberechtigte  Kon- 
kurrenz, indem  ich  den  Verkäufer  aufforderte,  für  die  Einstellung 
der  Inserate  Sorge  zu  tragen,  widrigenfalls  ich  Anzeige  machen 
müsste.  Hierzu  wurde  ich  weiterhin  veranlasst,  und  der  Betreffende 
wurde  in  eine  Polizeistrafe  von  10  M.  resp.  3 Tage  Haft  genommen. 
Es  kam  zur  Gerichtsverhandlung,  der  Kaufmann  wurde  verurtheilt 
und  auch  zur  Tragung  der  Kosten.  Die  Firma  Pietsch  & Co.  legte 
Berufung  ein  und  der  sie  vertretende  Vertheidiger  wurde  aufgefor- 
dert, den  Fall  mit  aller  Energie  u.  s.  w.  durchzukämpfen.  Sowohl 
beim  hiesigen  Amtsgerichte,  als  auch  beim  Landgericht  in  Verden, 
wo  nun  dieser  Fall  zur  Verhandlung  kam,  wurde  ich  als  Sachver- 
ständiger aufgefordert.  Auf  Grund  meiner  Analyse  theilte  ich  mit, 
dass  das  Mittel  ein  Gemenge  von  Salzen  resp.  vegetabilischen  Pulvern 
sei,  dass  dasselbe  nach  der  letzten  kaiserlichen  Verordnung  aus- 
schliesslich in  Apotheken  herzustellen  und  zu  verkaufen  sei.  Das 
Landgericht  verwarf  nun  die  Berufung  und  verurtheilte  den  Beklag- 
ten in  die  Strafe  und  Kosten.“ 
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ln  demselben  Sinne  entschied  das  Ob.-L.-G.  in  Stuttgart 
(Urtheil  vom  ‘29.  Mäi’z  1893). 

Die  Revision  der  Angeklagten  wurde  zuriickgewiesen  aus  fol- 
genden 

Gründen: 

Die  Angeklagten  sind  durch  das  angefochtene  Urtheil  wegen 
einer  gemeinschaftlich  begangenen  Uebertretung  im  Sinne  des  § 367,  3 
St.-G.-B.,  verglichen  mit  § 1 der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
27.  Januar  1890,  betreffend  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln,  verur- 
urtheilt  Avorden  auf  Grund  der  Feststellung,  dass  sie  gemeinschaft- 
lich eine  von  dem  Angeklagten  \V.  unter  dem  Namen  „Blähsucht- 
wasser“ liergestellte  Flüssigkeit  als  Mittel  gegen  die  Blähsucht  des 
Viehes  und  der  Pferde  verkauft  haben,  während  diese  Flüssigkeit 
als  Heilmittel  nur  in  Apotheken  feilgehalten  und  verkauft  werden 
dürfe. 

Die  Revision  rügt  Verletzung  einer  Norm  des  materiellen  Rechts, 
sofern  § 367,  3 St.-G.-B.  bezw.  § 1 der  angeführten  kaiserl.  Verord- 
nung sich  nur  auf  Heilmittel  für  Menschen,  nicht  aber  auch  auf 
solche  für  Thiere  beziehe. 

Die  Rüffe  ist  unbegründet. 

Der  gewöhnliche  Sprachgebrauch  versteht  unter  Arzneien  Heil- 
mittel für  Menschen  und  für  Thiere,  wie  das  Wort  ,.Thierarznei- 
schule“  beweist.  Dass  in  § 367,  3 St.-G -B.  das  Wort  „Arzneien“ 
in  einem  engeren  Sinn  zu  verstehen  ist,  dafür  fehlt  jeder  Anhalts- 
punkt. Es  fällt  also  unter  diese  Strafbestimmung  auch  der  Verkauf 
u.  s.  w,  von  Arzneimitteln  für  Thiere,  soweit  der  Handel  mit  solchen 
Mitteln  nicht  freigegeben  ist. 

Diese  Freigebung  ist  durch  die  deutsche  Gewerbeordnung  nicht 
erfolgt.  Denn  dieselbe  findet  nach  § 6 derselben  auf  den  Verkauf 
von  Arzneimitteln  nur  insoweit  Anwendung,  als  sie  ausdrückliche 
Bestimmungen  darül)er  enthält.  Unter  „Arzneimitteln“  sind  auch 
hier  solche  für  Menschen  und  für  Tliiere  verstanden;  dies  beweist 
neben  dem  allgemeinen  Sprachgebrauch  der  Umstand,  dass  die  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung  in  Betreff  der  Ausübung  der 
Thierheilkunde  durchaus  denjenigen  in  Betreff  der  Ausübung  der 
Heilkunde  an  Menschen  entsprechen,  was  den  Schluss  rechtfertigt, 
dass  die  Gewerbeordnung  auch  hinsichtlich  der  Freigabe  des  Ver- 
kaufes der  für  Thiere  bestimmten  Arzneimittel  den  gleichen  Stand- 
punkt einnehmen  wollte,  wie  hinsichtlich  der  Freigabe  des  Ver- 
kaufes der  für  Menschen  bestimmten  Arzneien.  Ein  ausreichender 
Grund,  die  Gewerbefreiheit  nicht  auf  den  Verkauf  von  Thierarzneien 
auszudehnen,  lag  darin,  dass  durch  den  leichtfertigen  Verkauf  sol- 
cher Mittel  Leben  und  Gesundheit  nicht  nur  von  Tliieren,  sondern 
auch  von  Menschen  gefährdet  werden  können. 

Wenn  daher  nach  Abs.  2 des  § 6 G.-O.  durch  kaiserl.  Verord- 
nung bestimmt  wird,  welche  Apothekerwaaren  dem  freien  Verkehr 
zu  überlassen  sind,  so  bezieht  sich  dies  auch  auf  die  als  Heilmittel 
für  Thiere  dienenden  Apothekerwaaren;  und  wenn  die  auf  Grund 
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dieser  Gesetzesbestimmung  ergangene  kaiserliche  Yeroi’dnung  vom 
27.  Januar  1890  festsetzt,  dass  die  in  der  Anlage  A.  dieser  Verord- 
ming  aufgeführten  Zubereitungen,  ohne  Unterschied,  ob  sie  heil- 
kräftige Stoffe  enthalten  oder  nicht,  als  Heilmittel  nur  in  Apotheken 
feilgelialten  oder  verkauft  werden  dürfen,  so  fehlt  abermals  jeder 
Anlialtspunkt  dafür,  dass  der  Ausdruck  „Heilmittel“  hier  in  einem 
engeren  Sinn  gel)raucht  ist,  als  der  Ausdruck  „Arzneien“  in  § 367, 
3 St.-G.B.  und  der  Ausdruck  „Arzneimittel“  in  § 6 G.-O.;  es  er- 
scheint vielmehr  die  Auffassung  geboten,  dass  unter  diesen  „Heil- 
mitteln“ auch  die  für  die  Heilung  von  Thieren  verwendeten  ver- 
standen sind,  eine  Auffassung,  von  der  offensichtlich  auch  die  im 
Anschluss  an  die  erwähnte  kaiserliche  Verordnung  erlassene  Ver- 
fügung des  Ministeriums  des  Innern  vom  19.  December  1891  aus- 
geht, indem  sie  in  § 1 bestimmt,  dass  gewisse  Zubereitungen  zum 
Gebrauch  in  der  Thierheilkundo  nur  auf  schriftliche  Anweisung 
eines  Thierarztes  in  den  Apotheken  als  Pleilmittel  abgegeben  wer- 
den dürfen. 

Das  angefochtene  Urtheil  hat  daher  mit  Recht  angenommen, 
dass  durch  die  Strafbestimmung  des  § 367,  3 St.-G.-B.  und  durch 
das  Verkaufsverbot  des  § 1 der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
27.  Januar  1890  auch  Heilmittel  für  Thiere  getroffen  werden.  Da 
dasselbe  auch  sonst  keine  Verletzung  des  Gesetzes  erkennen  lässt, 
musste  die  Revision  der  Angeklagten  verworfen  werden. 

Dagegen  hat  sich  das  Landgericht  in  Lissa  in  einem  Erkennt- 

o o o 

niss  vom  15.  Februar  1893  der  Anschauung  angeschlossen,  dass 
Thierheilmittel  unter  die  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  nicht 
fallen.  In  der  Begründung  heisst  es: 

„Das  Pferdepulver  hält  der  Gerichtshof  ebenfalls  für  ein  Heil- 
mittel, erachtet  aber  im  Uebrigen  diese  Frage  für  den  vorliegenden 
Fall  deswegen  für  unerheblich,  weil  er  der  Ansicht  ist,  dass  die 
angezogene  Verordnung  sich  überhaupt  nur  auf  Heilmittel  für 
Menschen  beziehe,  Pferdepulver  nur  Thieren,  speciell  Pferden  gege- 
ben werde.  Die  Verordnung  spricht  zwar  nur  von  Heilmitteln  im 
Allgemeinen,  hat  aber  die  Bestimmung,  die  den  Apotheken  durch 
frühere  Gesetze  gewährten  Privilegien  zum  alleinigen  Verkauf  ge- 
wisser Stoffe  genau  zu  begrenzen.  Solche  Privilegien  (zum  alleinigen 
Amrkauf  gewisser  Stoffe),  von  dem  Edikt  vom  27.  September  1725 
an  gerechnet,  sind  den  Apotheken  aber  nur  mit  Rücksicht  auf  die 
menschliche  Gesundheit  gegeben  worden.  Dafür  spricht  allein  schon 
der  Umstand,  dass  den  Rechten  gewisse  Pflichten  gegenüberstehen, 
wie  Gewährung  von  Heilmitteln  zur  Nachtzeit,  Angabe  des  Namens 
derjenigen  Personen,  für  welche  das  Heilmittel  bestimmt  ist  u.  s.  w., 
Avelche  deutlich  zeigen,  dass  die  Gesetzgeber  beim  Erlass  ihrer  pri- 
vilegirenden  Bestimmungen  nur  an  Menschen  gedacht  haben  (cfr. 
Zeitschrift  für  preussisches  Recht  Bd.  I,  No.  343,  Oppenhof,  Kom- 
mentar zu  § 367,  3 des  Str.-G.-B.).  Demnach  kann  sich  die  neueste 
Verordnung  vom  27.  Januar  1890  ebenfalls  nur  auf  Heilmittel  für 
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Menschen  beziehen.  Der  Verkauf  von  Pferdepulver  fällt  demnach 
nicht  unter  die  Verordnung  vom  27.  Januar  1890.“ 

Zwei  weitere  Erkenntnisse  des  Kammergerichts  lauten: 

I. 

Der  Berufungsrichter  stellt  thatsächlich  fest,  dass  der  Ange- 
klagte Pulvis  equorum  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  feilgehalteii 
hat,  dass  dieses  trockene,  aus  zerkleinerten  Substanzen  bestellende 
Gemenge  zu  den  Tliierarzneimitteln  gehört,  indem  es  zur  Beseiti- 
gung eines  krankhaften  Zustandes  dient  und  in  der  Regel  als  Heil- 
mittel zur  Behebung  von  Appetitlosigkeit  und  zur  Anregung  mangel- 
haften Appetites  gegeben  wird,  dass  endlich  dieses  Gemenge  zu 
den  unter  No.  4 des  Verzeichnisses  A.  zur  kaiserl.  Verordnung  vom 
27.  Januar  1890  aufgeführten  Zubereitungen  zu  rechnen  ist. 

Die  Ansicht  des  Berufungsgerichts,  dass  zu  den  „Arzneien“  im 
Sinne  des  § 367,  3 St.-G.-B.  und  zu  den  „Zubereitungen“  resp.  Heil- 
mitteln im  Sinne  des  § 1 der  gedachten  kaiserl.  Verordnung  auch 
Arzneien  und  Heilmittel  für  Thiere  zu  rechnen  seien,  ist  zutreffend 
und  steht  im  Einklänge  mit  der  bisherigen  Rechtsprechung  des 
Kammergerichts  (vergleiche  XJrtlieile  vom  24.  März  1892  und  vom 
20.  Februar  1893),  nach  welcher  der  Wortlaut  der  genannten  Ge- 
.setze  und  deren  Zweck,  die  auch  durch  den  leichtfertigen  Verkauf 
von  Mitteln  gegen  ICrankheiten  der  Thiere  eintretende  Gefährdung 
des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Menschen  zu  verhüten,  jene 
Auslegung  rechtfertigt. 

Hieraus  ergiebt  sich  denn  auch,  dass  die  gegentheilige  Meinung, 
welche  darauf  gestützt  wird,  dass  der  § 367,  3 St.-G.-B.  aus  dem 
Strafgesetzbuche  für  die  preussischen  Staaten  vom  14.  April  1851 
in  im  Wesentlichen  unveränderter  Fassung  übernommen  sei,  und 
dass  der  entsprechende  § 345,  2 dieses  Gesetzbuches  im  dritten 
Titel  des  Theiles  IH  daselbst  seine  Stelle  hat,  welcher  die  Ueber- 
schrift  trägt:  „Uebertretungen  in  Beziehung  auf  die  persönliche 

Sicherheit,  Ehre  und  Freiheit“,  nicht  haltbar  erscheint. 

Der  Vorderrichter  geht  aber  von  dem  rechtsirrthümlichen  Grund- 
sätze aus,  dass,  wenn  einem  feilgehaltenen  Mittel  die  Eigenschaft 
eines  Heilmittels  wirklich  innewohnt,  das  Feilhalten  desselben  zu 
anderen  als  Heilzwecken  für  die  Strafbarkeit  bedeutungslos  sei.  Es 
kommt  jedoch  nach  dem  klaren  Wortlaute  des  § 1 der  kaiserl.  Ver- 
ordnung gerade  darauf  an,  ob  eine  Zubereitung  „als  Heilmittel“ 
feilgehalten  worden,  und  dieser  Sinn  ist  auch  dem  § 367,  3 St.-G.-B. 
beizulegen.  (Vergleiche  auch  Entscheidungen  des  Reichsgerichts 
Band  V,  S.  416,  4l7.) 

Dieses  „Feilhalten“  als  „Heilmittel“  würde  allerdings  dadurch 
nicht  nothwendig  ausgeschlossen  sein,  dass  der  Angeklagte  — etwa 
zur  Umgehung  des  Verbotes  — das  Mittel  als  Heilmittel  nicht  aus- 
drücklich empfohlen  hätte.  Der  Berufungsrichter  wird  also  hier- 
nach noch  zu  prüfen  haben,  ob  der  Angeklagte  das  pulvis  equorum 
als  Heilmittel  feilgehalten  hat.  Deshalb  ist  die  Sache  zur  ander- 
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weiten  Verhandlung  und  Entscheidung,  auch  über  die  Kosten  der 
Revisionsinstanz,  an  das  Berufungsgericht  zurückverwiesen  worden. 

(Erk.  V.  26.  Oktbr.  1893.) 

II. 

Die  Revision  des  Angeklagten,  welche  Verletzung  der  kaiserl. 
Verordnung,  betreffend  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  vom  27.  Ja- 
nuar 1890,  sowie  der  §§  3 Absatz  1,  7 Absatz  2 und  12  der  Polizei- 
verordnung  des  Regierungspräsidenten  zu  Schleswig,  betreffend  die 
Aufbewahrung,  den  Verkauf  und  die  Verwendung  von  Giften,  Drogen 
und  giftigen  Stoffen  vom  8.  August  1891  durch  unrichtige  Anwen- 
dung rügt,  ist  nur  zum  Theil  begründet. 

Nach  der  thatsächlichen  Ifeststellung  des  Berufungsrichters 
hat  der  Angeklagte,  welcher  in  K.  einen  Drogenhandel  betreibt,  im 
Jahre  1893  daselbst  Recepte,  welche  ihm  vom  Thierarzt  E.  zur  An- 
fertigung gegeben  waren,  dispensirt  und  die  Zubereitungen  zum 
Theil  an  die  in  den  Recepten  angegebenen  Empfänger,  zum  Theil 
an  den  Thierarzt  abgegeben. 

Es  ist  ferner  festgestellt,  dass  es  sich  dabei  in  jedem  Falle 
um  die  Herstellung  entweder  von  trockenen  Gemengen  oder  von 
flüssigen  Mischungen  oder  von  Salben  gehandelt  hat,  deren  Feil- 
lialtung  durch  das  Verzeichniss  A.  der  kaiserl.  Verordnung  vom 
27.  Januar  1890  nicht  freigegeben  ist,  und  dass  es  nur  Heilmittel 
für  Thiere  gewesen  sind,  welche  der  Angeklagte  in  dieser  Weise 
verkauft  hat. 

Mit  Recht  hat  der  Vorderrichter  angenommen,  dass  zu  den 
„Arzneien“,  deren  Zubereitung,  Feilhalten,  Verkaufen  und  sonstiges 
Ueberlassen  an  Andere,  soweit  der  Handel  mit  denselben  nicht  frei- 
gegeben ist,  wenn  dies  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  geschieht,  durch 
§ 367,  3 des  Strafgesetzbuches  mit  Strafe  bedroht  ist  und  zu  den 
dem  Verkehr-  nicht  freigegebenen  „Arzneimitteln“,  sowie  zu  den 
„Heilmitteln“  im  Sinne  der  kaiserl.  Verordnung  vom  27.  Januar 
1890  auch  Arzneien  und  Heilmittel  für  Thiere  zu  rechnen  seien; 
denn  — wie  in  den  Urtheilen  des  Kammergerichts  vom  24.  März 
1892  (S.  132,  92),  vom  20.  Februar  1893  (S.  32,  93),  vom  26.  Ok- 
tober 1893  (S.  649,  93)  näher  ausgefülirt  ist  — der  Wortlaut  der 
genannten  Gesetze  und  deren  Zweck,  nämlich  der,  die  auch  durch 
den  leichtfertigen  Verkauf  von  Mitteln  gegen  ICrankheiten  der  Thiere 
eintretende  Gefährdung  des  Lebens  und  der  Gesundheit  der  Men- 
schen zu  verliüten,  rechtfertigt  diesen  vom  Berufungsrichter  den  be- 
zeichneten  gesetzlichen  Vorschriften  beigelegten  Sinn. 

Wenn  der  Berufungsrichter  ferner  feststellt,  dass  die  fraglichen 
Zubereitungen  nicht  im  Grosshandel  abgegeben  seien,  dass  schon 
deshalb  der  Handel  mit  denselben  auf  Grund  des  § 3 der  Verord- 
nung vom  27.  Januar  1890  nicht  freigegeben  sei,  und  wenn  er  an- 
nimmt, dass  der  Angeklagte  sicli  somit  auf  Grund  dieser  Verord- 
nung und  des  § 367,  3 Strafgesetzbuches  strafbar  gemacht  liabe, 
so  beruht  dies  auf  einer  ersichtlichen,  rechtsirrthümlichen  Verken- 
nung dos  Begriffes  „Grosshandel“  nicht. 
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Steht  aber  fest,  dass  der  Angeklagte  die  gedachten  Zuberei- 
tungen überhaupt  niclit  iin  Grossliandel,  sondern  nur  im  Kleinhandel 
als  Heilmittel  für  Thiere  verkauft  liat,  so  kann  die  Frage  unerörteit 
bleiben,  ob  nach  dem  Sinne  des  § 3 der  Verordnung  vom  27.  Ja- 
nuar 1890  der  Grosshandel  nur  mit  den  daselbst  im  Verzeichniss  ß. 
aufgeführten  Gegenständen,  nicht  aber  auch  mit  den  im  Verzeich- 
niss A.  aufgeführten  Zubereitungen  freigegeben  sei. 

Infolge  dieser  Erkenntnisse  gingen  die  Verwaltungsbelwrden 
einzelner  Staaten  direkt  gegen  den  unbefugten  Handel  mit  Thier- 
heilmitteln vor.  So  machte  das  badische  Ministerium  die  ihm 
unterstellten  Behörden  darauf  aufmerksam,  dass  nach  der  Recht- 
sprechung verschiedener  Gerichtshöfe  die  Frage,  ob  Thierheilmittel 
als  Heilmittel  im  Sinne  der  Verordnung  vom  27.  Januar  1890 
gelten,  in  der  jüngsten  Zeit  in  den  meisten  Fällen  bejaht  wurde 
und  damit  anerkannt  sei,  dass  der  Handel  mit  Thierarzneimitteln 
unter  die  Bestimmungen  der  genannten  Verordnung  falle  und  dem- 
gemäss Thierheilmittel  nur  in  Apotheken  hergestellt  und  verkauft 
werden  dürfen,  und  wies  die  Behörden  an,  in  diesem  Sinne  zu 
verfahren  und  gegen  Zuwiderhandelnde  strafend  vorzugehen. 
Ebenso  wies  das  grossherzogl.  sächsische  Staatsministerium  in  Wei- 
mar durch  Schreiben  vom  23.  Februar  1893  die  Verwaltungßbe- 
hörden  an,  Beschwerden  von  Apothekern  über  den  ungesetzlichen 
Handel  von  Kaufleuten  mit  Thierheilmitteln,  nachdem  von  einer 
grösseren  Reihe  oberer  Gerichtshöfe  und  besonders  auch  vom  Ob.- 
L.-G.  in  Jena  die  Frage  im  Sinne  des  § 367,  3 des  Str.-Ges.-B. 
entschieden  worden  sei,  nicht  mehr  zurückzuweisen,  sondern  anzu- 
nehmen und  dem  unerlaubten  Handel  mit  Thierheilmitteln  mittelst 
Strafverfügungen  entgegenzutreten.  Ein  aus  diesem  Anlass  er- 
stattetes, sehr  werthvolles  Gutachten  über  die  hier  in  Rede  stehende 
Frage,  erstattet  von  dem  ersten  Staatsanwalt  in  Weimar,  ist  in 
No.  29,  1893,  der  Pharm.  Ztg.  abgedruckt. 

Die  Frage,  betr.  die  Anwendbarkeit  der  kais.  Verordnung  vom 
27.  Januar  1890  auf  die  Thierheilmittel  darf  jetzt  in  dem  Sinne 
als  gelöst  betrachtet  werden,  dass  Thierheilmittel  nur  in  den 
Apotheken  feilgehalten  und  verkauft  werden  dürfen. 


12.  Dispeiisirrecht  der  Tliierärzte,  Zahnärzte 

und  Aerzte. 


Was  dagegen  das  Dispensirrecht  der  Thier- 
ärzte anlangt,  so  ist  dasselbe,  als  eine  Angelegenheit 
der  staatlichen  Medicinalverwaltung,  durch  ein  Reichs- 
gesetz über  Feilhalten  und  Verkauf  von  Arzneien  natür- 
lich gar  nicht  berührt  worden.  In  Preussen  ist  nach 
älteren  und  in  Bayern  nach  neueren  Bestimmungen 
(vgl.  Verordnung  vom  25.  April  1877)  den  Thierärzten 
das  Recht  zur  Abgabe  von  Arzneien  in  ihrer  Praxis 
ausdrücklich  eingeräumt. 

Zahnärzte  dürfen  äusserliche  Arzneimittel  in 
ihrer  Praxis  bereiten  und  feilhalten  (R.  vom  11.  Febr. 
1812.  Graf  Hue  de  Grais,  Handbuch  der  Verfassung 
und  Verwaltung  S.  296).  Zahntechniker,  Dentisten, 
Heildiener,  Bandagisten,  etc.  gehören  überhaupt  nicht 
zu  den  Medicinalpersonen,  es  findet  daher  auf  den 
Arzneihandel  dieser  die  Verordg.  v.  27.  Januar  1890 
unbeschränkt  Anwendung. 

Der  Stand  der  Gesetzgebung  ist  hinsichtlich  der 
Thierärzte  der  folgende: 

Preussen^).  Hier  besteht  eine  eigentliche  Gesetzgebung 
über  die  Ausübung  der  Thierheilkunde  nicht.  Eine  Min.-Verfügung 
vom  23.  Juli  1833  erklärt,  dass  Bestimmungen  über  die  Arznei- 
verordnung der  Thierärzte  „in  der  Gesetzgebung  über  das  Apotheker- 
wesen bisher  noch  nicht  mit  einbegriffen  gewesen  sind,  weil  der 
Zweck  dieser  strengen  Vorschriften,  die  Sicherung  des  Lebens  und 
der  Gesundheit  der  Menschen  vor  Gefährdung,  bei  Viehkuron  von 
selbst  wegfällt“,  und  sie  setzt  hinzu:  „es  steht  daher  allen  Thier- 
ärzten frei,  die  von  ihnen  für  Heilung  kranker  Thiere  zu  ver- 
wendenden Arzneien  selbst  zu  dispensiren  resp.  einzusammeln  und 
nur  die  Gifte  müssen  hiervon  ausgeschlossen  bleiben“.  Dies  ist 
bis  heute  geltendes  Recht  in  Preussen,  wie  mehrere  spätere  Min.- 
Yerfügungen  (die  Verf.  v.  9.  Juli  1836)  bestätigen,  die  indess 
sämmtlich  betonen,  dass  die  sogenannten  direkten  Gifte  von  den 
Thierärzten  weder  vorräthig  gehalten  noch  abgegeben  werden  dürfen. 


122  DispensirrecLt  der  Tliierärzte,  Zahnärzte  und  Aerzte. 

Im  Rbz.  Cassel  wurde  unterm  28.  April  1894  folgende  Ver- 
fügung erlassen: 

Nach  den  bestehenden  Vorschriften  über  das  Selbstdispensiren 
der  approbirten  Thierärzte  dürfen  Letztere  nur  die  in  ihrer  eigenen 
Praxis  anzuwendenden  Arzneien  selbst  zubereiten  und  dispensiren 
und  die  zu  diesem  Behufe  erforderliclien  Arzneiwaaren  in  einer  für 
diesen  Zweck  ihnen  verstatteten  Hausapotheke  vorräthig  halten. 
Hiervon  ausgenommen  sind  jedoch  alle  direkten  Gifte.  Thierärzt- 
liche Verordnungen,  welche  derartige  Stoffe  enthalten,  müssen  daher 
in  den  Apotheken  zubereitet  werden.  Nur  zum  äusserlichen  Ge- 
brauche bestimmte  Mittel,  welche  direkte  Gifte  mit  anderen  Stoffen 
vermengt  enthalten,  dürfen  Thierärzte  zwar  vorräthig  halten,  die  Zu- 
bereitung auch  dieser  Mittel  muss  jedoch  stets  in  einer  Apotheke 
erfolgen.  Zusammengesetzte  Arzneien  zum  inneren  Gebrauche  da- 
gegen dürfen,  falls  sie  direkte  Gifte  enthalten,  unter  keinen  Um- 
ständen von  Thierärzten  zubereitet  und  vorräthig  gehalten  werden. 

Geheim-  oder  Reklamemittel  zur  Heilung  von  Thierkrankheiten 
dürfen  auch  Thierärzte  zum  Verkaufe  weder  öffentlich  ankündigen 
noch  anpreisen. 

Solches  wird  unter  Hinweis  auf  § 367  3 u.  5 R.-Str.-G.-B.,  so- 
wie auf  die  Bezirkspolizei-Verordnung  vom  20.  Oktober  1893  hiermit 
in  Erinnerung  gebracht. 

Cassel,  am  28.  April  1894. 

Der  Regierungspräsident. 

*)  1.  Den  approbirten  Thierärzten  ist  es  erlaubt,  in  ihrer 
eigenen  Praxis  Medikamente  selbst  zu  dispensiren  und  die  zu  diesem 
Behufe  erforderlichen  Arzneiwaaren,  mit  Ausnahme  der  Gifte,  in 
einer  für  diesen  Zweck  ihnen  verstatteten  Hausapotheke  vorräthig 
zu  halten, 

2.  Direkte  Gifte  dürfen  nicht  vorräthig  gehalten  werden;  viel- 
mehr müssen  Verordnungen,  welche  solche  Mittel  enthalten,  in  den 
Apotheken  bereitet  werden. 

3.  Zum  äusseren  Gebrauche  bestimmte  Mittel,  welche  direkte 
Gifte  mit  anderen  Substanzen  vermengt  enthalten,  dürfen  die  Thier- 
ärzte zwar  vorräthig  halten;  jedoch  muss  die  Bereitung  solcher 
Mittel  stets  in  einer  Apotheke  erfolgen. 

4.  Zusammengesetzte  Arzneien,  welche  direkte  Gifte  enthalten 
und  zum  Innern  Gebrauch  bestimmt  sind,  dürfen  dagegen  nicht 
vorräthig  gehalten  werden.  (Verf.  der  Reg.  zu  Düsseldorf  vom 
11,  Jan.  1888.) 

Bayern.  Hier  ist  den  Thierärzten  durch  das  „Organische 
Edikt  über  das  Veterinärwesen“  vom  1.  Februar  1810  das  Dis- 
pensirrecht gewährleistet.  Der  § 17  der  Verordnung  vom  1.  Sep- 
tember 1858  erklärt,  dass  bezüglich  der  Abgabe  von  Medikamenten 
in  der  Veterinärpraxis  es  bei  den  dermaligen  Anordnungen  be- 
wenden bleibt,  wonach  den  Thierärzten  das  Selbstdispensiren  zu- 
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steht.  Für  die  von  den  Thierärzten  in  ihren  Hausapotheken  dis- 
pensirten  Arzneimittel  besteht  eine  amtliche  Arzneitaxe. 

Sachsen.  Auch  in  Sachsen  sind  die  Thierärzte  im  Besitz 
des  Dispensirrechts.  Die  Ausübung  desselben  regelt  in  eingehendster 
Weise  die  Verordnung  vom  29.  September  18G9,  betr.  den  Einfluss 
der  Gewerbeordnung  auf  die  Gesetzgebung  über  die  Thierheilkunde. 
Eine  amtliche  Taxe  für  Thierarzneien  wird  periodisch  herausgegeben. 

Württemberg.  In  Württemberg  dürfen  Thierärzte  Haus- 
apotheken nicht  halten,  auch  Medikamente  ausser  in  Fällen  drin- 
gender Noth  für  die  von  ihnen  behandelten  Thiere  nicht  abgeben. 
Näheres  hierüber  enthält  § 9 der  Verfügung,  betr.  die  Verordnung 
und  Abgabe  von  Arzneimitteln  vom  30.  December  1875.  Die  thier- 
ärztlichen Arzneimittel  werden  mit  20  pCt.  Abzug  nach  der  allge- 
meinen Taxe  berechnet. 

Baden.  Ein  für  Thierärzte  allgemein  gültiges  Recht  zum 
Selbsdispensiren  existirt  in  Baden  nicht;  doch  hat  die  Apotheken- 
Ordnung  vom  Jahre  1806  Aerzten  und  Thierärzten  gestattet,  mit 
besonderer  Genehmigung  des  Ministeriums  Hausapotheken  dort  zu 
halten,  wo  die  Entfernung  von  einer  Apotheke  oder  die  Schwierigkeit, 
dieselbe  zu  erreichen,  gross  sind.  Seit  Einführung  der  deutschen 
Gewerbeordnung  ist  die  Haltung  von  Hausapotheken,  unter  Ent- 
scheidung von  Fall  zu  Fall,  auch  Thierärzten  an  Orten  gestattet, 
an  welchen  Apotheken  sich  befinden.  Ein  Erlass  vom  31.  Oktober  187  7 
spricht  sich  dahin  aus,  dass  die  Abgabe  der  im  Verz.  A.  der  kais. 
Verordnung  vom  4.  Januar  1875  bezeichneten  Zubereitungen  zum 
Gebrauch  für  Thiere  den  Thierärzten  gestattet  ist,  da  hierin  ein 
Verkauf  als  „Heilmittel“  nicht  liegt,  dass  dagegen  die  im  Verz.  B. 
angeführten  Drogen  und  Präparate  nur  von  solchen  Thierärzten 
abgegeben  werden  dürfen,  welche  die  Erlaubniss  zur  Haltung  einer 
Hausapotheke  besitzen.  Eine  besondere  Thierarzneitaxe  besteht  nicht. 

Hessen.  In  Hessen  ist  den  Thierärzten  auf  Grund  des 
letzten  Absatzes  des  § 37  der  Med.-Ordg.  vom  26.  Juni  1861  das 
Selbstdispensiren  von  Arzneien  und  die  Haltung  von  Hausapotheken 
untersagt.  Nur  für  dringende  Fälle  darf  der  Thierarzt  einen  kleinen, 
aus  Apotheken  zu  beziehenden  Arzeivorrath  (z.  B.  Morphium, 
Eserin  etc.)  bei  sich  führen. 

In  Anhalt,  Braunschweig,  Bremen,  Coburg- Gotha, 
Hamburg,  beiden  Mecklenburg,  Oldenburg,  Reuss, 
Schaumburg  - Lippe  uud  Schwarzburg  - Rudolstadt  besitzen 
die  Thierärzte  theils  gesetzmässig,  theils  gewohnheitsmässig  das 
Recht  zum  Selbstdispensiren  von  Arzneien;  im  Grossherzogthum 
Weimar  ist  es  denselben  bedingungsweise  zugestanden  (an  Orten 
ohne  Apotheken);  im  Herzogthum  Meiningen  nur  für  Nothfälle. 
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Was  das  Dispensirrecht  der  nicht  approbirten  Thierärzte  an- 
lanod,  so  beschränkt  sicli  dasselbe  auf  die  Abgabe  der  dem  freien 
Verkehr  unterliegenden  Apotliekerwaaren  und  haben  die  Betreffenden 
hierfür  Gewerbesteuern  vom  Handel  zu  entrichten.  Wenn  sich 
approbirte  Thierärzte  dagegen  auf  das  Selbstdispensiren  der  bei 
ihren  Kuren  von  ihnen  verordneten  Arzneimittel  beschränken,  so  wird 
dies  nach  einem  preuss.  Finanzminist.-Erlass  vom  14.  Decbr.  1888 
nicht  als  Betrieb  eines  Handelsgewerbes  angesehen  und  begründet 
nicht  die  Verpflichtung  zur  Entrichtung  der  Gewerbesteuer.  Thier- 
ärzte, welche  ausserhalb  ihrer  Praxis  Handel  mit  Arzneien  betreiben, 
sind  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  die  Approbation  erlangt  haben 
oder  nicht,  gewerbesteuerpllichtig  und  nach  § 9 C.  der  Anweisung 
vom  26.  Mai  1876  zur  Gewerbesteuer  zu  veranlagen. 

Es  unterliegt  somit  keinem  Zweifel,  dass  das  Dis- 
pensirrecht der  Thierärzte,  wo  es  denselben  durch  die 
Landesgesetzgebung  gewährleistet  ist,  durch  die  Ver- 
ordnung vom  27.  Januar  1890  ganz  unberührt  ge- 
blieben ist. 

Das  Dispensirrecht  der  Aerzte  ist  durch  die 
Verordnung  vom  27.  Januar  1890  ebenfalls  nicht  be- 
rührt und  regelt  sich  nach  wie  vor  nach  den  betreffen- 
den Landesbestimmungen. 

Durch  die  kaiserl.  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  sollte  nur 
bestimmt  werden,  welche  Apotliekerwaaren  dem  freien  Verkehr  zu 
überlassen  sind;  dies  geschah  dadurch,  dass  die  Zubereitungen  u.  s.  w. 
aufgezälilt  wurden,  welche  nur  in  Apotheken  feilgelialten  und  ver- 
kauft werden  dürfen.  Die  Beschränkung  auf  den  Verkauf  in  Apo- 
theken  bildet  nur  den  Gegensatz  zu  der  Ueberlassung  an  den  freien 
Vorkehr;  nicht  aber  sollten  mit  dem  Ausdruck,  dass  die  aufgezählten 
Zubereitungen  u.  s.  w.  nur  in  Apotheken  feilgehalten  oder  verkauft 
werden  dürfen,  die  landesgesetzliclien  Bestimmungen  beseitigt  wer- 
den, zufolge  welcher  Arzneien  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
von  Aerzten  an  die  von  ihnen  behandelten  Kranken  verabreicht  oder 
in  öffentlichen  Anstalten  für  die  in  denselben  befindlichen  Personen 
hergestellt  werden  dürfen.  Die  Befugniss  der  Landesgesetzgebung, 
den  Aerzten  die  gewerbsmässige  Verabreichung  von  Arzneimitteln 
ohne  vorgängige  Erlaubniss  des  Bezirkspräsidenten  zu  untersagen, 
kann  mit  Grund  nicht  bestritten  werden.  Dadurch,  dass  den  Aerzten 
die  gewerbsmässige  Verabreichung  auch  solcher  Arzneimittel,  welche 
dem  freien  Verkehr  überlassen  sind,  ohne  Erlaubniss  untersagt  wird, 
worden  diese  Arzneimittel  dem  freien  Verkehr  nicht  entzogen;  cs 
wird  nur  den  Aerzten  die  Berufspflicht  auferlegt,  sich  der  gewerbs- 
mässigen Verabreichung  auch  solcher  Arzneien  zu  enthalten;  gemäss 
§ 144  der  Gewerbeordnung  ist  es  aber  nach  den  darüber  bestehen- 
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den  Gesetzen  und  zwar  gemäss  § 6 das.  bei  Aerzten  auch  nacli  den 
Landesgesetzen  zu  beurtheilen,  inwiefern  Zuwiderhandlungen  der- 
selben gegen  ihre  Berufspflichten,  ausser  den  in  der  Gewerbeord- 
nung erw'ähnten  Fällen,  einer  Strafe  unterliegen. 

(Goltdainmer;  Reger,  Entsch.  XIV,  S.  298.) 

Entstehungsgeschichte,  Tendenz  undSinn,  sowie  Wortlaut  derVer- 
ordnung  vom  4.  Januar  1875  (27.  Januar  1890)  bew'eisen  diese  An- 
nahme. Die  Verordnung  hat  und  soll  lediglich  die  Ajafgabe  haben:  „im 
Anschluss  an  § G Al.  2 der  Gew.-Ordg.  die  Grenzen  des  pharma- 
ceutischen  Arzneimonopols  gegenüber  der  allgemeinen  Handels- 
freiheit (nicht  gegenüber  den  Aerzten  und  Thierärzten)  zu  fixiren“, 
also  diejenigen  Arzneiwaaren  festzustellen,  welche  dem  „freien  Ver- 
kehr“ überlassen  sind.  Die  Verordnung  zieht  also  die  Grenze 
zwischen  Arzneiwaaren  überhaupt  und  Handelsartikeln  und  be- 
stimmt, welche  der  bisher  zu  ersteren  gerechneten  Stoffe  aus  dieser 
Kategorie  ganz  ausscheiden  und  zu  den  dem  freien  Verkehre  über- 
lassen en  Handelswaaren  gehören.  Sie  setzt  mit  anderen  Worten 
die  Rechte  der  Apotheker  und  Kaufloute  auseinander.  Anders 
liegt  aber  die  Sache  zwischen  Apothekern  und  Aerzten.  Letztere 
gehören  keineswegs  zu  den  gewöhnlichen  Gewerbetreibenden  oder 
Kaufleuten,  auf  die  eine  Verordnung  über  Feilhalten  und  Ver- 
kauf von  Arzneien  Anwendung  findet,  vielmehr  sind  deren  Berufs- 
pfliehten  besonders  festgestellt.  Der  § 460  des  preuss.  Allgem. 
Landrechts  sagt : ’ 

„Aerzte  und  Wundärzte  müssen  sich  der  eigenen  Zubereitung 
der  den  Kranken  zu  reichenden  Arzneien  an  Orten,  wo  Apotheker 
sind,  der  Regel  nach  enthalten.“ 

Und  im  Anschlüsse  hieran  und  im  Sinne  dieser  Bestimmung  wird 
dann  im  § 14  der  preuss.  Apothekerordnung  das  Nähere  festgesetzt 
und  der  Fall  bestimmt,  in  welchem  Aerzte  „jedoch  lediglich  zürn 
Gebrauch  in  ihrer  Praxis,  nicht  zum  Wiederverkauf  an  andere 
Personen“  eine  Hausapotheke  halten  dürfen.  In  dieser  Fassung 
liegt  der  principielle  Unterschied  zwischen  Arznei handel  und 
Arzneidispensirrecht  angedeutet  und  damit  zugleich  die  Er- 
klärung, warum  eine  Verordnung  über  „Feilhalten  und  Verkauf“ 
von  Arzneien  auf  Aerzte  niemals  Anwendung  finden  kann. 

Die  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  hat  also  an  den  in  den 
einzelnen  Apothekerordnungen  und  ihren  Nachträgen  niedergelegten 
Bestimmungen  über  das  Dispensirrecht  der  Medicinalpersonen 
nichts  geändert.  (S.  auch  des  Erk.  des  L.-G.  in  Colmar,  vom 
20.  Februar  1893,  Pharm.  Ztg.  1895,  No.  3.) 


13.  Die  Drogenhandlungen, 


Der  gewerbsmässige  Verkauf  der  in  der  Verordnung 
vom  27.  Januar  1890  freigegebenen  Arzneimittel  findet 
in  den  Drogenh  andlungen  statt.  Zur  Errichtung 
einer  solchen  bedarf  es  nach  der  Gewerbe -Ordnung 
keiner  Koncession,  wohl  aber  ist  der  zusätndigen  Be- 
hörde von  der  Errichtung  sofort  Anzeige  zu  machen 
(§§  14  und  148  der  Gewerbe-Ordnung). 

Dagegen  hat  der  Drogenhändler  eine  Genehmigung 
zum  Handel  mit  Giften  nachzusuchen,  sofern  er  diesen 
Handel  nebenbei  betreiben  will.  Diese  Genehmigungen 
können  zurückgenommen  werden*). 

(Gew.-Ord.  §§  34,  53,  147,  1.) 

1)  In  den  Berliner  Koncessions- Urkunden  wird  an  die  Er- 
tkeilung  der  in  Frage  stehenden  Erlaubniss  die  Bedingung  geknüpft, 
dass  Inhaber  gehalten  sein  soll,  sich  bei  dem  Handel  mit  Giften 
nach  den  Bestimmungen  sowohl  der  kaiserlichen  Verordnung,  nach 
welcher  gewisse  Arzneimittel  nur  in  den  Apotheken  verkauft  werden 
sollen,  als  auch  nach  den  Vorscliriften  der  Polizeiverordnung  vom 
6.  December  1876,  betreffend  die  Verabreichung  von  Giften  und 
stark  wirkenden  Stoffen,  genau  zu  richten. 

§ 34.  Die  Landesgesetze  können  vorschreiben,  dass  zum 
Handel  mit  Giften  besondere  Genehmigung  erforderlich  ist. 

§ 53.  Ausser  aus  diesen  Gründen  (Unrichtigkeit  der  Nach- 
weise, Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte)  können  die  in 
den  §§  34  . . . bezeichneten  Genehmigungen  ...  in  gleicher  Weise  zu- 
rückgenommen werden,  wenn  aus  Handlungen  oder  Unterlassungen 
des  Inhabers  der  Mangel  derjenigen  Eigenschaften,  welche  bei  der 
Ertheilung  der  Genehmigung  oder  Bestallung  nach  Vorschrift  dieses 
Gesetzes  vorausgesetzt  werden  mussten . klar  erhellt.  Inwiefern 
durch  die  Handlungen  oder  Unterlassungen  eine  Strafe  verwirkt 
ist,  bleibt  der  richterlichen  Entscheidung  Vorbehalten. 
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Ausübuns:  des  Betriebs. 

§ 147,  1.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  300  M.  und  im  Unvermögens- 
falle mit  Haft  wird  bestraft:  Wer  den  selbstständigen  Betrieb  eines 
stehenden  Gewerbes,  zu  dessen  Beginne  eine  besondere  polizei- 
liche Genehmigung  erforderlich  ist,  ohne  die  vorschriftmässige  Ge- 
nehmigung unternimmt  oder  fortsetzt. 

Eine  gröbliche  und  wiederholte  Uebertretung’  der 
Verordnung"  vom  27.  Januar  1890  namentlich  durch 
Abgabe  von  zusammengesetzten  Arzneimitteln,  welche 
starkwirkende  Stoffe  enthalten,  würde  die  in  § 53  der 
Gew.-Ordg.  ausgesprochene  Zulässigkeit  der  Zurücknahme 
der  Giftkoncession  rechtfertigen.  Ein  Drogist,  welchem 
die  Giftkoncession  entzogen  ist,  darf  bei  Strafe  von 
300  M.  Gifte  oder  giftige  Stoffe  nicht  weiter  verkaufen. 

Nach  Entscheidungen  des  preussischen  Ober-Tribu- 
nals vom  1.  Juni  und  4.  November  1870  haben  die- 
jenigen polizeilichen  Vorschriften,  welche  die  Ausübung 
der  Gewerbe  regeln,  neben  der  Gewerbe-Ordnung  ihre 
Kraft  behalten,  da  aus  der  Fassung  des  § 9 des  letzte- 
ren unbedenklich  zu  entnehmen  sei,  dass  sich  derselbe 
lediglich  auf  die  Zulassung  zum  Betriebe  von  Ge- 
werben im  Allgemeinen  erstrecke,  keineswegs  aber  auf 
diejenigen  polizeilichen,  im  öffentlichen  Interesse  ge- 
gebenen Vorschriften,  unter  denen  die  Ausübung 
eines  bestimmten  Gewerbes  überhaupt  gestattet  sei  und 
denen  sich  Jedermann  unterwerfen  müsse,  der  es  be- 
treiben wolle.  Es  geht  demnach  daraus  hervor,  dass 
jeder  Gewerbetreibende  sich  denjenigen  Beschränkungen 
rücksichtlich  seines  Gewerbes  zu  unterwerfen  hat, 
welche  sich  aus  den  in  Gesetzen  oder  Verordnungen 
der  Behörden  enthaltenen  allgemeinen  oder  auch  aus 
örtlich  geltenden  sicherheits-,  bau-  und  wohlfahrts- 
polizeilichen Vorschriften  ergeben. 

Erkenntniss  des  preussischen  Ober-Verwaltungs- 
gerichts vom  2.  Februar  1878. 

Tn  der  Verwaltungsstreitsache  des  Drogenhändlers  B.  zu  B., 
Klägers  und  Revisionsklägers,  wider  die  Polizeiverwaltung  daselbst, 
Beklagte  und  Revisionsbeklagte,  hat  das  kgl.  Ober-Verwaltungs- 
gericht iü  seiner  Sitzung  vom  2.  Februar  1878,  an  welcher  der 
Präsident  Persius  und  die  Räthe  Dr.  Gneist,  Dahrenstädt,  Jebens, 
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V.  Meyeren,  Schmückert,  Freiherr  v.  Frank,  Solger  und  Albrecht 
Tlteil  genommen  haben,  für  Recht  erkannt: 

y,dass  auf  die  Revision  des  Klägers  die  Entscheidung  des  König- 
„lichen  Bezirksverwaltungsgerichts  zu  L.  vom  IG.  Oktober  1877 
„aufzuheben  und  die  Entscheidung  des  Kreisausschusses  des 
„Kreises  B.  vom  28.  Mai  1877  zu  bestätigen,  der  Werth  des 
„Streitgegenstandes  auf  15  M.  festzusetzen  und  die  Kosten  der 
„Berufungsinstanz,  sowie  der  Revisionsinstanz  dem  Kläger  zur 
„Last  zu  legen“. 

Gründe. 

Durch  rechtskräftiges  Erkenntniss  der  Königlichen  Kreisgerichts- 
Deputation  zu  B.  vom  14.  März  1877  wurde  der  Kaufmann  B.  zu  B. 

1.  wegen  Verkaufs  von  Waaren,  welcher  nur  in  Apotheken  ge- 
stattet ist, 

2.  wegen  Feilhaltens  von  Waaren,  welches  nur  in  Apotheken  ge- 
stattet ist, 

3.  wegen  Feilhaltens  von  Gift  ohne  polizeiliche  Erlaubniss, 

4.  wegen  Nichtbefolgung  der  über  die  Aufbewahrung  von  Giften 
ergangenen  Verordnungen 

zu  verschiedenen  Geldstrafen  verurtheilt. 

Tn  Folge  dessen  gab  die  Polizeiverwaltung  zu  B.  durch  die 
Verfügung  vom  16.  März  1877  dem  etc.  B.  unter  Androhung  einer 
Geldstrafe  von  15  M.,  für  welche  im  Falle  des  Unvermögens  eine 
eintägige  Haft  eintreten  soll,  auf: 

a)  alle  diejenigen  Zubereitungen  und  Heilmittel,  sowie  Drogen 
und  chemische  Präparate,  deren  Feilhalten  und  Verkauf  nach 
der  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  nur  in  Apotheken  ge- 
stattet ist,  binnen  4 Wochen  aus  seinemVerkaufslokale  zu  entfernen ; 

b)  die  bei  der  Revision  seines  Geschäfts  bezüglich  der  Bezeich- 
nung der  Gefässe,  deren  Aufstellung  und  Isolirung  gezogenen 
Monita  derjenigen  Zubereitungen  und  Drogen  bezw.  chemischen 
Präparate,  welche  er  nach  der  Verordnung  vom  4.  Januar  1875 
überhaupt  nur  feilzuhalten  und  zu  verkaufen  befugt  sei,  — 
binnen  4 Wochen  abzustellen. 

Gegen  diese  Verfügung  erhob  der  Kaufmann  B.  Klage  bei  dem 
Kreisausschusse  des  Kreises  B.,  „weil  die  der  vorgedachten  Ver- 
fügung untergelegten  Voraussetzungen  thatsächlich  nicht  vorhanden 
seien“.  Zur  Begründung  der  IGage  führte  er  an,  dass  er  Gross- 
händler sei  und  deshalb  weder  die  Verordnung  vom  4.  Januar  1875, 
noch  die  Vorschriften  der  ohnehin  nicht  amtlich  veröffentlichten 
Ministerial-Reskripte  über  die  Bezeichnung  der  Waarenbehältnisse 
auf  ihn  Anwendung  fänden.  Auch  sei  die  Androhung  einer  Geld- 
strafe nicht  gerechtfertigt,  weil  die  ihm  anbefohlene  Handlung  durch 
einen  Dritten  ausgeführt  werden  könne. 

Nach  erfolgter  mündlicher  Verhandlung,  in  welcher  die  Polizei- 
verwaltung zu  B.  den  Ausführungen  des  Klägers  widersprach,  er- 
kannte der  Kreisausschuss  des  Kreises  B.  am  28.  Mai  1877  aus 
materiellen  Gründen: 


Erk.  des  O.-V.-G.  vom  2.  Februar  1878. 
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„dass  die  Klage  wider  die  Exekutions-Androhungs-Verfügung  vom 
„16.  März  18^77  als  unbegründet  zurückzuweisen,  dem  Kläger 
„die  Kosten  und  baaren  Auslagen  des  Verfahrens  zur  Last  zu 
„legen  und  der  Werth  des  Streitgegenstandes  auf  15  M.festzusetzen.“ 
Gegen  diese  Entscheidung  legte  der  Kläger  das  Rechtsmittel 
der  Berufung  ein.  Dasselbe  wurde  jedoch  vom  Königlichen  Bezirks- 
Verwaltungsgericht  zu  L.  durch  die  Entscheidung  vom  16.  Oktbr. 
1877  als  verspätet  zurückgewiesen. 

Das  hiergegen  vom  Kläger  eingelegte  Rechtsmittel  der  Revision 
war  für  begründet  zu  eracliten.  In  der  Sache  selbst  war  aber  die 
Entscheidung  erster  Instanz  in  allen  Punkten  gerechtfertigt. 

Nach  § 1 und  2 der  Verordnung,  betreffend  den  Verkehr  mit 
Arzneimitteln  vom  4.  Januar  1875  (Reichsgesetzblatt  Seite  5)  ist 
das  Feilhalten  und  der  Verkauf  gewisser  Zubereitungen,  Drogen 
und  chemischen  Präparate  nur  in  Apotheken  gestattet.  Nach  § 3 
ebendaselbst  finden  diese  Bestimmungen  auf  den  Grosshandel  mit 
Arzneimitteln  keine  Anwendung.  Der  Kläger  hat  nun  nachzuweisen 
gesucht,  dass  er  Grosshändler  sei;  dieser  Nachweis  ist  ihm  jedoch 
misslungen,  da  sowohl  nach  dem  Gutachten  des  Sachverständigen, 
Apotheker  S.,  als  nach  der  Revisionsverhandlung  vom  20.  Januar 
1877  anzunehmen  ist,  dass  der  Kläger  zu  geringe  Quantitäten  von 
Waaren  feilhält,  um  als  Grosshändler  oder  doch  ausschliesslich  als 
solcher  betrachtet  werden  zu  können.  Es  entspricht  daher  den 
oben  gedachten  gesetzlichen  Bestimmungen,  wenn  dem  Kläger  durch 
die  polizeiliche  Verfügung  vom  16.  März  1877  aufgegeben  worden 
ist,  diejenigen  Zubereitungen,  Heilmittel,  Drogen  und  chemischen 
Präparate,  deren  Feilhalten  und  Verkauf  nach  der  Verordnung  vom 
4.  Januar  1875  nur  in  Apotheken  gestattet  ist,  aus  seinem  Verkaufs- 
lokale zu  entfernen.  Mit  Unrecht  maclit  der  Kläger  hiergegen  gel- 
tend, dass  diese  Verfügung  nicht  im  öffentlichen  Interesse,  sondern 
im  Interesse  seiner  Konkurrenten  erlassen  sei;  denn  die  Verordnung 
vom  4.  Januar  1875  ist  unzweifelhaft  im  öffentlichen  Interesse  er- 
gangen; ein  solches  ist  aber  auch  bei  einer  polizeilichen  Verfügung 
anzunehmen,  welche  lediglich  die  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
ausführt.  Unzutreffend  ist  es  ferner,  wenn  der  Kläger  hervorhebt, 
dass  der  § 1 derselben  voraussetze,  dass  die  in  der  Tabelle  A.  auf- 
geführten Zubereitungen  als  Heilmittel  feilgehalten  und  verkauft 
würden,  er  aber  dieselben  theils  zu  technischen,  theils  zu  thier- 
arzneilichen Zwecken  verkaufe.  Ob  diese  Auslegung  der  Worte: 
„als  Heilmittel“  im  § 1 a.  a.  0.  richtig  ist,  kann  dahingestellt  bleiben, 
da  die  polizeiliche  Verfügung  vom  16.  März  1877  nur  die  Entfer- 
nung derjenigen  Waaren  aus  dem  Verkaufslokale  des  Klägers  ver- 
langt, „deren  Feilhalten  und  Verkauf  nach  der  Verordnung  vom 
4.  Januar  1875  nur  in  Apotheken  gestattet  ist“;  die  polizeiliche 
Verfügung  schliesst  sich  daher  durchaus  dem  Gesetze  an,  und  es 
wird  erst  bei  einer  etwaigen  Festsetzung  der  Strafe  zu  erwägen 
sein,  in  wiefern  der  Kläger  gegen  die  Bestimmung  der  gedachten 
Verordnung  gefehlt  hat. 

Böttger,  Arzneimittel.  3.  Aufl. 
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Gegen  den  zweiten  Tlieil  der  polizeilichen  Verfügung  liat  der 
Kläger  eingewendet,  dass  die  für  Apotheker  gegebenen  Vorschriften 
hinsichtlich  der  Aufstellung,  Isolirung  und  Bezeichnung  der  Waaren- 
gefässe  auf  Drogisten  nicht  Anwendung  fänden  und  überdies  nir- 
gends vorschriftsmässig  publicirt  seien.  Dieser  Einwand  ist  eben- 
falls niclit  zutreffend.  Durch  die  Verfügung  des  Ministeriums  für 
die  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinal -Angelegenheiten  vom 
14.  Februar  1835  (Eulenberg,  das  Medicinalwesen  a.  Seite  557)  ist 
angeordnet,  dass  alle  Bestimmungen,  welche  für  die  Apotheker 
wegen  Aufbewahrung  der  Gifte,  Signatur  der  betreffenden  Stand- 
gefässe  und  Absonderung  der  stärker  wirkenden  Arzneiwaaren  er- 
lassen worden  sind,  auch  bei  Drogenhandlungen  Anwendung  finden. 
Nach  § 10,  Allgemeinen  Landrechts  Tlieil  2,  Tit.  17  ist  es  das  Amt 
der  Polizei,  die  nöthigen  Anstalten  zur  Abwendung  der  dem  Publi- 
kum bevorstehenden  Gefahren  zu  treffen.  Wenn  nun  eine  Orts- 
polizeibehörde zu  diesem  Behufe  innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Zu- 
ständigkeit gerade  diejenigen  Anordnungen  erlässt,  welche  die  Vor- 
gesetzte Central-Behörde  tür  angemessen  erachtet  hat,  so  wird  man 
mit  Rücksicht  auf  § 31  des  Zuständigkeitsgesetzes  vom  26.  Juli  1876 
jedenfalls  nicht  annelimen  können,  dass  die  betreffende  polizeiliche 
Verfügung  das  bestehende  Recht  verletze.  Ob  die  obengedachte 
Ministerial-Verfügung  amtlich  veröffentlicht  ist  oder  nicht,  ist  für 
die  Beurtheilung  des  vorliegenden  Falles  unerheblich.  Ihre  unmittel- 
bare Anwendung  steht  überhaupt  nicht  in  Frage. 

Die  Zulässigkeit  der  Androhung  einer  Geldstrafe  rechtfertigt 
sich  dadurch,  dass  theils  eine  Unterlassung  erzwungen  werden  sollte, 
theils  die  zu  erzwingende  Handlung  der  ganzen  Sachlage  nach  nur 
durch  den  Kläger  selbst  geleistet  werden  kann. 

Die  Entscheidung  erster  Instanz  war  hiernach  zu  bestätigen,  in 
Folge  dessen  aucli  die  Kosten  der  höheren  Instanzen  dem  Kläger 
zur  Last  zu  legen  waren.  (§  72  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1875.) 

gez.  Persius. 

Daraus  folgt  weiter,  dass  die  auf  Grund  lokal-  oder 
landespolizeilicher  Bestimmungen  angeordneten  Revi- 
sionen der  Drogenhandlungen  seitens  der  Besitzer 
nicht  gehindert  werden  können. 

Die  Drogenhandlungen  stehen  unter  staatlicher  Kon- 
trole  und  werden  revidirt,  einmal  durch  die  staatlichen 
Apotheken  - Revisionskommissionen,  das  andere  Mal 
durch  Kommissare  der  Orts-Polizeibehörde,  durch  erstere 
alle  drei  Jahre,  durch  letztere  jährlich. 

1.  Ministerial-Rundschreiben,  betr.  die  Revision  der 
Drogenhandlungen.  Vom  7.  April  l893. 

Zufolge  Mittheilung  der  Pharmaceutischen  Zeitung  (No.  31, 
S.  241,  No.  34,  S.  269  und  No.  37,  S.  294)  sollen  die  Revisionen 
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der  Drogenhandlungen  durch  die  Regierungs -Medicinalräthe  und 
deren  pharmaceutische  Begleiter  nicht  überall  stattfinden,  wie  solches 
von  hier  aus  bei  Gelegenheit  der  Superrevision  der  Apotheken- 
Revisionsverhandlungen  wiederholt  in  Anregung  gebracht  worden  ist. 

Euer  Hüchwohlgeboren  ersuche  ich  ergebenst,  die  dortigen  Apo- 
thekenrevisoren, sofern  dies  erforderlich  sein  sollte,  gefälligst  anzu- 
weisen, gelegentlich  der  Apothekenbesichtigungen  die  an  dem  be- 
treffenden Ort  befindlichen  Drogenhandlungen  regelmässig  einer 
Revision  nach  den  geltenden  Bestimmungen  zu  unterwerfen  und  die 
darüber  aufgenommene  Verhandlung  Euer  Hochwohlgeboren  zum 
weiteren  Befinden  vorzulegen. 

Wo,  wie  in  Berlin,  Breslau  und  Köln,  die  örtlichen  Ver- 
hältnisse eine  solche  Revision  nicht  angängig  erscheinen  lassen,  ist 
für  thunlichst  strenge  Beaufsichtigung  durch  die  Physiker,  womög- 
lich unter  Mitwirkung  von  Apothekern,  wie  dies  in  Berlin  geschieht, 
zu  sorgen. 

Ueber  die  Zahl  der  stattgehabten  Besichtigungen  von  Drogen- 
handlungen durch  die  gedachten  Kommissarien  und  das  Ergebniss 
derselben  sehe  ich  einer  entsprechenden  Bemerkung  in  dem  jedes- 
maligen Jahresbericht  des  Regierungs-Medicinalraths  über  Apotheken- 
besichtigungen ergebenst  entgegen. 

Berlin,  den  7.  April  1893. 

Der  Minister 

der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinal- Angelegenheiten. 

I.  A.:  Bartsch. 

An  sämmtliche  königl.  Regierungspräsidenten  und  den  königl. 
Polizeipräsidenten  hier. 

2.  Anweisung  zur  Revision  der  Apotheken  etc.  Vom 
16.  December  1893. 

§ 27.  Soweit  möglich  haben  die  Bevollmächtigten  auch 
Drogenhandlungen,  welche  mit  Apotheken  an  demselben  Orte  sich 
befinden,  nach  den  darüber  bestehenden  Vorschriften  zu  besichtigen. 

3.  Vorschriften  über  die  Besichtigung  (Revision)  der 
Drogen-  und  ähnlichen  Handlungen.  (Miu.-BL,  No.  2.)  Vom 
1.  Februar  1894. 

1.  Verkaufsstellen,  an  welchen  Arzneimittel,  Gifte  oder  giftige 
Farben  feil  gehalten  werden  — Drogen-,  Material-,  Farben-  und 
ähnliche  Handlungen  — , sind  nebst  den  zugehörigen  Vorraths- 
uod  Arbeitsräumen,  sowie  dem  Geschäftszimmer  des  Inhabers 
der  Handlung  in  der  Regel  alljährlich  einmal  unver- 
muthet  zu  besichtigen.  Die  Besichtigung  erfolgt  durch  die 
Orts-Polizeibehörde  unter  Beihilfe  eines  approbirten  Apothekers 
und,  soweit  thunlich,  unter  Zuziehung  des  zuständigen  Physikus, 
der  in  diesem  Falle  die  Besichtigung  leitet. 

In  seinem  Wohnorte  muss  der  Physikus  zur  Leitung  der  Be- 
sichtigung stets  zugezogen  werden. 
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Ein  Apotheker  darf  an  dem  Orte,  an  -welchem  er  eine  Apo- 
theke besitzt,  an  der  Besichtigung  nur  tlieilnehmen,  wenn  der 
Ort  über  20  000  Seelen  zählt;  auch  in  solchen  Orten  ist  von 
der  Mitwirkung  eines  dort  geschäftlich  angesessenen  Apothekers 
in  den  Fällen  abzusehen,  in  denen  die  zu  besichtigende  Hand- 
lung als  KonkuiTenz-Gescliäft  für  die  betreffende  Apotheke  zu 
betracliten  ist. 

2.  Bei  der  Besichtigung  ist  festzustellen: 

a)  ob  die  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  27.  Januar  1890, 
betreffend  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  (Reichs- Gesetz- 
Blatt  S.  9)  innegehalten  worden  sind,  insbesondere  ob  etwa 
in  den  Nebenräumen,  namentlich  der  Drogenhandlungen, 
Arzneien  auf  ärztliche  Verordnungen  angefertigt  werden; 

b)  ob  die  Aufbewahrung  der  Gifte  und  der  Verkehr  mit  den- 
selben den  bestehenden  Bestimmungen  entspricht,  und  ob 
der  Phosphor  im  Keller  vorschriftsmässig  auf  bewahrt  wird. 
Auch  die  Koncession  zum  Gifthandel  ist  einzusehen  und  das 
Giftbucli  nebst  den  Giftscheinen  auf  ordnungsmässige  Füh- 
rung zu  prüfen. 

3.  Die  Prüfung  erstreckt  sich  ferner  auf  die  Aufstellung  und  Auf- 
bewahrung der  indirekten  Gifte  und  der  giftigen  Farben^). 

4.  Die  für  den  Geschäftsverkehr  vorgeschriebenen  Sondergeräthe 
(Waagen,  Löffel,  Mörser)  für  die  Gifte  und  differenten  Mittel 
müssen  vorräthig,  gehörig  bezeichnet  und  sauber  gehalten  sein. 

5.  Die  Standgefässe  und  sonstigen  Behältnisse  müssen  deutlich 
und  in  den  vorgeschriebenen  Farben  bezeichnet  sein. 

6.  Die  vorhandenen  Arzneimittel  und  Arzneistoffe  sind  auf  Güte 
und  Echtheit  zu  prüfen;  sie  dürfen  weder  verdorben  noch  ver- 
unreinigt sein. 

Bei . der  Beurtheilung  der  Güte  der  Waaren  in  denjenigen 
Handlungen,  in  welchen  Arzneistoffe  feilgehalten  werden,  sind 
zwar  nicht  so  strenge  Anforderungen  zu  stellen,  wie  an  die 
Beschaffenheit  der  Arzneistoffe  in  Apotheken;  jedoch  sollen  die 
Waaren  brauchbar  und  dürfen  nicht  verdorben  sein. 

7.  Die  Besitzer  derartiger  Verkaufsstellen  sind  nicht  verpflichtet, 
präcisirte  Waagen  und  Gewichte  zu  halten. 

8.  Für  die  Beseitigung  kleiner,  offenbar  auf  Unwissenheit  oder 
Irrthum  beruhender  Mängel,  geringer  Unordnung  und  Unsauber- 
keit in  den  Verkaufs-  und  Nebenräumen  hat  die  Polizeibehörde 
unter  Hinweis  auf  den  Befund  der  Besichtigung  Sorge  zu  tragen, 
gröbere  Verstösse,  erhebliche  Unordnung  und  Unsauberkeit  sind 
von  ihr  ernstlich  zu  rügen  und  im  Wiederholungsfälle  zur  Be- 
strafung zu  bringen. 

Wegen  der  Uebertretung  der  Vorschriften  der  unter  No.  2 
erwähnten  Verordnung  vom  27.  Januar  1890  und  der  Bestim- 


Der  Giftverkehr  wrd  vom  1.  April  1895  ab  im  deutschen 
Reiche  einlieitlich  geregelt.  Siehe  den  Nachtrag. 
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mungen  über  den  Verkehr  mit  Giften  hat  die  Polizei-Verwaltung 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  23.  April  1883  (Gesetz-Sammlung, 
S.  65)  in  Verbindung  mit  der  Ausführungs- Anweisung  vom 

8.  Juni  desselben  Jahres  (Ministerialblatt  für  die  innere  Ver- 
waltung, S.  152)  die  Strafe  festzusetzen,  wenn  nicht  nach  Be- 
schaffenheit der  Umstände  eine  die  Zuständigkeit  der  Orts- 
polizei überschreitende  Strafe  angemessen  erscheint,  in  welchem 
Falle  die  gerichtliche  Verfolgung  durch  den  Amtsanwalt  zu 
veranlassen  ist. 

Mit  besonderer  Strenge  sind  Fälle  der  Anfertigung  von  Arz- 
neien auf  ärztliche  Verordnung  (vergl.  No.  2)  zu  verfolgen. 

9.  Ueber  die  Besichtigung  ist  eine  Verhandlung  aufzunehmen,  auf 
Grund  deren  die  Ortspolizeibehörde  die  erforderlichen  Anord- 
nungen trifft. 

10.  Der  Physikus  erstattet  dem  Regierungs -Präsidenten  (in  dem 
dem  Polizei -Präsidenten  zu  Berlin  unterstellten  Bezirke  dem 
letzteren)  über  die  unter  seiner  Leitung  stattgehabten  Be- 
sichtigungen und  deren  Ergebniss  am  Schluss  eines  jeden  Jahres 
kurzen  Bericht,  in  welchem  insbesondere  anzugeben  ist,  ob  und 
in  welcher  Hohe  Polizei-  oder  gerichtliche  Strafen  verhängt  und 
in  welcher  Art  etwaige  Vorschrifts Widrigkeiten  beseitigt  wor- 
den sind. 

11.  Gelegentlich  der  Apothekenbesichtigungen  haben  die  Bevollmäch- 
tigten des  Regierungs -Präsidenten  (des  Polizei-Präsidenten  zu 
Berlin  in  dem  dem  letzteren  unterstellten  Bezirke)  auch  die 
unter  No.  1 gedachten  Verkaufsstellen  einer  Besichtigung  nach 
vorstehenden  Grundsätzen  zu  unterwerfen  und  die  darüber  auf- 
genommenen Verhandlungen  demselben  einzureichen. 

12.  Eine  Besichtigung  der  Weinhandlungen  durcli  die  Physiker 
nach  Maassgabe  des  Erlasses  vom  27.  April  1846  (Ministerial- 
Blatt  für  die  innere  Verwaltung,  S.  65)  findet  in  Zukunft  nicht 
mehr  statt. 

13.  Die  durch  die  Besichtigung  der  Verkaufsstellen  u.  s.  w.  (vergl. 
No.  10)  entstehenden  Ausgaben  sind  als  Kosten  der  örtlichen 
Polizei-Verwaltung  zu  betrachten  und  fallen  daher  denjenigen 
zur  Last,  welche  diese  Kosten  zu  tragen  haben  *). 

Berlin,  den  1.  Februar  1894. 

Der  Minister 

der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinal-Angelegenheiten.  Bosse. 

Der  Minister  des  Innern. 

LA.:  Haase. 

Eine  bestimmte  Taxe  für  die  Thätigkeit  der  Apotheker  bei 
Revisionen  von  Drogenhandlungen  existirt  nicht,  vielmehr  beruht  die 
Höhe  des  Honorars  auf  Vereinbarung  mit  der  Ortspolizeibehörde, 
welche  die  Kosten  zu  tragen  hat.  In  Berlin  werden  für  jede  ordent- 
liche Revision  (Revisionen  auf  Requisition  der  Staatsanwaltschaft  fallen 
unter  Gerichtskosten)  sechs  Mark  inkl.  etwaiger  Fuhrkosten  bezahlt. 
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Verhandlung  über  die  Besichtigung^) 

der ’schen  Drogen-Materialwaaren-Farben-Handlung 

zu 

im  Aufträge  de zu vom ten 189 

Gegenwärtig  sind : als  Bevollmächtigte : Kreisphys.  u. Dr aus 

Apotheker aus 

als  Vertreter  der  Ortspolizei- 
hörde: 

der  Geschäftsinhaber  (dessen 
Stellvertreter) : 

A.  Tm  Allgemeinen. 

1.  Lage  der  Handlung: 

2.  Vor-  und  Zuname  des  Geschäftsinhabers: 

3.  Bezeichnung  des  Firmenschildes: 

4.  Als  Geschäftsräume  dienen:  Verkaufsraum  , Neben- 

raum,   Vorrathsräume, Keller. 

5.  Feilgehalten  werden  (summa- 

risch aufführen) 

a)  an  gewöhnlichen  Verkaufs- 
gegenständen : 

b)  an  Arzneimitteln , soweit 
solche  dem  freien  Verkehr 
überlassen  sind: 

c)  an  indirekten  Giften: 

d)  an  direkten  Giften: 

6.  Wird  nur  Kleinhandel  oder  auch 

Grosshandel  getrieben  und  in 
welchem  Umfange? 

7.  Polizeiliche  Genehmigung  zum 

Gifthandel:  (Wann  und  von 
wem  ertheilt?) 

8.  Die  letzte  Besichtigung  hat 

stattgefunden:  am ten 189 

9.  Erledigung  der  Vorgefundenen 

Mängel:  Sind  erledigt  bis  auf: 

B.  Im  Besonderen^). 

I.  Aufbewahrung  der  indifferenten  Arzneimittel. 

1.  Beschaffenheit  der  Aufnahme- 
behälter: • Feste,  dichte  Gefässe  aus 

mit  festen,  gut  schliessenden 

')  Entworfen  von  Reg.-  u.  Med.-Rath  Dr.  Rapmund  in  Minden. 
^)  Der  Befund  in  den  Verkaufs-  und  Vorrathsräuraen  ist  zu- 
sammen zufassen,  Abweichungen  oder  Vorschriftswidrigkeiten  in  ein- 
zelu(‘n  Räumen  sind  an  zutreffender  Stelle  besonders  anfzufüliren. 
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Deckeln  oder  Stöpseln;  Schieb- 
laden in  vollen  Füllungen  laufend 

— mit  Staubdeckeln  oder  Einsatz- 
gefässen  versehen.  Zu  erinnern  ist: 

Werden  verschiedene  Arznei- 
mittel in  einem  oder  in  ge- 
theilten  Aufnahmebehältern 
auf  bewahrt? 

3.  Sind  die  Aufnahmebehälter 

übersichtlich  aufgestellt? 

4.  Bezeichnung  der  Aufnahmebe- 

hälter: Deutlich  und  dauerhaft  — ein- 

gebrannt, Oelfarbe-  oder  lackirte 

Papierschilder  — mit 

Schrift  auf Grunde 

ausgeführt  bis  auf: 

II.  Aufbewahrung  der  giftigen  Stoffe. 
a)  Der  indirekten  Gifte, 

1 . A b s 0 n d e r u n g ; ob  vollständig 

getrennt  und  nicht  über  oder 
unmittelbar  neben  Nahrungs- 
u.  Genussmitteln  auf  bewahrt? 

2.  Beschaffenheit  der  Aufnahme- 

behälter: Feste,  dichte  Gefässe  aus 

..  mit  festen,  gut  schliessenden 
Deckeln  oder  Stöpseln;  Schieb- 
laden in  vollen  Füllungen  laufend 

— mit  Staubdeckeln  oder  Einsatz- 
gefässen  versehen.  Zu  erinnern  ist: 

3.  Werden  verschiedene  Gifte  in 

einem  oder  in  getheilten 
Aufnahmebehältern  auf  be- 
wahrt? 

4.  Sind  die  Aufnahmebehälter 

übersichtlich  aufgestellt  ? 

5.  Bezeichnung  der  Aufnahmebe- 

hälter: Deutjich  und  dauerhaft  — ein- 

gebrannt, Oelfarbe-  oder  lackirte 
Papierschilder  — mit  rother  Schrift 
auf  weissem  Grunde  bezw.  mit  ein- 
geschliffener  Schrift  vorschrifts- 
mässig  ausgeführt  bis  auf: 

G.  Ist  besonderes  Dispensirgeräth 
(Waage,  Löffel,  Mörser, 

Trichter)  vorhanden,  bezeicli- 
net  und  sauber  gehalten? 
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b)  Der  direkten  Gifte. 


1.  Giftkammer  (Lage,  Grösse, 
Beleuchtung,  Einrichtung,  Be- 
zeichnung und  Verscliluss) : 


2.  Giftschrank  (Einrichtung, 

Bezeichnung,  Verschluss): 

3.  Beschaffenheit  der  Aufnahme- 

behälter: 


4.  Werden  verschiedene  direkte 

Gifte  in  einem  oder  in  ge- 
theilten  Aufnahmebehältern 
auf  bewahrt? 

5.  Bezeichnung  der  Aufnahme- 

behälter: 


6.  Ist  ein  besonderer  Einfasstisch 

vorhanden? 

7.  Ist  besonderes  Dispensirgerätli 

(Waage,  Mörser,  Löffel,  Trich- 
ter) vorhanden,  bezeiclinet 
und  sauber  gehalten? 

8.  Sind  besondere  Gewichte  vor- 

handen ? 

9.  Werden  direkte  Gifte  ausser- 

halb der  Giftkammer  auf- 
bewahrt und  welche? 

10.  Werden  in  der  Giftkammer 
noch  andere,  nicht  giftige 
Stoffe  aufl)ewahrt  u.  welche? 

11.  Werden  die  Schlüssel  zur 
Giftkammer  und  zum  Gift- 
schrank sicher  auf  bewahrt? 


Als  Giftkammer  dient  ein  be- 
sonderer, nach  allen  Seiten  durch 

feste  Wände  umschlossener  im 

liegender  Raum  — dichter  oder 
durchbrochener  Verschlag  in  einem 
vom  Verkaufsräume  getrennten 
Vorrathsraum  . , der  aus- 

reichend geräumig,  durch  Tages- 
licht  genügend  erhellt, 

bezeichnet  und  ver- 

schlossen ist.  Zu  erinnern  ist: 

Der  Giftschrank  ist vor- 

schriftsmässig  eingerichtet, 

bezeichnet  und verschlossen. 

Zu  erinnern  ist: 

Feste,  dichte  Gefässe  aus 

mit  festen,  dicht  schliessen- 

den  Deckeln  oder  Stöpseln  mit 
Ausnahme  von 


Deutlich  und  dauerhaft  — ■ ein- 
gebrannt, Oelfarbe-  oder  lackirte 
Papierschilder  — mit  weisser 
Schrift  auf  schwarzem  Grunde 
ausgeführt  bis  auf 


Rovisionsscliema. 
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12.  Aufbewahrungsart  des  Phos- 
phors (ob  vorschriftsmässig 
im  Keller  aufbewahrt  u.  s.  w.) 

III.  Abgabe  der  giftigen  Stoffe. 

1.  Gift  buch;  ob  vorhanden  und 

vorschriftsmässig  geführt? 

2.  Giftscheine;  ob  vorschrifts- 

mässig auf  bewahrt,  sämmtlich 
in  das  Gifthuch  eingetragen, 
mit  den  Eintragungen  in 
diesem  übereinstimmend  und 
nur  von  zum  Giftempfange 
berechtigten  Personen  aus- 
gestellt ? 

3.  Sind  die  von  der  Ortspolizei- 

behörde ausgestellten  Er- 
laubnissscheine  zum 
Giftempfang  vorschriftsmässig 
auf  bewahrt? 

4.  Sind  vorschriftsmässige  Signa- 

turen und  Gefässe  zur  Ab- 
gabe von  giftigen  Stoffen  vor- 
handen? 

5.  Sind  die  in  Bezug  auf  die  Ver- 

abfolgung der  sogenannten 
Ungeziefermittel  ge- 
gebenen Vorschriften  be- 
achtet? 

IV.  Ordnung  und  Reinliddceit  in  den  Geschäftsräumen. 


V.  Ergebniss  der  Prüfung  der  vorhandenen  Arzneimittel  in  Bezug 
auf  Güte  und  Reinheit. 

Von  den  vorhandenen  Arzneimit- 
teln wurden  verdorben,  unbrauch- 
bar und  verunreinigt  befunden: 


VI.  Etwaige  Uebertretungen  der  Vorschriften  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  24.  Januar  1890. 


1.  Von  den  im  Verzeichniss  A.  a)  in  dem 
der  kaiserlichen  Verordnung  Verkaufsräume: 
aufgeführten  Zubereitun- 
gen, deren  Feilhalten  und 
Verkauf  als  Heilmittel  nur  in 
den  Apotheken  gestattet  ist, 
wurden  vorgefunden: 

(Einzeln  auffüliren.) 


b)  in  den  Neben- 
üder  Vorraths- 
räumen : 
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2.  Von  den  in  dem  Verzeichnisse  B.  a)  in  dem 

der  vorgenannten  Verordnung  Verkaufsräume: 
aufgeführten  Drogen  und 
chemischen  Präparaten, 
deren  Feilhalten  und  Verkauf 
nur  in  den  Apotheken  ge- 
stattet ist,  wurden  vorgefun- 
den: 

(Einzeln  aufführen.) 

3.  Wurden  fertige  Arzneien  vor- 

gefunden und  waren  dieselben 
auf  ärztliche  Verordnung  an- 
gefertigt? 

VII.  Etwaige  Bemerkungen  des  Geschäftsinhabers. 


b)  in  den  Neben- 
oder Vorraths- 
räumen : 


Vorgelesen,  genehmigt  und  unterschrieben. 


Geschäftsinhaber. 

Geschlossen. 

Die  Bevollmächtigten. 


Kreisphysikus.  Apotheker.  Vertreter  der  Ortspolizeibehörde. 

Geschehen  den ten 18 

Anleitung  zur  Revision  von  Drogenhandlungen'). 

Dort,  wo  der  Apotheker  in  Gemeinschaft  mit  dem  Physikus 
revidirt,  lässt  sich  die  Arbeit  in  zweckmässiger  Weise  so  theilen, 
dass  der  letztere  die  Personalien  des  Geschäftsinhabers,  den  Wort- 
laut des  Firmenschildes  aufnimmt,  sich  die  Koncession  zum  Gift- 
handel vorlegen  lässt,  Giftschrank,  Giftbuch  und  Giftscheine,  ferner 
die  Aufstellung  der  Separanden  kontrolirt  und  Beobachtungen  über 
Ordnung  und  Sauberkeit  anstellt,  kurz  alle  mehr  amtlichen  Ange- 
legenheiten erledigt,  während  es  Aufgabe  des  Apothekers  ist,  das 
Fehlen  oder  Vorhandensein  nicht  freigegebener  Arzneistoffe  im  Laden 
und  in  den  Nebenräumen  festzustellen,  um  darauf  zu  der  vorge- 
schriebenen Prüfung  der  Drogen  und  Chemikalien  zu  schreiten. 

Zur  Vermeidung  von  Irrthümern  ist  es  jedem  revidirenden  Apo- 
theker anzuempfehlen,  immer  ein  Exemplar  der  kaiserl.  Verordnung 
(am  besten  auf  Leinwand  aufgezogen)  bei  sich  zu  führen,  da  es 

')  Verfasst  von  Apotheker  M.  Göldner  in  Berlin  (Ph.  Ztg. 
1894  No.  39). 
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namentlich  im  Anfänge  Schwierigkeiten  bereitet,  dieselbe  in  ihren 
Einzelheiten  zu  beherrschen  und  ein  nicht  gerechtfertigtes  Monitum 
naturgemäss  zu  grossen  Unzuträglichkeiten  führen  muss.  Ich  möchte 
gleich  hier  bemerken,  dass  es  in  Fällen,  welche  einer  getheilten 
Auffassung  unterliegen  resp.  wo  ein  Verstoss  des  Revidirten  nicht 
ganz  klar  auf  der  Hand  liegt,  entschieden  besser  ist,  mit  Still- 
schweigen darüber  hinwegzugehen,  als  später  in  die  unangenehme 
Lage  zu  kommen,  einem  diesbezüglichen  Widerspruch  des  betreffen- 
den Drogisten  vor  Gericht  begegnen  zu  müssen. 

Die  zu  monirenden  Waaren  werden  zweckmässig  an  einem 
Platze  des  Geschäftes  zusammengestellt,  da  vor  dem  Abfassen  und 
Unterschreiben  des  Protokolles  sowohl  der  Physikus  als  auch  der 
Geschäftsinhaber  sich  von  deren  thatsächlichem  Vorhandensein  über- 
zeugen müssen;  selbstverständlich  hat  sich  der  Apotheker  vorher 
auf  geeignete  Weise  Gewissheit  darüber  zu  verschaffen,  dass  der 
Inhalt  des  Gefässes  mit  der  Aufschrift  übereinstimmt. 

Irgend  welche  Auseinandersetzung  mit  den  Drogisten  während 
oder  nach  beendeter  Revision  ist  zu  vermeiden.  Der  Apotheker 
hat  nur  den  thatsächlichen  Befund  zu  konstatiren,  im  Uebrigen 
bleibt  dem  Revidirten  der  gesetzliche  Weg  des  Einspruches  offen. 

Was  die  in  der  Ministerialverfügung  vorgeschriebene  Prüfung  der 
Waaren  auf  Güte  und  Echtheit  anbelangt,  so  handelt  es  sich  wohl 
hauptsächlich  um  Vegetabilien  neben  einigen  Säften,  und  dürfte  man 
sich  sonst  darauf  beschränken,  bei  einzelnen  herausgegriffenen  Chemi- 
kalien die  Identität  festzustellen.  Eine  Prüfung  der  Vorgefundenen, 
aber  nicht  freigegebenen  Arzneistoffe  ist  selbstredend  ausgeschlossen. 

An  nothwendigen  Reagentien  würden  in  sehr  geringen  Mengen 
mitzunehmen  sein:  Sol.  Baryt,  nitr.,  Sol.  Argent.  nitr.,  Liq.  Ferri 

sesquichlor.,  Chloroform.,  Aq.  chlorat.,  Aether,  Liq.  Kalii  caust. 
Einige  Reagirgläser  und  destillirtes  Wasser,  welches  wohl  nicht  in 
allen  Drogenhandlungen  anzutreffen  sein  dürfte,  müssen  auch  mit 
zur  Stelle  gebracht  werden. 

Bei  Benutzung  des  angefügten  Formulars  für  das  Protokoll, 
welches  ich  in  einigen  Punkten  noch  kurz  erläutern  will,  wird,  falls 
nicht  Schwierigkeiten  besonderer  Art  vorliegen,  eine  Revision  in 
längstens  einer  Stunde  ausgeführt  werden  können. 

ad  1.  Der  gegenwärtige  thatsächliche  Besitzer  des  Geschäftes 
muss  festgestellt  werden,  weil  nur  dieser  bei  event.  gerichtlichen 
Entscheidungen  verantwortlich  gemacht  werden  kann,  auch  wenn  er 
inzwischen  das  Geschäft  verkauft  haben  sollte. 

ad  2.  Firmenschild  und  sonstige  an  der  Strassenseite  ange- 
brachte Bezeichnungen  des  Geschäftes,  wie  besonders  „Apotheker- 
waaren“,  sind  im  Protokoll  zu  vermerken,  weil  dadurch  den  Be- 
hörden gegenüber  der  Charakter  der  Drogenhandlung  im  Ganzen 
gekennzeichnet  wird,  ebenso  ob  die  Sclireibweise  des  Wortes  ,.Apo- 
thekerwaaren“  darauf  angelegt  ist,  Irrthum  zu  erregen,  wie  z.  B. 

„Apotheker“ 

waaren. 
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ad  3.  Hier  ist  das  Datum  der  Ausstellung  anzugeben, 
ad  4,  5,  6,  7.  Hierfür  gelten  die  allgemein  bekannten,  auch 
für  die  Apotheken  gegebenen  Bestimmungen. 

ad  8.  Werden  Heilmittel,  deren  Abgabe  gegen  die  kaiserl. 
Verordnung  verstösst,  in  Gegenwart  der  Revisoren  verkauft,  so  ist 
der  Beweis  erbracht  und  im  Protokoll  festzulegen.  Dieser  Beweis 
ist  auch  geliefert,  wenn  die  Besichtigung  unter  No.  11  Thatsächliches 
ergeben  hat. 

ad  9.  Bei  Angaben  von  Verstössen  kann  ich  aus  eigener  Er- 
fahrung nur  dringend  rathen,  durch  ein  beliebiges  Zeichen  anzu- 
deuten, ob  dieselben  im  Laden  oder  in  Nebenräumen  festgestellt 
worden  sind.  Ebenso  ist  zu  empfehlen,  annähernd  das  Quantum 
der  Vorgefundenen,  nicht  freigegebenen  Waaren  zu  vermerken,  um 
bei  event.  Gerichtsverhandlungen  genau  Auskunft  geben  zu  können, 
falls  Grosshandel  vorgeschützt  wird.  Separanda  sind  im  Protokoll 
einmal,  Gifte  zweimal  zu  unterstreichen. 

Unter  9e  würden  Specialitäten  anzuführen  sein. 

ad  13.  Die  Rubrik  „sonstige  Wahrnehmungen“  würde  mit 
einem  Vermerk  darüber  zu  versehen  sein,  welchen  Gesammteindruck 
das  revidirte  Geschäft  auf  die  Revisoren  gemacht  hat,  ferner,  ob 
seitens  des  Inhabers  irgend  welche  Schwierigkeiten  in  den  Weg 
gelegt  worden  sind  und  ob  den  Revisoren  gegenüber  die  gehörige 
Höflichkeit  beobachtet  wurde. 

ad  14.  Zuletzt  dürfte  eine  Rekapitulation  aller  etwaigen  Ver- 
stösse  am  Platze  sein,  um  sowohl  den  Polizeibehörden  einen  so- 
fortigen Ueberblick  über  den  Ausfall  der  Revision  zu  verschaffen, 
als  auch  den  ILreisphysikern  die  Berichterstattung  am  Ende  des 
Jahres  zu  erleichtern. 

Schema  für  das  Revisionsprotokoll. 

Das  Formular')  bestellt  aus  einem  ganzen  Bogen,  dessen  erste, 
äussere  Seite  folgende  Aufschrift  trägt: 

Physikatsbezirk  


Bericht 

über  die  am  ten  189 

erfolgte  Revision  der  Drogenhandlung 
von 


Auf  der  inneren  halb  gebrochenen  Seite: 

Verhandelt  , den  189  .. 


')  Formulare  nach  diesem  Muster  sind  durch  die  Expedition 
der  Pharm.  Ztg.  zu  beziehen. 


Min.  Yerfügung  vom  16.  Oktober  1894. 
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1.  Name  des  Geschäftsinhabers: 

2.  Firmenschild: 

3.  Ist  Koncession  zum  Gifthan- 
del vorhanden? 

4.  Giftschrank: 

5.  Giftbuch  1 . 

Giftscheine  j ' 

6.  Ist  der  Phosphor  vorschrifts- 
mässig  auf  bewahrt? 

7.  Entspricht  die  Aufstellung  der 
Sejjaranden  den  gesetzlichen 
Yorschriften? 

8.  Ergaben  sich  Beweise  für  den 
Yerkauf  von  Arzneimitteln  an 
das  Publikum? 

9.  Yon  den  in  der  kais.  Yerord- 
nung  V.  27.  Januar  1890  auf- 
geführten Präparaten  und  Dro- 
gen fanden  sich: 

a)  Chemikalien: 

b)  Auszüge  in  flüssiger  und 
fester  Form: 

c)  Pflaster  und  Salben: 

d)  Thees  und  Pulver: 

e)  Yerschiedenes: 

10.  Einwände  gegen  Güte  und 
Echtheit  der  Waaren: 

11.  Wurden  fertige  Arzneien  vor- 
gefunden? 

12.  Ordnung  und  Sauberkeit: 

13.  Sonstige  Wahrnehmungen: 

14.  Gegen  die  gesetzlichen  Be- 
stimmungen ist  mithin  ver- 
stossen  unter  No.: 

Y.  g.  u. 


Geschäftsinhaber. 

Geschlossen 

Die  Revisionskommission : 


Kgl.  I4reisphysikus.  Apotheker. 

Yorschriften  über  die  Besichtigu  ng  (Revision)  der 
Drogen-  und  ähnlicher  Handlungen. 

Zu  den  Yorschriften  vom  1.  Februar  1894  haben  die  Minister 
des  Innern  und  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinal-Angelegen- 
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heiten  unterm  IG.  Oktober  1894  folgende  ergänzende  Bestimmungen 
erlassen. 

Kein  Apotheker  kann  dazu  angehalten’werden,  bei  solchen  Be- 
sichtigungen mitzuwirken,  dagegen  kann  ein  approbirter  Apotheker, 
welcher  nicht  Besitzer  einer  Apotheke  ist,  zugezogen  werden. 

In  den  Fällen,  in  welclien  die  approbirten  Apotheker  der  Nach- 
barorte eine  Theilnahnie  an  der  Besichtigung  ablehnen,  kann  der 
Kreisphysikus  dieselbe  mit  dem  Polizeiverwalter  oder  dessen  Ver- 
treter allein  vornehmen.  Die  Zuziehung  von  entfernter  wohnenden 
Apothekern  hat  zur  Vermeidung  von  Kosten  zu  unterbleiben.  Dass 
der  Polizeiverwalter  sich  durch  einen  Sekretär  oder  Sergeanten  ver- 
treten lässt,  erscheint  unbedenklich. 

In  Bayern  bestimmt  die  kgl.  Verordnung  vom 
25.  April  1877,  betr.  die  Zubereitung  und  Feilhaltung 
von  Arzneien  (Ges.-  und  Verordnungs-Blatt  1877): 

§ 28.  Der  Grosshandel  mit  Arzneimitteln,  sowie  die  Ge- 
winnung und  die  Zubereitung  solcher  Waaren  für  den  Verkauf 
im  Grossen  ist  vorbehaltlich  der  Bestimmung  Unserer  Verordnung 
vom  Heutigen,  den  Verkehr  mit  Giften  betreffend,  freigegeben.  Die 
Personen,  welche  sich  hiemit  befassen,  sind  jedoch  gehalten:  1.  ihr 
Geschäft  in  hiezu  geeigneten  Lokalen  unter  Anwendung  der  zur 
Verhütung  von  Unglücksfällen  und  Missbrauch  nöthigen  A^orsichts- 
maassregeln  zu  betreiben;  2.  die  zur  Bereitung  und  Aufbewahrung, 
zum  Abwägen  und  Abmessen  erforderlichen  Geräthschaften  von 
guter  Beschaffenheit  zu  halten  und  dieselben  ausschliesslich  für 
obige  Zwecke  zu  verwenden;  3.  die  Arzneivorräthe  in  den  Magazinen 
und  A'erkaufsläden  so  aufzustellen  und  aufzubewahren,  dass  eine 
\"erwechselung  oder  Vermischung  mit  anderen  Gegenständen,  ins- 
besondere mit  Nahrungs-  und  Genussmitteln,  nicht  stattfinden  kann. 

§ 29.  Die  unmittelbare  Aufsicht  über  die  Apotheken  und 
den  Geschäftsbetrieb  der  übrigen  zur  gewerbmässigen  Zubereitung 
und  Feilhaltung  von  Arzneien  befugten  Personen  steht  den  Distrikts- 
polizeibehörden und  den  Bezirksärzten  zu.  Dieselben  sind  befugt, 
jederzeit  Nachsicht  zu  pflegen  und  bei  gegebenem  Anlasse  Visi- 
tationen vorzunehmen.  Bezüglich  der  Vornahme  regelmässiger 
Visitationen  haben  die  hierüber  jeweils  geltenden  A^orschriften  in 
Anwendung  zu  kommen. 

§ 30.  Die  Aufsichtsbehörden  haben  für  die  sofortige  Besei- 
tigung wahrgenommener  Missstände  Sorge  zu  tragen  und  gegebenen 
Falls  Strafeinschreitung  zu  veranlassen. 

Ferner  die  kgl.  Verordnung  vom  gleichen  Tage, 
betr.  den  Verkehr  mit  Giften: 


Revisionen  in  Sachsen. 
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§ 15.  Die  unmittelbare  Aufsicht  auf  den  Geschäftsbetrieb  der 
zur  gewerbsmässigen  Zubereitung  oder  Feilhaltung  von  Giften  be- 
rechtigten Personen  steht  den  Distriktspolizeibehörden  und  Bezirks- 
ärzten zu.  Dieselben  sind  befugt,  jeder  Zeit  Nachsicht  zu  pflegen 
und  bei  gegebenem  Anlasse  Visitationen  vorzunehmen.  Die  Auf- 
sichtsbehörden haben  für  die  sofortige  Beseitigung  wahrgenommener 
Missstände  Sorge  zu  tragen  und  gegebenen  Falls  Strafeinschreitung 
zu  veranlassen. 

Die  Vorschriften  des  § 28  der  Verordnung-  vom 
25.  April  1877,  betr.  die  Lokalitäten  und  Geräthschaften 
der  Drog-engrosshändler,  werden  selbstredend  auch  auf 
die  Kleindrogisten  sinngemässe  Anwendung  zu  finden 
haben,  und  diesen  Paragraphen  würden  sich  nicht  nur 
die  im  Besitze  einer  Koncession  im  Handel  mit  Giften 
befindlichen  Drogisten,  sondern  auch  alle  übrigen  (vide 
§ 28  der  Verordnung)  zu  unterwerfen  haben. 

Im  Königreich  Sachsen  erging  die  Ministerial- 
Verordnung,  betr.  die  Revision  der  Drogenhandlungen 
vom  29.  Mai  1876. 

Von  dem  Ministerium  des  Innern  ist  aus  Anlass  der  Wahr- 
nehmung, dass  auch  nach  dem  Erscheinen  der  Reichspräsidial-Ver- 
ordnung  vom  4.  Januar  1875  seitens  der  Drogenhandlungen  vielfach 
Arzneimittel  unerlaubter  Weise  an  das  Publikum  abgegeben  und 
selbst  Recepte  gefertigt  werden , in  Erwägung  gezogen  worden, 
wie  diesem  Uebelstande  wirksamer  als  seither  zu  begegnen  sein 
möchte. 

Nun  liegt  den  Bezirksärzten  schon  nach  der,  der  Verordnung 
vom  30.  Juli  1836  beigegebenen  allgemeinen  Instruktion  § 2 unter 
d)  die  Aufsicht  über  die  Beobachtung  der  wegen  des  Verkaufs  von 
Arzneiwaaren  und  Giften  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  und 
mithin  neben  der  allgemeinen  Aufsicht  über  die  Apotheken 
auch  die  Verpflichtung  ob,  die  mit  Drogenverkauf  sich  abgebenden 
Geschäfte  ihrer  Bezirke  zuweilen  zu  revidiren  und  die  dabei  be- 
merkten Mängel,  insofern  es  nicht  sofort  der  Obrigkeit  zur  Unter- 
suchung und  Bestrafung  anzuzeigende  Ungebührnisse  sind,  abzu- 
stellen, zugleich  aber  auch  davon  Mittheilung  an  den  betreffenden 
Apotheken-Revisor  zu  machen,  welcher  nach  § 9 des  Gesetzes  über 
die  Organisation  der  unteren  Medicinalbehörden  vom  30.  Juli  1836 
verbunden  mit  § 16  der  der  Verordnung  vom  25.  April  1839  ange- 
fügten Instruktion  ebenfalls  nach  den  für  die  Revision  der  Apotheken 
aufgestellton  Normen,  soweit  die  Natur  der  Sache  es  zulässt,  die 
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Drogengewülbe,  Arzneifabriken  und  pharmaceutischen  Laboratorien 
von  Zeit  zu  Zeit  einer  Revision  unterwerfen  soll. 

Wird  seitens  der  Bezirksärzte  nach  Maassgabe  ihrer  vorge- 
dachten instruktionsmässigen  Verpflichtung  verfahren,  so  lässt  sich 
erwarten,  dass  der  unerlaubte  Arzneivertrieb  seitens  der  Drogisten 
im  Lande  mehr  und  mehr  auf  hören  werde. 

Die  Kreishauptmannschaft  zu  N.  N.  erhält  daher  andurch  Ver- 
anlassung, sämmtliche  Bezirksärzte  ihres  Regierungsbezirkes  Vor- 
stehendem gemäss  auf  obige  Bestimmung  der  angezogenen  Instruktion 
vom  30.  Juli  1836  von  Neuem  zur  Nachachtung  und  insbesondere 
darauf  hinzuweisen,  dass  die  von  ihnen  vorzunehmenden  Revisionen 
der  Drogenhandlungen  sich  auf  die  Beachtung  der  gesetzlichen 
Vorschriften  über  den  Gifthandel,  die  Anfertigung  von  Arzneien 
nach  Recepten  und  den  Handverkauf  der  in  den  Verzeichnissen  A. 
und  B.  der  Reichspräsidial-Verordnung  vom  4.  Januar  1875  aufge- 
führten Mittel  zu  erstrecken  haben. 

Auf  eine  hierauf  erhobene  Beschwerde  reskribirte 
das  Ministerium  d.  d.  10.  November  1876: 

„Wenn  Sie  in  Ihrer  Beschwerde  die  Statthaftigkeit,  beziehent- 
lich Ausführbarkeit,  der  Revisionen  von  Drogenhandlungen  zum 
Zwecke  der  Durchführung  der  in  der  angezogenen  Verordnung  ent- 
haltenen Vorschriften  bezweifeln,  so  ist  dem  entgegenzuhalten,  dass 
der  Polizeibehörde,  beziehentlich  den  mit  der  Aufsichtsführung  in 
einem  gewissen  Zweige  der  Polizeipflege  beauftragten  Beamten 
schon  nach  allgemeinen  Grundsätzen  das  Recht  zusteht,  etwaigen 
Kontraventionen  gegen  bestehende  gesetzliche  Vorschriften  selbst 
durch  Vornahme  von  Revisionen  nachzugehen,  und  dass  die  speciell 
den  Apothekenrevisoren  und  Bezirksärzten  durch  die  Instruktionen 
vom  25.  April  1839  und  vom  30.  Juli  1836  hinsichtlich  der  Revision 
der  Drogenhandlungen  und  der  allgemeinen  Aufsicht  über  den 
Verkauf  von  Arzneiwaaren  ertheilten  Anweisungen  durch  die  neuere 
Gesetzgebung  und  die  veränderten  Verhältnisse  der  Drogenhandlungen 
nicht  hinfällig  geworden  sind,  sondern  sich  nur  in  ihrer  Ausführung 
nach  den  jetzt  bestehenden  Vorschriften  über  den  Verkauf  der 
Arzneiwaaren  zu  richten  haben.  Der  Umstand  aber,  dass  gegen- 
wärtig der  Grosshandel  mit  den  in  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  4.  Januar  1875  erwähnten  Gegenständen  auch  in  anderen  als 
den  eigentlichen  Drogenhandlungen  stattfinden  könnte,  würde  nur 
dazu  führen,  auch  solche  andere  Geschäfte,  wenn  der  Verdacht  von 
Kontravention  vorläge,  einer  Beaufsichtigung  zu  unterziehen,  nicht 
aber  dazu,  die  Drogen geschäfte,  in  weichen  vorzugsweise  Kontra- 
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ventionen  der  hier  fraglichen  Art  vox’kommen  können,  von  jeder 
Kontrole  zu  befreien. 

Das  Ministerium  findet  daher  auf  Ihre  Eingangs  gedachte 
Beschwerde  etwas  Weiteres  nicht  zu  verfügen.“ 

Hierbei  hat  es  bis  jetzt  sein  Bewenden  behalten. 

In  Baden  bestimmt  die  Verordnung-,  betr.  den 
Materialwaarenhandel,  vom  25.  Juni  1858: 

§ 3.  Den  Materialwaarenhändlern  liegt  bezüglich  der  Sorge 
für  Beschaffenheit  und  Aufbewahrung  der  Arzneiwaaren  die  gleiche 
Verpflichtung  wie  den  Apothekern  ob. 

Insbesondere  sind  sie  verbunden,  die  in  der  Pharmakopöe 
mit  f t bezeichneten  Stoffe  getrennt  von  den  übrigen  in  einem 
abgesonderten  Raume  aufzubewahren,  und  sich  bei  deren  Verkauf 
ausschliesslich  hiezu  bestimmter  Verkaufsgeräthschaften  zu  bedienen. 

§ 5.  Die  Material waarenhandlungen  unterstehen  der  gleichen 
sanitätspolizeilichen  Aufsicht  wie  die  Apotheken. 

§ 6.  Den  Fabrikanten  chemischer  Produkte  ist  rücksichtlich 
des  Handels  mit  diesen  die  gleiche  Befugniss  unter  den  gleichen 
Obliegenheiten  wie  den  Materialwaarenhändlern  eingeräumt. 

Ferner  die  Min. -Verordnung*,  betr.  den  Verkehr 
mit  Arzneimitteln  vom  14.  Juli  1883. 

Auf  Grund  des  § 367,  Ziff.  5 des  G.-Str.-G.-B.  und  des  § 87  a 
des  P.-Str.-G.-B.  wird  verordnet: 

Wer  in  offenen  Verkaufsstellen  oder  an  öffentlichen  Orten  dem 
freien  Verkehr  überlassene  Arzneimittel  von  verdorbener  oder  ver- 
fälschter Beschaffenheit  verkauft  oder  feilhält,  wird  mit  Geldstrafe 
bis  zu  150  Mark  oder  mit  Haft  bestraft. 

Für  den  Geschäftsbetrieb  in  den  Apotheken  behält  es  bei  den 
hierüber  bestehenden  besonderen  Vorschriften  sein  Bewenden. 

Karlsruhe,  den  14.  Juli  1883. 

Grossherzogliches  Ministerium  des  Innern. 

Turb  an. 

Im  Herzogthum  Anhalt  erschien  die  nachstehende 
Bekanntmachung  betr.  die  Revision  der  Giftverkaufs- 
stätten. 

In  Ausführung  der  Bestimmung  im  § 18  der  Verordnung  vom 
22.  Januar  1879,  den  Verkehr  mit  Giftwaaren  betreffend  (No.  510 
der  Anhalt.  Gesetz-Samml.),  haben  wir  angeordnet,  dass  jedesmal 

Bö  ttg  e r,  Arzneimittel.  3.  Aufl.  10 
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bei  Gelegenheit  der  vorschriftsmässigen  Apotheken-Revisionen  durch 
die  zuständigen  Medicinalbeamten  zugleich  eine  Visitation  der  Lager- 
und Verkaufsstätten  aller  zum  Handel  mit  Giften  und  giftigen 
Stoffen  berechtigten  Drogisten  und  Kaufleute  ausgeführt  werden 
soll,  und  fordern  die  betreffenden  Geschäftsinhaber  unter  Hinweis 
auf  die  Straf  Vorschriften  im  § 19  der  gedachten  Verordnung  hier- 
durch auf,  den  Mitgliedern  der  Revisions- Kommission  nicht  blos 
den  Zutritt  in  ihre  Verkaufslokale  und  Lagerräume  zu  gestatten, 
sondern  denselben  gegenüber  auf  desfallsiges  Verlangen  auch  über 
die  Berechtigung  zum  Gifthandel  sich  auszuweisen,  das  Giftbuch 
nebst  den  dazu  gehörigen  Belägen  zur  Prüfung  vorzulegen  und 
sonst  über  alle  auf  die  Sache  bezüglichen  Fragen  Auskunft  zu  geben, 
beziehungsweise  das  Visitationsgeschäft  durch  bereitwilliges  Ent- 
gegenkommen thunlichst  zu  erleichtern. 

Dessau,  den  12.  Juli  1881. 

Herzoglich  Anhaitische  Regierung,  Abtheilung  des  Innern. 

0 elze. 

In  Braunsch weig*  wurde  die  Angelegenheit  durch 
Erk.  vom  29.  Juni  1888  wie  folgt  geregelt: 

In  Veranlassung  eines  Antrages  der  Kammer  der  Aerzte  und 
Apotheker  auf  regelmässig  wiederkehrende  Revisionen  der  Klein- 
Drogenhandlungen,  der  namentlich  dadurch  motivirt  worden  ist, 
dass  in  den  genannten  Geschäften  vielfach  gegen  die  Bestimmungen 
der  auf  Grund  des  § 6,  al.  2 der  Gewerbeordnung  für  das  Deutsche 
Reich  vom  21.  Juni  1869  erlassenen  kaiserl.  Verordnung  vom 
4.  Januar  1875,  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  betr.,  verstossen 
werde,  hat  uns  das  herzogl.  Staatsministerium  aufgetragen,  die 
sämmtlichen  Herren  Physici  von  Neuem  anzuweisen,  speciell  ihr 
Augenmerk  auf  etwaige  verbotene  Geschäftsüberschreitungen  der 
Drogisten  zu  richten  und  ohne  Nachsicht  jede  zu  ihrer  Kenntniss 

Selangende  Gesetzesübertretung  behufs  strafrechtlicher  Verfolgung 
er  zuständigen  Staatsanwaltschaft  zur  Anzeige  zu  bringen.  Indem 
wir  uns  dieses  Auftrages  hierdurch  entledigen,  gewärtigen  wir  zu 
unserer  Information  vorkommenden  Falls  unverzüglichen  Bericht. 

Braunschweig,  den  29.  Juni  1888. 

Herzogl.  Braunschw.-Lünebg.  Ober-San.-Kolleg. 

A.  Culemann. 

Nach  einer  Entscheidung  des  preussischen  Ober- 
Verwaltungs-Gerichts  vom  14.  December  1878  (Ent- 
scheidungen Bd.  IV,  S.  342)  steht  der  Polizei  auf  Grund 
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des  Allgemeinen  Landrechts  das  Recht  zu,  dem  Besitzer 
einer  Drogenhandlung  die  Führung  des  Titels  als 
„Apotheker“  auf  seinem  Firmenschilde  „im  Inter- 
esse der  gewerblichen  Ordnung“ zu  untersagen,  gleich- 
viel ob  derselbe  im  Uebrigen  zur  Führung  dieser  Be- 
zeichnung berechtigt  ist  oder  nicht. 

In  der  Verwaltungsstreitsache  des  Apothekers  N.  zu  N., 
Klägers,  wider  die  Polizeiverwaltung  zu  N.,  Beklagte,  hat  das 
Königliche  Oberverwaltungsgericht,  erster  Senat,  in  seiner  Sitzung 
vom  14.  Decbr.  1878,  an  welcher  der  Präsident  Persius  und  die 
Räthe:  Dr.  Gneist,  Dahrenstaedt,  von  Meyeren,  Schmückert, 
Solger  und  Struckmann  Theil  genommen  haben,  für  Recht 
erkannt, 

„dass  auf  die  aus  Gründen  des  öffentlichen  Interesses  einge- 
legte Berufung  des  Königlichen  Regierungs-Präsidenten  zu  X. 
die  Entscheidung  des  Königlichen  Bezirksverwaltungsgerichts 
daselbst  vom  15.  Juni  1878  aufzuheben  und  die  gegen  die  Ver- 
fügungen der  beklagten  Polizeiverwaltung  vom  4.  und  13.  Juni 
1877  erhobene  Klage  zurückzuweisen,  der  Werth  des  Streit- 
gegenstandes auf  300  M.  festzusetzen  und  die  Kosten  beider 
Instanzen  dem  Kläger  zur  Last  zu  legen,  jedoch  das  Pausch- 
quantum für  die  Berufungsinstanz  ausser  Ansatz  zu  lassen. 

Von  Rechts  Wegen.“ 

Gründe. 

Der  erste  Richter,  auf  dessen  Sachdarstellung  Bezug  genommen 
wird,  hat  durch  Erkenntniss  vom  15.  Juni  1878  die  Verfügungen 
der  Polizeiverwaltung  zu  N.  vom  4.  und  13.  Juni  1877  aufgehoben, 
den  Werth  des  Streitgegenstandes  auf  300  M.  festgesetzt,  die  Kosten 
des  Verfahrens  ausser  Ansatz  gelassen,  die  baaren  Auslagen  des 
Verfahrens  und  des  obsiegenden  Theils  aber  der  Polizeiverwaltung 
zu  N.  zur  Last  gelegt. 

Gegen  diese  den  Parteien  am  16.  August  und  der  Königlichen 
Regierung,  Abtheilung  des  Innern  zu  X.  am  15.  August  zugestellte 
Entscheidung  hat  der  Königliche  Regierungspräsident  zu  X.  am  17. 
desselben  Monats  die  Berufung  eingelegt  und  gerechtfertigt.  Er 
hebt  zur  Begründung  hervor,  die  angegriffenen  Verfügungen  hätten 
nicht  den  Inhalt,  dem  Kläger  allgemein  die  Führung  des  Prädikats 
„Apotheker“  zu  untersagen;  sie  richteten  sich  nur  gegen  die  Art, 
in  welcher  diese  Bezeichnung  in  dem  Firmaschilde  des  Klägers 
angebracht  sei.  Die  Polizeiverwaltung  habe  Grund  zu  besorgen, 
dass  ein  Theil  des  Publikums  durch  die  in  auffallender  Weise  an- 
gebrachte Aufschrift  in  den  Glauben  versetzt  werde,  es  befinde  sich 
einer  Apotheke  gegenüber,  und  dass  es  das  Geschäftslokal  in  der 
Absicht  betrete,  dort  Waaren  zu  verlangen,  welche  nur  in  Apo- 
theken verkauft  werden  dürften. 
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Eine  gesetzliche  oder  generelle  polizeiliche  Vorschrift  sei  aller- 
dings nicht  verletzt.  Daraus  folge  aber  nicht  die  Ungesetzlichkeit 
der  angefochtenen  Verfügungen,  da  die  Anordnungen  der  Polizei 
keineswegs  an  das  Vorhandensein  geltender  Vorschriften  geknüpft 
seien.  Ein  Hauptgebiet  ihrer  Thätigkeit  bilden  gerade  die  Hand- 
lungen, welche  durch  Gesetz  oder  Verordnungen  nicht  verpönt 
seien,  aber  dennoch  das  öffentliche  Interesse  benachtheiligen  und 
deshalb  von  ihr  zu  verhindern  seien.  Wenn  sie  nun  bei  dieser 
Thätigkeit  sich  der  Verletzung  eines  rechtlich  geschützten  Einzel- 
interesses schuldig  mache,  könne  ihre  Anordnung  im  Verwaltungs- 
streitverfahren angefochten  werden;  nicht  aber,  wenn  Anordnungen 
getroffen  werden,  durch  welche  private  Rechte  nicht  verletzt  würden. 

Das  Recht  des  Klägers,  sich  „Apotheker“  nennen  zu  dürfen, 
bleibe  unverkürzt,  wenn  diese  Bezeichnung  in  kleiner  Schrift  neben 
der  Ankündigung  der  Waaren  aufgeführt  werde.  Ein  Recht  darauf, 
dieses  Wort  an  besonders  hervorragender  Stelle  an  seinem  Hause 
anzubringen,  habe  er  nicht,  und  nur  diese  zu  Täuschungen  Anlass 
gebende  Weise  der  Aufschrift  strebe  die  Polizei  zu  beseitigen. 

Der  Kläger  erwiderte  in  seiner  Gegenerklärung: 

1.  Die  Polizeiverwaltung  habe,  wie  die  Genehmigung  zur  An- 
bringung der  Firma  beweise,  noch  nie  Grund  zu  der  Annahme  ge- 
habt, dass  das  Publikum  durch  die  Bezeichnung  „Apotheker“  ge- 
täuscht werden  könne; 

2.  es  sei  ihm  nicht  klar,  wie  man  etwas  Ungesetzliches  be- 
gehen könne,  ohne  eine  gesetzliche  Bestimmung  zu  verletzen; 

3.  durch  die  angegriffene  Verfügung  würden  allerdings  private 
Rechte  verletzt,  nämlich  das  Recht,  sich  „Apotheker“  nennen  zu 
dürfen; 

4.  ein  Ausfluss  des  Rechts,  sich  Apotheker  nennen  zu  dürfen, 
sei  auch  das  Recht,  sich  so  auf  seiner  Firma  zu  nennen;  sonst  sei 
das  Recht  nur  eine  Erlaubniss.  Sollte  aber  die  Grösse  der  Schrift 
maassgebend  sein,  so  sei  es  eine  Thatsache,  dass  das  Wort  „Apo- 
theker“ in  weit  kleinerer  Schrift  als  sein  Name  angebracht  sei. 

Der  Kläger  beantragt  deshalb  Bestätigung  des  erstinstanzlichen 
Erkenntnisses. 

Bei  der  mündlichen  Verhandlung  hat  der  vom  Minister  der 
Medicinal-Angelegenheiten  bestellte  Kommissar  zur  Wahrnehmung 
des  öffentlichen  Interesses  die  Berufungsbeschwerde  des  Königlichen 
Regierungspräsidenten  aufrecht  erhalten  und  namentlich  auch  unter 
Hinweis  auf  die  Bestimmungen  in  den  §§  456  bis  458,  467,  470, 
Titel  8,  Theil  II  des  Allgemeinen  Landrechts,  § 1,  Titel  I,  sowie  im 
Titel  HI  der  Apothekerordnung  vom  11.  Oktober  1801  und  in  den 
§§  42,  54  der  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845  ausgeführt, 
dass  auch  derjenige,  welcher  auf  Grund  dieser  Gewerbeordnung  die 
Approbation  als  Apotheker  erlangt  habe,  sich  Apotheker  nur  nennen 
dürfe,  wenn  er  zugleich  eine  Apotheke  besitze. 

Es  musste  wie  geschehen  erkannt  werden. 

Die  Vorfrage  zunächst,  ob  im  vorliegenden  Falle  das  öffent- 
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liehe  Interesse  für  betheiligt  und  demnach  die  von  dem  Regierungs- 
präsidenten aus  Gründen  des  öffentlichen  Interesses  eingelegte  Be- 
rufung in  Gemässheit  des  § 61  des  Gesetzes  vom  3.  Juli  1875  für 
statthaft  zu  erachten,  ist  zu  bejahen,  da  es  keinem  Zweifel  unter- 
liegen kann,  dass  es  sich  um  wichtige  sanitätspolizeiliche  Rück- 
sicuten  handelt. 

In  der  Sache  selbst  kann  es  zunächst  zweifelhaft  erscheinen, 
ob  überhaupt  das  Streitverfahren  zulässig  ist.  Die  Verfügung  der 
Polizeiverwaltung  vom  4.  Juni  1877  nimmt  ausdrücklich  auf  eine 
im  Auszuge  mitgetheilte  Verfügung  der  Königlichen  Regierung, 
Abtheilung  des  Innern,  zu  X.  Bezug,  und  auch  die  Verfügung  vom 
13.  desselben  Monats  sagt,  N.  sei  der  Verfügung  der  Königlichen 
Regierung  nicht  nachgekommen.  Müsste  man  dies  dahin  verstehen, 
dass  eigentlich  die  Königliche  Regierung  die  beiden  Verfügungen 
vom  4.  und  13.  Juni  erlassen  und  die  Polizeiverwaltung  auch  nach 
Aussen  hin  und  nur  Namens  derselben  gehandelt  habe,  so  würde 
in  Betreff'  des  erlassenen  Gebotes  das  Verwaltungsstreitverfahren 
ausgeschlossen  sein,  weil  dasselbe  nach  § 30  des  Zuständigkeits- 
Gesetzes  nur  gegen  polizeiliche  Verfügungen  der  Orts-  und  der 
Kreispolizeibehörden  stattfindet.  Allein  es  steht  nichts  ent- 
gegen, jene  beiden  Verfügungen  dahin  auszulegen,  dass  sie  formell 
von  der  städtischen  Polizeiverwaltung  vermöge  der  ihr  zustehenden 
Ortspolizeigewalt  erlassene  Verfügungen  sind,  zu  deren  Erlass  die 
Regierung  als  Aufsichtsbehörde  den  Auftrag  crtheilt  hatte,  und  für 
diese  Auslegung  spricht  entschieden  der  Umstand,  dass  der  in 
Frage  stehende  Gegenstand  der  Verfügung  in  der  That  der  Orts-, 
nicht  der  Landespolizei  angehört,  und  dass  die  Regierung  selbst, 
bezw.  der  Regierungspräsident,  in  dieser  Richtung  kein  Bedenken 
•erhoben  hat,  mithin  gleichfalls  davon  auszugehen  scheint,  dass  es 
sich  formell  nicht  um  Verfügungen  der  Regierung,  sondern  der 
städtischen  Polizeivenvaltung  handle. 

Von  den  beiden  Gründen,  auf  welche  der  Regierungspräsident 
die  Berufung  stützt,  ist  der  erste  nicht  zutreffend.  Wenn  derselbe 
die  Zulässigkeit-  des  Verwaltungsstroitverfahrens  aus  dem  Grunde 
bestreitet,  weil  im  vorliegenden  Falle  durch  die  angegriffenen  polizei- 
lichen Verfügungen  ein  privates  Recht  des  Klägers  nicht  verletzt 
werde,  so  ist  es  allerdings  richtig,  dass  das  Verwaltungsstreit- 
verfahren bei  Anfechtung  polizeilicher  Verfügung  w,esentlich  zum 
Schutze  subjektiver  Rechte  dient.  Allein  ein  solches  Recht  des 
Klägers  besteht  nicht  allein  darin,  sich  überhaupt  „Apotheker" 
nennen,  sondern  auch  darin,  diese  Bezeiclmung  da,  wo  er  es  seinen 
Interessen  für  angemessen  erachtet,  gebrauchen,  insbesondere  sie 
auf  seinem  Firmaschilde  anwenden  zu  dürfen,  und  zwar  in  der  ihm 
zweckmässig  erscheinenden  Grösse.  Eine  jede  Beschränkung  in 
dieser  Beziehung  schliesst  mithin  eine  Beeinträchtigung  eines  sub- 
jektiven Rechts  in  sich  und  kann,  wenn  sie  durch  polizeiliche  Ver- 
fügung angeordnet  worden  ist,  an  sich  den  Gegenstand  des  Ver- 
waltungsstreitverfahrens bilden. 
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Dagegen  ist  der  materiellrechtliche  Angriff  des  Regierungs- 
präsidenten gegen  die  Vorentscheidung  als  begründet  anzusehen. 
Es  kann  dabei  die  Entscheidung  der  Frage  ganz  dahin  gestellt 
bleiben,  ob  dem  Kläger  auf  Grund  seiner  nach  Maassgabe  der  Vor- 
schriften des  § 42  der  Gew.-Ordn.  vom  17.  Jan.  1845  erlangten 
Approbation  das  Recht  zusteht,  sich  „Apotheker*'  zu  nennen,  ob- 
wohl er  eine  Apotheke  nicht  besitzt.  Denn  selbst,  wenn  dieses 
der  Fall,  ist  der  Polizeibehörde  doch  die  Befugniss  zugesprochen, 
die  Anbringung  dieses  Worts  in  dem  Firmaschilde  seiner  Drogen- 
handlung zu  verbieten.  Zunächst  kann  aus  dem  Umstande  allein, 
dass  eine  gesetzliche  oder  allgemeine  Vorschrift,  welche  jenes  Recht 
aufhebt  oder  beschränkt,  nicht  besteht,  die  Ungesetzlichkeit  der 
angefochtenen  polizeilichen  Verfügungen  nicht  gefolgert  werden,  da 
nach  § 10,  Titel  17,  Theil  II  des  Allgemeinen  Landrechts  die  Polizei 
auch  die  Aufgabe  hat,  die  nöthigen  Anstalten  zur  Erhaltung  der 
öffentlichen  Ruhe,  Sicherheit  und  Ordnung  und  zur  Abwendung  der 
dem  Publikum  oder  einzelnen  Mitgliedern  desselben  bevorstehenden 
Gefahr  zu  treffen.  Sodann  aber  ist  anzunehmen,  dass  von  den  Vor- 
aussetzungen, unter  welchen  hiernach  ein  Einschreiten  der  Polizei 
gerechtfertigt  erscheint,  die  Erhaltung  der  öffentlichen  Ordnung  für 
den  vorliegenden  Fall  zutrifft.  Die  Gewerbeordnung  hat,  während 
die  Betreibung  des  Handels,  insbesondere  auch  desjenigen  mit 
Drogenwaaren  freigegeben  ist,  die  Errichtung  und  den  Betrieb  von 
Apotheken  aus  gesundheitspolizeilichen  Rücksichten  erheblichen  Be- 
scnränkungen  unterworfen.  Es  liegt  unter  diesen  Umständen  im 
dringendsten  Interesse  der  gewerblichen  Ordnung,  dass  nach  Aussen 
hin  diejenigen  Geschäfte,  welche  Apotheken,  und  diejenigen,  welche 
Drogenhandlungen  sind,  deutlich  von  einander  unterschieden  werden, 
damit  nicht  das  Publikum  in  den  Glauben  versetzt  werde,  in  den 
letzteren  seien  Apothekerwaaren  unter  denselben  Garantien  zu 
kaufen,  wie  sie  eine  Apotheke  nicht  allein  vermöge  der  Approbation, 
welche  ihr  Inhaber  erlangt  haben  muss,  sondern  namentlich  vermöge 
der  besonderen  behördlichen  Kontrole,  unter  welcher  sie  steht, 
bietet.  Diesem  Interesse  der  öffentlichen  Ordnung  wird  nun  da- 
durch entgegengehandelt,  dass  der  Inhaber  einer  Drogenhandlung 
auf  seinem  Firmenschilde  neben  seinem  Namen  die  Bezeichnung 
„Apotheker“  in  einer  Weise  anbringt,  welche  geeignet  ist,  in  dem 
Publikum  oder  doch  in  demjenigen  Theile  desselben,  welcher  mit 
den  einschlagenden  Verhältnissen  und  den  betreffenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  weniger  vertraut  ist,  den  Irrthum  hervorzurufen,  als 
finde  in  der  Drogen handlung  der  Betrieb  einer  Apotheke  statt  (vergl. 
Entscheidungen  Bd.  I,  Seite  319  ff.). 

Einen  solchen  Irrthum  konnte  aber  im  vorliegenden  Falle 
die  Führung  des  Prädikats  „Apotheker“  auf  dem  Firmenschilde 
des  Klägers  hervorrufen,  mochte  auch  immerhin,  wie  er  behauptet, 
diese  Bezeichnung  in  weit  kleinerer  Schrift,  als  sein  Name,  an- 
gebracht sein.  Ob  der  Kläger  die  Absicht  der  Täuschung  ge- 
habt habe,  erscheint  gleichgültig;  entscheidend  ist  allein,  dass  die 
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Art  der  Bezeichnung  objektiv  geeignet  war,  eine  Täuschung  zu 
erzeugen,  was,  wie  gezeigt  worden,  im  vorliegenden  Falle  von  der 
Polizeibehörde  sehr  wohl  angenommen  werden  konnte. 

Da  somit  die  angefochtenen  Verfügungen  weder  auf  der  Nicht- 
anwendung oder  unrichtigen  Anwendung  des  bestehenden  Rechts 
beruhen,  noch  der  thatsächlichen  Voraussetzung  ermangeln,  welche 
die  Polizeibehörde  zu  ihrem  Erlasse  berechtigen,  so  musste  die 
Klage  in  Gemässheit  der  §§  30,  31  des  Zuständigkeitsgesetzes  vom 
2G.  Juli  1876  abgewiesen  werden. 

Der  Kostenpunkt  regelt  sich  nach  § 72  des  Gesetzes  vom 
3.  Juli  1875  (Gesetzsammlung  Seite  375). 

Urkundlich  unter  dem  Siegel  des  Königlichen  Oberverwaltungs- 
gerichts und  der  verordneten  Unterschrift. 

(L.  S.)  gez.  Persius. 

(Entschdgn.  Bd.  IV.  S.  342.) 

Dagegen  hat  das  Ob.-Verw.-Gericht  in  einem  ande- 
ren Falle  unterm  5.  Mai  1892  entschieden,  dass  ein 
Inserat,  welches  mit  „Drogerie  zum  rothen  Kreuz“  be- 
ginnt und  die  Unterschrift  „X.  approbirter  Apotheker“ 
trägt,  polizeilich  nicht  zu  beanstanden  ist. 

„Das  Wort  „Apotheker“  bezeichnet  den  persönlichen  Stand,  die 
persönliche  Qualifikation,  es  kommt  diese  Bezeichnung  nicht  nur 
denen  zu,  welche  eine  Apotheke  besitzen  oder  betreiben.  Dies  gilt 
sowohl  von  dem  gewöhnlichen,  als  von  dem  amtlichen  Sprach- 
gebrauch. In  der  Bekanntmachung  vom  5.  März  1875,  betr.  die 
Prüfung  der  Apotheker,  ist  von  dem  Erforderniss  des  Besitzes  oder 
des  selbständigen  Betriebes  einer  Apotheke  nirgends  die  Rede.  Wenn 
die  Angabe  in  dem  Inserat,  die  Kläger  seien  approbirte  Apotheker, 
den  Glauben  erweckte,  ihr  Geschäft  biete  mehr  Garantie  als  ein 
Drogengeschäft,  dessen  Inhaber  diese  Qualifikation  nicht  besitzt,  so 
kann  ein  solcher  Glauben  als  unbegründet  angesehen  und  eine  Ge- 
fährdung des  Publikums  nicht  angenommen  werden.  Dass  die  Kläger 
nicht  Besitzer  einer  Apotheke  waren,  dass  ihr  Geschäft  nicht  eine 
Apotheke  war,  ergab  sich  zur  Genüge  aus  der  Bezeichnung  des 
letzteren  als  „Drogerie“.“ 

Diese  Entscheidung  steht  mit  früheren  dieser  Art 
insofern  im  Widerspruche,  als  wenigstens  auf  den  Fir- 
menschildern der  Drogisten  die  Bezeichnung  als  „Apo- 
theker“ bisher  als  unzulässig,  weil  zu  Täuschungen 
führend,  erachtet  wurde. 

Auch  der  würtembergische  Geheimrath  hat  sich 
in  ähnlichem  Sinne  wie  das  preussische  Ober-Verwal- 
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tung-s-Gericht  wie  folgt  ausgesprochen  (Entscheid,  vom 
Jahre  1875): 

„Die  Bezeichnung  „Apotheker'^  wird  zwar  in  den  Reichs- 
gesetzen und  in  den  darauf  gegründeten  Vollzugsverordnungen  der 
Reichsorgane,  desgleichen  in  daran  sich  anschliessenden  landes- 
gesetzlichen Vorschriften  nicht  ausschliesslich  auf  die  Besitzer  oder 
Ven\'alter  der  koncessionirten  Apotheken,  sondern  auch  auf  die  in 
der  Apothekerkunst  geprüften  und  für  den  Betrieb  des  Apotheker- 
gewerbes als  befähigt  erklärten  Personenangewendet.  Es  ist  deshalb 
den  approbirten  Pharmaceuten  im  Allgemeinen  das  Recht  nicht  zu 
bestreiten,  sich  im  öffentlichen  und  Geschäftsverkehre,  wie  auch 
auf  ihren  Gewerbeschilden,  gleichviel,  welches  Gewerbe  sie  be- 
treiben, als  „Apotheker“  zu  bezeichnen. 

„Allein  dieses  Recht  findet,  soweit  es  sich  um  Gewerbeschilde 
handelt,  eine  nothwendige  Begrenzung  in  der  Befugniss  und  Ver- 
pflichtung der  Medicinalpolizeibehörden  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Be- 
triebslokale der  koncessionirten  Apotheken,  auf  welche  das  Publikum 
nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  mit  seinem  Bedarfe  in  Arznei- 
mittel angewiesen  ist,  auf  eine  für  Jedermann  verständliche  Weise 
äusserlich  erkennbar  erhalten  werden,  und  diese  Befugniss  und 
Verpflichtung  der  Medicinalpobzeibehörden  ist  durch  die  Reichs- 
gesetzgebung, insbesondere  durch  die  Reichs-Gewerbe-Ordnung  in 
keiner  Weise  beseitigt  oder  beschränkt  worden,  vielmehr  ist  in  § G 
und  in  § 29,  Abs.  3 des  letzteren  Gesetzes  die  fortdauernde  Geltung 
der  Bestimmungen  über  die  Errichtung  und  Verlegung  von  Apo- 
theken ausdrücklich  Vorbehalten. 

„Hiernach  ist  es  auch  eine  Obliegenheit  der  Medicinalpolizei- 
behörden, dagegen  einzuschreiten,  dass  die  Inhaber  von  Gewerbs- 
lokalen,  welche  keine  koncessionirten  Apotheker  sind,  sich  solcher 
Gewerbeschilde  bedienen,  welche  geeignet  sind,  das  Publikum  oder 
wenigstens  die  minder  kundigen  Klassen  desselben  in  den  Irrthum  zu 
versetzen,  als  ob  sich  daselbst  eine  koncessionirte  Apotheke  befinde.“ 

In  gleichem  Sinne  hat  das  königl.  sächsische  Mini- 
sterium entschieden. 

Das  Ministerium  des  Innern  hat  die  Beschwerde  verworfen, 
die  von  dem  Drogisten  X.  über  die  zweitinstanzliche  Entscheidung 
der  Kreishauptmannschaft  Dresden  um  deswillen  geführt  worden  ist, 
weil  darin  das  dem  Beschwerdeführer  gegenüber  von  dem  Stadtrathe 
unter  Strafandrohung  ausgesprochene  Verbot  der  Führung  des 
Titels  „Apotheker“  auf  der  Firma  seines  Drogengeschäftes  bestätigt 
worden  ist. 

Denn  die  Befugniss,  sich  als  Apotheker  zu  bezeichnen,  kann 
nur  denjenigen  zustehen,  die  selbständig  einer  Apotheke  vorstehen, 
und  würde,  selbst  wenn  sie  dem  Beschwerdeführer  an  sich  zustände, 
auf  der  Firma  des  letzteren  für  sein  Drogistengeschäft  unstatt- 
haft sein. 

Wenn  nun  der  Beschwerdeführer  die  Befugniss,  sich  im  ge- 
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schäftlichen  Verkehre  und  daher  auch  auf  der  vorgedachten  Firma 
als  Apotheker  zu  bezeichnen,  auf  Grund  der  Thatsache  in  Anspruch 
nimmt,  dass  er  im  Besitze  einer  Approbation  als  Apotheker  ist,  so 
übersieht  er  dabei,  dass  ihm  aus  dieser  Approbation  einer  weitere 
Berechtigung  als  die,  sich  als  „approbirter  Apotheker“  zu  be- 
zeichnen, nicht  erwachsen  kann. 

In  derselben  Weise  werden  Diejenigen,  die  vor  dem  Inkraft- 
treten der  deutschen  Gewerbeordnung  die  pharmaceutische  Staats- 
prüfung bestanden  haben,  nur  berechtigt  sein,  sich  als  „geprüfter 
Apotheker“  zu  bezeichnen. 

Aber  auch  der  Bezeichnung  als  „approbirter“  oder  als  „ge- 
prüfter Apotheker“  würde  sich  der  Inhaber  eines  Drogengeschäfts 
auf  der  Firma  des  letzteren  zu  enthalten  haben,  weil  diese  Bezeich- 
nung bei  dem  mit  der  Bedeutung  derselben  nicht  bekannten 
grösseren  Publikum  zu  der  irrigen  Annahme,  als  sei  das  betreffende 
Drogistengeschäft  eine  Apotheke,  vielfach  Anlass  geben  würde,  was, 
selbst  wenn  es  dabei  auf  eine  geflissentliche  Täuschung  des  Publi- 
kums nicht  abgesehen  sein  sollte,  seitens  der  Aufsicht  führenden 
Medicinalbehörde  nicht  geduldet  werden  kann  etc. 

(Verordnung  des  Königlichen  Ministeriums  des  Innern  vom 
12.  April  1882.) 

Ebenso  ist  die  Führung  eines  Geschäftsschildes 
mit  der  Aufschrift  „Handel  mit  Apotheker- 
waaren“  nicht  gestattet. 

Der  Kaufmann  G.  zu  B.  hatte  in  dem  Schaufenster  seines 
Geschäftslokals  ein  Schild  mit  der  Aufschrift  „Handel  mit  Apo- 
thekerwaaren  “ angebracht;  auf  Veranlassung  der  Regierung  zu  E. 
gab  die  Polizeiverwaltung  zu  B.  dem  G.  durch  Verfügung  vom 
5.  August  1880  auf,  das  Schild  binnen  3 Tagen  zu  entfernen, 
widrigenfalls  dies  auf  seine  Kosten  durch  einen  Dritten  geschehen, 
in  jedem  Wiederholungsfälle  aber  von  ihm  eine  Exekutivstrafe  von 
20  Mark  eingezogen  werden  solle.  G.  stellte  auf  Aufhebung  dieser 
Verfügung  Klage  gegen  die  Polizeiverwaltung  an  und  führte  aus, 
dass  ihm  nach  der  Allerh.  Verordnung  vom  4.  Januar  1875  der 
Verkauf  von  Apothekerwaaren,  mit  Ausnahme  der  im  § 1 und  2 
aufgeführten  Zubereitungen  als  Heilmittel,  sowie  Drogen  und  che- 
mischen Präparaten  zustehe,  er  mithin  auch  ein  Schild  mit  der  ge- 
rügten Aufschrift  führen  dürfe.  Der  Kreisausschuss  wies  die  Klage 
zurück  und  erhob  der  G.  daher  hiergegen  Berufung,  da  Apotheker- 
waaren nicht  Heilmittel  sind;  Handel  mit  Apothekerwaaren  sei  der 
Handel  mit  erlaubten  Drogen,  zu  dem  er  bereclitigt  sei,  auch  finde 
die  in  den  §§  1 und  2 der  gedachten  Verordnung  ausgesprochene 
Beschränkung  nach  § 4 derselben  auf  den  Grosshandel  mit  Arznei- 
mitteln keine  Anwendung;  das  Schild  bezwecke  nur,  die  Apotheken- 
besitzer  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  dieselben  bei  ihm 
Apothekerwaaren  kaufen  können,  und  enthalte  die  fragliche  Ver- 
fügung einen  Eingriff  in  seinen  Gewerbebetrieb  und  eine  ungesetz- 
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liehe  Beschränkung  seines  Eigenthums.  Das  Bezirks-Verwaltungs- 
gericht zu  C.  erkannte  am  14.  December  1880  auf  Bestätigung  der 
Entscheidung  des  Kreisausschusses;  durch  das  Schild  werde  das 
gewöhnliche  Publikum,  welches  keinen  Unterschied  zwischen  Apo- 
thekerwaaren  und  Heilmitteln  mache,  in  den  Irrthum  versetzt,  G. 
verkaufe  Heilmittel ; das  Schild  sei  nicht  für  Apotheker  angebracht, 
sondern  für  das  Publikum  und  suche  die  gesundheitspolizeilichen 
Bestimmungen  zu  vereiteln ; einen  Eingriff  in  die  Rechte  des  Klägers 
hinsichtlich  seines  Eigenthums  und  seines  Gewerbebetriebes  entlialte 
die  angegriffene  Verfügung  nicht;  nach  § 10,  Tit.  17,  Th.  H.  A.  L.-R. 
sei  die  Polizeibehörde  berechtigt  und  verpflichtet,  im  öffentlichen 
Interesse  das  Publikum  vor  Täuschung  zu  bewahren,  mithin  auch 
die  angegriffene  Verfügung  durchaus  gerechtfertigt.  G.  legte  gegen 
diese  Entscheidung  Revision  ein.  Das  Ober-Verwaltungsgericht  er- 
kannte am  25.  Juni  1881  auf  Bestätigung  der  Entscheidung  des 
Bezirks-Verwaltungsgerichts  zu  C. 

Im  Namen  des  Königs! 

In  der  Verwaltungsstreitsache  des  Kaufmanns  N.  zu  N., 
Klägers  und  Revisionsklägers,  wider  die  Polizeiverwaltung  zu  N., 
Beklagte  und  Revisionsbeklagte,  hat  das  Königl.  Oberverwaltungs- 
gericht, Erster  Senat,  in  seiner  Sitzung  vom  25.  Juni  1881,  für 
Recht  erkannt,  dass  auf  die  Revision  des  Klägers  die  Entscheidung 
des  Königl.  Bezirks-Verwaltungsgerichts  zu  N.  vom  14.  December 
1880  zu  bestätigen  und  die  Kosten  der  Revisionsinstanz,  unter  Fest- 
setzung des  Werths  des  Streitgegenstandes  auf  500  M.,  dem  Kläger 
zur  Last  zu  legen. 

Von  Rechts  Wegen. 

Gründe. 

Hinsichtlich  des  Sachverhalts  kann  auf  das  zweitinstanzliche 
Erkenntniss  verwiesen  Averden,  welches  die  die  Klage  abweisende 
erstrichterliche  Entscheidung  bestätigt,  die  Kosten  zweiter  Instanz 
dem  Kläger  auferlegt  und  den  Werth  des  Streitgegenstandes  auf 
500  M.  festgesetzt  hat. 

In  der  gegen  dieses  Erkenntniss  eingelegten  Revision  behauptet 
der  Kläger  unrichtige  An^vendung  der  Veronlnung  vom  4.  Januar 
1875  (Reichsgesetzblatt  S.  5),  weil  diese  nur  das  Feilhalten  von 
Heilpräparaten  und  speciell  benannten  Drogen  untersage,  die  vom 
Kläger  ausgebotenen  Apothekerwaaren  aber  zu  keiner  dieser 
Gattungen  gehörten. 

Er  wirft  dem  Vorden’ichter  ferner  vor,  seine  Entscheidungen 
auf  allgemeine  Erwägungen  gestützt  zu  haben,  Avas  dem  Gesetze 
nicht  entspreche  und  jede  erkennbare  Grenze  der  Anwendbarkeit 
eines  Gesetzes  verAvische.  Er  beantragt,  unter  Aufhebung  der  Vor- 
entscheidungen, die  Verfügung  der  Beklagten  vom  5.  August  1880 
ausser  Kraft  zu  setzen. 

Von  der  Beklagten  ist  eine  Gegenerklärung  nicht  eingegangen. 
Es  musste,  wie  geschehen,  erkannt  werden. 
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Die  Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  findet,'  vorbehaltlich 
der  Bestimmung  im  § 80,  nach  § 6 keine  Anwendung  auf  den  Ver- 
kauf von  Arzneimitteln,  jedoch  soll  nach  Absatz  2 ebenda  durch 
besondere  Verordnung  bestimmt  werden,  „welche  Apotheker- 
waaren  dem  freien  Verkehr  zu  überlassen  sind“. 

Zur  Ausführung  dieser  Vorschrift  ist  — unter  Aufhebung 
der  Verordnung  vom  25.  März  1872,  betreffend  den  Verkehr  mit 
Apothekerwaaren  (Reichsgesetzblatt  S.  85)  — die  Verordnung 
vom  4.  Jannar  1875,  betrefiend  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln 
(Reichsgesetzblatt  S.  5)  ergangen,  welche  in  den  §§  1 und  2 die- 
jenigen Heilmittel  und  Drogen  bezw.  chemischen  Prä- 
parate bezeichnet,  deren  Feilhaltung  und  Verkauf  nur  in  Apo- 
theken gestattet  ist,  während  nach  § 3 die  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  auf  den  Grosshandel  mit  Arzneimitteln  keine  Anwen- 
dung finden. 

Der  § 6 der  Gewerbeordnung  und  die  auf  Grund  desselben 
ergangenen  Vorschriften  unterscheiden  hiernach  zwischen  Apotheker- 
waaren (Arzneimitteln),  welche  im  Grosshandel  vertrieben  werden, 
und  bezüglich  des  Kleinhandels  zwischen  Apothekerwaaren,  welche 
dem  freien  Verkehr  überlassen  und  solchen,  welche  dem  freien  Ver- 
kehr entzogen  sind. 

Hieraus  folgt,  dass  dem  Drogisten  das  Feilhalten  sämmtlicher 
Apothekerwaaren  en  gros  und  derjenigen  Apothekerwaaren  en  detail 
gestattet  ist,  welche  nicht  durch  die  Verordnung  vom  4.  Januar  1875 
dem  freien  Verkehr  entzogen  sind.  Wenn  nun  der  Vorderrichter 
der  Berufung  des  Klägers  auf  seine  Berechtigung  zum  Grosshandel 
mit  Apothekerwaaren  mit  dem  Satze  entgegentritt,  das  Publikum 
kaufe  diese  Waaren  nur  in  kleinen  Quantitäten,  so  könnte  es  den 
Anschein  gewinnen,  als  sei  übersehen,  dass  den  Drogisten  auch  der 
Kleinhandel  mit  den  nicht  durch  die  Verordnung  vom  4.  Januar  1875 
davon  ausgeschlossenen  Apothekerwaaren  gestattet  ist.  Allein  er- 
wägt man,  dass  die  desfallsige  Ausführung  sich  nur  gegen  die 
Bezugnahme  des  Klägers  auf  den  § 3 der  angeführten  Verordnung 
wendet,  dass  der  Vorderrichter  hinzufügt,  die  Frage,  mit  welchen 
Waaren  ein  Drogist  überhaupt  handeln  dürfe,  stehe  nicht  zur  Ent- 
scheidung, so  muss  angenommen  werden,  dass  der  Vorderrichter 
nicht  von  der  irrigen  Voraussetzung  ausgegangen  ist,  dem  Kläger , 
stehe  überhaupt  nicht  das  Recht  zu,  Apothekerwaaren  en  detail 
feilzuhalten,  dass  er  vielmehr  nur  von  Apothekerwaaren,  welche  von 
den  Drogisten  nur  im  Grosshandel  abgegeben  werden  dürfen,  hat 
sprechen  wollen.  Der  Vorwurf  der  unrichtigen  Anwendung  der  Ver- 
ordnung vom  4.  Januar  1875  trifft  demnach  nicht  zu. 

Wenn  der  Vorderrichter  ferner  annimmt,  dass  der  gewöhnliche 
Mann  keifien  Unterschied  zwischen  der  Inschrift  „Apotheke“  und 
„Apothekerwaaren“  mache,  dass  er  durch  die  Inschrift  „Apotheker- 
waaren“ in  den  Glauben  versetzt  werde,  dass  das  betreffende  Ge- 
schäft eine  „Apotheke“  sei  oder  wenigstens,  dass  man  hier  die 
Medikamente  billiger  und  in  derselben  guten  Beschaffenheit  kaufen 
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könne,  Avie  in  den  koncessionirten  Apotheken,  so  sind  diese  Er- 
wägungen rein  thatsächliclier  Natur  und  unterliegen  niclit  der  Nach- 
prüfung des  Revisionsrichters.  Wenn  der  Vorderrichter  von  dem 
,.gewöhnliclien  Manne“  spriclit,  so  ist  selbstverständlich,  dass  er 
damit  den  gewöhnlichen  Mann  in  N.  und  Umgegend  meint,  da  alle 
seine  desfalTsigen  Ausführungen  mit  Bezug  auf  das  klägerische  Ge- 
schäft gemacht  Averden.  Die  ErAvägungen  des  Vorderrichters  sind 
daher  nicht  als  gemeine,  überall  maassgebende  ZAveckmässigkeits- 
gründe,  sondern  als  lediglich  den  \”orliegenden  Fall  treffende  thatsäch- 
liche  Feststellungen  anzusehen.  Dieselben  rechtfertigen  als  solche  nach 
den  von  dem  Unterzeichneten  Gerichtshöfe  in  konstanter  Rechtsprechung 
festgehaltenen  Grundsätzen  (Endurtheil  vom  14.  December  1878  — 
Entscheidungen  Band  IV.  S.  349)  die  angefochtene  Entscheidung. 

Dieselbe  Awar  daher  zu  bestätigen  und  der  Kostenpunkt  nach 
§ 72  des  Verwaltungsgerichtsgesetzes  zu  regeln. 

Urkundlich  unter  dem  Siegel  des  Königlichen  Oberverwaltungs- 
gerichts und  der  verordneten  Unterschrift. 

(L.  S.)  gez.  Persius. 

O.-V.-G.  No.  I.  1227. 

Eine  zweite  Entscheidung-  des  kg-1.  preuss.  Ob.-Ver.- 
Gerichts  untersag-t  sog-ar  die  Bezeichnung-  „ Apotheker- 
Avaaren  en  gros“  auf  den  Firmenschildern  der  Drogisten. 

Im  Namen  des  Königs! 

In  der  Venvaltungsstreitsache  des  Kaufmanns  N.  zu  N., 
Klägers,  wider  den  Königlichen  Regierungs-Präsidenten  zu  N.,  Be- 
klagen, hat  das  Königliche  OberverAvaltungsgericht,  Erster  Senat, 
in  seiner  Sitzung  vom  19.  April  1882,  an  Avelcher  der  Präsident  pp. 
Theil  genommen  haben,  für  Recht  erkannt, 

dass  die  gegen  den  Bescheid  des  Beklagten  vom  23.  November 
1881  erhobene  Klage  abzuAveisen  und  die  Kosten,  unter  Fest- 
setzung des  Werths  des  Streitgegenstandes  auf  300  M.,  dem 
Kläger  zur  Last  zu  legen. 

Von  Rechts  Wegen. 

Gründe. 

Der  Kaufmann  N.  zu  N.  hat  an  der  linken  Seite  des  Ein 
ganges  zu  seinem  Laden  die  Inschrift:  „Cigarren-,  Tabak-,  Wein 
liandlung,  Rum-  und  Liqueur-Fabrik  en  detail“  und  auf  der  rechten 
Seite  die  Inschrift:  „Kolonial-,  Drogen-,  Farben-,  Parfümerien  und 
Apothekerwaaren  en  gros“  angebracht,  und  ist  durch  ortspolizeiliche 
Verfügung  A'om  9.  Juli  1881  angehalten  Avorden,  das  Wort  „Apo- 
thekerAvaarcn“  zu  beseitigen,  da  die  Inschriften  geeignet  seien,  beim 
Publikum  die  Annahme  nervorzurufen,  dass  er  Inhaber  einer  Apo- 
theken-Koncession  und  berechtigt  sei,  mit  Apothekerwaaren  gleich 
einem  koncessionirten  Apotheker  Handel  zu  treiben. 
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Im  Beschwerdewege  ist  der  p.  N.  mit  dem  Anträge  auf  Auf- 
hebung dieserVerfügung  durch  die  Bescheide  des  Königlichen  Landraths 
des  Kreises  N.  vom  26  September  und  des  Königlichen  Regierungs- 
präsidenten zu  N.  vom  23.  November  v.  J.  abgewiesen  worden. 

Gegen  letzteren  Bescheid  hat  er  darauf  fristzeitig  Kla^e  er- 
hoben und  bestritten,  dass  sich  die  Befugniss  der  Polizeibehörde 
zum  Erlass  der  angefochtenen  Verfügung  auf  § 10  Titel  17  Theil  II 
des  Allgemeinen  Landrechts  stützen  lasse.  Er  habe  unbestritten 
nicht  nur  das  Recht  zum  Grosshandel  mit  Arzneimitteln,  sondern 
auch  zum  Verkauf  aller  derjenigen  Heilmittel  im  Detailhandel, 
welche  in  den  Verzeichnissen  A.  und  B.  zur  Verordnung  vom 
4.  Januar  1875  nicht  aufgeführt  seien.  Hiernach  sei  er  auch  be- 
rechtigt, die  gerügte  Aufschrift  in  seinem  Firmenschilde  zu  führen, 
und  dies  um  so  mehr,  als  das  gewöhnliche  Publikum  die  Bedeutung 
des  Wortes  ,.Drogen“  gar  nicht  kenne,  nnd  „Apothekerwaaren“  die 
Uebersetzung  davon  sei. 

Weiter  findet  der  Kläger  in  der  erlassenen  Verfügung  eine 
unzulässige  Bevormundung  und  Privilegirung  der  Unwissenheit  des 
Publikums,  welches  keinen  Schutz  bedürfe,  da  er  schon  allein  durch 
das  Strafgesetz  angehalten  werde,  das  Publikum  abzuweisen,  falls 
es  Medikamente  fordere,  deren  Verkauf  lediglich  den  Apothekern 
zustehe.  Schliesslich  führt  Kläger  eine  Verfügung  der  Königlichen 
Regierung  zu  B.  vom  19.  November  1881  an,  durch  welche  einem 
Kaufmanne  zwar  das  Schild  mit  der  Inschrift:  „Apotheker-  und 
Drogeriewaaren-Handlung“  verboten,  dagegen  die  Inschrift:  „Drogen- 
und  Apothekerwaaren-Handlung  erlaubt  worden  sei,  und  beantragt, 
den  Bescheid  des  beklagten  Königlichen  Regierungs- Präsidenten 
vom  23.  November  1881  aufzuheben. 

Der  Beklagte  hat  erwidert:  Nach  der  Vorschrift  im  § 10 
Titel  17  Theil  II  des  Allgemeinen  Landrechts  gehöre  es  zu  den 
Aufgaben  der  Polizei,  Gefahren  von  dem  Publikum  abzuwenden. 
Die  Aufschrift:  „Apothekerwaaren“  auf  dem  Ladenschilde  rufe  in 
dem  ungebildeten  Publikum  die  Täuschung  hervor,  als  würden  bei 
dem  Kläger  diejenigen  Gegenstände  feilgeboten,  welche  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  gefährlichen  Eigenschaften  und  auf  ihre  Wirksamkeit 
für  die  menschliche  Gesundheit  nach  den  bestehenden  Gesetzen  nur 
von  wissenschaftlich  gebildeten  und  unter  der  technischen  Aufsicht 
der  Sanitätsbeamten  stehenden  Apothekern  feilgeboten  werden 
dürfen.  Die  Aufschrift  rufe  ferner  die  Täuschung  hervor,  als 
würden  diese  Gegenstände  hier  mit  der  gleichen  Garantie  für  ihre 
Güte  und  für  die  Zweckmässigkeit  ihrer  Anwendung  dargeboten, 
wie  in  den  Apotheken.  In  diesen  Täuschungen  liege  die  Gefahr, 
dass  gesundheitsgefährliche  Stoffe  dem  Publikum  zugeführt  werden, 
und  zwar  besonders  in  dem  Augenblick,  wo  die  betreffenden  Per- 
sonen eines  richtig  ausgewählten  Medikaments  bedürfen.  Der  Angriff 
gegen  diese  polizeiliche  Befugniss  sei  daher  verfehlt. 

Dem  Anträge  des  Beklagten  entsprechend  war  auf  Abweisung 
der  Klage  zu  ei’kennen. 
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Dass  der  Kläger  berechtigt  ist,  gewisse  Heilmittel  gleich  den 
koncessionirten  Apothekern  im  Kleinhandel  7,u  vertreiben,  unterliegt 
nach  der  Verordnung,  betreffend  den  Yerkelir  mit  Arzneimitteln, 
vom  4.  Januar  1875  keinem  Zweifel.  — Allein  hieraus  folgt  noch 
nicht  die  Gesetzwidrigkeit  des  angefochtenen  Bescheides.  Denn 
abgesehen  davon,  dass  die  Firmenschilder  des  Klägers  dem  er- 
wähnten Rechtszustande  insofern  nicht  entsprechen,  als  sie  Apo- 
thekerwaaren  en  detail  ohne  Einschränkung  anbieten,  stellt  der 
Beklagte  weiter  thatsächlich  fest,  dass  dieselben  geeignet  sind,  das 
Publikum  über  den  Unterschied,  der  zwischen  der  Gewerbebefugniss 
des  Klägers  und  der  zum  Apothekenbetriebe  koncessionirten  Apo- 
theker besteht,  zu  täuschen  und  diejenige  Gefährdung  des  Publikums 
zu  befördern,  welcher  die  auf  den  Apothekenbetrieb  bezügliche 
öffentliche  Ordnung  verbeugen  soll.  — Diese  thatsächliche  Fest- 
stellung unterliegt  nicht  der  freien  Beurtheilung  des  Unterzeichneten 
Gerichtshofes  im  Verwaltungsstreitverfahren;  dieselbe  kann  auch 
nicht  durch  den  Hinweis  darauf  widerlegt  werden,  dass  ..Apotheker- 
waaren“  die  Uebersetzung  des  dem  gewöhnlichen  Publikum  unver- 
ständlichen Wortes  „Drogen“  sei.  Denn  nicht  hierauf  kommt  es 
an,  sondern  auf  die  Bedeutung,  welche  thatsächlich  vom  Publikum 
mit  den  Worten  verbunden  wird,  und  in  dieser  Hinsicht  ist  es  un- 
zweifelhaft zutreffend,  dass  vielfach  der  Unterschied  zwischen  Drogen- 
Handlungen  und  koncessionirten  Apotheken  in  jene  Worte  hinein- 
getragen wird. 

Auf  Grund  jener  thatsächlichen  Feststellung  erscheint  aber 
die  Polizeibehörde  allerdings  gemäss  § 10  Titel  17  Theil  II  des 
Allgemeinen  Landrechts  berechtigt,  wie  geschehen  einzuschreiten. 
Dieselbe  kann  nicht  darauf  hingewdesen  werden,  dass  sie  den  Schutz 
der  öffentlichen  Ordnung  vor  den  Gefahren,  welchen  durch  diese 
vorgebeugt  wird,  davon  erwarten  solle,  dass  der  Kläger  das 
Publikum,  nachdem  dasselbe  durch  das  Firmenschild  zum  Fordern 
von  lediglich  den  Apothekern  zum  Vertriebe  anvertrauten  Heil- 
mitteln irregeleitet  ist,  dann  in  die  Apotheke  verweisen  werde. 
Vielmehr  steht  der  Polizeibehörde  das  Recht  zu,  in  der  hier  be- 
obachteten Weise  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  aufrecht 
zu  erhalten,  wie  dies  in  der  gleichmässigen  Rechtsprechung  des 
Gerichtshofes  mehrfach  anerkannt  ist. 

Urkundlich  unter  dem  Siegel  des  Königlichen  Oberverwal- 
tungsgerichts und  der  verordneten  Unterschrift. 

(L.  S.)  gez.  Persius. 

Eine  dritte  Entscheidung’  des  Ob. -Verw. -Gerichts, 
betr.  die  Firmenschilder  der  Drogisten,  erging  unterm 
5.  Mai  1892.  Demnach  dürfen  die  Firmenschilder  die 
Worte „Apothekerwaaren“  und  „Thierarzneimittel“ 
nicht  enthalten. 
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Das  Wort  „ Apothekerwaaren  “ bezeichnet  nach  dem  Wort- 
laut und  gemeinen  Sprachgebrauch  alle  in  Apotheken  zu  habenden 
Heilmittel,  nicht  blos  die,  welche  nur  in  Apotheken  verkauft  wer- 
den dürfen.  Dem  entspricht  auch  die  Terminologie  der  Reichsge- 
setzgebung, indem  der  § 6 Absatz  2 der  Reichsgewerbeordnung  sagt: 

„Durch  kaiserliche  Verordnung  wird  bestimmt,  welche  Apo- 

thekerwaaren  dem  freien  Verkehr  zu  überlassen  sind.“ 

Dies  schliesst  indessen  nicht  aus,  dass  die  allgemeine  Ankün- 
digung,  in  einem  Geschäft,  welches  keine  Apotheke  ist,  seien  Apo- 
thekerwaaren  zu  kaufen,  für  bedenklich  erachtet  wird,  weil  darin 
die  Anzeige,  dass  daselbst  alle  Apothekerwaaren  zu  kaufen  seien, 
das  Geschäft  also  eine  Apotheke  sei,  gefunden  werden  kann.  Auf 
dem  Schilde  des  Klägers  fand  sich  nun  allerdings  hinter  dem 
Worte  „Apothekerwaaren“  der  Zusatz:  „deren  Verkauf  gesetzlich 

erlaubt  ist“.  Dieses  ist  aber  nicht  ausreichend,  denn  es  wird 
durch  ihn  nicht  genügend  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  nur  die 
Apothekerwaaren  gemeint  seien,  deren  Verkauf  in  Drogenhand- 
lungen gesetzlich  erlaubt  sei.  Man  kann  ebensowohl  darin  einen 
Hinweis  auf  die  auch  für  Apotheken  geltenden  Beschränkungen 
im  Verkaufe  gewisser  Stoffe  finden,  wie  sie  namentlich  in  Bezug 
auf  Gifte  bestehen. 

Auch  das  Wort  „Arzneimittel“  begreift  nicht  lediglich  solche 
Mittel,  welche  nur  in  Apotheken  verkauft  werden  dürfen.  Es  er- 
giebt  sich  dies  aus  der  Verordnung,  betreffend  den  Verkehr  mit  Arz- 
neimitteln vom  27.  Januar  1890  (Reichsgesetzblatt  Seite  9)  und 
insbesondere  dem  zu  derselben  gehörenden  Verzeichniss  A.,  welches 
einzelne  Arzneien  von  der  Vorschrift,  dass  sie  nur  in  Apotheken 
verkauft  werden  dürfen,  ausdrücklich  ausnimmt.  Andererseits  aber 
fallen  unter  den  Begriff  der  Arzneimittel  nicht  blos  besondere  Zu- 
bereitungen, wie  daraus  erhellt,  dass  jene  Verordnung,  während  in 
der  Ueberschrift  der  allgemeine  Ausdruck  „Arzneimittel“  gebraucht 
ist,  in  den  §§  1 und  2,  sowie  den  entsprechenden  Verzeichnissen 
A.  und  B.  zwischen  „Zubereitungen“  und  „Drogen  und  chemischen 
Präparaten“  unterscheidet.  Es  würde  daher,  auch  wenn  man  an- 
nehmen will,  dass  der  Handel  mit  dem  im  Verzeichnisse  A.  auf- 
geführten Zubereitungen,  sofern  sie  als  Heilmittel  für  Thiere  be- 
nutzt werden  sollen,  freigegeben  ist,  die  unbeschränkte  Ankündi- 
gung auf  dem  Schilde  des  Klägers,  dass  „Thierarzneimittel“  bei 
ihm  zu  haben  seien,  zu  weit  gehen,  denn  die  in  dem  Verzeichnisse  B. 
aufgefülirten  Drogen  und  chemischen  Präparate  dürfen  überhaupt 
— mithin  auch  als  Heilmittel  für  Thiere  — nur  in  Apotheken 
verkauft  werden. 

Nach  dem  vorstehend  Gesagten  fehlte  es  nicht  an  den  that- 


160 


Die  Drogenhandlungen. 


sächlichen  Voraussetzungen,  welche  den  Amtsvorsteher  zu  der  An- 
ordnung wegen  Entfernung  der  Worte  „Apothekerwaaren“  und 
„Thierarzneimittel“  von  dem  Schilde  des  Klägers  berechtigten,  er 
überschritt  dadurch  nicht  die  dem  polizeilichen  Ermessen  gezoge- 
nen Grenzen. 

Ferner  hat  das  kgl.  sächsische  Ministerium  die 
Führung  eines  Geschäftsschildes  mit  der  Bezeichnung 
„ Arzneiwaarenhandlung “ als  unzulässig  erklärt. 

Wenn  auch  der  Kleinhandel  mit  denjenigen  Arzneiwaaren, 
rücksichtlich  welcher  derselbe  in  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
4.  Januar  1875,  den  Verkehr  mit  Arzneimitteln  betreffend,  nicht 
ausschliesslich  den  Apotheken  Vorbehalten  worden  ist,  ausserhalb 
der  Apotlieken  freigegeben  ist  und  daher  auch  dem  Drogisten  N. 
zusteht,  so  darf  doch  die  Bezeichnung  eines  kaufmännischen  Ge- 
schäfts, in  welchem  der  Kleinhandel  mit  Arzneiwaaren  in  der  vor- 
gedacliten,  an  sich  zulässigen  Beschränkung  betrieben  wird,  in 
Betreff  dieser  Geschäftsbranche  nicht  in  einer  Weise  erfolgen,  die 
bei  dem  grösseren  Publikum,  das  davon  keine  Kenntniss  nat  und 
haben  kann,  welche  Arzneiwaaren  nur  in  den  Apotheken  im  Klein- 
handel vertrieben  werden  dürfen,  und  das  ebensowenig  zwischen 
den  Begriffen  „Arzneiwaaren“  und  „Arzneimittel“  (Arzneien)  zu 
unterscheiden  versteht,  vielmehr  unter  den  ersteren  die  letzteren  zu 
verstehen  pflegt,  zu  dem  irrigen  Glauben  verleiten  kann,  dass  es  in 
dem  als  Arzneiwaarenhandlung  bezeichneten  Handelsgeschäfte  eine 
Art  von  Apotheke  vor  sich  habe. 

Als  eine  solche  unzulässige  Bezeichnung  eines  kaufmännischen 
Geschäftes  ist  nun  aber  die  allgemeine,  alle  Arzneien  ohne  Unter- 
schied und  daher  an  sich  auch  diejenigen,  deren  Detailvertrieb  nim 
den  Apotheken  zusteht,  umfassende  Bezeichnung  desselben  als : 
„Arzneiwaarenhandlung“  allerdings  anzusehen,  und  zwar  um- 
somehr, wenn  sie,  wie  im  vorliegenden  Falle,  mit  der  gleichzeitigen 
Bezeichnung  desselben  Geschäftes  als  Drogenhandlung  verbunden 
wird,  da  von  denjenigen  Arzneiwaaren,  die  der  Drogist  im  Klein- 
handel zu  vertreiben  befugt  ist,  der  grössere  Theil  unter  den  Begriff 
der  Drogen  fällt,  und  daher  in  der  beregten  kombinirten  Geschäfts- 
bezeiclinung  auch  selbst  für  Solche,  die  mit  den  einschlagenden 
gewerblichen  Bestimmungen  besser  als  das  gewöhnliche  Publikum 
bekannt  sind,  eine  Verleitung  zu  dem  irrigen  Glauben  liegen  kann, 
dass  in  dem  betreffenden  Geschäft  alle  Arzneiwaaren,  einschliesslich 
derjenigen,  die  nur  in  Apotheken  vertrieben  werden  dürfen,  bn 
IGeinhandel  verkäuflich  seien. 

Die  Berechtigung  der  Medicinalpolizeibehörde,  gegen  eine  der- 
artige Geschäftsbezeichnung  in  der  Weise,  wie  dies  seitens  des 
Stadtrathes  zu  — dem  Drogisten  N.  gegenüber  geschehen  und  von 
der  Kxeishauptmannschaft  approbirt  worden  ist,  erscheint  hiernach 
genügend  begründet,  wie  denn  andererseits  die  verfügte  Maassregel 
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sich  sachlicli  dadurch  rechtfertigt,  dass  erfahriingsmässig  Drogisten 
und  Kaufleute  häufig  in  den  Geschäftsbereich  der  Apotheker  über- 
greifen. 

Hiernach  allenthalben  hat  kein  Anlass  Vorgelegen,  der  Be- 
schwerde Folge  zu  geben,  als  welche  nach  Lage  der  Sache  der  nach 
§ 32  des  Organisationsgesetzes  vom  21.  April  1873  als  solcher  an 
sich  unzulässige  Rekurs  anzusehen  uud  zu  behandeln  ist,  den  der 
Drogist  N.  gegen  die  zweitinstanzliche  Entscheidung  der  Kreis- 
hauptmannschaft eingewendet  hat,  und  wird  daher  die  beregte  Be- 
schwerde hiermit  verworfen.  (Verordnung  des  Königl.  Ministerium 
des  Innern  vom  7.  November  1882.) 

Auch  die  Bezeichnung- „Medicinalhandlung'“  oder 
„Handlung-  mit  Medicinaldrog-en“  ist  unstatthaft. 

Ew.  Hochwohlgeboren  erwidere  ich  auf  die  in  dem  gefälligen 
Bericht  vom  3.  Januar  d.  J.  (P.  H.  5./1.  82)  gestellte  Anfrage, 

ob  die  Bezeichnung  „Medicinal-Handlung“,  „Medicinal-Drogen“ 
auf  den  Schildern  der  Drogisten  zu  verbieten  sei, 
ergebenst,  dass  es  keinem  Bedenken  unterliegen  dürfte,  diese  Be- 
zeichnungen durch  die  Orts-Polizeibehörde  verbieten  zu  lassen,  wenn 
nach  den  lokalen  Verhältnissen  die  Möglichkeit  vorliegt,  dass  dadurch 
Personen  in  den  Glauben  versetzt  werden,  dass  die  Handlung  eine 
Apotheke  sei  und  sich  mit  der  Zubereitung  von  Arzneien  befasse. 
Indem  ich  auf  die  bezüglichen  Entscheidungen  des  Königlichen 
Ober-Verwaltungsgerichts  vom  14.  December  1878  — Entschei- 
dungen Band  4,  S.  342  ff.  — vom  9.  Februar  1881  — Ministerial- 
Blatt  f.  d.  i.  V.  S.  80  — und  25.  Juni  1881  — Berliner  klinische 
Wochenschrift  No.  41  S.  608  — Bezug  nehme,  bemerke  ich  noch, 
dass  in  den  obigen  Bezeichnungen  der  Zusatz  „Medicinal“  den  im 
§ 13  der  revidirten  Apotheker-Ordnung  vom  11.  Oktober  1801  und 
im  § 6 der  Gewerbe-Ordnung  gebrauchten  Ausdrücken  nicht  ent- 
spricht und  insbesondere  geeignet  sein  dürfte,  den  Irrthum  hervor- 
zurufen, dass  in  der  betreffenden  Handlung  ärztlich  verordnete  Heil- 
mittel nach  Recepten  zubereitet  und  feilgehalten  werden. 

Berlin,  den  15.  Februar  1882. 

Der  Minister  der  geisth,  Unterrichts-  u.  Medicinal-Angelegenheiten. 

I.  V.:  (gez.)  Lucanus. 

Ebenso  kann  die  Bezeichnung-  „cand.  pharm.“  auf 
den  Firmenschildern  der  Drog-isten  untersagt  werden. 

Auf  den  Bericht  vom  19.  December  v.  J.,  betreffend  die  Be- 
schwerde des  Apothekers  A.  in  S.  über  die  auf  einigen  Firmen- 
schildern von  Drogisten  daselbst  vorhandene  Bezeichnung  „cand. 
pharm.“  erwidere  ich  der  kgl.  Regierung  bei  Rückgabe  der  An- 
lagen, dass  die  Freisprechung  des  Drogisten  N.  seitens  des  königl. 
Landgerichtes  zu  F.  nach  Lage  der  Sache  gerechtfertigt  erscheint, 
da  die  Bestimmung  des  § 147,  No.  3 der  Gewerbe-Ordnung  sich 

Bö  tt  ge r,  Arzneimittel.  3.  Aufl.  11 
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auf  Fälle  der  hier  vorliegenden  Art  nicht  bezieht.  Zugleich  mache 
ich  jedoch  auf  die  Entscheidungen  des  königl.  Ober-Verwaltungs- 
gericlites  vom  14.  December  1878  (Entscheidungen  Bd.  4.  S.  342  ff.) 
und  9.  Februar  1881  (Minist.-Blatt  f.  d.  i.  V.  S.  80),  sowie  den 
mittelst  Cirkular-Erlasses  vom  2.  Februar  1884  abschriftlich  mit- 
get  heilten  Erlass  vom  15.  Februar  1882  aufmerksam,  wonach  dem 
N.  und  den  übrigen  Drogisten  die  Bezeichnung  als  „cand.  pharm.“ 
auf  dem  Strassenschilde  etc.,  falls  nach  den  örtlichen  Verhältnissen 
die  Möglichkeit  vorliegt,  dass  dadurch  Personen  in  den  Glauben 
versetzt  werden,  die  Handlung  sei  eine  Apotheke  und  befasse  sich 
mit  der  Zubereitung  von  Arzneien,  durch  die  Ortspolizeibehörde 
würde  untersagt  werden  können.  .. 

Berlin,  den  26.  Januar  1889. 

Der  Minister  der  geistl.,  Unterrichts-  u.  Medicinal-Angelegenheiten. 

I.  A.:  de  la  Croix. 

Dagegen  ist  die  Verwendung  des  Rothen  Kreu- 
zes auch  den  Drogisten  gestattet. 

Das  rothe  Kreuz  auf  weissem  Grunde  ist  durch  die  am 
22.  August  1864  zwischen  Preussen,  Baden,  Belgien,  Dänemark, 
Spanien,  Frankreich,  dem  Grossherzogthum  Hessen,  dem  König- 
reich Italien,  den  Niederlanden,  der  Schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft und  Württemberg  zur  Linderung  des  Looses  der  im  Feld- 
dienste verwundeten  Militärpersonen  abgeschlossene  sogenannte 
Genfer  Konvention  (Gesetzsammlung  von  1865,  Seite  841)  zur 
Kennzeichnung  der  als  neutral  anerkannten  Feldlazarethe  und  des 
unter  dem  Schutze  der  Neutralität  stehenden  Personals  derselben 
eingeführt  und  seitdem  zu  diesem  Zwecke  benutzt,  auch  von  den 
Vereinen  zur  Pflege  im  Felde  verwundeter  und  erkrankter  Krieger 
als  Symbol  angenommen.  Weiterhin  wird  es  mit  der  Krankenpflege 
überhaupt  in  Verbindung  gebracht,  und  so  pflegt  es  sehr  häufig 
auf  den  Schildern  nicht  blos  von  Apotheken  und  Drogenhand- 
lungen, sondern  auch  von  Geschäften,  in  denen  Verbandmittel, 
chirurgische  Instrumente  und  dergleichen  verkauft  werden,  sowie 
auf  denen  der  Heilgehilfen  angebracht  zu  werden.  Hiernach  fehlt 
es  an  einer  inneren  Beziehung  zwischen  dem  Genfer  Kreuz  und 
den  staatlich  koncessionirten  Apotheken.  Wenn  es  thatsächlich  im 
Regierungsbezirk  Oppeln  nur  zur  Kennzeichnung  staatlich  koncessio- 
nirter  Apotheken  gebraucht  wird  — was  nicht  wahrscheinlich  ist, 
aber  dahingestellt  bleiben  mag  — , so  muss  dieses  als  etwas  Zufäl- 
liges angesehen  werden,  und  dem  Kläger  kann  darum  nicht  das 
ihm  an  sich  zustehende  Recht,  sich  desselben  Zeichens  zu  bedienen, 
genommen  werden. 

(Erk.  des  Preuss.  Ob.-Verw.-Ger.  vom  5.  Mai  1892.) 


Firmenscliilder. 
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Zu  bemerken  ist  indess  zu  allen  vorgenannten  Ent- 
scheidungen, dass  dieselben  lediglich  das  Recht  der 
Ortspolizeibehörde  zum  Einschreiten  in  den  genannten 
Fällen  aussprechen,  nicht  aber  die  Behörden  zu  einem 
Einschreiten  in  allen  solchen  Fällen  verpflichten.  Die 
Polizeibehörde  kann  alle  die  genannten  Bezeichnungen 
und  ähnliche  untersagen,  sie  kann  sie  aber  auch  unbe- 
helligt lassen,  wenn  ihres  Erachtens  ein  zwingender 
Grund  zum  Einschreiten  nicht  vorliegt. 


11» 
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Wie  früher  sämmtliche  Gewerbetreibende,  deren 
Fabrikate  Heilzwecken  dienten  oder  deren  Beschäf- 
tigungen an  das  Gebiet  der  Heilkunde  streiften,  der 
medicinalpolizeilichen  Beaufsichtigung  unterlagen,  auch 
ihr  Gewerbebetrieb  von  einem  vorgängigen  Qualifikations- 
nachweise und  einer  besonderen  Koncession  abhängig 
war,  waren  auch  die  Fabrikanten  künstlicher 
Mineralwässer  in  Preussen  an  Koncession  und  Ge- 
nehmigung gebunden.  Unterm  23.  November  1844 
erliessen  die  Minister  der  etc.  Medicinalangelegenheiten 
und  des  Innern  auf  Grund  des  § 13  der  Apotheker- 
Ordnung  vom  11.  Oktober  1801  eine  Verfügung,  in 
welcher  der  Grundsatz  ausgesprochen  wurde,  dass  die 
Mineralwasser- Anstalten  zu  den  chemischen  Fabriken 
gehören,  und  daher  nicht  nur  einer  polizeilichen  Ge- 
nehmigung zur  Errichtung,  sondern  auch  einer  fort- 
dauernden Aufsicht  bedürfen.  Unterm  30.  Oktober  1864 
erschien  indess  eine  Verfügung,  welche  die  Koncessions- 
pflichtigkeit  der  Mineralwasser- Anstalten  aufhob*).  Die 
Prüfung  und  Bestätigung  der  Qualifikation  der  Mineral- 
wasserfabrikanten fiel  erst  durch  die  Ministerial -Ver- 
fügung vom  17.  Juni  1868. 

Die  Frage  nach  dem  Umfange  der  gewerblichen 
Befugnisse  der  Mineralwasserfabrikanten  hinsichtlich 
des  Verkaufs  von  künstlichen  Mineralwässern  wird  zur 
Zeit  durch  die  Kaiserliche  Verordnung  vom  27.  Januar 
1890  beantwortet. 


Trinkhallen, 


165 


•)  Auch  unter  den  in  § 16  der  Gew.-Ord.  genannten  Anlagen, 
welche  einer  besonderen  Genehmigung  bedürfen,  sind  die  Mineral- 
wasserfabriken nicht  genannt. 

Hinsichtlich  der  Bereitung  und  des  Aus- 
schankes der  künstlichen  Mineralwässer  in  den 
Apotheken  erschien  in  Preussen  die 

Ministerial-Verordnung  vom  26.  Juli  1860  (Bethmann- 
Hollweg). 

Auf  die  Vorstellung  vom  ....  eröffne  ich  Ihnen,  dass  ich 
nach  Einsicht  des  von  der  königlichen  Regierung  zu  ....  er- 
forderten Berichtes  aus  Ihren  Anführungen  keine  Veranlassung  ent- 
nehmen kann,  hinsichtlich  der  Bereitung,  Aufbewahrung  und  des 
Ausschanks  künstlicher  Mineralwässer  Seitens  der  Apothekenbesitzer 
ein  von  den  in  Beziehung  auf  das  Ausschänken  geistiger  Getränke 
durch  Apotheker  bestehenden  analogen  Bestimmungen  abweichendes 
Verfaliren  nachzulassen.  Es  ist  vielmehr  zur  Aufrechthaltung  der 
für  das  Medicinalgeschäft  erforderlichen  Ruhe  und  Ordnung  durchaus 
geboten,  dass  nicht  allein  für  die  Bereitung  und  die  Aufbewahrung 
künstlicher  Mineralwässer  in  den  Apotheken  besondere,  von  dem 
Laboratorium  und  den  Vorrathsräumen  derselben  vollständig  ge- 
trennte Lokalien  mit  besonderem  Arbeiter-Personale  eingerichtet 
werden,  sondern  dass  vornehmlich  auch  der  Ausschank  dieser 
Wässer  im  Detail  in  einem  von  der  Officin  entfernten  Lokale  von 
solchen  Personen,  Avelche  mit  dem  Apothekengeschäft  gar  nichts  zu 
thun  haben,  besorgt  werde. 

Ausschank  von  Mineralwässern  in  umherfahrenden 
T ri  n k h a 1 1 e n. 

Der  preussische  Minister  des  Innern  hat  in  einem  Specialfall 
entschieden,  dass  der  Ausschank  von  Mineralwässern  in  umher- 
fahrenden Trinkhallen,  soweit  derselbe  auf  den  Wohnort  des 
Unternehmers  beschränkt  bleibt,  nach  § 55  der  Gewerbe-Ordnung 
vom  21.  Juni  1869  als  „Gewerbebetrieb  im  Umherziehen“  nicht 
anzusehen  ist.  Der  erwähnte  Betrieb  ist  vielmehr  als  „Schankwirtli- 
schaft“  (§  33  I.  c.)  zu  behandeln.  Da  jedoch  die  öffentliche  Strasse 
für  diese  Art  des  Betriebes  gewissermaassen  das  im  § 33  I.  c. 
vorausgesetzte  Lokal  ersetzen  soll,  so  wird  — abgesehen  von  den 
erforderlichen  persönlichen  Eigenschaften  des  Unternehmers  — diese 
Art  des  Ausschankes,  wenn  sie  auch  von  dem  Nachweise  des  „Be- 
dürfnisses“ nicht  abhängig  ist,  nur  insoweit  zugelassen  werden 
dürfen,  als  durch  dieselbe  die  Strassenordnung  nicht  gestört  und 
der  freie  Verkehr  nicht  beliindert  wird.  Die  Behörden  sind  deshalb 
angewiesen  worden,  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  darauf  Bedacht 
zu  nehmen,  den  Betrieb  der  umherfahrenden  Trinkhallen  zum  Aus- 
schanke von  Mineralwässern  nach  Zahl  und  Art  zu  regeln,  wobei 
es  event.  empfohlen  ist,  für  die  Trinkhallen  Maximalmaasse  in  Be- 
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Ziehung  auf  Länge  und  Breite  festzusetzen,  sowie  Bestimmungen  zu 
treffen  über  die  Strassen,  durch  welche  sie  sich  bewegen,  die 
Stellen,  an  denen  sie  sich  aufzustellen  haben,  event.  über  die  Zeit, 
■w'ährend  welcher  sie  in  den  Strassen  halten  dürfen.  Uebrigens  darf 
der  Ausschank  aus  fahrenden  Trinkhallen  überliaupt  nur  für  Mineral- 
wasser und  ähnliche  nicht  berauschende  Getränke  bewilligt  werden. 
(Pharm.  Ztg.  1872,  No.  100.) 

Auch  der  Obertribunals -Senat  für  Strafsachen  hat 
die  Frage:  Fällt  der  gläserweise  Verkauf  von  Selter- 
wasser unter  den  Begriff  der  „ Schank wirth Schaft“  und 
bedarf  es  demnach  zu  dem  Betriebe  eines  Selterwasser- 
Ausschanks,  sei  es  in  einem  bestimmten  Lokale,  sei  es 
auf  offener  Strasse  mittelst  eines  dazu  eingerichteten 
Wagens,  einer  polizeilichen  Koncession?  — in  der 
Sitzung  vom  16.  Mai  1875  bejaht. 

Der  Apotheker  W.  in  Breslau  liess  im  vergangenen  Sommer 
Selterwasser  in  einem  Ballon  gefüllt  auf  einem  dazu  eingerichteten 
Handwagen  in  den  Strassen  Breslaus  umherfahren  und  gläserweise 
auf  der  Stelle  an  das  Publikum  verkaufen,  ohne  die  nach  § 147  der 
Reichs-Gewerbe-Ordnung  nothwendige  polizeiliche  Koncession  nach- 
gesucht zu  haben.  In  zweiter  Instanz  wurde  Angeklagter  frei- 
gesprochen, weil  der  Verkauf  von  Getränken  auf  offener  Strasse  von 
einem  kleinen  Handwagen  herab  sich  nicht  als  ein  Schankwirth- 
schaftsbetrieb  darstelle.  Dagegen  erkannte  der  Appellationsrichter 
an,  dass  der  Begriff  der  Schankwirthschaft  keineswegs  an  den  Ver- 
kauf spirituöser  Getränke  gebunden  sei.  Auf  die  Nichtigkeits- 
beschwerde des  Oberstaatsanwalts  erkannte  jedoch  das  Ober-Tribunal, 
dass  im  Sinne  des  Gesetzes  eine  derartige  Unterscheidung  zwischen 
dem  Gewerbebetriebe  in  einem  bestimmten  Lokale  und  dem  auf 
offener  Strasse  vom  Wagen  herab  nicht  gemacht  werden  dürfe,  da 
im  anderen  Falle  der  Gewerbetreibende  jederzeit  in  der  Lage  wäre, 
durch  gewerbsmässigen  Verkauf  von  Getränken  ausserhalb  be- 
stimmter Räumlichkeiten  die  Absicht  des  Gesetzes  zu  vereiteln. 
Auch  könne  nicht  — wie  das  Ober-Tribunal  motivirend  ausführt  — 
in  Betracht  kommen,  dass  Angeklagter  als  Apotheker  zum  Verkauf 
von  Selterwasser  in  seiner  Officin  keiner  Genehmigung  bedarf,  da 
in  den  Apotheken  das  fragliche  Mineralwasser  in  seiner  Eigenschaft 
als  Arzneimittel  verkauft  wird  ^). 

2)  Nach  der  preuss.  Einf.-Verord.  zur  Gew.-Ord.  I,  12  (pag.  5) 
ist  indess  bei  Bewilligung  der  Koncession  zum  Ausschanke  von 
Mineralwasser  die  Erörterung  der  Bedürfnissfrage  für  alle  Fälle 
ausgeschlossen. 

Unterm  7.  Januar  1881  erschien  ferner  folgende 
Verfügung: 


Betrieb  von  Mineralwasserfabriken. 
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Ew.  Wohlgeboren  erwidere  ich  auf  die  Vorstellung  vom 
1.  Juni  v.  J.,  dass  den  Apothekern  nach  Maassgabe  des  § 33  der 
Gewerbe-Ordnung  vom  21.  Juni  1869  und  der  dazu  ergangenen 
Ausführungs-Anweisung  vom  4.  September  1869  I,  12  (Min.-Bl.  f.  d. 
innere  Verwaltung  S.  202)  der  gewerbsmässige  Ausschank  von 
Selters-  und  Sodawasser  oder  von  anderen  natürlichen  Mineral- 
wässern in  Gläsern  ohne  polizeiliche  Genehmigung  nicht  gestattet 
werden  kann. 

Berlin,  den  7.  Januar  1881. 

Der  Minister  des  Innern, 
y I.  A.:  V.  Kehler. 

Der  Minister  der  geistl.,  Unterrichts-  u.  Medicinal-Angelegenheiten. 

I.  V.:  V.  Gossler. 

Im  Stadtkreis  Berlin  ist  der  Betrieb  der  Mineral- 
wasserfabrikation durch  nachstehende  Verordnung  ge- 
regelt. 

Polizei-Verordnung,  betr.  den  Betrieb  von  Mineral- 
wasser-Fabriken. 

Auf  Grund  der  §§  143  und  144  des  Gesetzes  über  die  all- 
gemeine Landes  Verwaltung  vom  30.  Juli  1883  (Gesetzsammlung 
S.  195  ff.)  und  der  §§  5 ff.  des  Gesetzes  über  die  Polizei-Verwaltung 
vom  11.  März  1850  (Gesetzsammlung  S.  265  ff.)  wird  mit  Zustim- 
mung des  Gemeindevorstandes  für  den  Stadtkreis  Berlin  das 
Folgende  verordnet: 

§ 1.  Die  Räume,  in  welchen  künstliche  Mineralwasser  dar- 
gestellt werden,  müssen  gut  ventilirt,  geräumig  und  so  hell  sein, 
dass  die  darin  aufgestellten  Apparate  in  allen  Einzelheiten  genau 
beobachtet  werden  können. 

§ 2.  Die  Verwendung  von  Brunnenwasser  ist  ausgeschlossen. 

§ 3.  Die  bei  der  Bereitung  der  Mineralwasser  zu  verwendenden 
Salze  müssen  die  durch  die  Pharmakopöe  vorgeschriebene  chemische 
Reinheit  haben. 

§ 4.  Alle  Apparate,  in  welchen  ein  den  gewöhnlichen  Luft- 
druck übersteigender  Druck  hervorgebracht  wird,  sind  aus  gutem 
Kupferblech,  welches  innen  stark  verzinnt  ist,  herzustellen.  Der 
bei  der  Arbeit  herrschende  Maximaldruck  ist  in  unabnehmbarer 
Schrift  auf  dem  Apparate  deutlich  anzugeben. 

§ 5.  Diese  Apparate  sind  mit  Manometer  und  Sicherheits- 
ventil zu  versehen,  welche  den  Druck  im  Apparate  genau  angeben, 
bezw.  bei  der  Ueberschreitung  desselben  ablassen.  Die  Sicherheits- 
ventile dürfen  nicht  überlastet,  nicht  mit  Gummiplatten  versehen 
oder  gar  festgekeilt  werden. 

§ 6.  Bei  denjenigen  Anlagen,  in  welchen  flüssige  Kohlensäure 
zur  Verwendung  gelangt,  ist  zwischen  der  Flasche,  in  welcher  die 
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flüssige  Kohlensäure  bezogen  wird,  und  dem  Mischgefäss  ein  Ex- 
pansionsventil von  dem  Inhalte  von  mindestens  1001  einzuschalten. 
Die  Flasche  muss  mit  Reduktionsventil  versehen,  das  Expansions- 
gefäss  so,  wie  in  den  §§  4 und  5 angeordnet,  beschafifen  sein. 

§ 7.  Der  Betrieb  darf  nicht  begonnen  werden,  als  bis  die 
Prüfung  der  Betriebsstätte  und  der  aufgestellten  Apparate  auf  ihre 
Beschaffenheit  bezw.  Zuverlässigkeit  nach  Maassgabe  dieser  Ver- 
ordnung durch  einen  Sachverständigen  erfolgt,  eine  Bescheinigung 
darüber  dem  Polizeipräsidium  vorgelegt  und  Genehmigung  des  Be- 
triebs ertheilt  worden  ist. 

§ 8.  Die  Apparate  werden  alle  zw^ei  Jahre  auf  ihre  gute  Vei’- 
zinnung  und  auf  ihre  Zuverlässigkeit,  indem  sie  dem  l'/j  fachen  , 
Ueberdruck  ausgesetzt  werden,  durch  einen  Sachverständigen  ge- 
prüft. Der  Nachweis  der  erfolgten  Prüfung  ist  durcli  Vorlage  der 
Bescheinigung  dieses  Sachverständigen  dem  Polizeipräsidium  oder 
dessen  Vertretern  auf  Erfordern  zu  führen. 

Diese  Vorschrift  erstreckt  sich  auch  auf  die  tragbaren  Gefässe, 
in  welchen  die  kohlensäurehaltigen  Wasser  zum  Ausschank  ausser- 
halb des  Fabriklokales  gelangen. 

§ 9.  Die  Sachverständigen  (§§  7 und  8)  werden  vom  Polizei- 
präsidium ernannt,  welches  auch  die  von  den  Unternehmern  zu 
zahlenden  Prüfungsgebühren  festsetzt. 

§ 10.  Zur  thunlichsten  Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahren 
sind  ferner  die  mit  kohlensäurehaltigem  Wasser  gefüllten  Flaschen 
bei  ihrem  Verschliessen  mit  Sicherheitskörben  aus  starkem  eng- 
geflochtenen Draht  zu  überdecken,  auch  sind  geeignete  Schutzbrillen 
vorzuhalten. 

§ 11.  Uebertretungen  dieser  Verordnung  werden,  sofern  niclit 
die  Bestimmungen  des  § 147  zu  der  Gewerbe-Ordnung  bezw.  des 
§ 367  No.  6 des  Strafgesetzbuches  Anwendung  finden,  mit  Geld- 
strafe bis  zu  30  Mark  bestraft,  an  deren  Stelle  im  Falle  des  Un- 
vermögens entsprechende  Haft  tritt. 

Berlin,  den  9.  April  1888. 

Der  Polizeipräsident. 

V.  Richthofen. 

Der  Ausschank  von  Mineralwasser  unterliegt  in 
Preussen  der  Betriebssteuer. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Betriebssteuer.  (Aus- 
zug aus  der  Anweisung  des  Finanzministers  vom  23.  August  1892 
zur  Ausführung  der  die  Betriebssteuer  betreffenden  Vorschriften 
des  Gewerbesteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891.) 

Art.  1. 

Für  den  Betrieb  der  Gastwirthschaft,  der  Schankwirthschaft,  des 
Kleinhandels  mit  Branntwein  oder  Spiritus  ist  jährlich  eine  beson- 
dere Betriebssteuer  zu  entrichten. 
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Art.  2. 

Diejenigen  Betriebe,  welche  geistige  Getränke  nicht  verabfolgen 
(Kaffee-,  Thee-,  Milch-,  Molken-,  Mineralwasser- Ausschank,  Gast- 
wirthschaft  mit  alleiniger  Verabfolgung  derartiger  Getränke)  haben 
die  Betriebssteuer  selbst  beim  Vorhandensein  mehrerer  Betriebs- 
stätten nur  einmal,  und  zwar  in  demjenigen  Veranlagungsbezirke  der 
Klasse  IV,  wo  sich  die  Betriebsstätten  befinden,  zu  entrichten,  beim 
Vorhandensein  mehrerer  Betriebsstätten  in  verschiedenen  Veran- 
lagungsbezirken, in  dem  nach  § 17  des  Gesetzes  bestimmten  Veran- 
lagungsbezirke. Dasselbe  gilt  vom  Kleinhandel  mit  denaturirtem 
Spiritus. 

Art.  3. 

Die  Betriebssteuer  beträgt  für  jeden,  welcher  eines  oder  mehrere 
der  im  Artikel  1 No.  1 bezeichneten  Gewerbe  betreibt, 

b)  wenn  er  zur  Gewerbesteuer  veranlagt  ist: 
in  der  Klasse  IV  = 15  Mk., 

- - - III=  25  - 

. . - 11=  50  - 

- - - 1 = 100  - 

Im  Königreich  Sachsen  wurden  folgende  Verord- 
nungen erlassen: 

1.  Ministerial -Verordnung , betr.  die  Fabrikation 
künstlicher  Mineralwässer.  Vom  7.  Oktober  1875. 

Die  Verordnung,  die  Fabrikation  von  Mineralwässern  betreffend, 
vom  25.  November  1862  machte,  davon  ausgebend,  dass  künstliche 
Mineralwässer  als  nach  den  Kunstvorschriften  der  Pharmacie  zu- 
sammengesetzte und  bereitete  Arzneimittel  anzusehen  seien,  deren 
Herstellung  nach  § 1 des  Mandats,  den  Verkauf  von  Arzneiwaaren 
betreffend,  vom  30.  September  1823,  an  sich  nur  den  Apothekern 
zustehe,  die  Errichtung  von  Mineralwasserfabriken  von  der  Er- 
langung einer  Koncession  abhängig.  Hieran  wurde  auch  durch  die 
Bundes-Gewerbe-Ordnung  nichts  geändert,  da  sie  in  § 6 das  Apo- 
thekergewerbe von  ihrem  Geltungsbereiche  im  Allgemeinen  aus- 
schloss und  nur  eine  Bestimmung  des  Bundespräsidiums  darüber 
vorbehielt,  welche  Apothekerwaaren  dem  freien  Verkehr  zu  über- 
lassen seien.  Die  zur  Erledigung  dieses  Vorbehalts  zunächst  er- 
lassene Reichs-Präsidial-Verordnung  vom  25.  März  1872,  den  Ver- 
kehr mit  Apothekerwaaren  betreffend,  nebst  Beilagen,  nahm  die 
Fabrikation  künstlicher  Mineralwässer  von  dem  ausscldiesslichen 
Ge werbsge biete  der  Apotheker  ebenfalls  nicht  aus,  bestimmte  viel- 
mehr in  der  von  den  Zubereitungen  zu  Heilzwecken  handelnden 
Beilage  A.,  dass  alle  „Arzneimischungen  für  den  innerlichen  Ge- 
brauch“ — welchen,  wie  das  Ministerium  auch  in  der  der  vormaligen 
Kreisdirektion  zu  Zwickau  seiner  Zeit  abschriftlich  zugefertigten 
Verordnung  vom  30.  Mai  1872  ausdrücklich  ausgesprochen  hat, 
auch  die  künstlichen  Mineralwässer  an  sich  zweifellos  zuzuzählen 
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sind  — zu  diesem  Gewerbsgebiete  gehören.  — Dagegen  ist  durch 
die  anderweitige  Reichs-Präsidial-Verordnung  vom  4.  Januar  1875, 
den  Verkehr  mit  Arzneiwaaren  betreffend,  welche  in  ilirer  Beilage  A. 
die  flüssigen  Arzneimischungen  für  den  innerlichen  Gebrauch  unter 
ausdrücklicher  Ausnahme  der  künstlich  bereiteten  Mineralwässer  als 
zum  ausschliesslichen  Gewerbsgebiete  der  Apotheker  gehörig  be- 
zeichnet, die  Fabrikation  künstlicher  Mineralwässer  dem  letzteren 
entnommen  worden  und  zufolge  dieser  Bestimmung  die  Eingangs 
gedachte  Verordnung  vom  Jahre  1862  insoweit  für  erledigt  zu  er- 
achten, als  sie  zum  Betriebe  der  Mineralwasserfabrikation  eine  Kon- 
cession  erfordert.  — Ob  und  inwieweit  es  aber  aus  allgemeinen 
Rücksichten  auf  die  öffentliche  Gesundheitspflege  bei  den  Aufsichts-' 
bestimmungen  der  § G ff.  gedachter  Verordnung  fernerhin  zvf  be- 
lassen sein  dürfte,  unterliegt  zur  Zeit  noch  der  Erwägung. 

2.  Ministerial-Veror dnung,  betreffend  die  Fabrika- 
tion von  Mineralwässern.  Vom  22.  November  1875. 

Nachdem  durch  die  Bestimmung  in  der  Beilage  sub  A.  zu 
der  Kaiserl.  Verordnung  vom  4.  Januar  1875,  den  Verkehr  mit 
Arzneimitteln  betreffend,  die  künstlich  bereiteten  Mineralwässer  von 
dem  ausschliesslichen  Gewerbsgebiete  der  Apotheker  ausdrücklich 
ausgenommen  worden  sind,  so  ist  die  Verordnung  des  Ministeriums 
des  Innern  vom  25.  November  1862,  die  Fabrikation  von  Mineral- 
wässern betreffend,  insoweit,  als  sie  den  Betrieb  der  Mineralwasser- 
fabrikation von  besonderer  Koncession  abhängig  macht,  und  in 
dieser  Beziehung  Vorschriften  ertheilt  (§§  1 bis  mit  5),  für  erledigt 
zu  erachten. 

Es  unterliegt  daher  nunmehr  die  Errichtung  und  der  Be- 
trieb von  Fabriken  der  gedachten  Art  an  sich  lediglich  den  ein- 
schlagenden Bestimmungen  der  Reichsgewerbe  - Ordnung  vom 
21.  Juni  1869. 

Dagegen  ist  vom  Standpunkte  der  öffentlichen  Gesundheits- 
pflege aus  die  schon  bisher  auf  Grund  de~  Bestimmungen  in  §§  6 fg. 
der  angezogenen  Verordnung  vom  25.  November  1862  bestandene 
besondere  Beaufsichtigung  der  Fabriken  von  Mineralwässern  seitens 
der  staatlichen  Organe  der  Medicinalpolizei  fortgesetzt  für  noth- 
wendig  zu  erachten.  Es  erscheinen  jedoch  einige  Abänderungen 
der  hierauf  bezüglichen  Bestimmungen  in  §§  6 fg.  der  melir  vor- 
gedachten Verordnungen  angemessen. 

Die  nur  beregten  Bestimmungen  werden  daher  hierdurch  auf- 
gehoben. An  die  Stelle  derselben  haben  von  jetzt  an  folgende  zu 
treten. 

§ 1.  Fabriken  von  Mineralwässern  dürfen  nicht  eher  in  Be- 
trieb gesetzt  werden,  als  bis  die  Einrichtung  derselben  von  dem 
Apothekenrevisor  und  dem  Bezirksarzte  geprüft  und  dabei  für  tüchtig 
befunden  worden  ist. 

Damit  die  vorgedachte  Prüfung  rechtzeitig  erfolgen  kann, 
haben  die  Ortsbehörden,  bei  welchen  nach  § 14  der  Gewerbe- 
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Ordnung  die  Anmeldung  von  dem  Betriebe  einer  Minerf  Iwasser- 
Fabrik  zu  erfolgen  hat,  von  dieser  Anmeldung  unverzüglich  dem 
betreffenden  Apothekenrevisor  und  Bezirksarzte  Mittheilung  zu 
machen. 

§ 2.  Fabriken  der  fraglichen  Art  sind  von  dem  Apotheken- 
revisor und  dem  Bezirksarzte  mindestens  alle  drei  Jahre  einer  be- 
sonderen Revision  zu  unterziehen. 

§ 3.  Bei  der  in  § 1 vorgeschriebenen  Prüfung  und  bei  den 
nach  § 2 vorzunehmenden  regelmässigen  Revisionen  ist  das  Augen- 
merk insonderheit  auf  die  Tüchtigkeit  theils  der  Fabrikations- 
Sipparate,  theils  der  zur  Verwendung  gelangenden  Materialien,  die 
so  beschaffen  sein  müssen,  dass  sie  den  mittelst  derselben  her- 
gestellten  Mineralwässern  keinerlei  der  Gesundheit  nachtheilige 
Bestandtheile  zuführen,  zu  richten. 

§ 4.  Mängel  und  Unzuträglichkeiten,  die  sich  bei  den  in  §§  1 
und  2 gedachten  Besichtigungen  ergeben,  sind  von  dem  betreffenden 
Bezirksarzte  der  Ortspolizeibehörde  anzuzeigen.  Die  letztere  hat 
unverweilt  durcli  entsprechende  Anordnung  dahin  Vorkehrung  zu 
treffen,  dass  das  Gerügte  alsbald  beziehentlich  noch  vor  der  In- 
betriebsetzung der  betreffenden  Fabrik  in  genügender  Weise  ab- 
gestellt werde. 

Wird  bei  den  in  §§  1 und  2 gedachten  Besichtigungen  eine 
der  menschlichen  Gesundheit  Gefahr  drohende  Beschaffenheit  der 
Fabrikate,  oder  der  zu  deren  Herstellung  Verwendung  findenden 
Materialien,  oder  eine  Einrichtung  der  Herstellungsapparate  kon- 
statirt,  welche  die  Gesundheitsgefährlichkeit  der  Fabrikate  zur 
Folge  haben  kann,  so  sind  die  betreffenden  Fabrikate  und 
nach  Befinden  auch  die  Materialien  und  Apparate  von  der  Orts- 
polizeibehörde in  Beschlag  zu  nehmen  und  beziehentlich  zu  kon- 
fisciren. 

§ 5.  Die  in  den  vorstehenden  §§  1 bis  4 gedachten  ge- 
troffenen Anordnungen  leiden  jedoch  auf  solche  Fabriken,  welche 
sich  ausschliesslich,  oder  doch  nur  in  Verbindung  mit  der  Fabri- 
kation solcher  Wässer,  welche  nicht  Nachbildungen  natürlicher 
Mineralwässer  sind,  mit  der  Herstellung  von  künstlichem  Selters- 
wasser sich  beschäftigen,  keine  Anwendung. 

§ 6.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmung  im  ersten 
Absätze  des  § 1 sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  150  Mark  zu  ahnden. 

Aus  den  anderen  Staaten  liegen  gesetzliche  Be- 
stimmungen über  die  Materie  nicht  vor. 


4 

15.  Ausübung  des  Heilgewerbes  im 
Umberzielien. 


Die  Frage,  ob  die  Ertheilung  ärztlicher  Hausir- 
scheine nach  Freigabe  des  Arztgewerbes  zulässig  ist 
oder  nicht,  ist  bis  jetzt  immer  noch  eine  offene.  Das 
preussische  Ministerium  der  etc.  Medicinal -Angelegen- 
heiten hatte  die  Ertheilung  s.  Z.  für  zulässig  erklärt.  , 

Nach  § 29  der  Gewerbe-Ordnung  — so  führte  es  in  der  betr. 
Verf.  vom  6.  Septbr.  1872  aus  — sei  die  Ausübung  der  Heilkunde 
von  dem  vorgängigen  Nachweise  der  Befähigung^  nicht  mehr  ab- 
hängig; dieselbe  könne  in  dem  Umfange  und  den  Formen  betrieben 
werden,  welche  die  Gewerbe-Ordnung  allgemein  für  den  Betrieb 
von  Gewerben  zugelassen  hat.  Namentlich  für  den  Hausirbetrieb 
des  ärztlichen  Gewei'bes  seien  keine  engeren  Schranken  gezogen, 
vielmehr  gehöre  nach  § 55  zu  den  Arten  des  Gewerbebetriebes 
im  Umherziehen  das  Feilbieten  gewerblicher  oder  künstlerischer 
Leistungen  ohne  Einschränkung. 

Auf  dem  1880  er  Aerztetage  kam  nun  die  Ange- 
legenheit ebenfalls  zur  Sprache  und  stellte  der  Ge- 
schäftsausschuss die  von  der  Versamihlung  auch  an- 
genommene entgegengesetzte  These  auf:  „Die  Ertheilung 
eines  Legitimationsscheines  zum  Betrieb  des  Heilgewerbes 
ist  durch  die  Reichsgewerbeordnung  in  keiner  Weise 
gerechtfertigt,  da  die  Reichsgewerbeordnung  laut 
§ 6 auf  die  Ausübung  der  Heilkunde  nur  in  den  §§  29, 
30,  53,  80,  144  Anwendung  findet“.  Diese  Fassung 
entspricht,  wie  ein  Mitglied  der  Versammlung  mittheilte, 
einem  Erkenntnisse  des  preussischen  Obertribunals  vom 
5.  März  1875. 
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Der  erste  Richter  hatte  einen  Mann  verurtheilt  wegen  Aus- 
übung des  Heilgewerbes  im  Umherziehen;  der  zweite  Ricliter  ihn 
freigesprochen  — er  war  wegen  Mangels  eines  Legitiinationsscheines 
verurtheilt  gewesen  — , indem  er  ausführte,  der  Mann  bedürfe  keines 
Legitimationsscheines;  das  Heilgewei’be,  wie  jede  andere  Thätigkeit, 
die  wissenschaftlich  berechtigt  sei,  brauche  solchen  nicht.  Nach 
Freigabe  der  ärztlichen  Praxis  sei  anzunehmen,  dass  die  medicinische 
Wissenschaft  durch  jede  ärztliche  Behandlung,  auch  durcli  die  Kur- 
pfuscherei, bereichert  werden  könne.  Von  diesem  Standpunkte  aus 
habe  ein  solcher  Mann  allerdings  einen  Legitimationsschein  nicht 
nöthig,  denn  in  der  Gewerbe-Ordnung  stehe  ausdrücklich:  Personen, 

welche  im  Umherziehen  ein  höheres  wissenschaftliches  oder  künst- 
lerisches Interesse  verfolgen,  bedürfen  eines  Legitimationsscheines 
nicht“  (cfr.  § 55  al.  4 d.  G.-O.).  Es  sei  appellirt  worden  und  das 
Obertribunal  habe  sich  in  folgender  Weise  aus  der  Affaire  gezogen. 
Es  habe  gesagt,  hier  liegt  ein  Rechtsirrthum  vor.  Der  § 55  al.  4 
der  Reichsgewerbeordnung  kann  hier  nicht  herangezogen  werden, 
denn  § 6 sagt,  auf  die  Ausübung  des  Heilgewerbes  finden  nur  die 
§§  29,  30,  53,  80  und  144  Anwendung.  Trotz  dieser  Entscheidung 
des  Obertribunals  herrsche  die  Ansicht,  dass  die  Ertheilung  eines 
Legitimationsscheines  nicht  zu  versagen  sei.  Das  Obertribunal  habe 
jedoch  seiner  Meinung  nach  sehr  deutlich  gesprochen,  dass  ein 
Legitimationsschein  nicht  ertheilt  werden  dürfe. 

Min.-Erlass,  betr.  die  Ausübung  der  Heilkunde  im 
Umherziohen. 

In  Verfolg  unseres  gemeinschaftlichen  Erlasses  vom  15.  Mai 
V.  J.  (5078  I.  M.  f.  H.  u.  G.,  II.  4413  Fin.-Min.,  2202  M.  M.  d.  g.  A.), 
betreffend  die  strafrechtliche  Verfolgung  der  Ausübung  der  Heil- 
kunde im  Umherziehen,  machen  wir  Ew.  Hochwohlgeboren  ergebenst 
darauf  aufmerksam,  dass  sich  dieser  Erlass  nur  auf  die  Ausübung 
der  Heilkunde  im  Umherziehen  beschränkt  und  nicht  auf  die  Fälle 
zu  beziehen  ist,  in  denen  unbefugt,  ohne  Begründung  einer  gewerb- 
lichen Niederlassung  ausserhalb  des  Wohnorts,  Bestellungen  auf 
Arzneien  aufgesucht,  oder  der  Verkauf  von  Arzneien,  mit  welchen 
der  Handel  nicht  freigegeben  ist,  ohne  polizeiliche  Erlaubniss  be- 
trieben wird. 

Wie  in  einem  Erkenntniss  des  hiesigen  Königlichen  Kammer- 
Gerichts  vom  16.  Februar  v.  J.  zutreffend  ausgefülirt  worden  ist, 
bilden  das  Aufsuchen  von  Bestellungen  auf  Arzneien  einerseits  und 
die  Entgegennahme  solcher  Bestellungen,  sowie  die  Einziehung  der 
den  Preis  der  Arznei  enthaltenden  Konsultationsgebühr  und  die 
Absendung  der  Bestellzettel  andererseits  nur  verschiedene  Phasen 
einer  und  derselben  Handlung,  welche  nach  § 367  No.  3 des  Straf- 
Gesetz-Buches,  § 56  der  Gewerbe-Ordnung  und  § 120  des  Gesetzes 
vom  3.  Juli  1876  strafbar  ist. 

Ew.  Hochwohlgeboren  wollen  demgemäss  gefälligst  dafür  Sorge 
tragen,  dass  in  derartigen  Fällen  die  strafrechtliche  Verfolgung 
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herbeigefülirt  und  auf  diese  Weise  auch  bei  der  jetzigen  Lage  der 
Gesetzgebung  dem  immerhin  bedenklichen  Gewerbebetriebe  herum- 
ziehender Ileilkünstler  tliunlichst  vorgebeugt  werde. 

Berlin,  den  15.  Januar  1883. 

Der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe, 
gez.  V.  Möller. 

Der  Minister  der  etc.  Medicinal-Angelegenheiten. 

I.  V.:  gez.  Greiff. 

Der  Finanz-Minister.  1.  A.:  gez.  Burghart. 

Min.-Erlass,  betr.  die  Wander- Gewerb esch eine  für 
die  Ausübung  der  Zahntechnik. 

Auf  den  Bericht  vom  25.  März  d.  J.  erwidern  wdr  der  König- 
lichen Regierung,  dass  wir  es  zwar  für  bedenklich  erachten,  für  die 
Ausübung  der  Zahntechnik“  Wandergewerbescheine  zu  ertheilen, 
zumal  der  Begriff  der  Zahntechnik  kein  genügend  begrenzter  und 
feststehender  ist,  besonders  auch  unter  denselben  von  den  soge- 
nannten Zahntechnikern  Leistungen  gerechnet  werden,  welche  als 
Ausübung  der  Arzneikunde  anzusehen  sind.  Hingegen  wird  ein 
Wandergewerbeschein  für  einzelne,  nicht  der  Ausübung  der  Heil- 
kunde angehörige  Leistungen,  als  für  die  Anfertigung  künstlicher 
Zähne  und  Gebisse  und  dergl.  nach  den  bezüglichen  Bestimmungen 
der  Gewerbe-Ordnung  nicht  versagt  werden  können,  und  ermächtigen 
wir  die  Königliche  Regierung,  dahingehenden  Anträgen  mit  der 
Maassgabe  zu  entsprechen,  dass  in  dem  Wandergewerbescheine  die 
einzelnen  bezüglichen  Leistungen  speciell  aufgeführt  werden  und 
ausserdem  ausdrücklich  vermerkt  wird,  dass  derselbe  den  Inhaber 
zu  Leistungen,  welche  als  Ausübung  der  Zahnheilkunde  anzusehen 
sind,  nicht  berechtige.  Ferner  wird  denjenigen  sogenannten  Zahn- 
technikern, welche  auf  Grund  der  früher  maassgebenden  Bestim- 
mungen eine  beschränkte  Approbation  zur  Ausübung  der  Heilkunde 
erworben  haben,  der  Wandergewerbeschein  in  dem  der  Approbation 
entsprechenden  und  in  demselben  zu  bezeichnenden  Umfange  für 
das  preussische  Staatsgebiet  nicht  vorenthalten  werden  können. 

Berlin,  den  16.  Mai  1887. 

Der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe. 

I.  A.:  K.  Lüders. 

Der  Minister  des  Innern.  Der  Finanz-Minister. 

I.  A.:  von  Zastrow.  I.  V.:  Meinecke. 

Der  Minister  der  etc.  Medicinal-Angelegenheiten. 

I.  V.:  Lucanus. 

Wie  ferner  in  einem  amtlichen  Erlasse  der  königl. 
sächsischen  Regierung  vom  17.  Juli  1880  mitgetheilt 
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wird,  wird  im  Reichsamt  des  Innern  „die  Auffassung 
getheilt,  dass  zur  Ausübung  der  Heilkunde  im 
Umherziehen  Legitimationsscheine  auf  Grund  des 
§ 55  der  Gewerbe -Ordnung  nicht  zu  ertheilen  sind“. 
Dieser  Ansicht  „habe  sich  die  kgl.  preussische  Regie- 
rung (wie  auch  die  kgl.  sächsische)  angeschlossen  und 
stehe  zu  erwarten,  dass  bei  der  angebahnten  Revision 
des  Tit.  III  der  Gewerbe-Ordnung  die  Frage  in  diesem 
Sinne  zur  Erledigung  gebracht  werden  würde“.  Da- 
gegen hat  das  kgl.  sächsische  Finanzministerium  d.  d. 
6.  Juli  1881  nachstehende  Verordnung  erlassen: 

No.  33.  Verordnung  des  Finanz-Ministeriums 
(von  Könneritz),  die  weitere  Ausführung  des  Gesetzes 
über  die  Besteuerung  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen 
vom  1.  Juli  1878  betreffend,  vom  6.  Juli  1881.  (G.-  u. 

V.-Bl.  S.  151.) 

Zur  weiteren  Ausführung  des  Gesetzes,  die  Besteuerung  des 
Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  betreffend,  vom  1.  Juli  1878 
(G.-  u.  V.-Bl.  S.  121  fg.)  wird  hiermit  Folgendes  verordnet: 

§ 4.  Die  Ausübung  der  Heilkunde  ist  ungeachtet  der  Be- 
stimmung in  § 6 Abs.  1 der  Reichsgewerbeordnung  zu  den  in  § 1 
unter  4 des  eingangs  gedachten  Gesetzes  bezeichneten  Gewerben 
zu  rechnen  und  daher,  sofern  nicht  dabei  ein  höheres  wissenschaft- 
liches Interesse  obwaltet,  der  Steuer  vom  Gewerbebetriebe  im 
Umherziehen  unterworfen. 

Die  kgl.  bayrische  Regierung  hat  durch  Min.- 
Entschl.  vom  4.  November  1881  (Amtsbl.  No.  32)  eine 
„Anweisung  zum  Vollzüge  der  Bestimmungen  über  den 
Gewerbebetrieb  im  Umherziehen“  erlassen,  aus  der 
leider  nicht  mit  genügender  Klarheit  hervorgeht,  ob 
danach  die  Ausstellung  ärztlicher  Hausirscheine  zulässig 
ist  oder  nicht.  Die  Anweisung  lautet,  soweit  sie  hier 
in  Betracht  kommt: 

§ 1.  Eines  Legitiraationsscheins  zum  Gewerbebetrieb  im  Um- 
ziehen bedarf,  vorbehaltlich  der  in  § 2 angeführten  Ausnahmen,  wer 
persönlich 

1.  Waaren  irgend  einer  Art  feilbieten, 

2.  Waaren  irgend  einer  Art  bei  anderen  Personen  als  bei  Kauf- 
leuten oder  an  anderen  Orten  als  in  offenen  Verkaufsstellen 
zum  Wiederverkauf  ankaufen, 

3.  Waarenbestellungen  aufsuchen,  oder 
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4.  gewerbliche  oder  künstlerische  Leistungen  oder  Schaustel- 
lungen, bei  welchen  ein  höheres  wissenschaftliches  oder 
Kunstinteresse  nicht  obwaltet,  feilbieten  will,  sofeme  der 
Betrieb  ohne  Bestellung  in  einem  Gemeindebezirke  erfolgt, 
in  welchem  der  Gewerbetreibende  weder  seinen  Wohnsitz 
hat,  noch  eine  gewerbliche  Niederlassung  besitzt  (§  55  der 
Gewerbe-Ordnung,  Zifif.  1 der  Bundesraths-Verordnung  vom 
7.  März  1877,  den  Gewerbebetrieb  der  Ausländer  betreffend, 
M.  A.  Bl.  1877  S.  387). 

§ 2.  Die  in  § 1 Abs.  1 angegebene  Regel  erleidet  folgende 
Ausnahmen,  indem  eines  Legitimationsscheins  zum  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen  nicht  bedürfen: 

1.  diejenigen  Gewerbetreibenden,  auf  deren  Gewerbe 
gemäss  § 6 G.-O.  entweder  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  überhaupt  oder  wenigstens  die  Bestim- 
mungen des  III.  Titels  keine  Anwendung  finden  '). 

§ 5.  Ein  Legitimationsschein  zum  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen darf  nicht  ausgestellt  werden,  wenn  der  Nachsuchende  mit 
Gegenständen  handeln  will,  welche  vom  An-  und  Verkaufe  im  Umher- 
ziehen ausgeschlossen  sind,  oder  wenn  der  Gestattung  der  beab- 
sichtigten Erwerbsart  andere  gesetzlich  begründete  Bedenken  ent- 
gegenstehen *). 

Vom  An-  und  Verkauf  im  Umherziehen  sind  gemäss  § 56  G.-O.' 
ausgeschlossen: 

5.  Arzneimittel,  Gifte  und  giftige  Stoffe. 

Auch  zum  Handel  mit  kosmetischen  oder  Geheimmitteln  sind 
Legitimationsscheine  nicht  auszustellen,  da  derartige  Mittel  meistens 
unter  den  Begriff  der  Arzneimittel  fallen,  welche  nach  der  kaiser- 
lichen Verordnung  vom  4.  Januar  1875  (R.-G.-Bl.  S.  5 ff.)  nur  in 
Apotheken  verkauft  werden  dürfen. 

')  Der  § 6 der  Gew.-Ord.  lautet:  „Das  gegenwärtige  Gesetz 
findet  keine  Anwendung  auf  . . . die  Ausübung  der  Heilkunde 
(vorbehaltlich  der  Bestimmungen  in  den  §§  29,  30,  53,  80,  144),  die 
Errichtung  und  Verlegung  von  Apotheken  und  den  Verkauf  von 
Arzneimitteln“.  Keiner  der  für  die  Ausübung  der  Heilkunde 
gültigen  Paragraphen  gehört  dem  HL  Titel  der  Gew.-Ord.  an;  die 
ärztlichen  Heilkünstler  würden  demnach  wenigstens  auf  Grund  dieses 
Gesetzes  einen  Legitimationsschein  zum  Gewerbebetriebe  im  Umher- 
ziehen nicht  bedürfen.  Der  Handel  mit  Geheimmitteln  wie  über- 
haupt mit  Arzneien  wird  dagegen  dem  Hausirgewerbe  unbedingt 
entzogen. 

■'*)  Nur  auf  Grund  dieser  Bestimmung  würde  sich  event.  die 
Ertheilung  ärztlicher  Hausirscheine  untersagen  lassen. 


Nachtrag; 


Vorschriften  über  den  Handel  mit  Giften. 

Beschluss  des  Bundesraths  vom  29. November  1894. 
Der  Bundesrath  hat  in  der  Sitzung  vom  29.  November  1894 
beschlossen,  dem  Entwürfe  von  Vorschriften,  betrefiend  den  Handel 
mit  Giften,  nach  den  Anträgen  des  Ausschusses  für  Handel  und 
Verkehr  in  der  untenstehenden  Fassung  die  Zustimmung  zu  er- 
theilen. 

Der  Entwurf  hat  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  nicht  ohne 
Weiteres  Geltung,  vielmehr  sind  seitens  des  Bundesraths  die  Bundes- 
regierungen ersucht  worden,  gleichförmige  Bestimmungen  nach  dem 
Entwürfe  mit  der  Anordnung  zu  erlassen,  dass  dieselben  am  1.  Juli 
1895  in  Kraft  treten,  und  dabei  die  Frist  im  §20  Absatz  1 
auf  höchstens  drei  Jahre,  die  Frist  im  § 20  Absatz  2 auf 
höchstens  fünf  Jahre  nach  dem  angegebenen  Zeitpunkte  zu  be- 
messen. Ausserdem  ist  es  als  erwünscht  bezeichnet,  zur  Sicherung 
des  Vollzugs  dieser  Bestimmungen  Fürsorge  zu  trefien,  dass  von 
Zeit  zu  Zeit  unvermuthet  Revisionen  der  Lagerräume  und 
Verkaufsstätten  stattfinden.  Für  diejenigen  Bundesstaaten, 
in  welchen  nicht  gemäss  § 34  der  Gewerbeordnung  der  Handel  mit 
Giften  von  besonderer  Genehmigung  abhängig  gemacht  ist,  wird 
der  Erlass  einer  Vorschrift  folgenden  Inhalts  empfohlen: 

„Wer  Handel  mit  Giften  treiben  will,  hat,  wenn  er  nicht 
koncessionirter  Apotheker  ist,  von  seinem  Vorhaben  der  Orts- 
polizeibehörde seines  Wohnorts  Anzeige  zu  machen.  Die  Orts- 
polizeibehörde hat  über  die  erfolgte  Anzeige  eine  Bescheinigung 
auszustellen.“ 

Schliesslich  ist  der  Reichskanzler  ersucht  worden,  von  Zeit 
zu  Zeit  das  Verzeichniss  der  Gifte  einer  Revision  unter- 
stellen zu  lassen  und  die  nach  dem  Ergebniss  der  Prüfung  ver- 
anlassten  Anträge  dem  Bundesrath  zu  unterbreiten. 

Böttger,  Arzneimittel.  3.  Aufl.  12 
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Entwurf  von  Vorschriften,  betr.  den  Handel  mit  Giften. 

§ 1.  Der  gewerbsmässige  Handel  mit  Giften  unterliegt  den 
Bestimmungen  der  §§  2 bis  18. 

Als  Gifte  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gelten  die  in 
Anlage  I aufgeführten  Drogen,  chemischen  Präparate  und  Zube- 
reitungen. 

Aufbewahrung  der  Gifte. 

§ 2.  Vorräthe  von  Giften  müssen  übersichtlich  geordnet,  von 
anderen  Waaren  getrennt,  und  dürfen  weder  über  noch  unmittel- 
bar neben  Nahrungs-  oder  Genussmitteln  aufbewahrt  werden. 

§ 3.  Vorräthe  von  Giften,  mit  Ausnahme  der  auf  abge- 
schlossenen Giftböden  verwahrten  giftigen  Pflanzen  und  Pflanzen- 
theile  (Wurzeln,  Kräuter  u.  s.  w.)  müssen  sich  in  dichten,  festen 
Gefässen  befinden,  welche  mit  festen,  gut  schliessenden  Deckeln 
oder  Stöpseln  versehen  sind. 

In  Schiebladen  dürfen  Farben,  sowie  die  übrigen  in  den  Ab- 
theilungen 2 und  3 der  Anlage  I aufgeführten  festen,  an  der  Luft 
nicht  zerfliessenden  oder  verdunstenden  Stoffe  aufbewahrt  werden^ 
sofern  die  Schiebladen  mit  Deckeln  versehen,  von  festen  Füllungen 
umgeben  und  so  beschaffen  sind,  dass  ein  Verschütten  oder  Ver- 
stäuben ausgeschlossen  ist. 

Ausserhalb  der  Vorrathsgefässe  darf  Gift,  unbeschadet  der 
Ausnahmebestimmung  im  Absatz  1,  sich  nicht  befinden. 

§ 4.  Die  Vorrathsgefässe  müssen  mit  der  Aufschrift  „Gift“, 
sowie  mit  der  Angabe  des  Inhalts  unter  Anwendung  der  in  der 
Anlage  I enthaltenen  Namen,  ausser  denen  nur  noch  die  Anbrin- 
gung der  ortsüblichen  Namen  in  kleinerer  Schrift  gestattet  ist,  und 
zwar  bei  Giften  der  Abtheilung  1 in  weisser  Schrift  auf  schwarzem 
Grunde,  bei  Giften  der  Abtheilungen  2 und  3 in  rother  Schrift 
auf  weissem  Grunde,  deutlich  und  dauerhaft  bezeichnet  sein.  Vor- 
rathsgefässe für  Mineralsäuren,  Laugen,  Brom  und  Jod  dürfen 
mittelst  Radir-  oder  Aetzverfahrens  hergestellte  Aufschriften  auf 
weissem  Grunde  haben. 

Diese  Bestimmung  findet  auf  Vorrathsgefässe  in  solchen  Räu- 
men, welche  lediglich  dem  Grosshandel  dienen,  nicht  Anwendung, 
sofern  in  anderer  Weise  für  eine  Verwechselungen  ausschliessende 
Kennzeichnung  gesorgt  ist.  Werden  jedoch  aus  derartigen  Räumen 
auch  die  für  eine  Einzelverkaufsstätte  des  Geschäftsinhabers  be- 
stimmten Vorräthe  entnommen,  so  müssen,  abgesehen  von  der  im 
Geschäfte  sonst  üblichen  Kennzeichnung,  die  Gefässe  nach  Vorschrift 
des  Absatzes  1 bezeichnet  sein. 
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§ 5.  Die  in  Abtheilung  1 der  Anlage  I genannten  Gifte 
müssen  in  einem  besonderen,  von  allen  Seiten  durch  feste  Wände 
umschlossenen  Raume  (Giftkammer)  autbewahrt  werden,  in  welchem 
andere  Waaren  als  Gifte  sich  nicht  befinden.  Dient  als  Giftkammer 
ein  hölzerner  Verschlag,  so  darf  derselbe  nur  in  einem  vom  Ver- 
kaufsräume getrennten  Theile  des  Waärenlagers  angebracht  sein. 

Die  Giftkammer  muss  für  die  darin  vorzunehmenden  Arbeiten 
ausreichend  durch  Tageslicht  erhellt  und  auf  der  Aussenseite  der 
Thür  mit  der  deutlichen  und  dauerhaften  Aufschrift  „Gift“  ver- 
sehen sein. 

Die  Giftkammer  darf  nur  dem  Geschäftsinhaber  und  dessen 
Beauftragten  zugänglich  und  muss  ausser  der  Zeit  des  Gebrauchs 
verschlossen  sein. 

§ 6.  Innerhalb  der  Giftkammer  müssen  die  Gifte  der  Ab- 
theilung  I in  einem  verschlossenen  Behältnisse  (Giftschrank)  auf- 
bewahrt werden. 

Der  Giftschrank  muss  auf  der  Aussenseite  der  Thür  mit  der 
deutlichen  und  dauerhaften  Aufschrift  „Gift“  versehen  sein. 

Bei  dem  Giftschranke  muss  sich  ein  Tisch  oder  eine  Tisch- 
platte zum  Abwiegen  der  Gifte  befinden. 

Grössere  Vorräthe  von  einzelnen  Giften  der  Abtheilung  1 
dürfen  ausserhalb  des  Giftschrankes  aufbewahrt  werden,  sofern  sie 
sich  in  verschlossenen  Gefässen  befinden. 

§ 7.  Phosphor  und  mit  solchem  hergestellte  Zubereitungen 
müssen  ausserhalb  des  Giftschrankes,  sei  es  innerhalb  oder  ausser- 
halb der  Giftkammer,  unter  Verschluss  an  einem  frostfreien  Orte 
in  einem  feuerfesten  Behältnisse,  und  zwar  gelber  (weisser)  Phos- 
phor unter  Wasser,  aufbewahrt  werden.  Ausgenommen  sind  Phos- 
phorpillen; auf  diese  finden  die  Bestimmungen  der  §§  5 und  6 An- 
wendung. 

Kalium  und  Natrium  sind  unter  Verschluss,  wasser-  und 
feuersicher  und  mit  einem  sauerstofffreien  Körper  (Paraffinöl,  Steinöl 
oder  dergleichen)  umgeben,  aufzubewahren. 

§ 8.  Zum  ausschliesslichen  Gebrauch  für  die  Gifte  der  Ab- 
theilung 1 und  zum  ausschliesslichen  Gebrauch  für  die  Gifte  der 
Abtheilungen  2 • und  3 sind  besondere  Geräthe  (Waagen,  Mörser, 
Löffel  und  dergleichen)  zu  verwenden,  welche  mit  der  deutlichen 
und  dauerhaften  Aufschrift  „Gift“  in  den,  dem  § 4 Absatz  1 ent- 
sprechenden Farben  versehen  sind.  In  jedem  zur  Aufbewahrung 
von  giftigen  Farben  dienenden  Behälter  muss  sich  ein  besonderer 
Löffel  befinden.  Die  Geräthe  dürfen  zu  anderen  Zwecken  nicht 
gebraucht  werden  und  sind,  mit  Ausnahme  der  Löffel  für  giftige 
Farben,  stets  rein  zu  halten.  Die  Geräthe  für  die  im  Giftschranke 
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befindlichen  Gifte  sind  in  diesem  aufzubewahren.  Auf  Gewichte 
finden  diese  Vorschriften  nicht  Anwendung. 

Der  Verwendung  besonderer  Waagen  bedarf  es  nicht,  wenn 
grössere  Menge  von  Giften  unmittelbar  in  den  Vorraths-  oder  Ab- 
gabegefässen  gewogen  werden. 

§ 9.  Hinsichtlich  der  Aufbewahrung  von  Giften  in  den 
Apotheken  greifen  nachfolgende  Abweichungen  von  den  Bestim- 
mungen der  §§  4,  5 und  8 Platz : 

(Zu  § 4.)  Die  Bestimmungen  im  § 4 gelten  für  Apotheken 
nur  insoweit,  als  sie  sich  auf  die  Gefässe  für  Mineralsäuren,  Lau- 
gen, Brom  und  Jod  beziehen.  Im  Uebrigen  bewendet  es  hinsicht- 
lich der  Bezeichnung  der  Gefässe  bei  den  hierüber  ergangenen 
besonderen  Anordnungen. 

(Zu  § 5.)  Die  Giftkammer  darf,  falls  sie  in  einem  Vorraths- 
raume eingerichtet  wird,  auch  durch  einen  Lattenverschlag  herge- 
stellt werden.  Kleinere  Vorräthe  von  Giften  der  Abtheiiung  1 
dürfen  in  einem  besonderen,  verschlossenen  und  mit  der  deutlichen 
und  dauerhaften  Aufschrift  „Gift“  oder  „Venena“  oder  „Tabula  B“ 
versehenen  Behältnisse  im  Verkaufsräume  oder  in  einem  geeigneten 
Nebenraume  aufbewahrt  werden.  Ist  der  Bedarf  an  Gift  so  ge-, 
ring,  dass  der  gesammte  Vorrath  in  dieser  Weise  verwahrt  werden 
kann,  so  besteht  eine  Verpflichtung  zur  Einrichtung  einer  beson- 
deren Giftkammer  nicht. 

(Zu  § 8.)  Für  die  im  vorstehenden  Absatz  bezeichneten  klei- 
neren Vorräthe  von  Giften  der  Abtheilung  1 sind  besondere  Ge- 
räthe  zu  verwenden  und  in  dem  für  diese  bestimmten  Behältnisse 
zu  verwahren.  Für  die  in  den  Abtheilungen  2 und  3 bezeichne- 
ten Gifte,  ausgenommen  Morphin,  dessen  Verbindungen  und  Zubf^- 
reitungen,  sind  besondere  Geräthe  nicht  erforderlich. 

Abgabe  der  Gifte. 

§ 10.  Gifte  dürfen  nur  von  dem  Geschäftsinhaber  oder  den 
von  ihm  hiermit  Beauftragten  abgegeben  werden. 

§ 11.  Ueber  die  Abgabe  der  Gifte  der  Abtheilungen  1 und 
2 sind  in  einem  mit  fortlaufenden  Seitenzahlen  versehenen,  gemäss 
Anlage  II  eingerichteten  Giftbuche  die  daselbst  vorgesehenen  Ein- 
tragungen zu  bewirken.  Die  Eintragungen  müssen  sogleich  nach 
Verabfolsung  der  Waaren  von  dem  Verabfolgenden  selbst,  und 
zwar  immer  in  unmittelbarem  Anschluss  an  die  nächst  vorher- 
gehende Eintragung  ausgeführt  werden.  Das  Giftbuch  ist  zehn 
Jahre  lang  nach  der  letzten  Eintragung  aufzubewahren. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  nicht  Anwendung  auf 
die  Abgabe  der  Gifte,  welche  von  Grosshändlern  an  Wiederver- 
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käufer,  an  technische  Gewerbetreibende  oder  an  staatliche 
Untersuchimgs-  oder  Lehranstalten  abgegeben  werden,  sofern  über 
die  Abgabe  dergestalt  Buch  geführt  wird,  dass  der  Verbleib  der 
Gifte  nachgewiesen  werden  kann. 

§ 12.  Gift  darf  nur  an  solche  Personen  abgegeben  werden, 
welche  als  zuverlässig  bekannt  sind  und  das  Gift  zu  einem  erlaub- 
ten gewerblichen  Zwecke  benutzen  wollen.  Sofern  der  Abgebende 
von  dem  Vorhandensein  dieser  Voraussetzungen  sichere  Kenntniss 
nicht  hat,  darf  er  Gift  nur  gegen  Erlaubnissschein  abgoben. 

Die  Erlaubnissscheine  werden  von  der  Ortspolizeibehördo  nach 
Prüfung  der  Sachlage  gemäss  Anlage  III  ausgestellt.  Dieselben 
werden  in  der  Regel  nur  für  eine  bestimmte  Menge,  ausnahmsweise 
auch  für  den  Bezug  einzelner  Gifte  während  eines,  ein  Jahr  nicht 
übersteigenden  Zeitraumes  gegeben.  Der  Erlaubnissschein  verliert 
mit  dem  Ablaufe  des  vierzehnten  Tages  nach  dem  Ausstellungs- 
tage seine  Gültigkeit,  sofern  auf  demselben  etwas  Anderes  nicht 
vermerkt  ist.  * 

An  Kinder  unter  14  Jahren  dürfen  Gifte  nicht  ausgehändigt 
werden. 

§ 13.  Die  in  Abtheilung  1 und  2 verzeichneten  Gifte  dür- 
fen nur  gegen  schriftliche  Empfangsbescheinigung  (Giftschein)  des 
Erwerbers  verabfolgt  werden.  Wird  das  Gift  durch  einen  Beauf- 
tragten abgeholt,  so  hat  der  Abgebendo  (§  10)  auch  von  diesem 
sich  den  Empfang  bescheinigen  zu  lassen. 

Die  Bescheinigungen  sind  nach  dem  in  Anlage  IV  vorge- 
schriebenen Muster  auszustellen,  mit  den  entsprechenden  Nummern 
des  Giftbuches  zu  versehen  und  zehn  Jahre  lang  aufzubewahren. 

Die  Landesregierungen  können  bestimmen,  dass  die  Empfangs- 
bestätigung desjenigen,  weichem  das  Gift  ausgehändigt  wird,  in 
einer  Spalte  des  Giftbuchs  abgegeben  werden  darf. 

Im  Falle  des  § 11  Absatz  2 ist  die  Ausstellung  eines  Gift- 
scheines nicht  erforderlich. 

§ 14.  Gifte  müssen  in  dichten,  festen  und  gut  verschlossenen 
Gefässen  abgegeben  werden;  jedoch  genügen  für  feste,  an  der 
Luft  nicht  zerfliessende  oder  verdunstende  Gifte  der  Abtheilungen 
2 und  3 dauerhafte  Umhüllungen  jeder  Art,  sofern  durch  diesel- 
ben ein  Verschütten  oder  Bestäuben  des  Inhalts  ausgeschlossen  wird. 

Die  Gefässe  oder  die  an  ihre  Stelle  tretenden  Umhüllungen 
müssen  mit  der  im  § 4 Absatz  1 angegebenen  Bezeichnung,  sowie 
mit  dem  Namen  des  abgebenden  Geschäftes  versehen  sein.  Bei 
festen,  au  der  Luft  nicht  zerfliessenden  oder  verdunstenden  Giften 
der  Abtheilung  3 darf  an  Stelle  des  Wortes  Gift  die  Aufschrift 
„Vorsicht“  verwendet  werden. 
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Bei  der  Abgabe  an  Wiederverkäufer,  technische  Gewerbetrei- 
bende und  staatliche  Untersuchungs-  oder  Lehranstalten  genügt 
indessen  jede  andere,  Verwechselungen  ausschliessendo  Bezeichnung. 

§ 15.  Es  ist  verboten,  Gifte  in  Trink-  oder  Kochgefässen 
oder  in  solchen  Flaschen  oder  Krügen  abzugeben,  deren  Form 
oder  Bezeichnung  die  Gefahr  einer  Verwechselung  des  Inhalts  mit 
Nahrungs-  oder  Genussmitteln  herbeizuführen  geeignet  ist. 

§ 16.  Auf  die  Abgabe  von  Giften  als  Heilmittel  in  deu 
Apotheken  finden  die  Vorschriften  der  §§11  bis  14  nicht  An- 
wendung. 

Besondere  Vorschriften  über  Farben. 

§ 17.  Auf  gebrauchsfertige  Oel-,  Harz-  oder  Lackfarben,  so- 
weit sie  nicht  Arsenfarben  sind,  finden  die  Vorschriften  der  §§  2 
bis  14  nicht  Anwendung.  Das  Gleiche  gilt  für  andere  giftige 
Farben,  welche  in  Form  von  Stiften,  Pasten  oder  Steinen  oder  in 
geschlossenen  Tuben  zum  unmittelbaren  Gebrauch  fertiggestellt 
sind,  sofern  auf  jedem  einzelnen  Stück  oder  auf  dessen  Umhüllung 
entweder  das  Wort  „Gift“  beziehungsweise  „Vorsicht“  und  der 
Name  der  Farbe  oder  eine  das  darin  enthaltene  Gift  erkennbar 
machende  Bezeichnung  deutlich  angebracht  ist. 

Ungeziefer  mittel. 

§ 18.  Bei  der  Abgabe  der  unter  Verwendung  von  Gift  her- 
gestellten Mittel  gegen  schädliche  Thiere  (sogenannte  Ungeziefer- 
mittel) ist  jeder  Packung  eine  Belehrung  über  die  mit  einem  un- 
vorsichtigen Gebrauche  verknüpften  Gefahren  beizufügen.  Der 
Wortlaut  der  Belehrung  kann  von  der  zuständigen  Behörde  vor- 
geschrieben werden. 

Arsenhaltiges  Fliegenpapier  feilzuhalten  oder  abzugeben,  ist 
verboten.  Andere  arsenhaltige  Ungeziefermittel  dürfen  nur  mit 
einer  in  Wasser  leicht  löslichen  grünen  Farbe  vermischt  feilgehal- 
ten oder  abgegeben  werden;  dieselben  dürfen  nur  gegen  Erlaub- 
nissschein  (§  12)  verabfolgt  werden. 

Strychninhaltige  Ungeziefermittel  dürfen  nur  in  Form  von 
vergiftetem  Getreide,  welches  in  tausend  Gewichtstheilen  höchstens 
fünf  Gewichtstheile  salpetersaures  Strychnin  enthält  und  dauerhaft 
dunkelroth  gefärbt  ist,  feilgehalten  oder  abgegeben  werden. 

Vorstehende  Beschränkungen  können  zeitweilig  ausser  Wirk- 
samkeit gesetzt  werden,  wenn  und  soweit  es  sich  darum  handelt, 
unter  polizeilicher  Aufsicht  ausserordentliche  Maassnahmen  zur 
Vertilgung  von  schädlichen  Thieren,.  z.  B.  Feldmäusen,  zu  treffen. 
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Gewerbebetrieb  der  Kammerjäger. 

§ 19.  Personen,  welche  gewerbsmässig  schädliche  Thiere  ver- 
tilgen (Kammerjäger),  müssen  ihre  Vorräthe  von  Giften  und  gift- 
haltigen Ungeziefermitteln  unter  Beachtung  der  Vorschriften  in  den 
§§  2,  3,  4,  7 und,  soweit  sie  die  Yorräthe  nicht  bei  Ausübung 
ihres  Gewerbes  mit  sich  führen,  in  verschlossenen  Räumen,  welche 
nur  ihnen  und  ihren  Beauftragten  zugänglich  sind,  aufbewahren. 
Sie  dürfen  die  Gifte  und  die  Mittel  an  Andere  nicht  überlassen. 

§ 20.  Die  Bestimmungen  der  §§  4 und  6 über  die  Bezeich- 
nung der  Vorrathsgefässe  und  die  Behältnisse  und  Geräthe  inner- 
halb der  Giftkammer  finden  auf  Neuanschaffungen  und  Neuein- 
richtungen sofort,  im  Uebrigen  vom  . . ten  ....  189  . ab  An- 
wendung. 

Für  Gewerbetreibende,  welche  bereits  vor  Erlass  dieser  Ver- 
ordnung bestanden  haben,  können  Ausnahmen  von  den  Vorschriften 
des  § 5 bis  zum  . . ten  ....  189  . nachgelassen  werden. 


Anlage  I. 

Verzeichniss  der  Gifte. 


Abthei 

Akonitin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 

Arsen,  dessen  Verbindungen  und 
Zubereitungen , auch  Arsen- 
farben, 

Atropin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 

Brucin,  dessen  Verbindungen  und 
Zubereitungen, 

Curare  und  dessen  Präparate, 
Cyanwasserstoffsäurc  (Blausäure), 
Cyankalium,  die  sonstigen  cyan- 
wasserstoffsauren Salze  und 
deren  Lösungen,  mit  Ausnahme 
des  Berliner  Blau  (Eisencyanür) 
und  des  gelben  Blutlaugensalzes 
(Kaliumeisencyanür), 

Daturin,  dessen  Verbindungen  und 
Zubereitungen, 

Digitalin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 

Emetin,  dessen  Verbindungen  und 
Zubereitungen, 


lung  1. 

Erythrophlein,  dessen  Verbindun- 
gen und  Zubereitungen, 
Fluorwas  serstoffs  äure  (F I usssäure), 
Homatropin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 

Hyoscin  (Duboisin),  dessen  Ver- 
bindungen und  Zubereitungen, 
Hyoscyamin  (Duboisin) , dessen 
Verbindungen  und  Zuberei- 
tungen, 

Kantharidin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 

Kolchicin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 

Koniin,  dessen  Vei'bindungen  und 
Zubereitungen, 

Nikotin,  dessen  Verbindungen  und 
Zubereitungen, 
Nitroglycerinlösungen, 

Phosphor  (auch  rother,  sofern  er 
gelben  Phosphor  enthält)  und 
die  damit  bereiteten  Mittel  zum 
Vertilgen  von  Ungeziefer, 
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Physostigmin,  dessen  Verbindun- 
gen und  Zubereitungen, 
Pikrotoxin, 

Quecksilberpräparate , auch  Far- 
ben, ausser  Quecksilberchlorür 
(Kalomel)  und  Schwefelqueck- 
silber (Zinnober), 

Skopolamin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 


Strophanthin, 

Strychnin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen,  mit  Aus- 
nahme von  str}'chninhaltigem 
Getreide, 

Uransalze,  lösliche,  auch  Uran- 
farben, 

Vei'atrin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen. 


Abthei 

Acetanilid  (Antifebrin), 
Adoniskraut, 

Aethylenpräparate, 

Agaricin, 

Akonit  -extrakt,  -knollen,  -kraut, 
-tinktur, 

Amylenhydrat, 

Amylnitrit, 

Apomorphin, 

Belladonna  -blätter,  -extrakt, 
-tinktur,  -wurzel, 

Bilsen  -kraut,  -samen,  Bilsenkraut 
-extrakt,  -tinktur, 
Bittermandelöl,  blausäurehaltiges, 
Brechnuss  (Krähenaugen)  sowie 
die  damit  hergestellten  Unge- 
ziefermittel, Brechnuss  -extrakt, 
-tinktur, 

Brechweinstein, 

Brom, 

Bromäthyl, 

Bromalhydrat, 

Bromoform, 

B uty  1 chl  oral  hy  drat, 

Calabar  -extrakt,  -samen,  -tinktur, 
Cardol, 

Chloräthyliden,  zweifach, 
Chloralformamid, 

Chloralhydrat, 

Chloressigsäuren, 

Chloroform, 

Chromsäure, 

Cocain,  dessen  Verbindungen  und 
Zubereitungen, 

Convallamarin,  dessen  Verbindun- 
gen und  Zubereitungen, 
Convallarin,  dessen  Verbindungen 


lung  2. 

und  Zubereitungen, 

Elaterin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 
Erythrophleum, 

Euphorbium, 

Fingerhut  -blätter,  -essig,  -extrakt, 
-tinktur, 

Gelsemium  -wurzel,  -tinktur, 
Giftlattich  -extrakt,  -kraut,  -saft 
(Laktukarium), 

Giftsumach  -blätter,  -extrakt, 
tinktur, 

Gottesgnaden  -kraut,  -extrakt, 
-tinktur, 

Gummigutti,  dessen  Lösungen  und 
Zubereitungen, 

Hanf,  indischer,  -extrakt,  -tinktur, 
Hydroxylamin,  dessen  Verbindun- 
gen und  Zubereitungen, 
Jalapen  -harz,  -knollen,  -tinktur, 
Kirschlorbeeröl, 

Kodein,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 
Kokkelskörner, 

Kotoin, 

Krotonöl, 

Morpliin , dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 

Narcein,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 

Narkotin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 

Nieswurz  (Helleborus),  grüne, 
-extrakt,  -tinktur,  -wurzel, 
Nieswurz  (Helleborus),  schwarze, 
-extrakt,  -tinktur,  -wurzel, 
Nitrobenzol  (Mirbanöl), 
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Opium  und  dessen  Zubereitungen 
mit  Ausnahme  von  Opium 
-pflaster  und  -wasser, 

(Ixalsäure  (Kleesäure,  sog.  Zueker- 
säure), 

Paraldehyd, 

Pental, 

Pilokarpin,  dessen  Verbindungen 
und  Zubereitungen, 

Sabadill  -extrakt, -fruchte,  -tinktur, 
Sadebaum  -spitzen,  -extrakt,  -öl, 
Sankt-Ignatius  -samen,  -tinktur, 
Santonin, 

Scammonia  -harz  (Scammonium), 
-Wurzel, 

Schierling  (Koiiium)  -kraut,  -ex- 
trakt, -früchte,  -tinktur, 

Senföl,  ätherisches, 

I 

Abthei 

Antimonchlorür  fest  oder  in  Lö- 
sung, 

Baryumv  erbindun  gen,  ausser 
Schwerspath  (schwefelsaurem 
Baryum), 

Bittermandelwa  sser, 

Bleiessig, 

Bleizucker, 

Brechwurzel  (Ipecacuanha)  -ex- 
trakt, -tinktur,  -wein, 

Barben,  welche  Antimon,  Baiyiim, 
Blei,  Chrom,  Gummigutti,  Kad- 
mium, Kupfer,  Pikrinsäure,  Zink 
oder  Zinn  enthalten,  mit  Aus- 
nahme von : Schwerspath  (schwe- 
felsaurem Baryum),  Chromoxyd, 
Kupfer,  Zink,  Zinn  uud  deren 
Legirungen  als  Metallfarben, 
Schwefelkadmium , Schwefel- 

zink, Schwefelzinn  (als  Musiv- 
gold), Zinkoxyd,  Zinnoxyd, 
Goldsalze, 

Jod  und  dessen  Präparate,  aus- 
genommen zuckerhaltiges  Eisen- 
jodür  und  Jodschwefel. 
Jodoform, 

Kadmium  und  dessen  Verbindun- 


Spanische  Fliegen  und  deren 
weingeistige  und  ätherische  Zu- 
bereitungen, 

Stechapfel  -blätter,  -extrakt, 
-samen,  -tinktur',  — ausgenom- 
nrßn  zum  Rauchen  oder 
Räuchern, 

Strophanthus  -extrakt , -samen, 
-tinktur'. 

Strychninhaltiges  Getreide, 
Sulfoiral  und  dessen  Ableitungen, 
Thallin,  dessen  Verbindungen  und 
Zubereitungerr, 

Urethan, 

Veratrum  (weisse  Nieswurz)  -tmk- 
tur,  -Wurzel, 

Wasserschierling  -kraut,  -extrakt, 
Zeitlosen -extrakt, -knollen,-samen, 
-tinktur,  -wein. 

lung  3. 

gen,  auch  mit  Brom  oder  Jod, 
Kalilauge,  in  100  Gewichtstheilen 
mehr  als  5 Gewichtstheile  Ka- 
liumhydroxyd enthaltend, 
Kalium, 

Kaliumbichromat  (rothes  chrom- 
saures Kalirrm , sogenanntes 
Chromkali), 

Kaliumbioxalat  (Kleesalz), 
Kalirrmchlorat  (chlorsaures  Ka- 
li unr), 

Kaliumchromat  (gelbes  chrom- 
sarrres  Kalium), 
Kaliumhydroxyd  (Aetzkali), 
Karbolsäure,  auch  rohe,  sowie 
verflüssigte  und  verdünnte  (in 
100  Gewichtstheilen  melir  als 
3 Gewichtstheile  Karbolsäure 
enthaltend), 
Kirschlorbeerwasser, 

Koffein,  dessen  Verbindungen  und 
Zubereitungen, 

Koloquinthen,  -extrakt,  -tinktur, 
Kreosot, 

Kresole, 

Kupferverbindungen, 

Lobelien,  -kraut,  -tinktur. 
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Meerzwiebel,  -extrakt,  -tinktur, 
-wein, 

Mutterkorn,  -extrakte  (Ergotin), 

Natrium, 

Natriumbichromat, 

Natriumhydroxyd  (Aetznatron, 
Seifenstein), 

Natronlauge,  in  100  Gewichts- 
theilen  mehr  als  5 Gewichts- 
theile  Natriumhydroxyd  ent- 
haltend, 

Phenacetin, 

Pikrinsäure  und  deren  Verbin- 
dungen, 

Quecksilberchloriu’  (Kalomel), 

Salpetersäure  (Scheidewasser), 


auch  rauchende, 

Salzsäure,  auch  verdünnte,  in 
100  Gewichtstheilen  mehr  als 
15  Gewichtstheile  wasserfreie 
Säure  enthaltend, 
Schwefelkohlenstoff, 
Schwefelsäure,  auch  verdünnte,  in 
100  Gewichtstheilen  mehr  als 
löGewichtstheile  Schwefelsäure- 
monohydrat enthaltend, 
Silbersalze,  mit  Ausnahme  von 
Chlorsilber, 

Stephans  (Staphisagria)  -kömer, 
Zinksalze,  mit  Ausnahme  von  Zink- 
karbonat, 

Zinnsalze. 


Giftbuch. 
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Anlage  III. 

(Name  der  ausstellenden  Behörde.) 

No 

Erlaubnissschein  zum  Erwerb  von  Gift. 

Der  etc.  (Name,  Stand) zu  (Wohnort  und 

Wohnung) 

Die  (beziehungsweise  Firma) wünscht  (Menge) 

. . . . (Name  des  Giftes)  ....  zu  erwerben,  um  damit 

(Zweck,  zu  welchem  das  Gift  benutzt  werden  soll) 


’)  Dieser  Spalte  bedarf  es  nur  dann,  wenn  gemäss  § 13  Abs.  3 
die  Abgabe  der  Empfangsbestätigung  im  Giftbuch  zugelassen  ist. 
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Gegen  dies  Vorhaben  ist  diesseits  nach  stattgefundener  Prüfung 

nichts  zu  erinnern 

. . . den  . ten  ....  18  . 

(Bezeichnung  der  ausstellenden  Behörde.) 

(Namensunterschrift.) 

Dieser  Schein  macht  die  Ausstellung  einer  Empfangsbescheini- 
gung (Giftschein)  gemäss  ....  nicht  entbehrlich.  Er  verliert 
mit  dem  Ablauf  des  14.  Tages  nach  dem  Ausstellungstage  seine 
Gültigkeit,  sofern  etwas  Anderes  oben  nicht  ausdrücklich  vermerkt  ist. 


Anlage  IV. 

No.  . . (des  Giftbuchs). 

Giftschein. 

Von  (Firma  des  abgebenden  Geschäfts) zu 

(Ort)  . . . bekenne  ich  hierdurch  . . . (Menge)  . . . . 

(Name  des  Gifts)  ....  zum  Zwecke  de 

wohl  verschlossen  und  bezeichnet  erhalten  zu  haben. 

Der  aus  einem  unvorsichtigen  Gebrauche  des  Giftes  entstehen- 
den Gefahren  wohl  bewusst,  werde  ich  dafür  Sorge  tragen,  dass 
dasselbe  nicht  in  unbefugte  Hände  gelangt  und  nur  zu  dem  vor- 
gedachten Zwecke  verwendet  wird. 

Das  Gift  soll  durch  . . . abgeholt  werden. 

(Wohnort,  Tag,  Monat,  Jahr  (Name  und  Vorname,  Stand 

und  Wohnung.)  oder  Beruf  des  Erwerbers.) 

(Eigenhändig  geschrieben.) 

(Zusatz,  falls  das  Gift  durch  einen  Andern  abgeholt  wird.) 
Das  oben  bezeichnete  Gift  habe  ich  im  Aufträge  des  . . . 

(Namen  des  Erwerbers)  in  Empfang  genommen  und  verspreche,  das- 
selbe alsbald  unversehrt  an  meinen  Auftraggeber  abzuliefern. 

(Ort,  Tag,  Monat,  Jahr.)  (Name  und  Vorname,  Stand 

oder  Beruf  des  Abholenden.) 
(Eigenhändig  geschrieben.) 
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Abkochungen  und  Aufgüsse  22.  26. 
Aerzte,  Dispensirrecht  124. 
Aetzstifte  22.  26. 

Ankündigung  von  Arznei-  und  Ge- 
heimmitteln 7. 

Anstiftung  zu  einer  strafbaren 
Handlung  79. 

Antifebrin  51. 

Antipyrin  51. 

Apothekertitel,  Fülirung  seitens 
des  Drogisten  147. 

— in  Inseraten  151. 

Arznei,  Begriff  der  53. 

Arzneien,  Zubereitung  6. 
Arzneimittel,  Abgabe  in  Einzel- 

bestandtheilen  64. 

— Abgabe  in  ärztlichen  Heil- 
anstalten 72. 

— Ankündigungsverbote  7. 

— Feilhalten  54. 

— freigegebene  3. 

— Grosshandel  17.  18.  19. 

— homöopathische  89. 

— Konfiskation  77. 

— Verkauf  an  Apotheken  und 
Staatsanstalten  17.  20. 
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ler 55. 

— Vorräthighalten  im  Lagerraum 

6. 

Arzneipulver  33. 

Arzneispecies  33. 

Arzneitropfen  35. 

Arznei-Zeltchen  41. 

Auszüge  22. 


Badeingredienzien  12.  13. 

Bäder,  medicinische  12.  13. 
Balsame  22.  36. 

Betrugsparagraph  87. 
Blüthenlionig-Brustsaft  37. 
Bonbons  42.  43. 

Bräunemittel  35.  i 

Brausesalze,  medicinische  34. 

Caramellen  42. 

Dentisten  121. 

Destillate  27. 

Diphtherieserum,  Verkehr  mit  52. 
Diphtheritismittel  35. 
Dispensirrecht  derThierärzte,  Zahn- 
ärzte und  Aerzte  121. 
Drogenhandlungen  126. 

— Anleitung  zur  Revision  138. 

— Revision  ders.  130. 

in  Bayern  142,  Sachsen  143, 

Baden  145,  Anhalt  145, 
Braunschweig  146. 

— Schema  f.  d.  Revisionsproto- 
koll 140. 

— Ta.ve  f.  d.  Revision  133. 

— Vorschriften  f.  d.  Revision  131. 
Drogisten-Firmenschilder  151. 153. 

156.  158.  160.  161.  162. 

Eichelcacao  29. 

Extrakte  26.  28. 

Farben,  Vorschriften  über  182. 
Feilhalten,  Begriff  54. 
Fenchelhonig  37. 
Fichtennadel-Extrakt  29. 


Sachregister. 


189 


Firmenschilder  der  Drogisten  151. 
153.  156.  158.  160.  161.  162. 

— — mit  der  Aufschrift  „Apo- 

thekerwaaren  en  gros“  156. 

— — mit  der  Aufschrift  „Apo- 

thekerwaaren“  158. 

— — mit  der  Aufschrift  ^Arznei- 

waarenhandlung“  160. 

— — mit  der  Aufschrift  „Handel 

mit  Apothekerwaaren“  153. 

— — mit  der  Bezeichnung  „cand. 

pharm.“  161. 

— — mit  der  Bezeichnung  „Hand- 

lung mit  Medicinaldrogen“ 

161. 

— — mit  der  Bezeichnung  „Me- 

dicinalhandlung“  l6l. 

— — mit  der  Aufschrift  „Thier- 

arzneimittel“ 158. 

— — Verwendung  des  Rothen 

Kreuzes  162. 
Fleischextrakt  29. 

Fliegenpapier,  arsenhaltiges  182. 
Fruchtsäfte  39. 

Crcheimmittel  3. 

— Ankündigungsverbote  7. 

— flüssige  35. 

Geheimmittelkonzessionen : Bayern, 
Preussen  2. 

Gemenge,  trockene  von  Salzen  22. 
Gemische,  flüssige  22.  35. 
Genossenschaften,  homöopathische 
93. 

Geräthe  für  d'en  Giftschrank,  Auf- 
bewahrung 179. 

Gewerbebetrieb  der  Kammeijäger 
183. 

Giftbuch  181.  186. 

Gifte,  Abgabe  der  180. 

— Abgabe  als  Heilmittel  182. 

— Abgabe  in  Trink-  oder  Kocli- 
gefässen  182. 

— Aufbewahrung  178. 

— Aufbewahrung  in  den  Apo- 
theken 180. 

— Genehmigung  zum  Handel  da- 
mit 126. 

— Konfiskation  77. 


Gifte,  Verzeichniss  183. 

— Vorschriften  über  den  Handel 
damit  177. 

Giftkammer  179.  180. 

Giftschein  187. 

Giffcschrank  179. 

— Aufbewahrung  der  Geräthe 
179. 

Grosshandel,  Begrifl’  17.  18.  19. 

Handlung,  strafbare;  Anstiftung 
dazu  79. 

Handverkauf  in  den  Apotheken  2. 
Harzbenzoesäure  52. 
Hausapotheken  54. 

Heilgewerbe,  Ausübung  im  Um- 
herziehen 172.  173. 
Himbeeressig  30. 

Honigpräparate  22.  36. 
Hühneraugenmittel  aus  Collodium 
und  Salicylsäure  70. 

Hustenicht  37. 

Ichthyol  51. 

Jacobi’s  Königstrank  35. 

Kaftee-Extrakte  29. 

Kalium,  Aufbewahrung  179. 
Kammerjäger,  Gewerbebetrieb  183. 
Kapseln  23.  39. 

Karbolsäure,mitW  asser  verdünn  te4. 
Körner  23. 

Kolikessenz  111. 

Kolikpulver  111. 

Kothe’s  Zahnwasser  30.  32. 
Kräuterbitter  29. 

liatwergen  23.  39. 

Linimente  23.  40. 

Liquor  Ferri  album.  36. 

— — sesquichlor.  36. 

— Plumbi  acet.  35.  36. 

Lösungen  22. 

Magenbitter  29. 

Malzextrakte  mit  Zusätzen  29. 
Mayer’s  Brustsirup  39. 

Menthol-  und  Mückenstifte  26. 
Mineralwasser  - Ausschank,  Be- 
triebssteuer 168. 
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Mineralwasser-Ausschank  in  uin- 
herfahrenden  Trinkhallen  165. 

— künstliche  1.  15. 

— künstliche,  Bereitung  und  Aus- 
schank 165. 

— künstliche,  Fabrikation  169. 
170. 

— natürliche  15. 

Mineralwasserfabrikation  u.  -Han- 
del 164. 

Mineralwasserfabriken,  Betrieb  167. 
Mundwasser  30. 

Xatrium,  Aufbewahrung  179. 

Pain  Expeller  35. 

Parai’s  Klostermittel  35. 

Pastillen  23.  40. 

Pechpflaster  44. 

Peptonpräparate  29. 

Pillen  23.  40. 

Pfeflferminzplätzchen  40. 
Pferdepulver  117. 

Pflaster  23.  43. 

Phenacetin  51. 

Phosphor,  Aufbewahrung  179. 
Phosphorpillen  40. 

Pomade  17. 

Pulver  gegen  Diarrhöe  111. 

Pulvis  aerophorus  laxans  33. 

— equorum  118. 

Rocepte,  Anfertigung  in  Drogen- 
handlungen 61. 

— thierärztliche  119. 

Resorcin  51. 

Restitutionsfluid  110.  111. 

Revision  derDrogenhandlungenl30. 

— — Anleitung  138. 

— — in  Bayern  142,  Sachsen  143, 

Baden  145,  Anhalt  145, 
Braunschwei"  146. 

— — Schema  f.  d.  Protokoll  140. 

— — Taxe  133. 

— — Vorschriften  131. 
Rettigbonbons  42. 

Riechsalz  34. 

Rosenhonig  36. 

Rothlaufmittel  für  Schweine  115. 
Rotttlae  40. 


Salze,  aus  natürlichen  Mineral- 
wässern bereitet  34. 

— baldriansaure  51. 

— milciisaure  51. 

Salben  23.  44. 

Salol  51. 

Scheibler’s  Mundwasser  33. 

Seifen  1. 

— medicinische  14. 

Selterwasser.  Gläserweiser  Ver- 
kauf ist  Schankwirthschaft  166. 

Serum  antidiphthericum  52. 

Sirupe  22.  39. 

Sirup  US  Rhamni  39. 

Somnal  51. 

Sozojodol  51. 

Streukügelchen,  elektro  - homöo- 
patliische  41. 

— homöopathische  90. 
Sublimatseife  15. 

Sulfonal  51. 

Suppositorien  24.  44. 

Thallin  51. 

Thee-Extrakte  29. 

Thee,  Verkauf  in  einzelnen  Be- 
standtheilen  69. 

Thierärzte , Dispensirrecht  in 
Preussen  121,  Bayern  122,  Sach- 
sen 123,  Württemberg  123,  Ba- 
den 123,  Hessen  123,  Anhalt  123, 
Braunschweig  123,  Bremen  123, 
Coburg-Gotha  123,  Hamburg 
123,  Mecklenburg  123,  Olden- 
burg 123,  Reuss  123,  Schaum- 
burg-Lippe 123,  Schwarzburg- 
Rudolstadt  123,  Weimar  123, 
Meiningen  123. 

— — nicht  approbirte  124. 
Thierheilmittel,  Handel  damit  103. 

— Erk.  d.  Reichsger.  v.  12.  Juli 
1880  104. 

— Rev.-Urth.  d.  Kgl.  preuss.  Ob.- 
L.-G.  zu  Breslau  vom  7.  Aug. 
1889  107. 

— Erk.  d.  Kgl.  sächs.  Ob.-L.-G. 
in  Dresden  vom  27.  Okt.  1890 
110. 


Sachregister. 
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Thierheilmittel,  Erk.  d.  Kammerger. 
in  Berlin  vom  24.  Mai  1892  110. 

— Erk.  d.  Ob.-L.-G.  in  München 
V.  Okt.  1892  111. 

— Erk.  d.  Ob.-L.-G.  in  Jena  (1892) 
114. 

— Erk.  d.  Ob.-L.-G.  in  Stuttgart 
V.  29.  März  1893  116. 

— Erk.  d.  Kgl.  L.-G.  in  Lissa  v. 
15.  Febr.  1893  117. 

— Erk.  d.  Kammerger.  v.  26.  Okt. 
1893  119. 

Thiol  51. 

Tinkturen  26.  29. 

— homöopathische  35. 

Trochisci  Santonini  41. 

Ungeziefermittel  182. 

— strychninhaltige  182. 

Urethan  und  Urethanverbindungen 

51. 

V erbandkästen  für  Berufsgenossen- 
schaften 19. 

Verbandstoffe  1.  11. 

Vereine,  homöopathische  und  Ver- 
einsapotheken 97. 


Verkauf  als  Heilmittel  4.  5. 
Verordnung  v.  27.  Januar  1890  1. 

— — Verzeichniss  A.  22. 

— — — A.  Ausnahmen  25. 

B.  44. 

Verzeichniss  der  Gifte  183. 

Vieh-  u.  Ross-Pulver  111. 
Vorrathsgefässe  für  Mineralsäureu, 
Laugen,  Brom  und  Jod,  Auf- 
schriften 178. 

Vorschriften  über  den  Handel  mit 
Giften  177. 

— über  Farben  182. 

Warner’s  Safe  Cure-Mixtm’  35. 

Zahnärzte  121. 

Zahnpulver  17.  34. 

Zahntechniker  121. 

Zahntechnik , Wander  - Gewerbe  - 
scheine  174. 

Zahntinkturen  30. 

Zahnwässer  32. 

Zubereitungen  1. 

— zur  Herstellung  von  Bädern  1. 
Zwiebelbonbons  42. 


UßPftf*, 


Buchdrucf erei  von  Gustav  Schade  (Otto  Francke)  Berlin  N. 


Verlaj;  von  Julius  Si>ringer  in  Berlin  N. 


Die 

preussischen  Apothekengesetze 

mit 

Kiiiscliluss  der  reiclisgesetzlicliey  Bestimmungen 
Uber  «len 

Uotriob  <les  Aitotlu'koraeworbos. 

Von 

l>r.  H.  IJöttgcr, 

lledacteur  der  Pliariuaceutisihon  Zeitung, 
l’reis  sei).  M.  5.—. 

Die  j'^esetzli cli en 

Bestimmungen  über  die  Rechte  und  Pflichten 

iler  dciit.selic’ii  Apotbokor}»ebült<‘ii.  . 

'Zii«^;iiiniionf50slellt 

von 

br.  H.  llött|?er, 

Itedactenr  der  l’h.irniaceiitischeii  Zeitung. 

Preis  karr.  .M.  1,40. 

UltlitKrtrdjcr 

für 

finjäRrig-frclwiffiflC  ^ifitörnpofßeßer,  ^ntcr-  unö  ^ßcroiiotßfßfr 

be« 

Drutfrijpu  i)ci'i-f6. 

^earbc'"'*  yen  I>r.  'i(.  .Usl.  Ctcrabotkicr  ber  ^tefernc. 

ftntt.  'Breie  tili.  1,60. 

Neues  pharmaceutisches  Manual. 

Unter  Boiliülfe  von  Dr.  K.  Bost'Mi 

heniuagegeben  ven 

Kiisoii  Dioterieli. 

— MH  m den  7'e.\t  gcdrucklcn  Hol::^chi;i1leti.  — 

Sechste  vermehrte  .\uHas«* 

In  Moleskin  gebunden  Preis  M l.*), 

Tn  Moleskin  gebunden  und  mit  Schreibpapier  durcliscbos.sen  M.  17,—. 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung, 


